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RYSZARD NAZAREW I CZ 

Die Kommunisti sche Intern ationale 
und Polen (1938 bis 1943/1945) 1 

Die Kommunistische Arbeiterpat1ei Polens (KPRP, ab 1925 KPP) entstand im 
Dezember 1918 durch die Vereinigung der Sozialdemokratie des Königreiches 
Polen und Litauens (SDKPiL) mit der Polnischen Sozialistischen Partei-Linke 
(PPS-Lewica). Sie war Mitbegriinderin der Kommunistischen Internationale (KI) 
auf deren I. Kongreß im März 1919. Ihr erster Vertreter in der Kl war der beknnn­
te Fiihrer und Theoretiker der polnischen, deutschen und internationnlen Arbeiter­
bewegung Julian Marchlewski ("Karski"). Die Beschäftigung der Kl mit polni­
schen Problemen war in der gesamten Zeit ihrer Existenz unmittelbar mit ihren 
Beziehungen zur Kommunistischen Pat1ei Polens ( 1918 1938) und zur Polni­
schen Arbeiterpartei (PPR) ( 1942-1948) verbunden. 

Im Jahre 1938 wurde die KP Polens durch das Präsidium der Kl statutenwidrig 
und mit falscher Begründung aufgelöst. Dies erfolgte faktisch auf ßetehl Stnlins, 
nachdem zuvor alle polnischen Mitglieder des Apparates der Kl und fast al le in 
der Sowjetunion lebenden polnischen Kommunisten vom NK WO verhnfiet und 
ermordet worden waren. Darauf folgte in den Jahren 1938 bis 1941 eine Periode 
der Zersetzung und Desorientierung der polnischen kommunistischen ßewegung 
durch die Komintern. 

Vor dem Überfall Hitlerdeutschlands auf die UdSSR haben das Exekutivkomitee 
der Kommunistischen Internationale (EKKI) und die Sowjetregierung ihre Stel­
lung zu den polnischen Kommunisten partiell und stufenweise geändet1. Aber erst 

Erweitener Text des Vonrags vor der Berliner Gesellschaft flir Faschismus-und Wcltkrieg:-li>r­
schung am 8. Ok1ober 2002 in ßerlin. Vgl. auch folgende Arbeiten des Autors: Die Vernichtung 
der KP Polens im Lichte der Akten des EKKI. Leipzig 1998 (Rosa-Luxernhurg-Stil1ung Sachsen): 
Wi,zi PPR z Mi,dzynarod6wk& Komunistyczn& i lewicq polsk& w Z.SSR (Die Beziehungen der 
PPR zur Kommunistischen Internationale und zur polnischen Linken in der UdSSR). in: ldeologia i 
Polityka. Warszawa 1982. Nr. 5: Aspekty polskie w dokumentach Kominternu (Polnische Aspekte 
in den Dokumenten der Komintern), in: Dzis. Przeglqd spofcczny. Wars7,1\\a 2000. Nr. 12: Ko­
mintern wobec agrcsji hitlerowskiej w Europie 1939-1941 (Die Komintern und die llL,chiqi,d>.: 
Aggression in Europa 19391-1941). in: Dzieje Najnowsze. Warszawa 2001. r. 33: Der iihcri:JII 
auf Polen. Diplomatische Hintergründe. in: Der Krieg vor dem Krieg. Politik und Ökonomik der 
. .friedlichen .. Aggressionen Deutschlands 1938/39, hg. von Wcrner Röhr. Brigittc llcrlckamp und 
Kar! Heinz Roth. llamburg 200 I. 
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nach dem Überfall Nazideutschlands auf die UdSSR am 22. Juni 1941 sahen sie 
die Notwendigkeit, in Polen eine neue, von Kommunisten geführten Partei zu 
schalh:n, und zogen die praktische Konsequenz. Diese Partei wurde im Januar 
1942 in Warschau ins Leben gerufen und nannte sich Polnische Arbeiterpartei 
(PPR). Sie war kein Mitglied der Komintern. Ihr ZK unterhielt ab Mai 1942 eine 
geheime Fun kverbindung mit dem EKKI und nach dessen Auflösung im Mai 
1()43 weiterhin mit der Abteilung tur Internationale Information (OMI) des ZK 
der KPdSU(l3), die von Georgi Dimitroffgeleitet wurde. 

Als ab Juli 1944 die Befreiung Polens begann, verschoben sich die Beziehungen 
Polens und der Sowjetunion auf die staatliche Ebene, jene zwischen den Parteien 
verloren an ßedeutung. Diese staatlichen Beziehungen sind nicht Gegenstand die­
ses ßeitrages. 

Sc hwie ri gkei ten mit den Quellen 

Eine beti·iedigendc Erforschung der Geschichte der Komintern und damit verbun­
dener Probleme war erst möglich, als die Quellen, vor allem die Archivmateria­
lien der Komintern selbst, zugänglich wurden. Sie befanden sich seit der Auflö­
sung der Kl im Zentralen Pat1eiarchiv des Instituts flir Marxismus-Leninismus 
bcitn ZK der Kl'dSU. Sie waren aber unzugänglich, selbst tUr die Vertreter der 
kommunist ischen und befreundeten Parteien. Eine Ausnahme bildete eine kurze 
Periode zur Zeit Chrustschows, in der auch einige ausgewählte Funktelegramme, 
die zwischen dem ZK der PPR und dem EKKI 1942/ 1943 ausgetauscht wurden, 
dem Archiv des ZK der PVAP übergeben wurden.2 

Die Lage änderte sich erst mit der Bildung einer gemeinsamen polnisch-sowjeti­
schen II istorikcrkommission, die nach einer Erklärung von Wojciech Jaruzelski 
und Michail Gorbatschow vom 2 1. April 1987 über die Zusammenarbeit der 
PVAP und der KPdSU auf den Gebieten der Ideologie, Wissenschaft und Kultur 
berufen wurde.3 Der polnischen Forschergruppe, zu welcher auch ich gehöt1e, 
wurde von der sowjetischen Führung der Zutritt zu allen Kominternmaterialien, 
die die KPP und die PPR betraten, zugesichert. ln der Praxis aber zeigte sich, daß 
nicht alle Mitarbeiter des Parteiarchivs des JML beim ZK der KPdSU die Wei­
sung Gorbatschows verstehen wollten. Sie beriefen sich auf eine alte Instruktion 
des ZK der KPdSU von 1966 und stellten den polnischen Historikern nur nach 
eigenem Ermessen herausgenommene Dokumente aus ausgewählten Mappen zur 

2 befinden sich jetzt im Archiwum Akt Nowych (AAN) in Warschau. 
!'in Teil von ihnen \\urdc veröllcntlicht in: Z pola walki, Warszawa 1961, Nr. 4 sowie in: NoV[\ia i 
novcjs[üa i; torija. Muskwu 1964, Nr. 5. S. I 09-124, zuletzt in der Dokumcntensammlung: Komin­
tern i vturaja mirov[üa hg. von N. S. Lebedewa und M.M. Narinskij. Teil I: Moskva 1994: 

M<hkwa 191.JS. (im folgenden: Komintem) 
3 Die Kommissionen waren von polnischer Seite Prof Dr. Jarcma Maciszcwski, zu je­

IM Zo.:it Rd,tor der ,\kadcmic llir Gcscllschutiswissenschallen beim ZK der PVAP, und von 
'u" jo.:tischo.:r So.:ite Prut: Dr. Georgij Smirnov. Direktor des Instituts llir Marxismus-Leninismus 

ZK <kr KJ>dSU. 



Die Kommunistische lmernationale und Polen 5 

Verfügung. Den Forderungen der polnischen Seite nach vollständigem Zugang 
wurde geantwortet, die interessierenden Dokumente seien vernichtet. 

ln den uns damals ausgehändigten Materialien befanden sich durchaus wicht ige 
und uns bis dahin unbekannte Dokumente. So wurden der Forschung zugiinglich 
u.a. der Beschluß des Präsidiums der Komintern vom 16. 1\ugust 1938 über die 
1\uflösung der KPP und der Beschluß des Sekretariats der Kl vorn 26. Mai 1939 
über Organisationstragen und die Berufung eines provisorischen Führungszen­
trums einer zu schaftenden neuen kommunistischen Partei sowie auch einige Er­
klärungen und Berichte polnischer Funktionäre des EKKI und der KPP, die den 
Sekretären der Kl erstattet worden waren. 

Sich ausschließlich auf diese Dokumente zu stlitzen hätte bedeutet. ein falsches 
Bild zu bekommen, z.B.: die KPP-Funktionäre seien selbst schuldig an ihrer Er­
mordung, weil sie sich selbst und gegenseitig verschiedener 1\bweichungen, po­
litischer Fehler und verdächtiger Haltungen angeklagt und damit Beweismaterial 
für ihre Verfolger geliefer1 hatten. Solche 1\ussagen wurden nach ihrer 
tung durch das NKWD großenteils durch Folter und andere ungesetzliche Metho­
den erpreßt. 1\uf der Basis solcher Quellen konnten die Ursachen, die Schuldigen 
flir ihr tragisches Schicksal sowie die Mechanismen ihrer Vernichtung nicht re­
konstruiert werden, und schon gar nicht das, was im Rehabilitationsbeschluß der 
KPP durch tlinf kommunistische Parteien vom 18. Februar 1956 als .. von später 
entlarvten Provokateuren geflilschte 1\nklagen" bezeichnet wurde.4 

Erst nach dem Zerfall der UdSSR wurde der Zutritt zum Kominternarchiv breit 
zugänglich. Dies nutzten nicht zu letzt die 1\utoren antikommunistischer Publika­
tionen, die die entsprechenden Geldsummen zur Verfugung hatten. ln den letzten 
Jahren haben russische Historiker ausgewählte Dokumente der Komintern 
fentlicht, darunter zwei Bände über die Tätigkeit der Kl im zweiten Weltkrieg.5 

Darin sind zu den uns interessierenden Fragen verschiedene Quellen zu finden. 
Eine wichtige Quelle bilden auch die Tagebücher von Georgi Dirnitro Ir ( 1933-
1943), die 1997 in Bulgarien6 und 2000 in Berlin veröffentlicht wurden.7 

Die Kommunistische Partei Polens als Mitglied der International e 

Die KPRP wurde bereits einige Wochen nach ihrer Gründung im Dezember 1918 
in die Illegalität gedrängt. Tausende ihrer Mitglieder saßen viele Jahre in polni-

4 T1ybww Ludu vom 19.2.1956: Prmrda vom 21.2.1956: .\'eues Dewschland vom 21.2.1956 (ln 
dieser Zeitung fehlten die Unterschrillen der Sekretäre der Zentralkomitee der Kommunistischen 
Parteien der So\\jctunion. Italiens. Bulgariens. Finnlw1ds und der Vereinigten Polens). 

5 Komintem. 
6 Georgi Dimitrow: Dnem1ik 9. mart 1933-6. februari 1949. hg. von Dimitr Sirkow. l'ctko ß ocw. 

Nikola Awrejcjski. Ekatarina Sofija 1997. 
7 Gcorgi Dimitroll Tagebücher 1933-1943. llg. von ßcmhard H. Bayerlein. 1\us Russischen 

und Bulgarischen von Wladislaw Hedeler und Birgit Schliewenz. ße rlin 2000 sowie Kommentare 
zu den Tagebuchem 1933-1943. hg. v011 ßemhard ß . Bayerlein und Wladislm1 l lcdclcr.l3crlin 2000. 
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sehen Zuchthäusern, später auch ohne Gerichtsurteil im Konzentrationslager Be­
Kartuska, das 1934 angelegt wurde. Viele Aktivisten und Mitglieder dieser 

illegalen und verfolgten Par1ei mußten als politische Flüchtlinge im Ausland Asyl 
suchen. Die Leitung der Partei ertolgte aus Moskau, Kopenhagen, Berlin (bis 
1933) und später auch aus Prag. Die meisten Mitglieder fanden Zuflucht in der 
UdSSR, wo viele Polen, die vor oder nach der Revolution dort geblieben waren, 
in KPdSU, in der Roten Armee und in den sowjetischen Staatsorganen tätig 
warl.!n. Polen lebten seit Jahrhunderten auch in der Ukraine und Belorussia, wo in 
Marchlewsk und Dzierzynsk zeitweilig (1935-1938) zwei polnische autonome 
Rayons existierten. 

Viele polnische Kommunisten arbeiteten in internationalen Organisationen mit 
Sitz in Moskau. Auf allen Kongressen der Kommunistischen Internationale wur­
den tlihrende Funktionäre der KP Polens in das Exekutivkomitee gewählt, so wur­
de der Generalsekretär der KPP Julian Leszczyr1ski-Ler1ski auf dem VII. Kongreß 
zum Mitglied des Präsidiums des EKKI gewählt, einige andere in das EKKI oder 
in die Internationale Kontrollkommission. In den Leitungen der Kommunisti­
schen Jugend-Internationale (KIM), der Bauern-Internationale (Krestintern). der 
Gew!.!rkschatisinternationale (Protintern), der Internationalen Hilte (MOPR) wa­
ren ebentüllsbekan nte polnische Funktionäre tätig.8 

Die Rolle der Kommunistischen Internationale in der Geschichte der Arbeiterbe­
wegung und einze lner Parteien kann unterschiedlich beurteilt werden. Vom Stand­
punkt der polnischen Arbeiterbewegung und der ganzen polnischen Linken war 
sie verheerend. Die KPP als Mitbegründerind er Komintern und als eine derbe­
Lkutenderen kommunistischen Parteien Europas bewahrte ziemlich lange ihre 
Selbst:indigkeit. war aber gleichzeitig loyal gegenüber der allgemeinen Linie und 
den ideologischen Prinzipien der Kl. Die Konstruktion einer zentralisierten inter­
nationalen Organisation, der sowohl die große, starke, die Staatsmacht ausübende 
KPdSU als auch schwächere, dazu illegale und Parteien angehörten, 
tlihrte schließlidl zu immer größerer Abhängigkeit der Schwachen von den Star­
ken. bis hin zum Verlust der Selbständigkeit besonders jener Parteien, die in den 
kapitalistischen und kolonialen Ländern wirkten. Hinzu kam die wachsende Auto­
ritüt Stalins, der von last allen Parteien der Komintern als Führer des internationa­
len Proletariats angesehen wurde. Falsche Thesen Stalins, z.B. die Dogmen über 
den Sozialtüschismus oder über den sich ständig zuspitzenden Klassenkampf: 
bestimmten das politische Denken und die Strategie dieser Par1eien und brachten 
ihnen viel Schaden. ln Stalins Schatten verlor auch die Komintern ihre 

S Vgl. zu Problematik .lözd Kowalski: Komunistycma Purtia Polski 1935-1939. Warszawa 
llJJlJ: I'I'R. Wmszawa 1972: llcnl)k CimdJ Lucjan Kic-szczy1iski: 
Komuni>t)CZIIa Pulski 1918-llJ38. Warszawa Antoni Czubil1ski: Komunistyczna 
tia llJX5: Alcksandcr Kochmiski: Mi.;dzynarodowka Z"iqzkow Za­

1920-1937, Warszawa 1985: Fricdrid1 Firsow: Komintcm. Zeit der Prtiltm­
g<">l. 111: lkit riigc mr (ic>chichle der Arhcitahcwcgung. 13crlin llJ<JO. Nr. I. 
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Selbständigkeit, sie wurde zu einem Instrument der Politik der Sowjetregierung 
degradiert, vor allem auf außenpolitischem Gebiet. 

Das betraf auch die KPP. Ihre Führung, vor allem Wera Kostrzewa und Adolf 
Warski, hatte sich 1922 auf dem IV. Weltkongreß der Kl der sektiererischen Li nie 
Stalins in der Frage der Einheitsfront der 1\rbeiterklasse widersetzt. Daraulhin 
wurde sie von Stalin als rechtsopportunistisch und antibolschewistisch gebrand­
markt. Stalin und die Leitung der Kl wollten gehorsame Leiter der Mitgliedspar­
teien. Doch Kostrzewa ließ sich nicht einschüchtern. Auf dem V. Kongrc!.\ der K I 
im Jahre 1924 kritisierte sie offen die Handlungsweise Stalins und Sino":iews ge­
genüber der kommunistischen Partei Polens. Stalin beschuldigte die KPP nach 
dem V. Weltkongreß mehrfach öffentlich des ,.Luxemburgismus". des .. Trotzkis­
mus" und manchmal auch einfach des "Kostrzewismus"9

. ln einem von Stalin 
persönlich redigierten Schreiben des EKKI an die KPP-Führung wurde die polni­
sche Pa11ei als "e ine Stütze des rechten, opportunistischen FlUgeis in der kommu­
nistischen Bewegung" bezeichnet und ihre Leitung mit Warski, Kostrzewa und 
Walecki als eine ,.antibolschewistische Richtung" verfemt, die ,.dem bolschewi­
stischen ZK (der KPdSU) einen Stoß in den RUcken zu versetzen suchte ... 1n Seit 
dem II. Parteitag der polnischen Partei im Jahre 1923 versuchte das EKKI, die 
Führung der KPP unter Kostrzewa und Warski auszuwechseln und die politische 
Linie der Partei zu ändern. Unmittelbar nach dem V. Kongreß der Kl setzte in 
Moskau das EKKI am 5. Juli 1924 ohne Beschluß des ZK der polnischen Partei 
die Parteiführer Kostrzewa, Warski, Walecki und Prochniak ab und eine neue 
Führung unter Julian Leszczynski (Lenski) als Generalsekretär ein. Diese Ausein­
andersetzungen hat Stalin nie vergessen. Nachdem die genannten polnischen 
Kommunisten bis 1925 von der Führung der KP entfernt worden waren, wurden 
sie 1937 verhaftet und hingerichtet. 

Angesichts der wachsenden faschistischen Gefahr nach der Regierungsübernahme 
Hitlers in Deutschland kam es in der Kl zum Versuch einer strategischen Umorien­
tierung, die sich in den Beschlüssen des VII. Kongresses der Kl von 1935. in der 
Politik der Einheitsrront mit der sozialistischen Bewegung und der breiten Volks­
rront mit allen antifaschistischen Kräften äußerte. Diese neue Politik brachte den 
kommunistischen Parteien in vielen Ländern Anerkennung und viele neue An­
hänger und Verbündete. Aber diese Erfolge wurden bald von der größten Terror­
welle, die die Partei-, Staats- und Armeekader der UdSSR ertaßte, zunichte ge­
macht. Opfer dieses Terrors wurden auch Tausende ausländischer Kommunisten. 

9 Maria Koszutska-Wcra Kostrzcwa: Pisma i przernowicna. Wst>P Natalia G<!Sinnma. ßd. 1-111. 
Wars7.awa 1961-62 

I 0 f ricdrich firsow/lncssa Jazoorowsk<\ja: Komintem i Konununisticesk<\ja Partija in: Voprns­
sy lstorii KPSS. Moskwa 19&8. Nr. I I. S. 20-35. Nr. 12. S. 40-55: Auch in: Cimck/Fric­
drich fi rsow/lncssc Kicszczyriski/Rys7l!rd Knmuni­
stycZllcj Partii Polski. Rcdakcja naukowa: Jarema Maciszcwski. Warszawa 19&9. S. CJ-7'). Stalins 
Brief ist hier auf den Seiten 25!26 gekürzt abgcdmckt. 
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die damals in der Sowjetunion arbeiteten oder dort politisches Asyl fanden. Die 
Leiter der Komintern haben nicht nur ihre Kader nicht verteidigt, sondern selbst 
zu ihrer Vernichtung beigetragen, besonders durch die Aut1orderung an Funktio­
näre der ausländischen Parteien, nach Moskau zu kommen. So wurden führende 
Funktionüre der KP Polens aus der Tschechoslowakei, aus Frankreich und Spa­
nien, wo sie gegen den Faschismus kämpften, oder aus der illegalen Arbeit in Po­
len in die UdSSR befohlen oder gelockt. Sie fuhren dorthin im Vertrauen auf die 
sowjetische Gerechtigkeit. Indes warteten aufsie in jedem Fall Verhaftung und Tod. 

Bei den Massenrepressalien in der Sowjetunion gab es Verhaftungswellen und 
Erschießungen, deren einziges Motiv die Nationalität der Opfer war. Sie richteten 
sidt auch gegen die Familienangehörigen der Opfer, die in die Lager gesperrt 
uder zwangsweise in entfernte Gebiete übergesiedelt wurden.11 Später, während 
des Krieges wurde die Methode "nationaler Operationen" gegen ganze Völker­
schalien angewendet, z.ß. gegen die Krim-Tataren, Tschetschenen und Wolga­
deutschcn. Ein weiteres unerhöt1es Verbrechen war die EntscheidungStalins und 
des ZK der KPdSU, gegen verhaftete "Volksfeinde" Foltermethoden anzuwen­
den. \\eil dies angeblich Erfolge bringe und die "Entlarvung der Volksfeinde be­
deull'nd beschleunige·' .12 Das wurde erst nach Stalins Tod durch einen Betehl des 
Innenministeriums der UdSSR vom 4. April 1953 verboten. 

Am 17. Dezember 1936 hatte der seinerzeit von Stalin eingesetzte Generalsekre­
tär der KPI'. Julian Leszczyt1ski (" Letiski"') auf einer Tagung des Sekretariats der 
Kleinen Vortrag zur Lage der KPP gehalten. ln der Diskussion drei Tage später 
ging es nach der Niederschritt Dimitroffs um die Stärkung der KPP als polnische 
l'artl'i, deren Hihrung im Lande und nicht im Exil wirken sollte. Letiski wurde 
zum Mitglied einer Kommission des EKKI beruten, die sich mit Fragen der polni­
schen Panei beflissen sollte und der Manuilski, Dimitron: Togliatti, Moskwin und 
Losowski angehö11en. Letiski keht1e vorerst nach Paris zurück, wurde aber bald 
zuriickbcorden. ln DimitroftS Tagebuch findet sich die lakonische Notiz: " 17. 
Juni ll)J7. Lc1·1ski ist angekommen. Rylski, Skulski und Pruchniak sind herbei­
beorden: '" . Drei Tage später notierte Dimitroff "L(etiski) bei ,Jeshow"' und am 
n[ichsten Tag ,. Waletzki Das hießt, beide führende Kommunisten 
waren vom N K WD verhatiet, Letiski war also zu diesem Zweck zurückgerufen 
worden. Er wurde am 21. September 193 7 erschossen. 

I I Dic Operationen. eine und J.:rweiterung der großen Aktionen 
'""jd i,chc Konununi, ten. richteten sich besonders gegen i'okn. Letten. lxutsche. Esten. Litauer. 
(iriechcn. Rumiu1en. Ungarn. Bulgaren. Koreaner und Chinesen. die der Spionage und des Natio­
n;di,llltb verdüd1tigt 11urden. Vgl. Nikita P.:trow: Opcracja polska NKWD. in: Kall<L Warszawa 
I 'J'JJ. N. I I. S. 3-2-l. 
l'ietn>w. Operacja pobka. S. 18-20. 

I J Uimitrolf Tag<.:biid1cr. S. 141 
1-l !Cbenda. S. 15'J. 
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Neben der Kommunistischen Partei der Sowjetunion erlitt die Kommunistische 
Partei Polens von allen kommunist ischen Parteien die höchsten Verluste. Alle 
Mitglieder und Kandidaten des Politbüros, die sich in der befanden. 
wurden verhaftet und hingerichtet. Nur Altred Lampe überlebte. weil er in einem 
polnischen Gefängnis saß. Von den auf dem VI., dem letzten Parteitag der KPP 
1932 gewählten 19 ZK-M itgliedern sind nur fünf am Leben geblieben. weil sie 
damals in polnischen Gefängnissen einsaßen. Von den 18 Kandidaten des ZK 
überlebten nur drei. Auch alle anderen Mitglieder der KPP-Leitung und die Ver­
treter der KPP in der Komintern. in der Kommunistischen Jugendinternationale 
KJI, in der Profintern, der Krestintern und in der MOPR wurden getötet. in all 
diesen Organisation verblieb kein einziger polnischer Kommunist. Die Familien­
mitglieder dieser ,.Volksfeinde" wurden mit Urtei len tlir acht oder zehn Jahre 
Haft in d ie Lager geschickt und die Kinder in Sonderheime e ingeliefert. '" Die 
Opfer dieses TelTors wurden seit 1956 als völlig unschuldig rehabilitiert. Die Ge­
samtzahl der Opfer aus der KPP wurde fitiher auf 11 .000 geschätzt. Genauere An­
gaben über die Verluste der KPP konnte man aber nicht ohne Forschungen 1n 
sowjetischen Archiven machen.16 

Nach der Verhaftung der in der UdSSR lebenden Funktioniire der KP Polens und 
aller Vertreter der KPP im EKKI hat das Präsidium der Komintem am 28. November 
1937 Stalin vorgeschlagen, die KP Polens als ,.von Spionen, Provokateuren. Agen­
ten der polnischen Pol izei und fremden Aufklärungsdiensten, POW" usw." durch­
setzte Partei aufzulösen. wie aus Dimitroffs Tagebüchern hervorgeht.1R Dieser 
Vorschlag wurde dann am 23. November 1937 vom EKKI unter Teilnahme von 
Georgi Dmitri Manuilski 19, Otto Kuusinen20

, Michail Moskwin21 und 

I ' Verhatlet und cnno rdct wurden .lulian l.eszczytiski (aus Paris nach Moskau gerulcn). 1\dnlf 
Wars71twski (Warski). Maria Kosnttska (Wcra Kostrzcwa). Maksymilian llor\\ill (Wakcki). 
Edward Pr<ichniak. llcnryk Lauer (Brand). Hroni;,law ßortnowski (llrnnko\\,ki). St:llthla" 
ßud7.)liski. Kazimicrz Cichowski und (i ustaw Reicher (Rwal) (hcidc aus Spanien ahhcruli:n) . .lan 
Paszyn (lliclcwski). Stanislaw Hurzytiski. Romana Wolf-Jczierska. Stanisi<t" llohit"tski. 1\ntoni 
l. ipski. Stanislaw Mcrtcns (Skulski) (aus Prag nach Moskau hcordcrt). die clll.:maligcn komtmmi­
stischcn Sejm-Abgeordneten Stanislaw l.micucki. Stelim Krölokowski und I knr: k llittncr. die 

und Künstler ßnmo Jan Hempclund viele andere. 
16 Rossiskij Zentr Chranenija i lsuccnija Dokumcntov NovejSej lstorii ( - ehemaL Zentrales Partci­

archiv des IML beim ZK.dcr KPdSÜ). Moskau (im folgenden: RZChiiDNI). Fon<b Op. II . S. 
9. Hd. 226: Cimek u.a .. Tragedia. S. 100. und 198-216: Luejan 
skie" ZSSR wohee dzialaczy polskiego ruchu rohotniczcgo. in: Ohlicn1 lcwic'. l .n"· idei i lud;i. 
Warszawa 1992. S. Von den insgesamt 17.302 registrierten Mitgliedern der Kl'l' lebten 
3.417 im Januar 1936 in der UdSSR. von ihnen haben weniger als I 00 iihcrlcbt. zum Ci roßteil in 
Lagern. Doch diese Zahl nicht alle getöteten polnischen Kommunisten. weil viele von ihnen 
als SowjetbOrger nicht in diese Statistik einbezogen wurden. 

17 Die Polska Organizaeja (Polnische Militärorganisation. POW ) war ein..: von Pibudki 
gegründete und geflihrte Fonnation vor und im ersten Weltkrieg. aus der entscheid..:nd..: T..:il..: des 
I leeres des 1918 wiederentstandenen polnischen Staates rekrutiert wurden .. 

18 RZChiiDNI. F. 495. Op. 74. D. 42: Dimitrotl: Tagebücher. S 167. 
19 Dmitri Saeharowitsch Manuilski (1883-1959) war 1928-1943 Sekretär <b t:KKI. als Stelhertr..:tn 

Dimitrofls war er ab 1935 u.a. flir die Kaderarbeit der Kl zuständig. J:r mit i\ l<bk\\in die 
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Wilhelm Pieck22 zu einem türmeilen Beschluß über die Auflösung der KPP 
ausgearbeitet. Aber weder das Exekutivkomitee noch das Präsidium der Komintern 
hatten laut Statut das Recht zur Autlösung einer Partei, dazu einer Mitbegründerin 
der Kl. 

Nach vier Tagen erklärte Stalin sein Einverständnis und fUgte hinzu, daß man die­
s..: EntsdH::idung schon zwei Jahre triiher hätte tretlen müssen. Er empfahl, den 
Beschluß geheim zu halten. Aus diesem Grunde wurde die türmeile Entscheidung 
des Präsidiums erst am 16. August 1938 vorgenommen.23 Von seinen 19 Mitglie­
dern unterschrieben nur sechs: Dimitrotl: Manuilski, Moskwin, Kuusinen, Florin24 

und Ercoli25 
• Das erklärt, warum die gemeinsame Erklärw1g vom 19. Februar 1956 

.. über die unb..:gründete Auflösung der KP Polens" nur von den Vertretern der 
KPdSU, der SED, der kommunistischen Pat1eien Italiens, Bulgariens und Finn­
lands sowie der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei unterschrieben wurde.26 

Mit der Ausllihrung der Autlösung der KPP wurde im Februar 1938 der Funktio­
n(ir des EKKI Anton lwanow Kosinarow, genannt Jean Bogdanow, ein führender 
bulsarischer Revolutionär, beautiragt. Bogdanow residierte vorwiegend in Paris, 
r..:istc im Februar 1938 nach Albacete in Spanien, um mit den polnischen Spanien­

die Lage zu besprechen und sich über polnische Angelegenheiten, die er 
wenig kannte, Kenntnis zu verschaffen. Als er den polnischen kommunistischen lnter­
brigadisten die Autlösung der KPP mitteilte, traf er auf langes Schweigen und tie­
ten Kummer. Im Verlaute der anschließenden "Säuberungsaktion" der KPP­
Mitgliedcr wurden der Kommandeur der XIII. Internationalen Brigade "Jaroslaw 
Dqbrowski .. , Jozef Strzelczyk, und der Politkommissar Stanislaw Matuszczak 

.. Süuho.:rung..:n·· inno.:rhalb der Komintern und z.T. auch unter den ausländischen Kommunisten in 
do.:r Sm1jo.:tunion. Ab 1937 gehörte er der Sonderkommission zur Kontrolle Komintcrnappa­
rat...:s an. 

20 lkr Mitbo.:griin<kr ucr finnischen konununistischcn Partei war von 1921 bis 1939 Mitglkd des 
uml So.:krctür des EKKL 

lo, k\1 in ""r e in Pseudonym llir Mejcr Abrmnowitsch Trilisscr { 1883-1940). Mitglied des PrtiSi­
diuln' und dcs Sckretariats des EKKI, seit 1935 Leiter der Abteilung International<: Verbindungen 
tk:s J·:K K I. l r wurde no<.:h im Jahr 1938 verhalletund mn 1.2. 1940 erschossen. 

22 Wilhdn1 l'icck ( 1876-1960) war seit 1926 Mitglied des Politbüros der KPD. von November 1930 
bis .I uni I 932 vo.:rtrat er sio.: bo.:im EKK I, dessen Mitglied er von 1928 bis 1943 war. seit 1931 au<.:h 
Mitgli,:tl des l'rihiuiums und des Politischen Sekretariats des EKKL Auf dem VII. Weltkongn:ß 
tb Kl 193:\ o.:rstallctc l'icck den Tätigkeitsbericht dcs EKKL Seit 1935 leitete er dessen 13alkanse­
kl..:lariat. 

23 IU.ChiiDNI. F. 497. Op. 74. 13d. D 402. Eine deutsche Übersetzung ist abgedmckt in: 
Die dcr Kl' Polens. S. 33-37. 

24 Wilhclm Flmin( 1894-1944) war seit 1924 Mitglied des ZK und seit 1929 des Politbüros der KPD. 
Von 193 1 his 1943 war o.:r Mitglied des EKKiund ab 1935 d<.'Ssen Sekretfir. vermllwortlich lilr die 
skandina1 i>chcn l.ündcr. Seit 1937 1citet.: Florin die Internationale Kontrollkommission des EKKI. 

2:\ J·:rcoli "ar cin..:> dcr l'>cudonyme von Palmiro Togliaui. der seit dcm V. Kongrcß der Kl 1923 Mit­
gli,·d des J:KKiund von 1928 bis 1943 Mitglicd seines Präsidiums war. Von 1927 bis zu seinem 
l <Kic 1964 11ar Toglimti G.:n.:ralsekr.:tär der Kl' Italiens. 

26 Si.:h..: Fullnotc 4. 
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hrer Posten enthoben und Boleslaw Molojec zum Brigadekommandeur ernannt. 
v1olojec war früher Mitglied des Sekretariats des KJV Polens gewesen und von 
jer damaligen Leitung der KPP von seiner Funktion entbunden worden. Aus 
jiesem Grunde glaubte Bogdanow, in Molojec einen aktiven Gegner der .. provo­
'<atorischen·' Leitung der KPP gefunden zu haben. Dimitron· hatte bei der Suche 
nach ,.sauberen" polnischen Kommunisten zwar erwogen. General Karol 
Swierczewski (,.Waller") aus Spanien heranzuziehen. Aber der mit dem NK WO 
eng verbundene Moskwin hielt das fiir unmöglich. 

Am 15. Mai 1938, also noch vor dem formellen Beschluß vom 16. August 1938, 
ernannte Bogdanow in Paris eine Gruppe in Frankreich lebender polnischer Kom­
munisten zu Mitgliedern einer ,.Troika" zur Auflösung der Pa11ci in Polen."' Ihr Au 
trag traf aber auf große Schwierigkeiten. Die Mitglieder der Troikn waren der pol­
nischen Pa11ei völlig unbekannt. Mitglieder und Funktionäre der KPP waren nicht 
gewillt, ohne Weisungen der Landesleitung Befehlen von unbekannten Personen 
über die Auflösung ihrer Organisationen Folge zu leisten, die dazu ohne schrillli­
ehe Direktiven agierten. Die KPP-Mitglieder lasen zwar in der Presse manches 
über Verhaftungen ihrer Funktionäre in der UdSSR, verhielten sich aber eher miß­
trauisch gegenüber diesen Meldungen. Das Landessekretariat der Pa11ci wandte 
sich mehrmals mit Anfragen an die Mitglieder des Politbüros in Prag. Paris und 
auch Moskau, bekam aber keine Antworten. Das Landessekretariat der KPP und 
vor allem sein Leiter Leon Lipski ("Lukasz") stellten sich gegen die Auflösung 
der KPP, vor allem, weil ihnen nichts Konkretes über eine Entscheidung der Ko­
mintern und des Politbüros der KPP bekannt war.2R Die in der Partei 
wurde unerträglich, es kam zu großer Verwirrung. Man suchte unter den Partci­
mitgliedern nach Trotzkisten, Polizeiagenten und Provokateuren. f rühere Erfolge 
auf dem Wege der Volksfront-und Einheitsfrontpolitik wurden zunichte gemacht. 
Es kam zu einer Wiederholung des alten Sektierertums, das der Partei lange 7.cit 
viel Schaden zugefUgt und große innerparteil iche Konflikte verursacht hatte. 

Erstmals öffentlich wurden die Vorwürfe gegen die KPP in einem Artikel unter 
dem Titel "Provokateure bei ihrem Werk" im Mai 1938 im KPP-Organ 
Sztandar erhoben, vorerst noch ohne einen Hinweis auf eine Auflösung der KPP. 
Im Juli 1938 wurden sie in der Kommunistischen Internationale, dem ofliziellcn 
Presseorgan der Kl, wiederholt. Der Autor dieser Schmähschri ll nannte sich .1. 

Dahinter verbarg sich Zofia Dzierzynska, die Witwe von Fcliks 07.ie­
rzynski, die als einzige polnischsprachige Mitarbeiterin im EKKI verblieben. nbcr 
seit 1914 nicht mehr in Polen gewesen und in den Fragen der polnischen Pa11ei 
nicht informiert war und sich entschieden von den verhafteten und ermordeten 
Polen absetzte. Eine oflizielle und öffentliche Bestätigung der Auflösung der KPP 

27 AAN. R-60 (AullÖSung der KP Polens): Vgt. Cirnek u.a .. Tragcdia. S. 151-152. 
28 AAN. cbcnda. 7.u Lcon Lipski siehe: Ryszard Annii L.udo"<:i lcmaty i dramal'. 

Warszawa 2000. S. 63-68 (im folgenden AL). 
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erlolgte erst in der Rede von Dmitri Manuilski auf dem XVIII Parteitag der 
KPdSU (ß) am II. März 1939. Er bezeichnete die polnische Partei und ihre Lei­
tung als vüllig von ti·emden Spionagezentren durchdrungen.29 

Nach dem Beschluß der Komintern vom 16. August 1938 sollte jeder, der eine 
mgan isatorisehe Arbeit der KPP tonfUhren wUrde, als Spion, Provokateur oder 
Polit.eiagent behandelt werden. Nur in Organisationen wie den Gewerkschaften 
diirlien Kommunisten in Polen arbeiten. "Das Parteiaktiv zerfiel in kleine Grup­
pen, unter denen eine Atmosphäre des Mißtrauens, des Unglaubens in die Komin­
tem und die So''jetunion herrschte". meldete einer der Emissäre der Pariser Gruppe.30 

Die Md1rheit der Funktionäre der KPP hat die Entscheidung des EKKI befolgt, 
obwohl sie den ungeheuerlichen Anklagen gegen ihre Führung nicht zustimmte. 
Doch sie waren psychisch gelähmt und vom Schicksal ihrer Führer erschlittert. 
Nachdem die KPP aulgelöst war, existierten nur die Getangniskommunen als ein­
zige Organisationen polnischer Kommunisten im Lande. Im Ausland wirkten Grup­
pen polnischer Kommunisten in den Internationalen Brigaden in Spanien, später 
auch in den Internierungslagern, und in der französischen kommunistischen Partei. 

Die polnischen Polizeibehörden versuchten, die entstandene Lage auszunutzen, um 
der kommunistischen Bewegung den Todesstoß zu versetzen, indem sie laufend 
Verhaliungen vornahmen und langjährige Gelangnisstraten verhängten. Das än­
derte sich selbst in den letzten Tagen vor dem deutschen Überfall auf Polen nicht. 

Am 30. September 1938 war ßogdanow aus Moskau nach Paris abgereist, wo er am 
6. Oktober ankam. Die 1939 von ihm in Paris berulenen Initiativgruppe konnte fast 
keine Kontakte mit KPP-Mitgliedern in Polen autitehmen. Sie arbeitete nur mit 
KPP-Mitglicdern in Frankreich, unter denen sie auch eine ,.politische Säuberung" 
durchllihrte. Der Berufung dieser Initiativgruppe durch ßogdanow gingen die ße­
schliisse des Sekretariats des EKKI vom 26. Mai und vom 23. Juni 1939 über den 
vViedcraulbau der KP in Polen voraus.3 1 Aus deren Inhalt aber geht hervor, daß 
kein Wiedcraulbau der KPP beabsichtigt war, sondern die Schafrung einer ganz 
new.:n Partei. ln deren Reihen sollten keine mit "Volksfeinderf' verbundenen 
KJ>P-Mitglieder, auch keine fi·Uher zu anderen Parteien gehörenden Personen 
au(genommen ''erden, weiterhin niemand, der auf polnischer Seiteam polnisch­
SO\\:jetischen Krieg 1920 teilgenommen hatte und ebensowenig jene ehemaligen 
KPJ>-!Vlitglietkr. die Vorbehalte gegen die Auflösung der Par1ei geäußert hatten. 
Das bedeutete, daß in diese auf sektiererische Prinzipien gegründete Partei nur un­
tere und zum Teilm ittlere Funktionäre der KPP aufgenommen werden konnten. 

2'1 I /o;\ia: do hi>torii pobkicgo ruchu robotnic/.cgo. \\ ars7a\\a 1970. S. 377-391 
"'" -106. 

30 IUChill)\.1. F. -195. ü p. 71. D. -120. Bericht' om .J. Januar 1939 'on .. Gicncx .. (Ch. ßlutiub). 
J I IUCiuiD:'\1. F. -1'15. Op. 18. D. 128 und d.l285 . Der l3cschluß vorn 26. Mai 193'1 i>l in \Ollem 

\\ unlaut abgcdnn;l..t in: Na7ltrc\\ ic/.. Die Vcmichtung der KP l'ulcn>. S. 38-15. 
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Weiterhin wurde in dem Beschluß des EKKI-Sekretariats vom 23. Juni 1030 ein 
orovisorisches Leitungszentrum der künftigen KP Polens mit ßogdnnow und 
Molojec in Paris sowie drei anderen Parteifunktionären, die in Polen arbeiten soll­
ten, gebildet. Diese streng geheimen Beschlüsse bestanden nur <1ul' dem Papier. 
Die Mitglieder dieses angeblichen Leitungszentrums blieben bis zum Kriegsnus­
bruch in Paris. Sie gaben am Vorabend des Krieges keine Richtlinien oder Wei­
sungen flir Kommunisten in Polen heraus. Bis zum Kriegsausbruch war keine 
einzige Zelle der neuen Par1ei gebildet. Sie schafften es aber, einige Exemplare 
des soeben erschienen ,.Kurzen Lehrgangs der Geschichte der Kommunistischen 
Par1ei der Sowjetunion (Bolschewiki)" nach Polen zu schicken. 

Am 26. September 1939 wurde die französische kommunistische Pnr1ei von der 
Regierung Daladier verboten und damit in die Illegalität getrieben. Ei nige Fiihrer 
wurden verhaftet, darunter auch jene der polnischen Sektion, <1ndere mußten sich 
verstecken. Im Januar 1940 gelang es Molojec und drei Genossen mit I Iiiie der 
sowjetischen Botschaft durch die Türkei nach Moskau zu entkommen. Im EKKI 
teilte Zofia Dzierzynska ihnen mit, daß der Neuaufbau einer kommunistischen 
Partei in Polen nicht zeitgemäß sei.n 

Der fasc histi sc he Übe rfall auf Polen und die Ste llun gnah me der Kl 

Die unerwartete, erschütternde Wende in der sowjetischen Außenpolitik, die der 
Nichtangriffsvertrag mit Hitlerdeutschland vom 23. August 1939 mrsclrückte. ver­
setzte die Weit und auch die polnischen Kommunisten in Verwirrung. Die Leitung 
der Kommunistischen Internationale aber paßte sich sehr schnell der neuen Politik 
Stalins an. Schon am 22. August, einen Tag vor der Vertragsunterzeichnung. be­
schloß sie, ihn zu billigen und alle Mitgliedsparteien über seine Notwendigkeit 
aufzuklären. Und am 2. September 1939 wurde der polnische Verteidigungskrieg 
als ungerecht bezeichnet, weil Polen .,die Versailler Grenzen behalten 

Am 7. September 1939 wurde Dimitroff zu Stalin gerufen, der ihm seine Aufl)ls­
sung zum Krieg und zur einzuschlagenden Taktik der kommunistischen Pnr1cien 
mitteilte: "Der Krieg wird zwischen zwei Gruppen von kapitalist ischen Staaten 
gefUhrt ... um die Neuaufteilung der Weit, um die Weltherrschafl! Wir haben 
nichts dagegen, daß sie kräftig aufeinanderschlagen und sich schwächen·', sagte 
Stalin. " Der polnische Staat war früher (in der Geschichte) ein Nationalstaat. Des­
halb haben ihn die Revolutionäre gegen Teilung und Versklavung verteidigt. I Ieu­
te ist er ein faschistischer Staat, der Ukrainer, Weißrussen usw. knechtet. Die Ver­
nichtung dieses Staates unter den gegenwärtigen Bedingungen wiircle einen bour­
geoisen faschistischen Staat weniger bedeuten! Was ist Schlechtes daran. wenn 

32 RZChiiDNI. F. 495. Op. 74 D 417. Berichte von ß. 3. Februar 1940. von M. Rossncr 'om 
8. Fcbmar 1940 und von R. Szykicr vorn 17. März 1940. 

33 lsvcstija CK KPSS. 1939. N. 12 (Die ·n1esen \\1trdcn von D. Mannilski \Orhcrcitct). 
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wir im Ergebnis der Zerschlagung Polens das sozialistische System auch auf neue 
Territorien und die Bevölkerung ausdehnen.''34 

Am nächsten Tag. dem 8. September 1939, wurde im EKKI eine neue Direktive 
vorbereitet und allen Pm1eien der Komintern zugesandt. ln ihr heißt es: "Der ge­
genwürtige Krieg ist ein imperialistischer, ungerechter, an dem die Bourgeoisie 
aller kriegliihrenden Staaten gleich schuldig ist. ln keinem Lande darf die Arbei­
terklasse, um so weniger die Kommunistische Partei, den Krieg unterstützen. Die 
Bourgeoisie tlihrt den Krieg nicht gegen den Faschismus, wie es Chamberlain und 
die 1-'lihrer der Sozialdemokratie behaupten. Der Krieg wird zwischen zwei Grup­
pen kapitalistischer Länder um die Weltherrschaft geführt. Die internationale Ar­

kann in keinem Falle das faschistische Polen verteidigen, das die Hil­
lc der Sowjetunion zurückgewiesen hat und die anderen Nationalitäten unter­
drth:kt ...... Das Wort "Faschismus" hatte die Prawda letztmalig am 14. August 
1939 gedruckt und damit Hitlerdeutschland bezeichnet. Nun wurde es am 8. 
September im Beschluß des EKKI-Sekretariats wieder benutzt, aber nur in Bezug 
auf Pol..:r1. 

Das bedeutete ein völliges Negieren der Generallinie, die der VII. Weltkongreß 
der Kl lestgelegt hatte. Einen Schock rief auch das Wort "Freundschaft·' hervor, 
das im Ve11rag vom 28. September 1939 zwischen Hitlerdeutschland und der 
UdSSR benutzt wurde."<' Einige kommunistische Parteien, u.a. die der USA, 
Kanadas oder Belgiens, sprachen sich tlir die Verteidigung Polens aus. Vom 
FKKJ wurden sie alsbald zur Ordnung gerufen.37 

IJas sowjetische Eindringen in Polen am 17. September 1939 sowie der Vertrag 
liber die .,Grenzen und Freundschaft" mit Hitlerdeutschland vom 28. September 
wurden vom EKKI llir gerecht erklärt. ln einem geheimen Protokoll zu diesem 
Ve11rag hatte sich die Regierung der UdSSR einverstanden erklärt, daß beide Sei­
ten .. eine polnische Agitation, die die zweite Seite betretlen wird, nicht dulden 
werdcn".c8 Somit hat sich die Sowjetregierung zur Unterbindung polnischer Be­
Ji·eiungsaktionen verpflichtet, d.h. auch zur Unterdrückung des Kamptes polni­
scher Kommunisten gegen die Iaschistischen Okkupanten. Dies war auch die ent­
scheidende Ursache für die Absage des EKKI an den zuvor beabsichtigten Wie­
deraulbau einer kommunistischen Organisation und sogar an jedwede Tätigkeit 
der Kommunisten in Polen. Darum wurde auch in dem Artikel Der Krieg und die 
.lrhciterklasse der kapitalistischen Länder von Georgi Dimitrofl' in der Kommu­
nistiscllen filternationale kein Wort über die Naziverbrechen in Polen gesagt, 

Ud. I. S. I 0-11: Vgl. Dimitrolf S. 273-274. 
lld. I. S. Vgl. Dimitroll Tagebücher. S. 275. 

36 l{ys;;lf(l N;11<sr"' ic.r: ag.rcsji hitkroll>ki"j w Europie. in: Najnowszc. 
\\ arva11a 2000. Nr. 3. S. 60-66 . 

37 lh:nJa. 
3::1 Akren 1.ur I A:ut".;hcn Politik (ADAI'). Serie D. lld. VIII. BadL11-l3aden 1956. S. 158-160. 
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wohl aber Polen als ,.reaktionärer Staat" bezeichnet.39 ln derselben Ausgabe der 
Zeitschrift war auch ein Artikel von Zofia Dzierzyllska über den Zerfäll des impe­
rialistischen Polen und die Be.fi"eiung der Westukraine und IVesthclom ssia 
erschienen, in dem die Verleumdungen über die KP Polens, die seinerzeit ihre 
Auflösung begründen sollten. wiederholt wurden.40 

Zu den schändlichsten Handlungen, die die UdSSR aufgruncl dieses rreuncl­
schaftsvertrages vornahm, gehörte Anfang 1940 auch die Auslie!Crung vieler 
Funktionäre der KPD aus Gefangnissen und Lagern des NK WO in die Hände der 
Gestapo. Zur Legitimation wurden sie zuvor zu .. deutschen Spionen·· bzw . .. uner­
wünschten AusländenY' erklät1 . Unter diesen Ausgeliefet1en befanden sich auch 
einige mit der KPD verbundene polnische 

Mit der militärischen Eroberung und Besetzung Polens, der Annexion großer pol­
nischer Gebiete und der Schaffung eines kolonialen Gebildes namens .. General­
gouvernement" als angebliche ,.Heimstätte" der Polen begann eine fast sechsjäh­
rige Terrorpraxis des deutschen Okkupationsregimes. dessen Opfer ein Großteil 
der polnischen und fast die ganze, drei Millionen zählende jüdische Bevölkerung 
Polens wurden. 

Im Moment des faschistischen Überfalls auf Po len. also in einer höchst kritischen 
Situation, waren die po lnischen Kommunisten vom Ausland her ihrer Organisa­
tion beraubt, zersplittet1, zerstreut und desorientiert. Trotzdem haben sie ihre pa­
triotische Pflicht erfl.illt. Ihr Symbol ist der langjährige Häftling Marian 
der sich, gerade aus dem polnischen Gefangnis befi·eit, dem Kampf gegen die ;ln­
greifende Wehrmacht anschloß und am I 0. September 1939 vor Warschau gelal­
len ist. Nicht wenige Kommunisten und ihre Anhänger kämpflen in den Reihen 
der polnischen Armee oder traten freiwillig in die Arbeiterbataillone llir die Ver­
teidigung Warschaus ein, d ie von der Po ln ischen Sozialistischen Partei (PPS) und 
den Gewerkschaften organisiet1 wurden. 

Von der Polizei der Okkupanten bekämpft, von vielen Landsleuten iso liert und ;1ls 
"Sowjetagenten" beschimpfl, konnten die polnischen Kommunisten von keiner 
Seite Hilfe erwarten und mußten angesichts der neuen Lage ihre Taktik selbst aus­
arbeiten. Um die Zersplitterung zu überwinden und das Kominternverbot zu tun­
gehen, schufen sie kleinere Organisationen, die verschiedene ,.neutrale·' Namen 
trugen, z.B. Arbeiter- und Bauern- Verein, Spartakus, Hammer und Sichel. CJtsc/1-
schaji der Freunde der Sm tj elllnion; später auch Arheiter- und Baucm- 1\amp/hr­
ganisation, Bundfiir Beji·eiungskampl u.a. Über keine Kampli11ittel verfligcnd. 
nahmen viele von ihnen eine Aufklärungstätigkeit auf und begannen Sabotageak-

39 Kommunistische lntcmationale. 1939. Nr. 8/9 
40 Ebcnda. 
41 Vgl. i\ lcxandcr llcxensabbat. Frankfurt/Main 1951: Margarctc 13uhcr- 'c·u­

mann. Als Gclimgcnc bei Stalin und ltit lcr. Eine Welt im Dunkel. München (tucrst 1'>1,2): 
llcinz Kiihnrich: Stalinismus. Bcrlin 1990. S. 64-65. 
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tiom:n in der Kriegsindustrie und im Verkehrswesen. Das vermerkten viele Ge­
stapo-Meldungen aus den polnischen Gebieten. So meldete z.B. die Gestapo im 
Distrikt Warschau. daß ab März 1940 die Tätigkeit der Kommunisten aktiver 
geworden sei: sie hielten Sitzungen ab und verbreiteten illegale Flugblätter. So 
beschlagnahmte die Gestapo die Zeitschritt Proletarius::e. Überall im besetzten 
Pokn sammelte die Gestapo die Namen von Kommunisten als Grundlage !Ur 
künliige Verhaftungen.'2 

Die polit ische Lage der Kommunisten im okkupierten Polen war außerordentlich 
sclm ierig. Sie '' urden tlir die hitlertreundliche Politik der SowjeiUnion und !Ur 
die alllipolnischen Artikel in der sowjetischen Presse verantwortlich gemacht und 
politisch bekümpli. Das verstärkte sich noch, als die Nachrichten über Massende­
portationen, grundlose Verhaftungen und Verfolgungen großer Teile der Bevölke­
rung des sowjetisch besetzten Teiles in die deutsch besetzten Gebiete Polens ka­
men. och unbekannt war damals das Schicksal der von der Roten Armee gelfm­
gengenommenen Tausende polnischer Otliziere, Polizei- und Staatsbeamten, die 
19-10 in Kat) 1·1. Charkow und Miednoje erschossen worden 

Ungeachtet der schwierigen Umstände glaubten die Kommunisten und ihre Sym­
pathisantett. daß die ,.Freundschaft" Stalins mit H itler nur vorläufig sein könne 
und der Konflikt zwischen ihnen li'Liher oder später unvermeid lich sei. Die Ände­
rungen in d..::n deutsch-sowjetischen Beziehungen waren in Polen nicht zu überse­
hen. als nnch der Niederlage Frankreichs immer stärkere Wehrmachtverbände in 
Richtung der Grenze zur UdSSR verlegt wurden. Die Eisenbahnstrecken und die 
Straß..::n nach Osten \\urden von polnischen Zwangsarbeitern repariert und ausge­
baut. Obwohl wallenlos und zersplinert, begannen die von Kommunisten geleite­
ten geheimen Organisationen sich aufden bewallheten Kampf vorzubereiten. 

Z ur Lage de r polni sc hen Kommuni sten in den sowje tisc h bese tzten 
Ge bie te n 

Die intcrnationnlen Ereignisse hatten unmittelbar Einlluß auf die Lage der KPP­
Mitglieder. die in den der Sowjetunion angegliedet1en Gebieten Polens wohnten 
oder dorthin gelllichtet waren. Als Angehörige einer .. verdächtigen·', von ,.Volks­
li.'inden .. geleiteten Partei wurden sie von den sowjetischen Organen mit M ißtrau­
en behandelt. ab..::r nicht mehr massenhall verhaliet. Als ehemalige KPP-Mitglie­
tk r ''are n sie zur MitgliedschaH in der KPdSU nicht zugelassen. Manche von 
ihtten konnten zwar auf die H ilte der MOPR rechnen, aber nur dann. wenn sie aus 
poln i:.chen Gelangnissen kamen. 

-12 ,\lalinll ll>l.i_ ( im<:/a PI'R. S. 280-3-1 I. 
-13 lbd tlull c.k > Pulitburc.l:> /.K der Kl'dSU (ll) \ Uill 5. i\13r.o; 19-10. abgcdrucl.t in: Dol.um.:nt) 

lud,>h<>>lll a_ \\ ar,/ alla 1992. S. 26-29. auf dcul>ch abgcdrucl.t in: Gcrd Kai>cr: Kat)ll. Da;, Staal>­
' ct brcch.:n - '-''" Staatogchcimni>. lkrlin 2002. Dok. Nr. 17. S. 25211: 
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Das EKKI unterstützte anfängl ich die vom N KWD geftih r1e .. Siiubcrungsal-.tiorr· 
dieser Gebiete von .. k lassenfeindli chen und verdächtigen Elementen'". U nter diese 
Repressionen fielen auch zahlreiche M itglieder und Sympath isanten l inker P:111cien. 
An fang Oktober 1939 übersandte das EKKI zwei von Dim itroiT unterschriebene 
Listen mit den Namen von 500 Personen an das N K WD, die als angebliche Provokn­
Ieure in den Reihen der KPP-Sekti onen Westukrain e und Westbelorussia tät i!!, !!C­

wesen wären, in deren .,Partei Ieitungen feindli che Agenten eingedrungen .. 
11 

Doch in folge der veränderten politi schen Situation und zahlreicher an die K I ge­
richteter Briefe polnischer Kommunisten änderte D imit ro fT seine llnltung in die­
ser Frage. D ie schw ierige Lage einiger Tausend Kommunisten und ihnen nnheste­
hendcr Flüchtlin ge in diesen Gebieten bewog ihn. sich am 30. Juli 1940 mi t einem 
Schreiben an den Z K-Sekrctär Georg i M alenkow zu wenden. Dnrin sehrich Dirn i­
troff, daß viele polnische Kommuni sten von den lokalen Behörden di skri minicr1 
und als verdächtige Elemente betrachtet wurden, zum gesell schafilic hen und kul ­
turellen Leben und selbst zur Arbeit nicht zugelassen wurden. Aber viele von die­
sen, so Dimitro ff, bedeuteten eine wic ht ige, für die zukün ft ige A rbeit notwendige 
Kaderreserve. Er schlug vor, eine Parteikomm ission aus den zentralen Sielien 
dorthin zu schicken. Eine Kopie dieses Bri efes 'vurde dem N K WO-Chef 
"zur Prüfung .. 

Viel e KPP-Mit glieder baten in Briefen an die Komint ern und das Z K der KPdSU. 
ihnen die Rückkehr in das deutsch okkupi er1e Polen und damit die Verbindu ng 
mit dor11ebenden Kommunisten zu ennöglichen. Sie blieben ohne jede A ntwor1. 11

' 

Nach der N ieder lage Frankreichs gab es in der zweiten 1-liilll c des Jahres 1<>40 
einige Symptome ftir eine Änderung der so,,jctischen Politik in der po lnischen 
Frage. So wurden in den sowj etisch besetzten pol nischen Gebieten beispielsweise 
einige polni sche Zeitungen und Ze itschritt en neu zugelassen und polni sche 
Wissenschaftler, Schrift steller und Kün stler anerkannt. 

Auch in der Beziehung der KPd SU zu einzelnen KPP-Funkti onären iindertc sich 
einiges. Eines von vielen Schreiben an das EKKI und das ZK der KPdSU. die 
Wanda Wasilewska. damals Deputierte zum Obersten und in d ie KPdSU 
aufgenommen, und Al tred Lampe im Sommer 1940 bearbeiteten. hatte den Z K­
Beschluß zur Folge. nunmehr einige Mi tglie der der aufgelösten K PP (und ihrer 
autonomen Teile KPZU und nach genaucr Überprüfung in die KPdSU(B) 
aufzunehmen. Anfang 194 1 wurden etwa 30 bis 40 von ihnen nach K icw und 
Min sk eingeladen und dort von einer Par1eikommission. zu der auch der dmnnl igc 
Leit er der Kaderabteilun g der Komintern, Pantelejmon Gulj ajew, gchör1e, in die 

44 Komintern. Bd. I. S. 13 7. Die Kommunistischen Panckn der Westukraine und Wc,thdorußlaml, 
gehöncn der K P Polens als autonome Sektionen an. 

4 5 Ebcnda S. 398-10 I: Maria Turlcjska: Pra" dy i likcje. \-\ ars7lm a 1966: DimiroO: Tag.chuchcr. <., .100. 
46 Cimek u.a .. Tragedia S. 177-179. 
47 Kommunistische Paneid er Wc;tukraine b L\\ . Kommunistische Panci \\ 
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Kl'dSU aufgenommen. und zwar mit Anrechnung der Zeit ihrer Zugehörigkeit 
zur 

polnische Kommunisten, die sich damals in der UdSSR befanden, wurden 
1.u einem Einjahreslehrgang in die politische Schule der Komintern !Ur ausländi­
sche Kommunisten einberufen. Die Einrichtung dieser Schule hatte Dimitroff am 
31. August 1940 dem ZK der KPdSU vorgeschlagen.49 Er begründete den Vor­
schlag mit der Notwendigkeit ·'zur politischen Vorbereitung solcher Kader, die in 
der Zukunfi zur Arbeit in ihren Parteien eingesetzt werden können··. Zum Leiter 
dieser Schule. die sich in Nagornoje, später in Puschkino befand, wurde der bulga­
rische EKKI-Funktionär Wylko Tscherwenkow (" Wladimirow·') bestimmt. Erste 
Teilnehmer waren polnische Spanienkärnpter, darunter Boleslaw Molojec. Nach 
detn deutschen Überfilii auf die UdSSR wurden dort auch einige polnische Kommu­
nisten aus Lwow und Bialystok angenommen, unter ihnen Marceli Nowotko und 
Pawel Finder. Sie bildeten eine polnische Abteilung, aus der später die Initiativ­

der neuen Partei der polnischen Kommunisten PPR- gebildet wurde. 

Die llaltung der Kl zu den polnischen Kommunisten nach dem 
Üherfa ll auf die UdSSR 

St:tl ins Wirken tliht1e die Sowjetunion und ihre Völker an den Rand der Vernich­
tung und des Verderbens. Nur das Heldentum der Roten Armee und der Sowjet­
völker sowie ihre unbeschreibliche Standhalligkeil konnten, trotz riesengroßer 

und Leiden, nicht nur die Niederlage verhindern, sondern den Feind be­
und damit alle anderen Völker vor dem Völkermord retten. 

I fit fers Übertüll auf die Sowjetunion veränder1e die sowjetische Außenpolitik 
grundlegend und damit auch die Polenpolitik. Die Komintern vollzog diese Än­
lkrung sofort mit. Das EKKI rief dazu aut; alle Kräfte zum Kampf gegen den Fa­
schis111us zu mobilisieren und in den okkupierten Ländern zum Kampf um Frei­

und Un:tbhiingigkeit der Nationen nationale Fronten gemeinsam mit patrioti­
sckn bürgerlichen Parleien zu bilden. Das galt auch llir Polen. Bald kam es auch 
zu1n Bündnis, zur Antihitlerkoalition und zum Allianzver­
trag zwischen der polnischen Exilregierung des Generals Wladyslaw Sikorski und 
der Regierung vom 30. Juli 1941. 50 Das bereinigte teilweise die At­

Unkr den Kommunisten erwachte die HotlilUng, daß endlich die Lei­
tung der Kl die Neubildung der polnischen Par1ei nicht mehr verhindern würde. 
Doch flir die Verstärkung des Kampfes gegen die Okkupanten brauchten sie nicht 
erst eine Erlaubnis aus Moskau. Bereits im Herbst bildeten einige der wieder ent-

I lunitroll: Tag.:hlich.:r. S. 350: Malino\\s ki. G.:nc/.<1 PPR. S. 12-1. 
I') f..." lllllll <.:l II. .J2.J-t26 . 
50 I 1 a S.:.:h.:r: Di.: Mitdltc Antihitlcrkoalition und die Att>cinandcr...:tzung um Polen und 

(SR.Ikrlin 198-l. S. 89·98. 
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standenen Organisationen der Kommunisten eigene Par1isanennbteilungen aus 
antifaschistisch gesinnten Landsleuten. Sozialistische und kommunistische Arbei­
ter in den Betrieben der Kriegsindustrie in Warschau und Lodz. in Oberschlesien 
und im D(!browa-Gebiet organisier1en Sabotagegruppen. Das wurde auch in einer 
Lagebeurteilung des Reichssicherheitshauptamtes vom August 194 I iiber die Tii­
tigkeit der Kommunisten in Deutschland und den besetzten Ländern, darunter in 
Polen, bestätigt: ,.Eine Sonderstellung nehmen die polnischen 
ein. Zunächst entwickelten sich diese Gruppen aus der nationrtlpolnischen Wider­
standsbewegung. Später fanden auch kommunistische Gruppen Eingnng. deren 
Zielsetzung - Vernichtung der deutschen Herrschaft - sich mit den Bestrebungen 
der Widerstandsbewegung deckte. Unter der Vielzahl der sowoh I vor als 
nach dem Ausbruch des deutsch-russischen Krieges an deutschen Verkehrse in­
richtungen und Industrieanlagen zur Durchtlihrung gebrachten sowie gegen den 
Bestand der Wehrmacht gerichteten Sabotageakte wurde eine Anzah I solcher 
festgestellt, deren Urheber in den der Widerstandsbewegung angeschlossenen und 
in ihr aktiv tätigen kommunistischen Personengruppen zu suchen waren: '51 

Unmittelbar nach dem 22. Juni 1941 t1ihr1en die deutschen Okkuprtntcn in allen 
von ihnen besetzten europäischen Ländern Massenverhaftungen von Komrnuni­
sten und ihren Anhängern durch. Das tlihrte auch in Polen zu hohen Verlusten. 
konnte aber die Widerstandstätigkeit der Kommunisten nicht unterbinden. Doch 
es fehlten ihnen erfahrene, politisch und militärisch ausgebildete Kader sowie 
Waffen und Kampfinittel, vor allem aber ein Zentrum, das Strategie und Taktik 
der Bewegung bestimmen und ihre Tätigkeit in verschiedenen Gebieten Polens 
koordinieren konnte. 

Das Hauptziel, welches alle diese Widerstandsorganisationen einte, wnr die Be­
freiung und Unabhängigkeit Polens. Darum wollten sie alle gegen ll itlerdeutschland 
Krieg fLihrenden Staaten und Armeen unterstützen, besonders die Rote Armee, die 
an der ftir Polens Schicksal entscheidenden Front einsam und heroisch kämplle. 
Sie verstanden, daß trotz aller Leiden und Verbrechen, welche den Polen und 
auch den polnischen Kommunisten von Stalins Herrschaft angetan '' urden. nur 
der Sieg der sowjetischen Armee das polnische Volk vor der Vernichtung retten 
und einen unabhängigen polnischen Staat wiederherstellen konnte. 

Nach dem sowjetisch-polnischen Vertrag sollten alle gefangenen. verhafieten. de­
portierten und verurteilten polnischen Bürger freigelassen werden. formal durch 
eine Amnestie. Das wurde im al lgemeinen durchgeftihrt, mit Ausnahme der Kom­
munisten in den Lagern. Für diese gab es keine Lobby, weder die polnische [\il ­
regierung noch die sowjetische Regierung waren an ihrer Freilassung interessiert. 
ln einer vom Stellvertreter Berijas, Bogdan Kobulow, an alle Stellen und Lager­
leiter des NKWD gerichteten Anweisung vom 18. September 1941 wurde em­
pfohlen, vertragsgemäß alle polnischen Bürger aus Getangnissen und Lagern zu 

51 ZPNSED (heute SAPMO) PSt 3/ 154. 
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entlassen, auch die wegen antisowjetischer Tätigkeit Verurteilten. Er verbot je­
doch, Mörder, Deserteure aus der Sowjetarmee und "Provokateure aus der KP Po­
lens. KJV Polens und anderer mit der Komintern verbundenen Organisationen" 
li·eizulassen. Das wurde genau erfUllt. Keiner der Tausende in den 30er Jahren re­
pressierten und 1941 noch lebenden polnischen Kommunisten und deren Fami­
lienmitglieder erlangte die Freiheit.52 Erst nach der Befreiung Polens Ende 1944 
und 1945 \Vurden autgrund der Forderung des ZK der PPR und des Präsidenten 
ßoleslaw ßierut, die Stalin Listen mit den Namen mehrerer Hundert polnischer 
Kommunisten übergeben hatten, ungefähr 30 Überlebende entlassen und konnten 
nach Polen zurückkehren. 

Das ze igt, daß trotz einer spektakulären Veränderung der sowjetischen Politik 
gegenüber Polen die Leute Berijas nach wie vor die fälschlich angeklagten pol­
nische Kommunisten als Feinde behandelten und ihre Ausrottung anstrebten. 

Oie K I und die C rü nd u ng der Polnischen Arbeiterpartei 

W.:nig.: Tage na<.:h dem Beginn des deutsch-sowjetischen Krieges war eine erste 
Grupp.: der polnischen Abteilung der Parteischule in Puschkino zum Absprung 
ins okkupierte Polen bereit. Am 4. und II. Juli und am 18. und 29. August em­
pfing Dimitrolf einige Polen, darunter Marceli Nowotko und Pawel Finder. Er 
diskutierte mit ihnen über das Programm und den Namen einerneuen polnischen 
Part.:i. /\111 27. August notierte Dimitroff eine Aussage Stalins über polnische An­
gelegenheiten und auch über den Namen der polnischen Partei: "Es ist besser -
spra<.:h Stalin eine Arbeiterpar1ei Polens mit einem kommunistischen Programm 
zu schaffen. Eine kommunistische Par1ei schreckt nicht nur Fremde ab, sondern 
auch einige von denen, die mit uns sympathisieren."53 

Na<.:h Diskussionen nahm die polnische Gruppe schließlich den Namen Polska 
l'urtiu l?ohotnic:::a (PPR - Polnische Arbeiterpar1ei) an und fühlte sich als Initiativ­
gruppe dieser Partei. Am 29. August 1941 wurden alle zehn zum Abtlug bereiten 
Mitglieder dieser Gruppe zu Dimitrotl' eingeladen. Dabei wurde eine provisori­
s<.:he Führung bestimmt: Marceli Nowotko als Vorsitzender, Pawel Finder als sein 
Stellvertreter und 13oleslaw Molojec als Chef der Militärorganisation, der späteren 
G11•ardia Ludol1'a (GL/Volksgarde). Am 6. September wurde der Programment­
wurf 

Der erste Versuch des Abtluges nach Polen verlief unglücklich. Bei einem Flug­
unbll am 27. September erlitten Jan Turlejski den Tod und drei andere Gruppen­
mitg lieder Verletzungen. lnfolge der deutschen Otlensive gegen Moskau vennin­
derten si<.:h die Abllugmöglichkeiten. Ab dem 15. Oktober wurden alle Komin-

l'ar><td•nuva: Dcportacja nasclcnija iz zapadnoi Ukrainy i zapadnoj 13doruss(ii w 1939-
19-11 gg. ln: i nov..:jS:tia istulrija. Mosk\•a 1989. Nr. 2. S. 38. 

53 l>illlitroll: Tagebücher. S. 419. 
S. 420 und 424: Kumintcm. S. 26-27. 
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Iernmitarbeiter nach Ufa in Baschkirien und die Schule aus Puschkino nach 
Kuschnarenkowo bei Ufa evakuiert. Erst nach einer Änderung der Frontlage 
durch die erfo lgreiche Winteroffensive der Roten Armee am Moskaucr Front­
abschnitt wurde ein erneuter Abflug möglich. Am 16. Dezember 1941 verab­
schiedete Dimitro fT die Mitglieder der Initiativgruppe , jetzt insgesamt elf Per­
sonen, die in zwei Gruppen abspringen sollten. 

Am 28. Dezember 1941 sprangen die ersten sechs Mitglieder unweit von War­
schau mit dem Fallschinn ab. Auf einer Konferenz mit Veltrctcrn der größeren 
kommunistischen Organisationen in Polen wurde am 5. Januar 1942 in einer 
Warschauer Wohnung die neue Partei unter dem Namen Polnische Arbeiterpartei 
(PPR) gegründet. Zum Sekretär des ZK wurde Nowotko gewählt. ßald schlossen 
sich der PPR viele Splittergruppen und auch viele Mitglieder und Gruppen an. die 
nicht nur aus den Reihen der KPP stammten. Der Programmentwurf wurde mit 
kleinen Änderungen als Grundlage des Parteiprogramms anerkannt. 

Am 10. Januar folgte der Rest der Initiativgruppe und am 20. Mai 1942 flog eine 
zweite Gruppe polnischer Kommunisten. Unter den acht Mitg liedern befanden 
sich zwei Frauen, Malgor·zata Fornalska und Sabina Ludwinska-Goldszlag. Da 
beim ersten Absprung das Funkgerät verlorengegangen war. konnte die PPR erst 
durch Fornalska eine Funkverbindung mit der Kl aufnehmen. Am I 0. Juni 1942 
erhielt Dimitroff den ersten Funkspruch von Marceli Nowotko. 

Aus vielerlei Gründen wurde die PPR nicht Mitglied der Kommunistischen Inter­
nationale, war aber mit ihr verbunden. Sie hätte nur durch Beschluß eines Welt­
kongresses als Mitglied aufgenommen werden können. Ein solcher Kongrcl.lwar 
in dieser Zeit unmöglich. Als Nicht-Mitglied der Kl hatte die PPR größere ßcwc­
gungsfi·eiheit als sie die KPP jemals gehabt hatte. Das EKK I nahm weder zur 
Neugründung Stellung noch äußerte es sich zur Falschheit und Ungerechtigkeit 
der von ihm erhobenen Anklagen gegen die KPP. Aber es konnte auch die PPR 
nicht fur die Politik und die Fehler der KPP verantwortlich machen. Daher unter­
ließen die Komintern und die sowjetische Propaganda zu dieser Zeit die ti·ühcrcn 
Beschuldigungen und Beschimpfungen der polnischen Partei. 

Einige Wochen nach der Gründung der PPR wurde ihre Kampforganisation Volks­
garde geschaffen. Mit Sabotageaktionen und Partisanenkampf stellte sie sich den 
Terrormaßnahmen der Okkupanten entgegen. Das Schicksal der fast drei Millio­
nen polnischer Juden, die zuerst in Ghettos isoliert und dann in die Vernichtungs­
stätten Auschwitz, Treblinka, Sobib6r, Beli:ec, Chelmno nad Nercm u.a. verschleppt 
und dort in den Gaskammern getötet wurden, war ein Schock tlir die Polen. Es fe­
stigte sich allmählich die Überzeugung, daß das Endziel von lli tlcrs Polenpolitik 
die völlige Ausrottung der ganzen Nation sei, daß die Nazis die Methode techni-
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sierter Massentötungen im günstigen Moment auch gegen die Polen anwenden 
würden, so wie sie gegenüber den Juden bereits praktiziert wurde.55 

Die PPR erkannte die Notwendigkeit, das Volkangesichts der tödlichen Bedro­
hung zu einen und eine nationale Front zum Kampf gegen die Okkupanten zu bil­
den. Ihr Streben zum gemeinsamen Wirken aller Polen wurde aber von der Lon­
doner Exilregierung und ihrer Delegatur im Lande sowie vom Oberbefehlshaber 
der Annia Krajuwa (AK, Landesarmee) abgelehnt. Hauptursache dafür war die 
Stellung der PPR zur Sowjetunion, die von den Parteien der Rechten als "zweiter 
h.:illd·· betrachtet wurde, sowie die Stellung zur polnisch-sowjetischen Grenze 
u11d auch zum Pa11isanenkampf: den die AK-Führung - bis zu einem geplanten 
nationalen Aufstand "Gewehr bei Fuß!" stehend - als "vorzeitig" vermeiden woll­
te, aber ab 1943 schrittweise doch zulassen mußte. Nach der Aufdeckung der 
Massengräber in Katy11 und der Suspendierung der sowjetisch-polnischen Be­
ziehungen wurde seitens der Exilregierung und ihrer Delegatur in Warschau eine 
umlüssende antikommunistische Kampagne entfacht, die bald zu politischen Mor­
den t'ührte. Wie neueste Untersuchungen belegen, wurden allein in der Okkupa­
tionszeit über eintausend linksgesinnte Polen von Schlägertrupps der polnischen 
Rechtell getötet.ö0 

Die Entwicklung der Lage in Polen bestätigte die Voraussagen der PPR. Die Par­
tisa llellbewegung erstarkte. Obwohl die Volksgarde gering an Zahl und schlecht 

war und anfangs einsam kämpfte, beeintlußte sie durch ihr Vorbild 
auch nicht kommunistische Patrioten und führte viele von ihnen in ihre Reihen. 

Im Jahre 1942 erreichten die Naziverbrechen in Polen in Ausmaß und Intensität 
einen neuen Höhepunkt. Die Zahl der Massenmorde stieg sprunghaft, häufig wur­
den Exekutionen öflentlich verübt. Die Vernichtungspolitik gegen die polnischen 
Judell crreichte als industrialisie11er Völkermord ihren grausigen Höhepunkt. Die 
polnische Widerstandsbewegung war aber noch nicht imstande, den Vernichtungs­
wil lcn der Nazis zu stoppen. ln den Restghettos wurden Maßnahmen zum 
neten Widerstand getroffen, der dann im Aufstand im Warschauer Ghetto im 
April 1943 seinen Höhepunkt fimd. Die GL und auch andere polnische Organisa­
tionen, vornehmlich die Sozialisten, halfen den Ghetto-Kämpfern mit Waffen, ob­
wohl sie selbst kaum genug hatten, und suchten nach Möglichkeiten, um enttlohe­
IIC J ude11 und überlebende Kämpfer zu den Partisanen zu schleusen. 

l3ei den großen Massenverhaftungen der Kommunisten, die unmittelbar nach dem 
22. Juni 1941 auf der Grundlage vorbereiteter Namenslisten erfolgten, die der Ge­
stapo großenteils von polnischen Polizeistellen übergeben worden waren, fielen 
ihr zwei- bis dreitausend Polen in die Hände, die kommunistischer Tätigkeit verdäch-

55 und Rassismus. Kontroversen um Ideologie und Opfer, hg. von Werner Röhr in 
/.u,ammcnarbcilmil Dietrich Eichholtz, Gerhart I-lass und Wollgang Wippermann. Berlin I 992. S. 
23'J-2:i6 und 300-316. 

:i6 Nazarc11 Al.. S. 164-215. 
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tigt wurden. Doch die Gestapo konnte damalstrotzein zelner Fallen die zentralen 
Stellen der PPR nicht erreichen. 

Es gab aber empfindliche Verluste von eigener Hand. Am 28. November 1942 
wurde Marceli Nowotko erschossen aufgefunden. Die vom ZK der PPR einge­
setzte Untersuchungskommission tand als Anstifter des Mordes F.dward Molojec 
heraus, ffüher Kommandeur der D<tbrowski-Brigade in Spanien und Leiter der 
Pariser Initiativgruppe. Seine Motive blieben unbekannt. wurde vom Par­
teigericht zum Tode verurteilt und hingerichtet. 57 

Internationalistischer Widerstand der PPR 

Als die Warschauer Abteilung der Volksgarde im Frühling 1942 erstmals militä­
risch hervortrat, verfügte sie über so gut wie keine Waffen. Munition und andere 
KampfmitteL Auch die anderen ersten Partisanenabteilungen der Volksgarde wa­
ren mit wenigen Pistolen und Gewehren aus dem ersten Weltkrieg iilmlich schlecht 
bewaffuet. Dieser Waffenmangel war oft die Ursache ihrer hohen Verluste. 

Nach der Landung weiterer Mitglieder der Initiativgruppe der PPR verfllgte das 
ZK ab Mai 1942 über eine geheime Funkverbindung zum EKK I. Marceli Nowot­
ko wandte sich sofort an Dimitroff und bat um WaffenabwürtC. 11111 den Kampf' 
gegen die deutschen Okkupanten verstärken zu können. Das war nicht nur im pol­
nischen, sondern auch im sowjetischen Interesse. Die Antwort Dimitrof'f's aber 
war entmutigend. Am 17. Juli 1942 teilte er mit, daß "Hilfe von hier aus vorerst 
unmöglich ist. Der Kampf muß mit lokalen Mitteln entfaltet werden.''58 Ange­
sichts der damaligen Frontlage war das zu verstehen. Aber daß nach dem Sieg der 
Roten Armee bei Stalingrad der polnischen Volksgarde noch immer keine Warten 
geliefert wurden, blieb unverständlich. 

Über Waffenabwürfe flir die polnische Volksgarde entschied aber nicht Dimitrolf 
Dieser führte über die Waffenlieferungen für die Partisanen in Polen und auch in 
anderen Ländern eine umfangreiche Funkkorrespondenz sowie viele Gespräche 
mit den zuständigen sowjetischen Führungsstellen.59 Obwohl Dimitroff mehrfach 
solche Hilfe versprach und sich auch darum bemühte60

, kamen keine nennenswer­
ten Abwürfe zustande. Erst 1943, als das EKKI Funktionäre anderer kommunisti­
scher Parteien an von der Volksgarde gesicherten Landeplätzen in Zentralpolen 
absetzte, erhielt sie dabei auch einige Dutzend Watlen. Das aber war ein Tropfen 
auf den heißen Stein. Mangels WatTen konnten viele kampfbereite Patrioten nicht 

57 Ryszard Na7A1rcwicz: Zab6stwo Marcelcgo Nowotki w swictlc dokumcnt6w z lat I 9-12·1 '1-13. 
Warszawa 1990: Komintern i wojna. S. 277-278. 282.307-311.541. 

58 Dimitrofl'. Tagcbncher. S. 552. 
59 Wie aus seinem Tagebuch ersichtlich. wandte sich DimitroiT am 25.8.1 942 an Leiter des Zen­

tralen Partisanen-Stalx.-s der UdSSR. Ponomarcnko. und bcaullragtc gleichzeit ig 
Oberst Iwan Morosow. den Leiter der operativen Abteilung des F:KKI. sich um Wallen. v.a. Ma­
schinenpistolen. filr die polnischen Partisanen zu kümmern. Siehe DimitroiT. Tagchiichcr. S. 580. 

60 Vgl. Dimitrofl'. Tagebücher. S. 584. 586, 587 und 590. 
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in die GL-Partisaneneinheiten aufgenommen werden. ln derselben Zeit bekam die 
AK durch Abwiirte viele englische und amerikanische Waffen. 

unenneßlicher Schwierigkeiten wuchs die Aktivität der Volksgarde. 
Die Okkupanten schätzten sie als sehr gefährlich und schädlich tlir ihr Regime 
ein. Im Bericht des Amtes IV des RSHA vom Januar 1944 wurden die "Anschlä­
ge, Sabotageakte und ßandentätigkeit" der Volksgarde als vorrangig gegen den 
Transport zur Ostfi"Oilt gerichtet und der direkten Unterstützung der Roten Armee 
dienend erkannt und deren "ansteigender Schaden" hervorgehoben. Der Bericht­

diese Anschläge als "bedeutende, immer wachsende Gefahren­
... vermerkte aber gleichzeitig, daß die nationalistischen Widerstandsgruppen 

sich dieser Gefahr nicht nur politisch, sondern auch militärisch entgegenstellten.61 

ln den Reihen der Volksgarde waren neben Kommunisten auch viele Mitglieder 
anderer polnischer Par1eien und Militärorganisationen sowie parteilose Patrioten 

Im Kampf wirkte die GL mit sozialistischen Kampforganisationen, mit 
den (BCh) - der Kampforganisation der Bauernpartei und 
einigen AK-Kümpfern zusammen. So wurde praktisch die Voraussetzung tlir den 
von der PPR Mitte 1943 vorgeschlagenen Aufbau einer Volksarmee (!lrmia Lu­
durm. AL) aufbreiterer politischer Basis geschatlen, die dann als gesamtnationale 
bewarlitete Krali Anl:rng 1944 entstanden ist. Ihr Oberkommandierender wurde 

der Generale der polnischen Vorkriegsarmee, Micha1 Zymierski (,.Rola"). 
I n1 Summer zählte die AL insgesamt 50.000 Kämpfer, davon über I 0.000 in 
70 Feldeinheiten, darunter 9 Brigaden. Die Zahl der AL-Partisanen wurde wesent­
lich durch den Wallenmangel begrenzt. Dessenungeachtet t1ihrten sie allein von 
Juli 1944 bis Januar 1945 in den noch besetzten Teilen Polens 1552 Aktionen 
durch. davon 774 gegen die Verkehrslinien des Feindes.62 

Um die Idee einer nationalen Front zu verwirklichen, bemühte sich die PPR, eine 
Verständigung mit der Ver1retung der Exilregierung herbeizuführen. Auf ihre Ini­
tiative hin begannen im Januar 1943 Gespräche beider Seiten. Die Vorschläge der 
PJ>R !Ur eine Zusammenarbeit wurden aber abgewiesen. Statt dessen intensivierte 
das Londoner Lager seine antikommunistische und sowjetfeindliche Propaganda­
kampagne. die durch die Aufdeckung der Gräber in Katyti weiteren Auftrieb bekam. 

Diese Realität zwang die PPR-Führung, an deren Spitze nach dem Tode Nowot­
kos J>awel Finder getreten war, ihr Programm bedeutend zu modifizieren und nun 
nicht mehr zu einer gesamtnationalen Einheit, die sich trotz aller Anstrengungen 
als nicht erreichbar erwies, aufzurufen, sondern eine Koalition der linken und de­
mokratischen Krälie anzustreben. Diese Strategie wurde in der Programmerklä­
rung .. Wollir kamplen wir?·' vom März 1943 fonnuliert und im November erwei-

61 RSIIA Amt I V: Kommunismus in Europa unter 1><.-sondcrcr Berücksichtigung seiner 13ckllmp­
limg..lanuar 19-t-t. Staabarchiv Praha (SUA). 74-14. 

Wiccl.llrck: Annia Ludo11a. D-Lialani;r bojo11<1. War>Z<II\a 198-t. S. 121. 
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tert.63 Damit bewies die PPR-Führung ihre Fähigkeit zum selbständigen Wirken 
und zur Entscheidung polnischer Probleme entsprechend den Anforderungen der 
Lage im Lande und den Interessen der Par1ei, dabei die Linie der Komintern 
tei I weise modifizierend. 

Auf diese nach Moskau gesandten Dokumente reagier1e das EKKi mit Kritik. Es 
warf der PPR politischen Rad ikal ismus vor. Ihr Programm enthalle .. eine Reihe 
von po litischen Mängeln und Fehlern". So sei "die Rede von der Errichtung der 
Macht der Arbeiter und Bauern ... in der gegenwär1igen Etappe ... politisch falsclr'-''' 
Die Antwort des ZK der PPR, unterschrieben von Pawel Finder. war sachlich, es 
beharrte aber auf der bisherigen Meinung.65 

Die polnischen Interessen bewahrend, blieb die PPR internationalistisch gesinnt. 
Das zeigte sich in der Stellung zur Frage der nationalen Rechte benachbar1er a­
tionen, vor allem aber in der Praxis des Kampfes. PPR und GL halfen vielen aus 
Ghettos und Todeslagern gefiüchteten Juden, ebenso aus der Kriegsgefi'mgen­
schaft geflohenen. vor allem sowjetischen Soldaten. Die Kampflahigen von ihnen 
wurden in die Partisanenabteilungen der GL aufgenommen.66 

Die internationalistische, antichauvinistische Haltung der PPR zeigte sich auch in 
ihren Beziehungen zu den in Polen lebenden Deutschen. Unter den Bedingungen 
des bestialischen Wütens der deutschen Okkupanten, das zu einem allgemeinen 
Haß auf Deutschland und die Deutschen flihrte, nahm die PPR eine atypische, 
humanitäre Haltung ein.67 Im PPR-Bezirk Galizien - dort hatte die Par1ei Glie­
derungen bis 1943 - waren auch ukrainische Mitkämpfer, in Südoberschlesien 
Tschechen und auch einige Deutsche, in L6dz auch Deutsche in der Partei und der 
Volksgarde tätig.68 

Die PPR war die einzige Partei in Mitteleuropa, die Landungsplätze flir Funk­
tionäre kommunistischer Par1eien aus den Nachbarländern vorbereitete und nach 
der Landung mit Kurieren durch das okkupierte Polen geleitete. Ein ige Kuriere. 
meist Frauen, verloren dabei ihr Leben. Damals landeten in Polen: die KPD-

63 Polska Partia Dokumcnty progmn1<m1: 1942-1948. War.;7awa 198-1. S. 121-12-l. 148-17-l . 
64 RZChiiDNI. Funksprüche des EKKI. Funkspmch nach Polen vom 2. April 1943: Dimitroll 

Tagebücher. S. 671. 
65 RZChiiDNI. Funkspruch aus Polen vom 17. April 1943. 
66 Ryszard Nazarcwicz: Podzicmic polskic z PRL wobcc tragcdii i walk Z)cl<·m·. in: Spok ­

cZCI\stwo polskie wobec martyrologii i walki Zyd6w w latach II wojny s_11 iarcm "j. War>Jllll a 
1996. S. 95-114. 

6 7 Wsp61ne trady"je. Wsp61praca polskiego i nicmieckego n1chu robotniC7ego. h6r dokumcnl<·m i 
matcrial6w. Wars7.1wa 1983. S. 299-306. 

68 Ebenda. S. 303-306. Am 16. Dezember 1943 sehrich die in L6d7. erscheinende l.citung der I'PR 
Okolnik: .Jeder Deutsche. der (bei uns. R.N.) Macht ausübt. ist ein Okkupantund T(}(llcind. gegen 
den wir kümpfen und kümplcn werden. Ein Deutscher dagegen. der verstanden hat. 11 as der Fa­
schismus bedeutet. der verstanden hat. daß nur der solidarische Kampf aller antifi1schistischcn 
Kräfte den Volksmassen Deutschlands die Befreiung bringen kann. 11 ird unser VcrhCmdcrcr im 
Kampf gegen den deutschen Faschismus werden:· 
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Funktionäre Franz Zielasko, Theodor Winter und Käthe Niederkirchner. Später, 
im August 1944 landeten fUnf deutsche Kommunisten (Andreas-Hofer-Gruppe) 
b.: i Cz<tstochowa auf einem von der Volksarmee gesicherten Platz mit dem 
trag, sich nach Deutschland zu begeben.69 

sprangen in Polen Rudolf Smidke, Vorsitzender der KP der Slowakei 
und später einer der Führer des Slowakischen Nationalaufstandes, Rudolf Vetiska, 
einer der Leiter des illegalen ZK der tschechoslowakischen KP, der Sekretär des 
KJV Ungarn György Milian und das Mitglied des ZK der KP Ungarns Zoltan 
f odor mit dem Fallschirm ab. Die Namen anderer blieben uns bis jetzt unbekannt, 
weil die Mitarbeiter des IML-Archivs in Moskau uns damals die Einsicht in die 
betrd.lenden Dokumente verweiger1en. 

Die Zweigleisigkeil der Moskauer Politik gegenüber der PPR nach 
der Auflösung der Kommunistischen Internationale 

Obwohl die PPR keine Sektion der Kl war, wandte sich Dimitroff am 12. Mai 
1943 an ihr ZK, um dessen Meinung über die vorgeschlagene Auflösung der 
Internationale einzuholen.70 Die Antwort auf den Beschlußentwurf war positiv. 
Das ZK der PPR betonte, daß die Auflösung der Kl für die Arbeiterbewegung 
und auch liir die Zusammenarbeit mit den Sozialisten und anderen linken und 

Parteien günstig sein werde.7 1 

Die ortizielle Begründung für die Auflösung war aber nur teilweise aufrichtig. ln 
Wirklichkeit war diese Entscheidung von den staatlichen, außenpolitischen Inter­
essen der Sowjetunion bestimmt. Noch Ende des Jahres 1940 war bei dem Be­
such Molotows in Berlin die Möglichkeit eines Beitritts der Sowjetunion zum 
Antikominternpakt - also gegen die Komintern gerichtet in Erwägung gezogen 
\vurdcn.72 

1943 wurde eine solche Entscheidung als Geste zur Beruhigung der Westmächte 
benutzt. Eine Meldung des Auslandsgeheimdienstes der SS aus Lissabon vom 24. 
Juli 1942 verweist auf eine wenig bekannte Ursache der Auflösung der Komin­
tern. Nach ihr äußene sich der englische Botschaftsrat in Lissabon über das Beste­
hen ein.:r Geheimklausel im englisch-sowjetische Allianzvenrag vom 26. Mai 
1942. wonach sich die sowjetische Seite verpflichtet hätte, die Komintern aufzu­
lösen.'" ßis jetzt wurde das von keiner anderen Quelle bestätigt. 

69 Fhendu. S. 296·299. 
70 R/ChiiDNI. Funk, prm:h nach Pokn vom20. M<ti 1943. 
71 I ohendu. l'unbprudt <tUS Polen vom I. Juni 1943. 
n t\ Dt\1'. Serie D. lld. Xl.2. ßonn 1964 (Telegramm von Schulenburg an Ribbcntrop vom 26. No· 

>entber 19.JO): Siehe <tuch lswestija CK KPSS 1989. Nr. 12. S. 214: Dimitron: ·ragcblidlcr. S. 
374-75. 

73 lluru.lcsarehiv lkrlin -Lichtcrlelde (BArch). R 58-732 (Mddung aus Lissabon an das RSll i\ vom 
2-1 . Juli 1942) 
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Der Bericht über die Auflösung wurde am 15. Mai 1943 in der Pres­
se veröflt:ntlicht, also noch vor der offiziellen Entscheidung der höchsten Gremien 
der Kl selbst. Die Autoren der Einleitung zur Dokumentensammlung .. Komintern 
i vtoraja mirovaja vojna" verbinden diese eilige Veröffentlichung mit der am 14. 
Mai 1943 begonnenen Konferenz Roosevelts und Churchills in Washington. auf 
der über die Eröffnung einer zweiten Front in Europa noch im Jahre 1943 ent­
schieden werden sollte. Den formellen Beschluß über die Auflösum! der Kommu­
nistischen Internationale faßte das Präsidium des EKKI erst am 8. 

Nach der Auflösung der Komintern übernahm die Abteilung lnternationille Infor­
mation beim ZK der KPdSU (OMI), deren Leiter bald darauf Georgi DimitrofT 
wurde, die Verbindungen zu anderen Parteien, darunter zur PPR. Er unterschrieb 
weiter die Funksprüche an das ZK der PPR. Nicht nur die Tätigkeit. se lbst die 
Existenz dieser Abteilung wurde damals wie auch später streng geheimgehalten. 
Aus diesem Grunde konnten wir auch nur einige Funksprüche aus dieser Zeit ein­
sehen. 

Einige Sachgebiete des EKKI wurden aus dem OMI ausgeglieder1 und in formal 
selbständige Institute umgewandelt: das Institut Nr. I 00 (Leiter: Oberst Iwan 
Morosow) übernahm die technische Basis des EKKI und organisicr1e die Funk­
korrespondenz mit den kommunistischen Parteien und die Abwürfe flir sie; das 
Institut Nr. 205 (Leiter: Bedrich Geminder75

) betrieb Rundfunksender in 15 Spra­
chen und leitete das Pressewesen. Die Arbeit mit den Kriegsgefangenen war im 
Institut 99 (Leiter: Michail Koslow) untergebracht. das auch die Arbeit mit dem 
Nationalkomitee "Freies Deutschland" beaufsichtigte. Im Verantwol1ungsbereich 
des OMI blieben die Moskauer Ver1retungen ausländischer kommunistischer Par­
teien und in der UdSSR tätiger Emigrantenorganisationen, darunter der im Fri'lh­
jahr 1943 gebildete Verband Polnischer Patrioten (ZPP). Er sollte später Gri'inder 
und politischer Betreuer der nach dem Abzug der Anders-Armee aufgestellten 
Polnischen Streitkräfte in der UdSSR werden. Vorsitzende des ZPP wurde die 
Schriftstellerin Wanda Wasilewska. 

Am 14. November 1943 konnte die Gestapo in Warschau den Sekretär der PPR 
Pawel Finder und das ZK-Mitgl ied Malgorzata Fornalska verhafien. ßeide wur­
den im Juli 1944 ermordet. Dieser Verlust war für die PPR außerordentlich 
schwer, weil Fornalska tlir die Funkverbindung mit dem OMI verantwol11ich war 
und allein die Chiffren zur Verfügung hatte. Somit wurde die Funkverbindung mit 
Moskau unterbrochen. Zum Sekretär des ZK wählten die ZK-Mitglieder am 23. 
November 1943 Wladyslaw Gomulka ("Wieslaw"). Das geschah, ohne die Wahl 

74 Komintcm. Bd. II. S. 378-379. 
75 Bedlich Geminder. geb. 1901. war nach seiner Rockkehr in die Tschcchoslowakci l.citcr der 

Abteilung filr intemationalc Verbindungen des ZK der KP der Tschcchoslollakci. lrn Slansky­
Prozcß 1111rdc er 1952 zum Tode ven1ncilt und am 2.12. 1952 in Prag erschossen. 
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vorher mit Moskau abzustimmen und bestätigen zu lassen, wie es in alten Zeiten 
und in Moskau Gewohnheit war. 

Alles das weckte altes Mißtrauen und erregte Verdacht in der sowjetischen Par­
teillihrung, zu deren Apparat das OMI gehörte. Als die Nachricht über die Wahl 
Wieslaws zum ZK-Sekretär über die Residentur der sowjetischen Aufklärung in 
Warschau schließlich Moskau erreichte, wußte dort niemand, wer hinter diesem 
Decknamen stand. Erst im Februar 1944 wurden dem OMI Angaben zur Person 
Gomulkas durch die Gruppe von Leon Kasman ("Janowski"') bekannt.76 

Die Gruppe Kasman war im August 1943 aus polnischen Kommunisten, zum Teil 
aus der Kominternschule, gebildet worden. Sie wurde durch die Front zu einem 
geheimen rlugplatz in Belorussia geschleust. Dort sollte sie polnische Partisanen 
um sid t sammeln und weitere Direktiven tlir einen Einsatz in Polen abwar1en. Als 
jedoch die Nachrichten über Finders Verhaftung und Gomulkas Wahl nach Mos­
kau gelangten, wurde die Kasman-Gruppe nach Polen in Marsch gesetzt mit der 
Aufgabe, die Lage in der PPR zu erkunden und sie nach Moskaus Wünschen aus­
zurichten. Antimg Januar 1944 traf sie im Lubliner Gebiet ein und nahm Verbin­
dung mit der dortigen PPR-Leitung und AL-Führung auf Als das ZK der PPR 
von der Ankunli Kasmans erfuhr, lud man ihn nach Warschau ein und wollte ihn 
in das ZK kooptien.:n. Das aber wurde Kasman vom OM I untersagt. Die vom 
Mißtrauen gegenüber der neuen PPR-Fiihrung getragenen Weisungen des OMI 
an Kasman tlihnen zu gefährlichen Konflikten und zu einer schädlichen Spaltung 
der Partisanenbewegung im Gebiet Lublin. Zwar gelang es dem ZK der PPR spä­
ter, diese Spannungen teilweise zu vermindern, doch die politischen und auch per­
sönlichen Folgen dieser Spaltung überdauerten Jahrzehnte.n 

Der Dualismus von Exil- und Landeszentrum der polni sc hen 
Kommunisten 

Zu einem weiteren Anlaß flir Mißtrauen und Verdächtigungen der PPR-Führung 
wurde die Gründung des Landesna tionalrates (Krajowa Rada Narodowa, KRN) 
in der Sylvesternacht 1943/44 in Warschau. Sie tand auf Initiative der PPR und 
ebenlülls ohne Moskauer Genehmigung statt. An der Sitzung nahmen eingeladene 
Vt!rtreter der PPR, der RPPS (Arbeiterpartei Polnischer Sozialisten), des linken 
Flügels der ß auernpar1ei (SL) sowie der Bauernbataillone (BCh) und andere De­
mokraten teil. Zum Vorsitzendes des KRN wurde Boleslaw Bierut gewählt. 
llauptaulgabe des KRN sollte es se in, den Befreiungskampf zu organisieren. 
Dazu wurden auch die Volksarmee (AL) ins Leben gerufen und Vorbereitungen 
getrol"li.:n, um in einem günstigen Moment eine provisorische Regierung zu 
bikkn. Den Teilnehmern der Gründungsberatung war bewußt, daß ohne eine 
polnische Regierung, die die Sowjetunion als wichtigsten Bündnispartner und 

76 Ebcmla. S. 423-124. 
77 Ebcnda. S. 450-St. 525: Dimitrow. Dncwnik. S. 384,388. -t07. 410 und 415. 
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nicht als zweiten oder ersten Feind Polens betrachten würde. dessen Interessen nls 
Mitglied der Anti-Hitler-Koalition Schaden nehmen. ja das Volk in eine verhiing­
nisvolle Politik verwickelt werden konnten. Diese Gefahren flir Polens nationnie 
und staatliche Interessen sollte der Landesnationalrat abwenden. ln diesem Be­
streben wurde er selbst von manchen realistisch denkenden Kreisen der polni­
schen Emigration unterstützt. die die sowjetfeindliche Politik der Exilregierung 
als staatsfeind I ich beurteilten. ;s 

Stalin und das OMI empfanden die Bildung des KRN als Konkurrenz gegenüber 
einer Initiative. die die sowjetische Seite nach der Teherancr Konlcren1 unter­
nommen hane. Am 24. Dezember 1943 hane Stalin nämlich eine Delegation des 
ZPP in Moskau empfangen und ihr empfohlen, Vorbereitungen zur Bildung eines 
Polnischen Nationalkomitees (PKN) aufzunehmen. Basis dieser Exilregierung in 
spe sollte der Verband Polnischer Patrioten in der UdSSR sein; als Vorsit1..cncler 
wurde Andrzej Witos, ein Bruder des bekannten Führcrs der Bauernpartei und 
früheren polnischen Premiers, Wincenty Witos, erwogen. Wegen der abgebroche­
nen Funkverbindung wußten weder das OMI noch die Funktionäre des ZPP von 
der Bildung des Landesnationalrats. Allerdings hatte Pawel Finder eins OMI be­
reits kurz nach dem 7. November 1943 über die Absicht informier1.;9 

Mit dem Polnischen Nationalkomitee in Moskau hatte die KPdSU-Führung dem 
Landesnationalrat ein Exilorgan als künftiges staatliches Gremien entgegenge­
stellt. In Beratungen zwischen dem 24. Dezember 1943 und dem 12 Janunr 1944. 
an denen neben Dirnirroff auch Wanda Wasilewska und Jnkub 13crman teilnah­
men, wurde dessen Zusammensetzung festgelegt. Von seinen 20 Mitgliedern 
sollten nur flinf aus Polen sein, deren Namen jedoch unbekannt blieben. Im br­
sammenhang mit Komplikationen in den Beziehungen der Alliierten Anfang .Ja­
nuar 1944 wurde die Arbeit dieses Polnischen Nationalkomitees noch im Januar 
storniert. Von der Bildung eines Polnischen Nationalkomitees in Mosknu erruhr 
das ZK der PPR bereits Anfang Januar 1944. Wladyslaw Gomulka reagierte sehr 
schnell darauf. Am 12. Januar 1944 schrieb er nach Moskau: " In Angelegenhei­
ten, die das Schicksal der Heimat betreffen, könnte das Nationalkomitee nur nütz­
lich werden, wenn es in der okkupierten Heimat entstiinde."80 

Die KPdSU-Führung betrieb die Konkurrenz zur illegalen 
in Polen auch auf der Ebene der kommunistischen Partei und schuf neben dem 
ZK der PPR in Warschau im Moskauer Exil ein zweites Führungszentrum poln i­
scher Kommunisten: das Zentralbüro polnischer Kommunisten (CBKP) sollte 
eine Repräsentation der polnischen Kommunisten in der Sowjetunion sein und als 
eine Art Parteileitung einer dort gar nicht existierenden polnischen kommunisti­
schen Partei fungieren. Es wurde auf Vorschlag von DimitrofT und Manuilski or-

78 Wlad)hm Gornulka: Pami,tniki. Bd. II. Warszawa 199-1. S. 334-378. 
79 Ebcnda: Dirnitrow. DtlC111lik. S. 399-400: Nazarcwic7_ i\1.. S. 236-238. 
80 PPR. Dokurncnty progarno11c. S. 189-202. 
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ganisiert, die auch über seine personelle Zusammensetzung entschieden. Dabei 
standen sie unter starkem Druck der KPdSU-Führung; erst die dritte Variante von 
Personalliste und Statut fand deren Billigung.8 1 Die Führung der KPdSU lehnte 
den Vorschlag Dimitrofts ab, zur Gründung des CBPK eine Versammlung aller in 
Moskau lebenden polnischen Kommunisten, also der ehemaligen Mitglieder der 
KPP, einzuberufen, um auf ihr das Zentralbüro und seine Leitung wählen und das 
Statut bestätigen zu lassen. Sie entschied, alles solle direkt vom ZK der KPdSU 
kstgelegt werden und bestätigte am 2. Februar 1944 die vorgeschlagene Leitung. 
Vorsitzender wurde Aleksander Zawadzki. Das Zentralbüro polnischer Kommu­
nisten nahm seine Tätigkeit am I 0. Januar 1944 auf Seine Existenz wurde streng 
geheim gehalten. Das ZK der PPR erfuhr nichts von der Existenz dieses Büros, das 
nach späterem sowjetischen Sprachgebrauch die Auslandsvertretung der PPR sein 
sollte, bktisch aber als Konkurrenz zu deren ZK installiert wurde. Erst nach der 
Beti-eiung erhielt die PPR-Führung Kenntnis von der Existenz des CBKP.82 

Die Nachricht von der Gründung des KRN erreichte Moskau Ende Januar 1944. 
Die Mitglieder des Zentralbüros begrüßten auf dessen Sitzung am 2. Februar die 
Entstehung des Landesnationalrates in Warschau, worüber die Zeitung des ZPP 
lt'ulna Pulska am 8. Februar 1944 berichtete. Auch der damals vom Institut 205 
gesteuerte Sender Ko.1:ciuszko gab am 30. Januar einen positiven Bericht über die 
Entstehung des KRN. Diese öftentliche Zustimmung dauerte aber nicht lange, die 
Lkridnerstattung änderte sich sehr schnell und gründlich. Für die sowjetische und 
die ZI'P-Presse sowie den Rundfunk wurde ein absolutes Schweigen über den KRN 
und die AL angeordnet, sie kamen in den nächsten Monaten einfach nicht mehr vor.83 

Stalins Wendung und die Krise des ersten Halbjahres 1944 

Dieses Schweigen war eine Folge der Wende, die Stalin damals hinsichtlich sei­
ner Stellung zu polnischen Problemen vollzog. Zu den Ursachen dieser Wandlung 
gehört zweite llos der Brief Winston Churchills an Stalin vom I. Februar 1944. 
Darin schrieb Churchill: "Die Bildung einer weiteren polnischen Regierung in 
Warschau, die sich von der unterscheidet, die wir bis jetzt anerkannt haben, würde 
in Verbindung mit Unruhen in Polen Großbritannien und die Vereinigten Staaten 
vor eine Frage stellen, die jener testen Übereinstimmung zwischen den drei Groß­
machten, von der die Zukunft der Welt abhängt, schaden würde."84 Nach Stalins 
Meinung kündigte Churchill damit Hindernisse für die Umsetzung der in Teheran 
geschlossenen und bislang in Polen unbekannten Vereinbarungen der Großmäch­
te über Polens Grenzen und über die zukünftige polnische Regierung an, deren 

SI Dimitru lls an Mulutuw gerichteter Vorschlag vom 5. Januar 1944. dem CBKP sollten ßcnnan. 
Wasilc11ska. Skrzcszcwski. Lewikowski und Zawadzki angehören. land bei Stalin und Molotow 
keine Zustimmung. Im dritten, akzeptienen Vorschlag vom 24. Januar 1944 waren Skrzcszewski 
und Lcwikm1ski gestrichen und durch Radkicwicz und Swicrczcwski ersetzt. 

82 i\AN. t.2u &/I: Komintcm. Bd. II. 5.408-10: Dimitrow, Dncwnik. S. 402-405. 
83 Nazarcwio_ AL, S. 228-236. 
8-l 13ridilcchsd Sialins mit Churchill. /\ ttlcc. Roosevclt und Tnnnan 1941-1945. Berlin 1961. S. 244. 
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Basis grundsätzlich die Exilregierung sein sollte. Der Brief regte Stalin u.a. zu 
folgenden Maßnahmen an: 

Nichtanerkennung des KRN; 
Verbot jeg licher Erwähnung von KRN, AL und PPR in der SO\\jc tischcn und 
der ZPP-Presse: 
keine Waf1enabwürfe tlir die AL: 
Blockierung einer nach Moskau eingeladenen Delegation des KR auf einer 
sowjetischen Partisanenbasis; 
Versuch, einige Gliederungen der AL und der PPR unmittelbar der 
schen Führung zu unterstellen; 
Verbot an polnische Partisanenabteilungen, die früher in der Westukraine und 
in Westbelorussia sowjetischen Stäben unterstanden, sich nach ihrer Ankunli 
in Polen dem Kommando der AL zu unterstellen; 
Verzicht auf KRN, AL und PPR in allen in Moskau vorbereiteten Plänen llir 
eine zukünftige Verwaltung des befreiten Polen. 

Zweifellos waren diese Maßnahmen dem Bemühen Stalins geschuldet. im staatli­
chen Interesse der Sowjetunion die Einheit der Anti-Hitler-Koalition zu bewah­
ren. Sie waren aber auch Ausdruck seiner jahrzehntelangen äußerst negativen Ein­
stellung zu den polnischen Kommunisten. Diese Maßnahmen schadeten der pol­
nischen Linken außerordentlich im Kampf für die Befreiung von der nazistischen 
Okkupation und darüber hinaus langfristig in ihrer politischen und organisatori­
schen Entwicklung. 

Diese neue Stellung Moskaus zur PPR offenbarte sich deren Führung erstmals in 
einem Funktelegramm des OMI an das ZK der PPR vom 25. Februar 1944. 1:s 
enthielt eine scharfe Kritik der Politik der PPR im Hinblick auf den KRN. Ihr 
wurden Sektiererturn und ultralinke Abweichungen vorgeworfen. eine Venwch­
lässigung der Verständigung mit dem Regierungslager und mit den polnischen 
Par1eien der Rechten. Das alles sollte in den Dekreten des KRN enthalten sein.Rs 
Dabei war in Moskau gut bekannt, daß sich die Par1eien des Regierungslagers und 
erst recht die polnischen Rechtsparteien einer Verständigung mit PPR und KR 
strikt verweigerten und statt dessen die Kämpfer der AL, der sozialistischen Wi­
derstandsgruppen und linker Bauernbataillone und die Funktionäre linker Par1eien 
mit Mordterror überzogen bzw. mit militärischer Gewalt bekämptien. 

Omz iel l berief sich das genannte Funktelegramm auf . .ZPP-Kreisc--. ln Wirklich­
keit drückte es den Standpunkt von Manuilski aus, den dieser sowohl in einem 
Brief an Dirnitroff vorn 24. Februar 1944 wie in einem Funkspruch an Kasman in 
Polen äußerte. Darin klagte Manuilski die PPR-Führung des Sckticrer1ums an. 
weil sie für die Zukunft eine Sowjetisierung Polens anstrebe. Er empfahl Kasman. 
gegenüber der PPR besondere Vorsicht und Wachsamkeit zu iibcn. Auch die 

85 AAN. r. 19111-6: aJarcwic7. AL. S. 231-32. 



Bildung der AL mit eigener Führung schätzte Manuilski als "vorzeitig'· ein, ,.weil 
d ie polnisch..: Armee noch nicht nach Polen gelangt" sei.86 Gemeint war das I. 
Korps der Polnischen Bewaffneten Streitkrätle in der UdSSR unter dem Kom­
mando von Oberst Zygmunt Berling.8; Die hier gezeigte Unzufriedenheit der Mos­
kauer Funktionäre mit der Bildung einer polnischen militärischen Führung ohne 
Moskaus Genehmigung g ing in der Tendenz so weit, die Existenz der Volksar­
mee überhaupt zu ignorieren. 

Das lkstreb..:n der KPdSU-Führung und der von ihr gelenkten ZPP-Funktionäre, 
die im besetzten Polen wirkenden Organisationen, so sie nicht direkt unterzuord­
nen waren. ortizicll zu ignorieren, offenbarte sich im Vorgehen und in den Plänen, 
die irn OMI ausgearbeitet wurden. ln einer Notiz vom 29. Februar 1944 über die 
Tätigkeit der vom OMI getlih11en Kasman-Gruppe in Polen wies Oberst Iwan Moro­
sow, da1nals Leiter des Instituts I 00 des OMI, Kasman an, sich nicht der PPR an­
zuschlidkn, sondern seine Gruppe als " unabhängige, parallele Stelle fUr die Ver­
bindung mit Moskau·· von hier aus weiter zu leiten.88 Auch von Manuilski erhielt 
Kasman derartige Weisungen. Sie verschärtlen seine Konflikte mit den PPR- und 
A L-Stellcn. 

Morosow bereitete auch einen Plan zur Aktivierung der Partisanenbewegung, der 
Parteiarbeit und der Aufklärung in Polen vor. Er sei in der Lage, flinf unabhängig 
von einander tätige Gruppen sowjetischer Genossen nach Polen zu schicken. Es 
ist sdl\\er LU verstehen, was tlir eine Parteiarbeit diese Gruppen in Polen leisten 
sollten, 11e1111 zu ihnen nur "ein polnischer Genosse flir die Verbindung zur PPR .. 
gehören sollte.8" Über eine tatsächliche Tätigkeit dieser von Morosow angekün­
digten Gruppen fand ich keine Quellen. 

Der Polni sc he Parti sanenstab und die Waffenhilfe fiir die Volksarmee 

Wegen des st:indigen, doch bislang erfolglosen Verlangens der PPR und ihrer 
Partisanen nach Wartenlieferungen richtete die Vorsitzende des ZPP Wanda Wa­
silewska am 18. Januar 1944 einen Antrag an Molotov und einen pol­
nischen l'artisanenstab zu bilden. Dessen Hauptaufgabe sollte die Versorgung der 
Volksgarde mit Warten, technischen Kampfmitteln und Sprengstotlim sein. Das 
hatte am Vorabend der Betreiung Polens auch tlir die Rote Armee große politi­
sche und militürischc Bedeutung ... Der Stab wird··, schrieb Wasilewska, "unter 
der Kontrolle der polnischen Pa11eileitung wirken und in operativer Hinsicht vom 

S6 Komitllcrn. lld. II. S .. QJ-2-1. 
87 Die dic'>c'> Korps zur I. Polnischen erfolgte am I. April 19-1-1. Vgl. l.udowe 

1'1-13- I'J-15. Redaktor nauk0\1)": Waclm1 Jurgelc11ict. War,Z<tll<l 1973. S. 107. 
XX i\ ,\ . K. -1: Na7ltrcwic7_ Al dykml y, S. 235-36. 
X'J I hcnda: Dimilrtt\1. Dnc1111ik. S. -107. 410. 415. -119. 
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Moment seiner Bildung an dem sowjetischen Obersten Stab der Partisanenbewe­
gung unterstehen."90 

Um Hilfe flir die Volksgarde als Hauptaufgabe dieses Stabes wandte sich der stellver­
tretende Sekretär des CBKP, Stanislaw Radkiewicz, am 23. Februar 1944 an Molo­
tow sowie an Dimitroff und Manuilski. Es ist wenig wahrscheinlich, daß beide 
Autoren Wasilewska und Radkiewicz- zu diesem Zeitpunkt noch nichts iibcr 
die Bildung der Volksarmee in Polen wußten, aber nicht auszuschließen. daß sie 
es fiir besser hielten, deren Bezeichnung zu vermeiden. Allerdings untcrsli"ltztcn 
Dimitroff, Manuilski und Baranow das Gesuch des CBKP, die Bildung des Polni­
schen Partisanenstabes zu beschleunigen, in einem Brief des OMI an das ZK der 
KPdSU mit folgender merkwürdiger Begründung: "Laut unseren, durch den Nach­
richtendienst bestätigten Informationen, g ibt es in Polen keinen Stab. der die Parti­
sanenbewegung leitet. Einzelne Partisanenabteilungen wirken isoliert, auf eigenes 
Risiko, ohne irgendeine zentrale Koordinierung ihrer Kampfoperationcn: '91 Im 
OMI und im CBKP wußte man aber längst "über das Bestehen der Volksarmee'· 
in Polen Bescheid. Deren Hauptstab mit General Zymierski ("Rola") wurde also 
bewußt ignoriert. 

Nachdem Meinungsverschiedenheiten über Unterstellung und Dislozierung des 
Polnischen Partisanenstabes geklärt waren, wurde er schließlich dem Kriegsrat 
der Polnischen Armee in der UdSSR unterstellt. Zum Chef wurde der Sekretär 
des CBKP und Mitglied des Kriegsrates dieser Armee, Aleksander Zawaclzki 
berufen. Wegen der vielen anderen Verpflichtungen Zawadzkis, der später auch 
zum Stellvertretenden Befehlshaber dieser Armee und zum Generalmajor beiOr­
dert wurde, übte die faktische Leitung des Polnischen Pat1isancnstabes Oberst 
Sergej Pritycki aus, früher Sekretär des Komsomol in Belorussia und zu jener Zeit 
Mitarbeiter des Zentralen Stabes der Partisanenbewegung der UdSSR. Das 
Staatliche Komitee für Verteidigung entschied am 8. April und der Generalstab 
der Roten Armee am 21. April 1944 über Formierung, Tätigkeit und Versorgung 
des Polnischen Pattisanenstabes. Als Standort wurde ihm Rowno zugewiesen.92 

Es zeigte sich sehr bald, daß der Polnische Partisanenstab keiner polnischen Par­
tei, sondern politisch dem ZK des KPdSU und militärisch dem Generalstab der 
Roten Arn1ee unterstellt war und ausschließlich deren Weisungen auslliht1e. Sein 
Personal bestand mit wenigen Ausnahmen aus sowjetischen Offizieren; bis zu sei­
ner Auflösung im Februar 1945 war in ihm kein einziger polnischer Partisan ver­
treten. 

Sowjetische Waffenabwürfe für polnische Partisanen begannen Ende Mai 1944 , 
zuerst aber nur für jene Partisanenabteilungen, die dem Partisanenstab unterstan-

90 Russkij Archiv. Bd.14-3( I). Moskva 1994. S.l21: Na7A1rcwicz_ AL. S. 229. 
91 Komintem. Bd. II. S.432-436. 
92 Russkij Archiv. S. 143-46: Dimitrow. Dne\\1lik. S. 404. 
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tkn , später auch l'ür Abteilungen der Volksarmee. Bis Ende 1944 wurden insge­
s<unt 592 mit 4553 Maschinenpistolen, 246 Maschinengewehren, 82 
Panzerbüchsen und 49 Granatwerfern abgeworfen, dazu Sprengstotle, Verbands­
mitt<.!lu.a. Das war eine unschätzbare, aber leider zu spät gekommene Hilfe. 

Wie oben erwähnt, fUIJrten die Weisungen von OMI und ZK der KPdSU an Leon 
Kasman in Polen zu Spannungen mit den PPR- und AK-Gruppen vor Ort. Da 
Kasmans Anspruch, ein paralleles Zentrum zum ZK der PPR zu bilden und sich 
die kümpfenden AL-Einheiten unterzuordnen, durch Weisungen aus Moskau stets 
neu bestärkt wurde, gritlen diese Spannungen bald auf die zentralen Instanzen 
beider Parteien über. Davon zeugt z.B. ein Funkspruch vom 19. April 1944 an das 
ZK der PPR mit Dimitrotls Unterschrift. In einem direktiven Betehlsstil, den Di­
mitrotr sonst grundsätzlich nicht verwandte, wurde darin geschrieben: "Wie von 
uns vielmals verwiesen wurde, haben wir die Gruppe von Janowski93 mit der Son­
derautgabe entsandt, der PPR Hilte zu leisten. Diese Gruppe ist uns unmittelbar 
unterstellt und kann in Zukunft in den Bereich der PPR überstellt werden. Wir 
können überhaupt nicht verstehen, warum ihr dieser Gruppe Schwierigkeiten in 
der Arbeit im Lubliner Gebiet schafft und warum ,Mietek'94 ihr mit gewaltsamer 
Entwatrnung droht .... Bis zur Regelung dieser Verhältnisse werden wir Wallen 
nur über die Janowski-Gruppe abwerten."95 Dies bedeutete in der Praxis, daß die 

der Volksarmee (AL) vorerst keine sowjetische Waffenhilfe erhalten 
sollten, und das zu einem Zeitpunkt, an dem die sowjetischen Sommerotlensive 
dl!s Jahres 1944 vorbereitet wurde. Diesen Funkspruch hatte Dimitroffs Stellver­
trl!t\!r im OM I, Baranow%, gleichzeitig an Molotow geschickt. Ein solches Vorge­
hen vcrschürli\! die bestehenden Widersprüche in den Reihen der Kämpfer gegen 
die Naziherrs<.:hali in Polen. 

L;llldcsnationalrat oder Moskauer Exilregierung? 

ln Zeit berieten in Moskau die Leitungen von CBKP und ZPP in zahlrei­
chen Sitzungen9

' über die künftige Verwaltung, die in dem von der Roten Armee 
bcfi·eiten Polen e inget'ührt werden sollte. Dabei wurden einerseits das Projekt 
einer Mi litiirvcrwaltung mit Ortskommandanten aus der Polnischen Armee in der 
UdSSR, andererseits Projekte einer Zivilverwaltung mit Bevollmächtigten des 
Nationalkomitees ausgearbeitet. Einige dieser Projekte wurden der sowjetischen 
Führung vorgestellt. Doch in keinem einzigen wurde die Existenz des Landesna­
tionalrates und seiner territorialen Strukturen erwähnt, ebensowenig die der Volksar­
mee. Auch die PPR kam darin nicht vor. Ohne Rücksicht auf die im zu befreien-

<JJ voll l.cull Kasman. 
<J.J voll Mieczyslaw Moczar. 
<JS K11111illtl'nL l!d. II. S. 450-51. 
96 l.eollid SemjollO\\ itsd1 llaranow. gcb. 1909: 1943-1946 stdlv. Leiter der Abt. lntcmationak Infor­

mation. danach ' tdl v. Leiter der Abt. i\ußcnpolitik im ZK der KPdSU(ß). ab 1947 Leiter der 
Kanzlei des Kominlilflnbiiros. 

<J7 Nach den <)udlcn z.ll. wn II. MärL 24. Aprilund I 5. Mai 1944. 
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den Polen tätigen PPR, KRN und AL planten diese Moskaucr Funktionäre also 
Machtstrukturen, um sie dem Lande von außen aufzuzwingen. Al l dies zeigte, daß 
in den leitenden Kreisen der polnischen kommunistischen Emigration in Moskau 
das Streben verbreitet war, sich als eine höhere Instanz, also eine Art Politbüro 
über das Zentralkomitee der PPR zu stellen und diesem seine Meinungen aufzu­
drängen, obwohl diese Personen wegen ihrer langen Abwesenheit viele Probleme 
des okkupierten Landes nicht genau kannten. 

Diese Situation, die man als Krise in den Beziehungen zwischen der PPR und der 
KPdSU bezeichnen muß, wirkte sich auch unmittelbar auf die Stellung des ZK 
der PPR zum CBKP aus. Um sie zu überwinden, entschied sich das ZK der PPR. 
eine Abordnung des KRN und der PPR nach Moskau zu entsenden. Ihr gehörten 
der stellvettretende Vorsitzende des KRN und Vorsitzende der Revolutionären 
Polnischen Sozialistischen Partei (RPPS), Edward Os6bka-Morawski, das Mit­
glied des ZK der PPR und der AL-Führung Marian Spychalski und drei weitere Per­
sonen an. Spychalski sollte auch einen Briefvon Wladyslaw Gomulkn an Gcorgi 
Dimitroffüberreichen. Darin erläutette dieser ausfiihrlich die Stellung der PPR zu 
grundsätzlichen Fragen und wies die ungerechten VorwUrle zurück. Gomulka 
schrieb, daß eine Verständigung mit den Parteien des Regierungslngers sowie der 
Rechten wegen der Stellung der PPR zur Frage der Grenze 
unmöglich sei: ,.Selbst wenn die Bruderschaft des Heiligen Antonius diese Gren­
ze anerkennen würde, wiirde sie als Landesverräter. Feind Polens usw. angcklngt 
werden."98 

Der Brief datierte vom 7. März 1944, erreichte aber seinen Adressnten erst nach 
einigen Monaten, weil die Delegation in einer sowjetischen Pat1isnncnbasis fest­
gehalten wurde. Sie wartete dort zwei Monate lang auf ein Flugzeug. das sie nnch 
Moskau bringen sollte, aber angeblich wegen der ungünstigen Wetterlage nicht 
kam. ln dieser Zeit haben sich die Beziehungen sowie die Stellung Mosknus zur 
PPR grundlegend geändet1. 

Der Standpunkt des Zentralbüros polnischer Kommunisten (CBKP) war den Funk­
tionären der PPR unbegreiflich. Die führenden Funktionäre des Zentralbliros 
Aleksander Zawadzki, Jakub Berman und Wanda Wasilewska waren erst nnch 
dem September 1939 in die UdSSR gekommen und hatten die .. Große Säube­
rung" selbst nicht miterlebt Aber sie hatten eine Ahnung vom Schicksal der dort 
schon länger lebenden polnischen Kommunisten. Gegenlibcr der Politik der 
KPdSU-Führung und besonders Stalins waren sie äußerst nachgiebig. weil sie 
diese viel besser und tiefer als die PPR-Führung verstehen konnten und sich auch 
der möglichen Folgen beim Abweichen von der Linie Stalins bewußt waren. Erst 
als später Moskau und Stalin ihre Stellung zur PPR änderten. konnten nuch diese 
CBKP-Funl-.'lionäre die PPR unterstützen. Doch ihr Gegensatz während der Krise 
war eine der Ursachen späterer innerparteilicher Konflikte zwischen den .. Mos-

98 AA1 . t. 19 1/6 (Brief an Genossen D.) 
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kauern" und den "einheimischen" Gruppen innerhalb der PPR und selbst noch 
Jahrzehnte später in der PV AP. 

Stalins Entscheidung für den Landesnationalrat 

Der Krisenzustand dauerte einige Monate. Außenpolitische Faktoren beendeten 
ihn. Die in dieser Zeit in London gefUhrten vertraulichen Besprechungen des so­
wjetischen Botschaliers Wiktor Lebediew mit dem Chef der polnischen Exilregie­
rung, Stanislaw Mikolajczyk, und dem Vorsitzenden des Nationalrates, Stanislaw 
Grabski, zeigten nämlich, daß eine Verständigung über Polens Ostgrenze und 
über die Zusammensetzung der künftigen polnischen Regierung nicht möglich 
war. Erst nach ihrem Scheitern erblickte Stalin schließlich im KRN einen Faktor, 
der die Stagnation bei der internationalen Lösung der polnischen Frage überwin­
den könnte. Er entschied, den Landesnationalrat - die im Inland wirkende Struk­
lllr - als Keimzelle der zukünftigen Staatsmacht anzuerkennen, im Gegensatz zu 
den beiden Exilbi ldungen in London und Moskau. 

Stalin befahl daraufhin am 19. Mai 1944, die seit zwei Monaten wartende KRN­
Delegation unverzüglich mit einem Sondertlugzeug nach Moskau zu bringen. 
Dort ernpling er sie am 22. Mai im Kreml. Plötzlich änderten sich auch die Stel­
lungnahmen der Sowjetorgane und der sowjetischen Presse zu polnischen Fragen. 
Am 6. Juni wurde eine zweite Delegation mit dem Betehishaber der Volksarmee 
General Michal Zymierski ("Rola") aus dem Lubliner Wald nach Moskau geflo­
gen. Mit den Vertretern des KNR wurden Vorbereitungen tlir die zukünftige pro­
visorische Verwaltung in Polen getrotlen. Sie sollte sich anteilig aus der KRN­
Delcgation und dem ZPP-Vorstand zusammensetzen. Ende Mai begannen auch 
Walh:nabwürle llir die Volksarmee im okkupierten Polen. Diese Wendung der 
sowjetischen Politik gegenüber der polnischen Linken erfolgte aber viel zu spät, 
um die politische Lage in Polen in größerem Maße zu beeintlussen.99 

Am 22. Juni 1944 begann die große sowjetische Sommeroftensive, die zur Befi·ei­
ung mehrerer östlicher Wojewodschaften Polens tlihrte. Am 21. Juli wurde in Mos­
kau aus den Mitgliedern der Delegation der KRN und des Hauptvorstandes des 
ZI>P e in neues Machtorgan geschaffen, das Polnische KomiLeejz'ir die Nmiona/e 
ßeji·eiung (PK WN). Den Vorsitz übernahm Edward Os6bka-Morawski, seine 
Stellvertreterin wurde Wanda Wasilewska. Das PKWN erließ am 22. Juli 1944 
ein Manilest an das polnische Volk. Es schloß mit der Regierung der UdSSR Ver­
träge über die zukünliigen polnischen Grenzen. Sie betrafen nicht nur die pol­
nisch-sowjetische Grenze; in einem vertraulichen Kapitel verptlichtete sich die 
UdSSR. die Ocler-Neiße-Grenze mit Stettin tlir Polen auf internationaler Ebene 
einzu fordern. Abgeschlossen wurde auch ein Abkommen über die Beziehungen 
zwischen polnischen und sowjetischen Behörden in den befreiten Gebieten Polens. 

<)<) Dirnitr\>11 . S. -121-22. 428: Nazarewicz. AL. S. 238-245. 
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Trotz der Wende in den Auffassungen der Sowjetführung zu polnischen Proble­
men, hielten sich im Denken einiger CBKP-Funktionäre noch immer die Zurnu­
tungen an die PPR-Führung über deren Sektierertum und ultralinke Abweichun­
gen. Am Tage der Ankunft der KRN-Delegation in Moskau, dem 19. Mai I 944. 
unterzeichnete der Vorsitzende des CBKP, Aleksander Zawadzki. einen Funk­
spruch nach Warschau. Darin wiederholte er die früher mehrfach vorgebrachte 
Forderung des OM I an die PPR, die sozialpolitische Basis auszuweiten und die 
Losungen der Nationalisierung der Großindustrie und der Banken sowie der Kon­
tiskation der großen Landgüter abzuschwächen. Die tatsächlichen Autoren des 
Funkspruchs waren wiederum Manuilski und Molotow.100 Und wiederum sollten 
die dem Verlangen der Volksmassen entsprechenden inneren Reformen in Polen 
den Wünschen der westlichen Großmächte, denen Stalin damals folgte, angepaßt 
werden. 

In diese Richtung wiesen auch die Forderungen des OMI an die Mosk<wer Leitung 
des ZPP. Aus dem Entwurf der Resolution fiir das am 5. April 1944 bevorstehen­
de Plenum des ZPP sollten alle Passagen über die entschädigungslose Enteignung 
des großen Landbesitzes, über die staatliche Verwaltung der Großindustrie, die 
ihrer Nationalisierung gleichgesetzt wurde, und auch eine würdigende Aussage 
über die in Italien kämpfenden polnischen Soldaten entfernt werden. Auf ausdrück­
lichen Wunsch Molotows faßte schließlich das Plenum gar keinen Beschluß dazu.10 1 

Das alles erklärt, warum diese Aussagen im Programm und später im Manifest 
des Polnischen Komitees der Nationalen Befreiung vom 22. Juli 1944. die im 
Verlaufe des Juli durch ZPP und CBKP mit der KRN-Delegation vorbereitet wur­
den, nicht enthalten sind. 

Der Beginn der Befreiung 

Mit der Befreiung der ersten öst lichen Teile Polens und der Bildung des PK WN 
begann der Prozeß des Wiederaufbaus des polnischen Staates. Somit wurde auch 
die Problematik der Beziehungen zwischen dem OMI als Nachfolger der Komin­
tern und der PPR durch die Problematik der zwischenstaatlichen Beziehungen der 
Sowjetunion und der Polnischen Republik ersetzt. 

Obwohl die Sowjetregierung mit dem PKWN diplomatische Beziehungen 
nahm, erkannte sie es völkerrechtlich nicht als Regierung an, sonelern betrachtete 
es als ein provisorisches Verwaltungsorgan. Unter dem Druck der Westmächte 
setzte sie, diesmal in Moskau, im August und im Oktober 1944 die Gespräche mit 
Stanislaw Mikolajczyk fort. Aber die politischen Widersprüche zwischen beiden 
Regierungen erwiesen sich als unüberwindlich. Gleichzeitig flihr1en dieselben Ge­
gensätze zu scharfen, auch bewaffneten Konflikten im befreiten Polen. Erst nach 
dem Mißlingen dieser Gespräche entschied sich die sowjetische Regierung, die in 

I 00 Kominlem. ßd. II. S. 459461 . 
I 0 I Ebenda. S. 44445 . 
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Lublin am 3 1. Dezember 1944 gebildete Provisorische Regierung Polens völker­
rechtlich anzuerkennen. 

ln dieser Zeit erhielten das PK WN und die Provisorische Regierung eine bedeu­
tende materielle Hilfe von der UdSSR, die der Bewaffuung und Versorgung des 
Polnischen Heeres (Wojsko Polskie) und der Bevölkerung diente und auch der 
PPIZ nützlich wurde. So wurde der Antrag Gomulkas auf finanzielle und materiel­
k H ilk tlir die zum Teil noch unter Okkupationsbedingungen tätige Partei am 21. 
Oktober 1944 von Dimitroll unterstützt und von der Sowjetregierung erfiillt.102 

Es ist selbstverständlich, daß sich die Rolle des OMI in den polnisch-sowjetischen 
Beziehungen stark verringerte, doch seine Mitglieder hinterbrachten der KPdSU­
Führung weiterhin talsehe Anklagen über die Politik der PPR und ihren General­
sekrctür Wladyslaw Gomulka. Als Beispiel kann die Notiz von Zolia Dzierzynska 
vom 20. Oktober 1944 dienen. Nach der Lektüre einiger Artikel in Zeitungen, die 
in der provisorischen Hauptstadt Lublin erschienen, charakterisierte sie die Hal­
tung der PPR als nationalistisch und opportunistisch beeintlußt.103 Wenn wir zeit­
lich etwas vorgreifen. so wurden dieselben Beschuldigungen und dazu noch "anti­
marxistisch .. gegenüber der PPR-Führung am 5. April 1948 von Baranow und 
zwei Mitarbeitern in einem für Michael Suslow ausgearbeiteten Memorial wie­
derholt. das wenig später dem Sturz Gomulkas und der vollen Entfaltung des Sta­
linismus 

Zu dieser Zeit arbeitete Dimitrotr nicht mehr in Moskau; er war am 4. November 
1945 nach Bulgarien zurückgekehrt, wo er bald zum Präsidenten gewählt wur­
de.105 Am 19. Dezember 1945 wurde die OMI in Abteilung Außenpolitik umbe­
nannt. Ihr Leiter wurde Michael Suslow, Baranow blieb Stellve1treter. 

Vor der neuen polnischen Volksmacht, in der die PPR die Führungsaufgabe über­
nahm, standen Aufgaben ungeheuren Ausmaßes. In kürzester Zeit wurden zwei 
Armeen und andere militärische Formationen aufgestellt, die ab Januar 1945 an 
der Befi·eiung ganz Polens und im April/Mai an der Berliner Operation teilnah­
meiL Es wurden große Menschenbewegungen von Osten und von Westen orga­
nisiert und die zerstörte Wi1tschaft wiederaufgebaut. Gleichzeitig mußte der 
Kampf gegen die bewatlhete Opposition, die das Land in einen Bürgerkrieg hin­
einzog, gellih1t werden. 100 Aber diese Probleme gehören bereits zu einer anderen 
Thematik. 

102 Komintern.lld . II. S.475-76 . 
I 03 l'obka - ZSSR. Struktury podlcglosci. Dokumcnty KCWKP (b) 1944-1949. Warszawa 1995. S. 100. 
I 0-l l' bcnd<t S. (Über die antimarxistische Richtung in der Leitung der I'I'R). 
I 05 Dimitro11 . I )ncll nik. S. 510. 
I 06 Vgl. Na;.arewicz: Der llürgerkrieg in Polen. in: ßullctin llir Faschismus· und Wdtkricgs­

l(>rsdlll ng. I I. 13. lk rlin 1997. S. 33-62. 
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Abkürzunge n: 

AL 
BCh 
CBKP 

EKKI 
GL 
IML 
Kl 
KJV 
KPdSU(B) 
KPP 
KPRP 

KPZB 

KPZU 

KRN 
MOPR 

NKWD 

PCF 
PKWN 

PPR 
PPS 
RPPS 

RSHA 
SDKPiL 

SED 
SL 
ZK 
ZPP 

Armia Ludowa (Volksarmee) 
Bataliony Chlopskie (Bauernbataillone) 
Centraine Biuro Polskich Komunist6w (Zentralbiiro polnischer 
Kommunisten) 
Exekutivkomitee der Kommunistischen Internationale 
Gwardia Ludowa (Volksgarde) 
Inst itut für Marxismus-Leninismus 
Kommunistische Internationale 
KommunistischerJugendverband 
Kommunistische Pat1ei der Sowjetunion (Bolschewiki) 
Komunistyczna Pat1ia Polski (Kommunistische Pa11ei Polens) 
Komunistyczna Pat1ia Robotnicza Polski (Kommunistische 
Arbeiterpartei Polens) 
Komunistyczna Partia Zachodniej Bialorusi (Kommunistische 
Partei Westbelorulands) 
Komunistyczna Partia Zachodniej Ukrainy (Kommunisti sche 
Partei der Westukraine) 
Krajowa Rada Narodowa (Landesnationalrat) 
Meshdunarodnaja Organizacja Rewoluzionerom 
(Internationale Hilfe fiir Revolutionäre) 
Narodny Komisarial Wnutrjennych Djel (Volkskommissariat flir 
innere Angelegenheiten) 
Parti Communiste Franc;ais (Französische Kommunistische Par1ei) 
Polski Komitel Wyzwolenia Narodowego (Polnisches Komitee der 
Nationalen Befreiung) 
Polska Partia Robotnicza (Polnische Arbeiterpa11ei) 
Polska Pat1ia Socjalistyczna (Polnische Sozialistische Pa11ei) 
Robotnicza Partia Polskich Socjalist6w (Arbeiterpartei Polnischer 
Sozialisten) 
Reichssicherheitshauptamt 
Socjaldemokratyczna Partia Kr6lestwa Polskiego i Litwy 
(Sozialdemokratische Partei des Königreiches Polen und Litauens) 
Sozialistische Einheitspartei Deutsch Iands 
Stronnictwo Ludowe (Volkspartei) 
Zentralkomitee 
Zwi'l.zek Patriot6w Polskich (Verband Polnischer Patrioten) 



ALMUTH P ÜSCHEL 

Vor dem Gesetz ungleich 

Die Verfolgung von Zwangsarbeitern durch die 
Staatsanwaltschaft Potsdam 1940-1945 

Kurt Finker zum 75. Geburtstag am 27. August 2003 gewidmet 

I. 

Ermittlungs- und Prozeßakten geben nicht nur Einblick in die jeweiligen Rechts­
verhültnisse. Sie widerspiegeln hinsichtlich der Straftatbestände wie ihrer Verfol­
gung gesellschafiliche Interessen, Verhältnisse und Sachverhalte. Ermittlungen 
und Prozesse sind in bezug auf die sozialen Tatsachen, die sie rechtlich regulieren 
so llen, zugleich deren Bestandteil. Für die vorliegende Dokumentation wurden 89 
Strafakten ausgewe11et, die durch die Staatsanwaltschaft beim Landgericht bzw. 
Amtsgericht Potsdam im Zusammenhang mit Ermittlungen gegen Zwangsarbeiter 
angelegt wurden. Sie bilden eine wichtige Quelle zur Geschichte der Zwangsar­
beiter. Unter diesem Aspekt werden sie hier untersucht und vorgestellt, unbescha­
det dessen. was sie darüber hinaus über die Pervertierung des bürgerlichen deut­
schen Rechts im Faschismus aussagen. 

Die Mehrzahl der Angeklagten waren Arbeitskräfte aus den westeuropäischen 
Ländern. ßei den Straltatbeständen überwiegen Diebstahl von Lebensmitteln 
(20), Schwarzhandel und Hehlerei ( 19), Diebstahl von Gegenständen ( 13) oder 
lkkleidung (6) sowie um Flucht. (7). Es handelt sich also um Delikte, die ein­
deutig eine Reaktion auf die erzwungene miserable Lage der ausländischen Ar­
beiter waren. Zahlenmäßig marginal sind Sittlichkeitsdelikte, Kindstötung, Ver­
kehrsuntalle, Devisenvergehen und Brandstifiung. Die Gründe datlir, daß sich in 
den Strabkt en hauptsächlich Angeklagte aus den besetzten westeuropäischen 
Lündern Iinden. liegen einmal in den größeren Freiheiten, die diesen Menschen 
illl Vergleich zu den Arbeitskräfien aus Osteuropa zugebilligt wurden. Zum an­
deren wurden Stratiaten von Zwangsarbeitern aus Polen und den Ländern der 
Sowjetunion oti gar nicht der Staatsanwaltschaft übergeben. So sind beispiels­
weise die von der Gestapo Potsdam veranlaßten öffentlichen Hinrichtungen pol­
nischer Arbeiter in Neuseddin ( 1942) und Potsdam-Gohn ( 1943) in den Gerichts­
akten nicht nachweisbar. 
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Der Vergleich von Strafverfahren wegen gleichartiger oder Delikte 
ermöglicht Aussagen darüber, ob das Rechtsverständnis auf abstrakten Rechts­
quellen basierte, also in Unabhängigkeit von der Person geurtei lt wurde. oder ob 
flir die Verurteilung andere Maßstäbe wie beispielsweise die ßcwertung des sozi­
alen Status oder der nationalen Identität des Angeklagten waren. 
Aus diesem Grund werden vergleichbare Verurteilungen von ArbeitskräHen aus 
West- und Osteuropa zueinander in Beziehung gesetzt. 

Die verfolgten und verhandelten Straftaten wurden danach ausgewählt. wie 
relevant sie für die Zwangsarbeiter bzw. für einige Gruppen von ihnen \\':Jrcn. 
Exemplarisch sei in diesem Kontext auf die Lebensmineldiebstählc und in d iesem 
Zusammenhang auf den Schwarzhandel verwiesen. Zahlcnmiil.\ig diese 
Delikte den höchsten Anteil bei der Verfolgung von durch die 
Justizorgane in Potsdam ein. Durch die Berichte der Zwangsarbeiter und Kriegs­
gefangenen zieht sich unabhängig von ihrer nationalen HerkunH die Erinnerung 
an den Hunger. Hunger wird auch in den Prozeßakten durchgängig llir 
Diebstahlund Schwarzhandel entscheidende Motiv angegeben. 

Die für die Erhaltung der Arbeitsfähigkeit unabdingbare Versorgung mit 
rungsmineln war durch ein System eklatanter Ungleichbehandlung geprägt. Oni­
ziell sollten die Westarbeiter wenigstens mengenmäßig die gleiche Nahrung er­
halten wie die deutsche Bevölkerung. nicht aber qual itativ. Bei den 1\rbeitskrällen 
aus dem Osten wurden nicht nur hinsichtlich der Qualität sondem der 
tät der Nahrungsmittel gravierende Abstriche gemacht. Milchproduktc. Eier und 
1-liilsenfrüchte bekamen sie gar nicht. Auch frisches Obst und Gcmlisc llir 
sie nicht vorgesehen. Hinsichtlich der Fleisch- und Fettrationen bekamen sie ein 
Drittel weniger als die Arbeiter aus Westeuropa. Der Satz der allgemeinen Nähr­
mine! lag um die Hälfte niedriger und die Zuteilung von Zucker und 
betrug weniger als ein Drittel von dem, was den westeuropäischen ArbeitskräHen 
zugedacht war.1 

Hinzu kam, daß eine Herabsetzung der Essenrationen häufig zur Disziplinierung 
oder Bestrafung eingesetzt wurde. Wer schlecht arbeitete. wem irgendwelche 
Verstöße gegen die betriebliche Ordnung vorgeworfen wurden, konnte mit dem 
Entzug der ohnehin kärglichen Nahrung bestraft werden. Dietrich Eichholtz h:Jt 
diese Maßregelung treffend als .. Schläge auf den Magen"2 charakterisie11. 

Im Potsdamer Arado-Lager Am Brunnen erhielten die russischen ArbeitskräHe 
zweimal am Tag eine Suppe. die aus Rüben oder Spinatbrei. manchmal auch nur 
aus Kartoffe lschalen bestand. Brot und Beilagen erhielten sie jeden zweiten Tag. 
ln Erinnerungen wird eine Menge von täglich 200 Gramm Brot genannt. 

Vgl. Dietrich Eichholtt : Geschichte der deutschen Kricgs"irt schaf\ 1939 - I land II I l-
1943. 1lcrlin 1985. S. 269. 

2 Ebcnda. S. 277. 
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würen heute zwei Scheiben Brot von etwa einem Zentimeter Stärke. Da die "Ost­
arbeiter" in Lagern und Betrieben leben mußten und ausschließlich dort verpflegt 
wurden, bekamen sie die Lebensmittelmarken nicht ausgehändigt, sondern diese 
gingen direkt an die Lagerverwaltung. Damit waren diese Arbeiter der aufGedeih 
und Verderb der Verwaltung und dem Küchenpersonal der Lager ausgeliefert. 
Kontrollen im Lager Am Brunnen im Zusammenhang mit angezeigten Mißhand­
lungen von "Ostarbeitern" durch den Werkschutz ergaben, daß bestimmte höher­
wenige Nahrungsmittel wie die geringen Zuckerrationen nie im Lager ausgeteilt 
wurden. ln der Regel wurden Unterschlagungen von Lebensmitteln durch das Be­
wachungs- und Küchenpersonal der Lager nicht geahndet. 

Nicht 11ur die Finnen versuchten an den ausländischen Arbeitskräften zu sparen. 
1111 August 1941 gingen beim Rüstungskommando Potsdam Klagen von Arada­
Verantwortlichen über Unzufriedenheit unter Franzosen und Holländern ein. 
Ihnen war durch Vertligung der Stadt Potsdam ab sofort die Sonderzuteilungs­
karte entzogen. Diese Kat1e berechtigte sie zum Kauf von Obst, Gemüse, Scho­
kolade usw. Die angeworbenen Arbeiter versuchten mit allen Mitteln, die Firma 
zu verlassen. ln den Sommermonaten 1941 hatte Arado 40 Facharbeiter verloren. 
Die ausländischen Arbeiter verlangten, daß ihnen diese bei der Anwerbung ver­
sprochene Kar1e belassen wird. Sie erwähnten ausdrücklich, daß sie nicht so wie 
die Polen behandelt werden wollen.3 

Die Ernährungslage war in den einzelnen Industriebetrieben in der Regel gleich 
schlecht. Günstiger gestaltete sich die Situation tlir eine Reihe von Arbeiterinnen 
bzw. Arbeitern, die in der Landwirtschaft bzw. in der Hauswirtschaftspflege ein­
gesetzt waren und von den Wirtschaften mit verpflegt wurden. Doch auch hier 
war die Situation von Fall zu Fall sehr unterschiedlich und wurde von der Haltung 
der "Arbeitgeber" bestimmt, denen diese Arbeitskräfte überlassen worden waren. 
Maria Walijewna Wolkowa, die 1943 15-jährig in Pskow verhaftet und in einem 
der Babelsherger Lager untergebracht worden war, mußte in der Landwirtschaft 
arbeiten. Sie erinnert sich daran, daß dies ihr Glück war, weil der Bauer seine Ar­
beitskrüfie ordentlich versorgte.4 ln einem anderen landwirtschaftlichen Betrieb 
dagegen, der Gär1nerei Vösch in der Großbeerenstraße 139, wurden die Zwangs­
arbl.!iter abends mit Ketten ans Bett getesselt.5 

Die Ernährungssituation vor allem der "Ostarbeiter" verschlechterte sich mit dem 
Verlauf des Krieges. Im September 1942 hatte das Rüstungskommando Potsdam 
ll'lr eine Verbesserung der Verpflegung der "Ostarbeiter" und tlir ihre "sorgsame 

3 Kommandos des Rüstungsbereichs (111) Potsdarn (RiiKdo). Eintrag vom I I. 
i\ ugust I 941 . 

.J bei Vlit. 
von Schneemann. in: lna Paul: Die Lage der ausländischen Zwangsarbeiter im 

Raunt l'utsdmn zweiten Weltkrieges und der gemeinsame Kampf deutscher und aus­
Diplomarbeit an der Pädagogischen Hochschule Potsdmn unveröii Ms., 

I 'i7X. S. 3'J. 
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Behandlung und Betreuung·' plädier1, ,.um (die) sonst unausbleibliche Vcrgeud­
ung von Transpor1mitteln, Unterkunftsräumen, Spinnstoffen. Lebensmitteln und 
Sanitätspersonal sowie von Aufsichts- und Pflegepersonal zu vcrmeiden" .6 Die 
zynische Begründung ist entlarvend. Es ging nicht um das Wohl der bctroflenen 
Arbeiter und Arbeiterinnen und deren Leben; sie zählten nur als Arbcitskrafl. 
nicht aber als Mensch. 

Im Wehrkreis Potsdam waren 1943 durch private Initiativen zusätzliche Mengen 
an Kartoffeln und Gemüse zur Verbesserung der Ernährung der .. Ostarbeiter'" be­
schafft worden, um deren Arbeitskraft zu erhalten. Am 3 I. Januar 1944 vermerkte 
das Rüstungskommando Potsdam. daß im begonnenen Jahr derartige Maßnahmen 
nicht mehr erfolgen können, da ,Jeder Versuch einer Verbesserung der Ostarbei­
terkost als zu Lasten der deutschen Bevölkerung gehend ab(zu)lehncn" sei. Es 
wurde lediglich als möglich angesehen, "innerhalb der festgesetzten Rationen der 
einzelnen Nahrungsmittelsorten einen mengenmäßigen Austausch vorzuneh­
men".7 Die gedachte Umverteilung sah so aus, daß Hirse oder Buchweizen statt 
Brot verteilt werden konnte. 

Was von der Staatsanwaltschaft bis in die letzten Kriegstage hinein akribisch als 
kriminelles Handeln verfolgt wurde, ist war in den meisten Fällen ungeachtet der 
oft sehr differenten Zusammenhänge in erster Linie individuelles Protest- und 
Resistenzverhalten gegenüber den katastrophalen Lebensumständen; nicht selten 
wurde dieses Verhalten auch aus dem Gefühl genährt, man schade dadurch dem 
Feind. 

Die Strafjxozeßakten dokumentieren in den tatsächlichen oder vermeintlichen 
Straftatbeständen gesellschaftliche Realitäten. Zugleich geben sie Auskunll über 
individuelle Schicksale. Mit Hilfe der Akten wird es möglich, Angehörige einer 
Opfergruppe, die meist nur als Nummern in den Lagern geft.ihrt wurden, aus die­
ser Anonymität herauszuheben und ihnen ihre Namen zurückzugeben und ihr 
Schicksal zu erzählen. Dieses Ziel wird vor allem bei den Fällen von ßronislawa 
B.(siehe Brandstiftung), Jan Ga. und Longin Ge. (Verfolgung aufgrund poli tisch 
motivierter Delikte), Gerhard Sch. (Verfolgung jüdischer Zwangsarbeiter) und 
Katarina J. (verbotener Umgang) verfolgt. 

2. Zwangsarbeit in Potsdam 

Die Potsdamer Industriestruktur prägten Finnen der Leichtindustrie wie der le­
bensmittelverarbeitenden und Genußminelindustrie, der chemischen Industrie. 
des medizinischen Gerätebaus, der Holzverarbeitung und des Maschinenbaus. An 
den Havelufern hatten sich eine Reihe von Bootswerften angesiedelt. Kommunale 
Betriebe wie das Reichsbahnausbesserungswerk , das städtische Elektri:itätswerk 
und die städtischen Verkehrsbetriebe beschäftigten nicht wenige Arbeiter. 

6 ROKdo Porsdam. Einrrag vom I. Juni bis 30. Scplcrnbcr 1942. 
7 RoKdo Porsdam. Eintrag vorn 31. Januar 1944. 
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in ihn.:m Selbstverständnis detinierte sich die Stadt aber nicht über ihre wirtschaft­
lichen Strukturen. Noch im Februar 1936 betonte Oberbürgermeister Hans Frie­
drichs mit Blick auf die bevorstehenden Olympischen Spiele im Sommer 1936 in 
ßerlin, daß "Potsdams Wirtschallsgrundlage der Fremdenverkehr ist".8 Diese 
Äußerung weist darauf hin, daß an einen industriellen Ausbau der Stadt nicht ge­
dacht wurde. Friedrichs befand sich mit dieser Haltung ganz in der Tradition sei­
nes Vorgängers Arno Rauscher, der sich 1932 in einem Interview gegen einen 
Strukturwandel Potsdams zu Gunstender Industrie ausgesprochen hatte und stolz 
darauf war, die Ansiedlung von Industriebetrieben in den zurückliegenden Jahren 
crlolgreich verhindet1 zu habetl. " Industrie? Potsdam und Industrie?! Es hat Leute 

die mit Gedanken spielten. Bitte ... denken Sie mal in die Residenz 
Friedrichs des Großen Fabrikschornsteine hinein !'·9 

Mit der Eingemeindung von Babelsberg, der größten Industriestadt des Kreises 
Teltow, kamen Großbetriebe zur Stadt Potsdam wie die Arada-Flug zeugwerke 
mit 3.200 Arbeitern und Angestellten, Oremlein & Koppe l mit 2.400 Mitarbei­
tern, Frieseke und 1-/öpji?er mit 1.000 Arbeitskr'dften. Deutschlands größte Film­
gesd lsd tali Unirersum-Film-AG (UFA), die seit 19 11 ihre Ateliers und Frei­
gdünde in Babelsberg hatte 10

, beschäftigte 4.500 Mitarbeiter. Darüber hinaus 
existierte in Potsdam und Babelsberg eine Vielzahl kleinerer Betriebe, deren 
Mitarbeiterzahl sich zwischen 50 und 400 bewegte. 

ln einer Zielbeschreibung der britischen Aufklärung flir das Bomber Command 
vom November 1944 zur Vorbereitung auf den Bombenangriff auf Potsdam wur­
de die Stadt als "Wohngebiet für verabschiedete Otliziere und Regierungsbeam­

und "mi littirisches Ausbildungszentrum von einiger Bedeutung" ohne nen­
nenswerte Industrie beschrieben. 11 Hier war der britischen Luflautklärung eine 
eklatallle Fehleinschätzung unterlaufen, denn zu diesem Zeitpunkt gab es in der 
Stadt keine Firma, die nicht d irekt zur Rüstungsindustrie gehöt1e oder in irgend­
einer Weise tlir die ßediirtilisse der Kriegtlihrung produzierte. Bereits 1939 waren 
65 wchrwirtschaliliche Betriebe (W-Betriebe) ausgewiesen, die ihre Aufträge von 

\.Vehnnacht erhielten. 

Die ersten ausländischen Arbeitskräfte, die in Potsdam zum Einsatz kamen, waren 
polnische Kriegsgefangene und polnische Zivilarbeiter, die in den zwischen 1935 
und 1939 nach eingemeindeten Dörfern in der Landwit1schaft arbeiten 

Weiterhin wurden diese Arbeitskrähe zu Meliorationsarbe iten und Land­
schalispllegearbe iten eingesetzt. Als erste Industriebetriebe beschäftigten Frie-

8 l'obdama Tagölci tung 'um 8.2.1 936. 
l) l'ut,damcr Ta!!CSLcitun!! vom 3.9.1932. 
10 Seit 19-12 durch Gocbbd s g.:schalli.:nc Dachorganisation aller in der 

Filn111 irbchali tiiti!!cn Finnen. 
I I PRO l.ondun. Air-I.J/ 1206. ziticn nach: Olaf Grochlcr: Der l.utlkri.:g gegen Brandenburg in den 

killen Kricg,nHmatcn. in: Hrandcnburg im Jahr 19-15. Studien. hg. von Wcmcr Stang unter Mitar­
hcit 'on Kurt i\rlt. l'ubdam 1995. S. 25. 
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seke & Höpfner und Orens1ein & Koppe l Kriegsgefangene und zivile auslän­
dische Arbeitskräfte. Das Babelsherger Werk von Ore11S1ein & Koppel zählte 
1941/ 1942 zu den ersten Betrieben in der Provinz Brandenburg, die sowjetische 
Kriegsgefangene beschäftigte. 

Spätestens seit 1942 gab so gut wie keinen Betrieb, unabhängig davon. ob Mar­
meladenproduzent oder Rüstungsfirma, der sich nicht der Arbeitskran ausländi­
scher Arbeiter aus den von Deutschland überfallenen und okkupierten Ländern 
bediente. Doch nicht nur die Privatwirtschaft beschäftigte Zwangsarbeit er. auch in 
kommunalen Betrieben wie den städtischen Gaswerken, den Elektrizitätswerken 
und den Verkehrsbetrieben waren Zwangsarbeiter vor allem aus Westeuropa be­
schäftigt. Darüber hinaus waren Frauen und Mädchen in Privathaushalten als 
Dienstmädchen eingesetzt. 

Die Gesamtbevölkerung von Potsdam-Babelsberg betrug in diesen Jahren im 
Durchschnitt 135.000 Einwohner, davon 9.651 hier stationiet1e M ilitärpcrsoncn 
(Stichjahr 1939). Die Zahl der während des Krieges eingesetzten ausländische 
Arbeitskräfte überschritt zeitweilig I 0.000. 71 Adressen von Unterkünften flir 
Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene sind in der Stadt nachgewiesen. Es handelt 
sich dabei sowohl um große Lager wie die von Orenslein & Koppel, deren 
nahmekapazität 1.000 Menschen überschritt, als auch um kleinere Quar1iere mit 
einem Aufnahmevermögen von I 0 bis 50 Personen wie etwa das Lager der Holz­
handlung Gebr . Saran GmbH auf dem Kiewitt. Diese Lager befanden sich nicht 
im Verborgenen, sie waren für die Bevölkerung gut sichtbar. Lager tlir Zwangs­
arbeiter befanden sich u.a. in der Großbeerenstraße, in der damaligen Wilhclm­
straße (Alt Nowawes/Babelsberger Straße), Am Brunnen, an der heutigen Hein­
rich-Mann-Allee, in der Wiesenstraße, auf dem Kiewitt, in der Schiflbauer Gasse. 
der Kurflirstenstraße, der Gartenstraße, der Grünstraße, in der Leipziger Straße, in 
der Holzmarktstraße, der Tornowstraße. 

Zivile ausländische Arbeitskräfte im Arbeitsamtsbezirk Potsdam 1941-194412 

Stichtag Männer Frauen insgesamt davon 
"Osta rbeiter" 

25.04.1941 2.441 543 2.984 -

10.07.1942 5.483 3.507 8.990 3.240 
31.03.1943 9.496 5.170 14.666 5.023 
31.03.1944 10.688 7.452 18.140 6.898 

Diese Arbeiter waren Belgier, Belorussen, Franzosen, Holländer, Ita liener, Kroa­
ten, Norweger, Polen, Russen, Slowaken, Spanier, Tschechen, Ungarn, Ukrainer. 
Die meisten Arbeitskräfte kamen aus Polen, der Sowjetunion, aus Frankreich und 

12 Zahlen aus: Der Arbeitseinsatz im Großdeutschen Reich. Jg. 1941, Nr. 12 v. 20 . .I uni 1941. S 15: 
Jg. 1942. Nr. 17 v. 5. September. S.16: Jg. 1943. Nr. 5 v. 3 L Mai 1943. S. 42: .lg. 194-1. Nr. 6.7 u.R 
v. 21. August 1944. S. 32. 
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den Niederlanden. Ihre Vermittlung an die einzelnen Betriebe der Stadt erfolgte 
durch das Landesarbeitsamt Brandenburg, das von den Durchgangslagern (z. B. 
Rehbrücke, seit 1939 zu Potsdam gehörend, und Brandenburg-Görden, das speziell 
!Ur Arbeitskriilie aus Polen und der Sowjetunion eingerichtet worden war) Mittei­
lung i'lber die eingetrotlenen Arbeiter erhielt. Daraufhin organisierte das Arbeits­
amt entsprechend den Anforderungen aus den einzelnen Betrieben den Einsatz 
der Arbeitskrälie, die dann aus den Durchgangslagern, die als moderne Sklaven­
märkte anzusehen sind, in die Betriebslager kamen. 

3. Oie Sondergesetzlichkeit gegenüber den Zwangsarbeitern 

Die Perw t1ierung des bürgerlichen Rechts durch die Hitlerregierung und vor al­
lem durch die deutschen Juristen selbst kann in diesem Beitrag nicht Gegenstand 
sein'", explizit verwiesen sei dagegen auf einige Bestimmungen, mit denen der 
Arbeitse insatz und die Behandlung ausländischer Zwangsarbeiter reguliert wer­
den sollte. Auch die in Deutschland zur Arbeit gezwungenen ausländischen Ar­
beitskriilk waren einem ausgeklügelten, auf rassistischen Grundsätzen basieren­
den System von sonderrechtliehen Bestimmungen unterworten, die ihre Rechte 
und Freiheiten beschnitten.14 Seit 1938 wurden Maßnahmen ergriffen, um die in 
Deutschland arbeitenden und lebenden Ausländer einer verschärften Kontrolle zu 
unterziehen. Im August 1938 wurde die Ausländerkartei eingetuhrt, mit der die 
Arbeitsämter alle legal und illegal in Deutschland lebenden Landarbeiter erfaßten. 
Ein Jahr später- am 26. Juli 1939 - folgte ein Erlaß, mit dem erste sonderrechtli­
ehe Maf3nahmen gegen die tschechischen Arbeitskräfte möglich wurden; bei Ar­
beitsverweigerung und politisch mißliebigem Verhalten konnten sie in ,.Schutz­
haft"' genommen werden. Diese Bestimmungen wurden nur wenige Zeit später 
aur weitere Delikte wie Diebstahl und andere kriminelle Handlungen sowie auf 
die Verweigerung von Befehlen ausgedehnt. Das mögliche Stratinaß lag weit 
i'lber dem, das normalerweise bei der deutschen Bevölkerung bei gleichen De­
likten zur Anwendung kam. Es war der Beginn einer Sondergesetzlichkeit, die in 
den kommenden Jahren tUr die Betroffenen katastrophale Folgen haben sollte. 

Kennzeichnend !Ur dieses Sonderrecht war ein scharfes West-Ost-Gefälle. Wäh­
rend Vergehen von Arbeitern aus Westeuropa in der Regel auf der Grundlage des 

13 Vgl. Di.:mut Mqj.:r: Grundlagen nationalsozialistischen RcchtsS)Stcms. Köln­
Main; I'JX7: lkrml IUithcrs: Entartetes Recht. Rechtslehren und Krmtiuristcn im Dritten Reich. 
1-.tunehen I'N.J: lluiJ<.:n Schom: Die Gesetzgebung des Nationalsozialismus als Mittel Macht­
politik a. M. 1<>63: "Für Führer. Volk und Vaterland ... ". llmnburger Justiz im National­
""iali> nlu>. hr>g. ' '· der Justizbehörde llmnburg. Redaktion: Klau;, ßU;,tlcin. lldgc Grabitz. Wolf­
g:lllg Schelllcr. llamburg 1992. S.591L Das Sonderrecht ll'lr die Juden im NS-Staat. Eine Samm· 
lung der g"et; lichen und Richtlinien - Inhalt und Bedeutung. hg. von Joscph Walk. 
llciddlJ<.:rg-Karbruh.: 19l! I: Timothy Mason: Arbeiterklasse und Volksgemeinschall. Dokumente 
und Nl:1h:rialien ;ur ueut>d1en Arbeiterpolitik 1936-1939. Opladen 1975. 

I.J Vgl. Diemut M:!ier: .. Fremdvölkischc .. im Dritten Reich. Ein Beitrag zur nationalsozialistischen 
Rechbel/tHlg und Rechtsprechung in Verwaltung und Justiz unter besonderer Berücksichtigung 
d.:r O>tgebictc und des Generalgouvernements. Boppard a. Rhein 1993. 



Vor dem Gesetz ungleich 47 

Strafgesetzbuches und der diversen Sondergesetze, wie u.a. dem Geset:: gegen 
heimtückische A ngr[ffe a1!l Staat und Partei und zum Schut:: der Parteiun[fhrm 
(Heimtückegesetz) vom 20.12.193415 oder der Verordnung iiber Volksschädlin­
ge16 aus dem Jahre 1939, die ursprünglich zur Disziplinierung der deutschen Be­
völkerung verabschiedet worden waren, geahndet wurden, galten ausschließlich 
flir die Arbeitskräfte aus dem Osten eine Reihe von Sondergesetzen. die sich in 
der Praxis für die Betroffenen verheerend auswirkten. in diesem Zusammenhang 
sei vor allem auf die "Polen-Erlasse" vom 8. März 1940 und die ··ostarheiter-Er­
lasse" vom 20. Februar 1942 verwiesen. Am 4. Dezember 1941 trat die Verord­
nung über die Strafi"echtspjlege gegen Polen und Juden in den eingegliederten 
Ostgebieten in Kraft. Der Geltungsbereich dieser Verordnung wurde auch auf das 
sogenannte Altreich ausgedehnt. Auf ihrer Grundlage konnte die Todesstrare lür 
eine Reihe nicht näher definierter Delikte verhängt werden, so z. ß .. wenn Polen 
oder Juden ,.gegen einen Deutschen wegen seiner Zugehörigkeit zum deutschen 
Volkstum eine Gewalttat begehen", ebenso im Falle "deutschfeindlicher Äuße­
rungen" oder bei Handlungen, die "das Wohl des Deutschen Reiches oder des 
deutschen Volkes herabsetzen oder beschädigen". Überall, wo die Todesstrate 
möglich war, sollte sie verhängt werden. Sie wurde aber vom Gesetzgeber (Mini­
sterrat fiir die Reichsverteidigung) auch in Fällen gefordert, fiir die die Todesstrafe 
nicht vorgesehen war, nämlich dann, wenn die Tat "von besonders niedriger Ge­
sinnung zeugt".17 Auf der Basis dieser schwammigen Definition waren der Will­
kür Tür und Tor geöffnet. 

Hinsichtlich der Strafverfolgung der Polen und vor allem der .. Ostarbciter' hen-schte 
ein andauernder Kompetenzstreit zwischen dem Reichsjustizministerium und 
dem Reichsführer SS. Im September 1942 der Justizminister Thierack die 
Verfolgung und weitere Behandlung von "Sicherheitsverwahrten·', Juden. Zigeu­
nern, Russen, Ukrainern und Polen, die zu einer Haftstrafe von drei und mehr 
Jahren verurteilt waren, und von Tschechen und Deutschen mit einer Stra fC von 
acht Jahren und höher in die Hände des Reichsführers SS Heinrich Himmler. 
Thierack begründete seine Handlung in einem Brief an den Chef der Pm1eikanzlei 
der NSDAP Martin Bormann. "Unter dem Gedanken der Freimachung des deut­
schen Volkskörpers von Polen, Russen, Juden und Zigeunern und unter dem Ge­
danken der Freimachung der zum Reich kommenden Ostgebiete als Siedlungs­
land fur das deutsche Volkstum beabsichtige ich, die Strafverfolgung gegen Po­
len, Russen, Juden und Zigeuner dem Reichsführer SS zu überlassen. Ich gehe 
hierbei davon aus, daß die Justiz nur in kleinem Umfang dazu beitragen kann. 
Angehörige dieses Volkstums auszurotten. Zweifellos fcil lt die Justiz jetzt schon 
sehr harte Urteile gegen solche Personen, aber das reicht nicht aus. um wesentlich 
zur Durchführung des oben angeführten Gedankens beizutragen. Es hat auch kei-

15 Vgl. RGBI. I/ 1934. Nr. 137. S. 332. 
16 Vgi.RGßi.I/1939.Nr.168.S.I679. 
17 Vgl. RGBI. 1/1 941. S 7590". 
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nen Sinn, solche Personen Jahre hindurch in deutschen Gelangnissen und Zucht­
häusern zu konservieren, selbst dann nicht, wenn, wie das heute weitgehend ge­
schieht, ihre Arbeitskraft tur Kriegszwecke ausgenutzt wird:" 8 

Diese Regelung löste im Reichsministerium ftir die besetzten Ostgebiete und bei 
den Gauleitern der entsprechenden Gebiete erheblichen Widerspruch aus, da sie 
Unruhe unter der dort lebenden Bevölkerung und ein weiteres Anwachsen der 
Partisanenbewegung bellirchteten, so daß sich Thierack zur Zurücknahme dieser 
Regelung veranlaßt sah. Diese Rücknahme stellte aber nur einen pro-forma Akt 
dar, denn letztendlich beharrte das Reichssicherheitshauptamt aufseiner Position, 
die genannten Personengruppen der Justiz zu entziehen und den Gestapobehörden 
zu überstellen, weil, so lautet die Begründung eines diesbezüglichen Erlasses vom 
30. Juni 1943, ,,der Pole und Sowjetrusse schon allein kraft seines Daseins im 
deutschen Herrschaftsraum eine Gefahr tur die deutsche Volksordnung darstellt, 
und es daher nicht so sehr darauf ankommt, tur eine von ihm begangene Straftat 
eine angemessene Siihne zu tinden als darauf, ihn an einer weiteren Gefährdung 
der deutschen Volksordnung zu hindern··.19 

Als Folge dieser Maßnahmen war das Potsdamer Polizeigetangnis in der Priester­
straße (heute: Henning von Tresckow-Straße) seit 1943 chronisch überbelegt. Die 
Bürgermeister im Wirkungsbereich der Gestapo Potsdam wurden wiederholt auf­
getordel1. tlir zusätzlichen Haftraum zu sorgen. Am 24. Februar 1944 teilte der 
Leiter der Staatspolizeistelle Potsdam den Ortspolizeibehörden mit, daß "das Poli­
zeigetlingnis Potsdam ( ... ) um ein Vielfaches überbelegt und nicht mehr aufnahme­
tlihig (ist)".20 Da das Arbeitserziehungslager Großbeeren seit dem Vortage gesperrt 
war. sah sich die ßehörde gezwungen, neue Häftlinge an die einlietemden Polizei­
behörden zurückzuschicken. Als Ausweg wurde vorgeschlagen, Haftzellen in den 
Ausländerlagern zu errichten, bzw. die vorhandenen zu erweitern. ,.Ostarbeiter" 
allerdings mußten wl!iterhin sofort nach Potsdam überstellt werden, "weil diese 
auf Grund des Erlasses des RSHA Berlin sofort in ein K. L. eingewiesen werden".21 

Die Ausgliederung der Arbeitskräfte aus Polen und der Sowjetunion aus dem 
Kompetenzbereich der Justiz führte zur weiteren Verschärfung willkürlicher Be­
strallmgen mit Konsequenzen, die in keinem Verhältnis zur jeweiligen Straftat 
standen. Zur Abschreckung der anderen Arbeitskräfte wurden beispielsweise exem­
plarische II inrichtungen, tlir die es keine Gerichtsurteile gab, durchgetlihrt. Am 
30. Januar 1942 kam es im Wald von Neuseddin zu einer Exekution. Der Landrat 

I!! d1." IUM an Murtin Bonnann vom 13. 10.19.t2. Zitiert nach: Ulrich llcrbcrt: Fremdar­
beiter. Politik und Praxis des .Ausländer EinSatzl'S .. in der Kriegswinschall d<.') Dritten Reiches. 
llonn 1999. S. 2S.t. 

II) Zitiert nm:h: llcrhert. Fremdarbeiter. S. 286. 
lll llt\. l'ut><.lant Rep . .t I Sd10now/Niedcrbamim. Nr. 21 (Brief d<.'S Leiters der Staatspolizeistelle 
l'ob dam \0111 2.t.2. 11)-t.t an die Onspolizdpostcn und Gcndanncricposten). 
1\l.ll t\. l'uhd;un. Rcp . .t I Schönow/Niederbamim. Nr. 21 (Brief des Leiters der Staatspolizeistelle 
l'ut>dam vom llU . I944 an die Ortspolizeiverwalter und Gendanneric-Abtcilung.sllihrcr). 
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des Kreises Zauch-Belzig forderte namens der Geheimen Staatspolizei die Amts­
vorsteher der Gemeinden Ferch, M ichendorf, Kähnsdorf, Langerwisch. Fresdorf 
und Seddin auf, dafi.ir Sorge zu tragen, daß alle männlichen Polen vollständig be­
reit stehen, da die "eingesetzten männlichen Zivilarbeiter bei einer Exekution in 
Neuseddin geschlossen mit anderen Polen staatspolizeilich belehr1 werden'".22 

Aus Potselam ist ein ähnlicher Vorgang mündlich überliefert. Auf dem Golmcr 
Reiherberg wurde 1943 ein polnischer Arbeiter öffentlich gehängt. Ihm wurde 
vorgeworfen, in einem Golmer Haushalt Lebensmittel entwendet zu haben. Auch 
diese Exekution fand öffentlich statt. Den Alkohol für das Exekutionskommando 
lieferte die Potsdamer Likörfabrik Eckert.23 Die anzeigende Familie soll beim 
Einmarsch der Roten Armee Selbstmord begangen haben. In beiden Fällen läßt 
sich keine rechtskräftige Verurteilung nachweisen. Beide Hinrichtungen erfolgten 
auf Geheiß der Gestapo. 

Durch Kriegseinwirkungen und offenbar auch in Folge des Bestrebens, in den 
letzten Kriegswochen die begangenen Untaten zu vet1uschen, sind flir Potselam 
nur wenige Dokumente erhalten, die einen Einblick in das Leben der zur Arbeit 
gezwungenen ausländischen Arbeitskräfte geben. Die erhalten gebliebenen Akten 
der Staatsanwaltschaft Potselam dokumentieren die Verfolgungsmechanismen, 
aber auch interessante Details über die Situation, das Alltagsleben und die Be­
findlichkeit der Zwangsarbeiter in Potsdam. Der ständige Mangel und die Ein­
schränkungen bei elementaren Bedürfnissen, der in den meisten Fällen unli·ei­
willige Aufenthalt in Potsdam, ein System von Bespitzelung und der Verlust 
jeglicher Privatsphäre durch die zumeist kasernierte Unterbringung hatten zur 
Folge, daß nicht wenige ausländische Arbeiter mit dem Gesetz in Konllikt ge­
rieten. Hinzu kam, daß die Verweigerung der Arbeit und die Ablehnung der Un­
terordnung unter das diskriminierende Reglement durch einen Katalog von Son­
dergesetzen zunehmend strenger unter Strafe gestellt wurden. 

Das System von rassistisch begründeten Sondergesetzen fliht1e zu einer krassen 
Ungleichbehandlung von Arbeitern verschiedener Nationalitäten auch vor Ge­
richt. Dies soll im folgenden anhand ausgewählter Deliktgruppen exemplarisch 
demonstriert werden. 

4. Die Fälle 

4.1. Arbeitsvertragsbruch und Flucht 
Hendryk K. (Niederlande): Den zur Villa Liegnitz gehörenden und in unmiuelba­
rer Nähe des Schlosses Sanssouci gelegenen Garten von Prinz August-Wilhelm 
von Preußen, viertgeborener Sohn des letzten deutschen Kaisers, dessen Engage-

22 ßi.I IA. Potsdarn. Rep. 41 Saannund. Nr. 9. BI. 60. 
23 Vgl. 700 Jahre Goltn. Ein Streifzug durch die Geschichte des mllrkischcn DoriCs am Rcihcrhcrg. 

ausgearbeitet von der Arbeitsgruppe Ortsgeschichte unter Leitung von Wallmud er und llorst 
Sachse. hrsg. vom Rat der Gemeinde Golm. Goltn 1989. S. 93 und nach Bericlucn an die Vlil. 
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ment in der SA ihm den Rang eines Obergruppentlihrers eingebracht hatte, be­
sorgte Hendryk K. aus Haarlem. Am 10. Juli 1944 verließ Hendryk K. seinen Ar­

Seiner deutschen Freundin hatte er gesagt, daß er mit dem Prinzen 
nach Holland reisen müsse. Zwei Tage nach seiner Flucht aus Potsdam wurde 
Hendryk K. von der ßahnpolizei in Merseburg aufgegriffen und in das Polizeige­
tangnis Potsdam überstellt. Am 19. Juli 1944 nahm K. seine Arbeit bei Prinz 
August-Wilhelm wieder auf. Diese Behandlung basierte auf einer Absprache im 
RSIIA-Arbeitskreis, die vorsah, daß flüchtige Arbeitskräfte auf schnellstem Wege 
an ihren gemeldeten Arbeitsplatz zurückgebracht werden sollen. Diese Entschei­
dung entsprach auch dem Wunsch der meisten "Arbeitgeber", die "ihre" geflüch­

Arbeitskrälie in der Mehrzahl aller Fälle unbedingt zurück haben wollten, so 
als würen sie ihr Eigentum. Die Staatsanwaltschaft Potsdam leitete gegen K. ein 
Ennilllungsvertahren ein. Dieser versuchte, sich dem durch erneute Flucht zu ent­
ziehen. Im August kehr1e er von einem Besuch bei seiner Freundin in Berlin nicht 
nach Potsdam zurück. Erst am 29. Februar 1945 konnte er dem Vernehmungs­
riclller zugeilihn werden. Zu einer Verurteilung kam es nicht mehr. Das Ermitt­
lungsvcrtühren gegen ihn wurde im Juni 1945 eingestellt. 

Wladislaw S. (Polen): Hartnäckiger war die Verfolgung des zwanzigjährigen Po­
len Wladislaw S., der in Tegel eine Haftstrafe verbüßte. Über die Hintergründe 
dieser ersten Verurteilung ließ sich nichts ermitteln. S. selbst gab später zu Proto­
koll. daß er an seine Mutter denken mußte und nach I-lause wollte. Er floh im 
August 1943 aus einem Außenkommando des Zuchthauses Tegel in Potsdam­
(lolrn. Er verlieB den Arbeitsplatz und ging nach Potsdam-Eiche, wo er sich auf 
einem Heuboden versteckte. Sein Versuch, nach Frankfurt/Oder zu gelangen, 
scheiter1e. da er in den falschen Zug stieg. Um die Anstaltskleidung loszuwerden, 
halle er Bekleidungsstücke und zum Unterhalt Lebensmittel gestohlen. Am I. 
September 1943 wurde er wieder eingelieler1. Das Amtsgericht Potsdam ver­
urteilte S. am 5. Januar 1944 zu einem Jahr Straflager. Strafantritt war der 17. 
August 1944, denn S. mußte diese Haftstrafe als Anschlußhaft an die noch zu ver­
büßcnde Strafe antreten. 

Die Anzeige bei der Staatsanwaltschaft Potsdam wegen Verletzung der Gehor­
samsptlicht und Verbrechen und Vergehen gemäß Ziffer I, Absatz I, 2, 3 und Zit: 
fer I X der Verordnung iiber die Straji-ec:ht.1pjlege gegen Polen und Juden vom 4. 
Dezember 1941 basiene auf dem Erlaß des Reichsjustizministeriums vom 9.6.1942 
(lJ 170 Ost 2). Die entsprechenden Abschnitte !orderten die absolute Unterordnung 
und Gd10rsamkeitsptlicht der Polen gegenüber den Deutschen. Erst am 30. August 
1945, der Krieg war seit vier Monaten zu Ende, wurde S. entlassen. 

Iwan B. (UdSSR): Der Fluchtversuch von Iwan B. aus Taraspol endete im Herbst 
1942 im Konzentrationslager Mauthausen. Der Zwanzigjährige war bei dem 
Potsdamer Plerdeschlächter May in der Charlottenstraße beschäftigt. Am 30. 

2-t Vgl. Ut.IIA. Potsdam. Rcp. 12 B Potsdam. Nr. 22t3 . 
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August 1942 verließ er nach einem Luftangriff seine Unterkunft tnn zu fliehen. 
Auf dem Weg verübte er auf dem Küsse I einen Einbruch in das Sommerhaus von 
May, das ihm durch diverse dort ausgeübte Tätigkeiten gut bekannt war. Er stahl 
Bekleidung, Toilettengegenstände und einige Genußmittel, die er allerdings nicht 
mitnahm, sondern im Waldgelände bei Michendorf versteckte. B. lebte zu dieser 
Zeit unter falschem Namen. Er war bereits einmal von der Gestapo in Potsdam 
drei Wochen in ,.Schutzhaft" genommen worden, nachdem er im Ju li 1942 von 
seiner Arbeitsstelle bei den Arado-Werken in Brandenburg geflohen war. Um zu 
verhindern, daß er dorthin zurück mußte, hatte er den Namen eines Freundes 
angenommen, der in Taraspei lebte. Bei den Vernehmungen im Oktober 1942 
zeigte er das Versteck der entwendeten Sachen und gestand, daß er bereits in sei­
ner Heimat diverse Einbruchsdiebstähle begangen hätte und daflir auch verur1eilt 
worden sei. Belegen ließ sich diese Aussage nicht. Durch die Gestapo Potsdam 
wurde er im Herbst 1942 in das Konzentrationslager Mauthausen eingewiesen. 

Als die Staatsanwaltschaft Potsdam am 12. Dezember 1942 Anklage gegen B. er­
hob, stand ihr dieser nicht zur Verfügung. Das Konzentrationslager Mauthausen 
war nicht bereit, den Angeklagten zum Prozeß nach Potsdam zu transportieren. 
und berief sich auf einen Erlaß des Reichssicherheitshauptamtes. Danach dürfe 
eine Überstellung aus dem Konzentrationslager nicht an die Justizbehörden. son­
dern nur an die Gestapo erfolgen. Die Potsdamer Staatsanwaltschaft. die Wert auf 
den Abschluß des Verfahrens legte, schlug vor, den Prozeß an die Staatsanwalt­
schaft Traunstein abzugeben und den Prozeß vor dem Amtsgericht Bad Reichen­
hall zu führen. Doch im März 1943 wies das Reichssicherheitshauptamt den .lu­
stizminister darauf hin, daß ,.mit der Einweisung des B. in ein Konzentrations­
lager Stufe Ill ( ... ) die Durchführung eines Strafverfahrens iiberiHissig geworden 
(ist)".25 Das weitere Schicksal von B. in Mauthausen ließ sich nach Auskunfl des 
Österreichischen Innenministeriums an die Verfasserio nicht mehr ermitteln. 

*** 
Flucht war ein Massendelikt, das den Einsatz der zur Arbeit Gezwungenen von 
Anbeginn an begleitete. In den Augen der Arbeitseinsatzbehörden begingen Ar­
beiter, die sich der Arbeit verweigerten oder ihren Arbeitsplatz verließen, Arbeits­
vertragsbruch. Arbeitsvertragsbruch stand auch für deutsche Arbeiter unter Strafe. 
Zur Ahndung von Vertragsbrüchen verschärften die Behörden ihr Vorgehen auch 
gegenüber deutschen Arbeitern zunehmend. Seit Mitte der dreißiger Jahre. jenem 
Zeitpunkt also, da das Fehlen von Arbeitskräften zu einem die Rüstungen hem­
menden Problem wurde, war die gesamte Arbeitsgesetzgebung in Deutschland 
restriktiver geworden. So waren Gesetze und Verordnungen wie die Drille Anord­
mmg mr Durchjlihrung des Vieljahresplanes iiber die Riickfiihrung von Metallar­
beitern und Baufacharbeitern in ihren Berufvom 7.11.1936 , die Anordnung iiher 
die Verhinderung rechtswidriger Lösung von Arbeitsverhälmi ssen rom 2 2. 12. 

25 BLHA. Potsdam. Rep. 12 ß Potsdam. Nr. 2222. fll. 27. 
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1936, die Anordnung über den Arbeitseinsatz vom II. Februar 1937 und die Ver­
ordnung zur Sicherstellung des KräjiebedG!ß-}iir Aufgaben von besonderer staats­
politischer ßedeuwng vom 22. Juni 1938 und vom 13. Februar 1939 darauf ge­
richtet, den Facharbeitermangel in den metallverarbeitenden Berufen und in der 
Baubranche durch die Einführung der allgemeinen Dienstpflicht abzubauen. 

Am 20. April 1939 trat die Allgemeine Anordnung des Reichstreuhänders der 
Arbeit über das Wirrschajisgebiel Brandenburg zur Überwachung der herriebli­
ehen Arheitshedingungen, zur Verhindenmg des Arbeilsvertragsbruchs und der 
Abwerbung in Kraft. Die Anordnung, die auf der Verordnung über die Lohnge­
swlwng vom 25 . .Juni 1938 fußte, verbot das vorzeitige Auflösen eines Arbeits­
-verhültnisses und stellte Arbeitsverweigerung und pflichtwidriges Fernbleiben 
von der Arbeit unter Strafe. ln Frage kamen Gefängnis- oder Geldstrafen oder 
eine Kombination von beidem.26 Die Verurteilung wegen Arbeitsvertragsbruchs 
erfolgte nicht auf der Grundlage des Strafgesetzbuches, sondern auf der Basis 
dieser Sundergesetze. 

Zu den verschiedenen sonderrechtliehen Verordnungen und Bestimmungen, mit 
denen im Krieg die strafrechtliche Disziplinierung der Arbeiter verschärft wurde, 
gehörte auch die Anordnung gegen den Arbeitsvertragsbruch und Abwerbung so­
wie das Fordern unverhälmismäßig hoher Arbeitsenlgelre in der privaren Wirl­
sc.:haji, die am 20. Juli 1942 vom Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz 
erlassen wurde. Mit dem Maßnahmenkatalog dieser Anordnung reagierten die 
Arbeitseinsatzbehörden direkt auf zunehmende Arbeitsverweigerungen. Sie sah 
vor, daß Arbeitsverweigerung mit einer Geldstrafe in unbegrenzter Höhe, einer 
sechswöchigen Haftstrafe oder mit beidem in Kombination bestraft werden konn­
te.27 Strafversehärtend wirkte, daß, um die Fluchten materiell abzusichern, von 
den Flüchtlingen eine Reihe von Delikten wie Diebstahl, Fälschung von Lebens­
mittelkarten und Bezugsscheinen begangen wurden, die allerdings durch das 
Strafgesetzbuch abgedeckt wurden. (Diebstahl §§ 242-248; Urkundenfälschung 
§§ 267-276) Die Justiz nutzte diese Delikte zur zusätzlichen Kriminalisierung der 
Flüchtenden. 

Die Verfolgung und Ahndung von Arbeitsfluchten beschäftigte die Potsdamer 
Staatsanwaltschaft in einem nicht geringen Ausmaß. Der Fahndungsnachweis der 
Kriminalpolizeileitstelle Berlin vom I 0. Juni 1943 (das Blatt erschien dreimal im 
Monat) enthidt die Namen von 72 getlüchteten ausländischen Arbeitern und Ar­
beiterinnen, die von der Gestapo Potsdam zur Fahndung ausgeschrieben waren. 
Ermittlungen wegen Arbeitsvertragsbruchs bildeten bis zum Ende des Krieges 
einen der Schwerpunkte in der Ermittlungspraxis gegen Arbeitskräfte aus West­
und Osteuropa, wobei es keine relevanten Differenzen in der Fluchthäufigkeit gab. 

26 Vgl. Timuthy Masurt: Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft. S. 802f. 
27 Vgl. Deutsche Justiz, 104. Jg./1942, Nr. 33 vom 14. August 1942. S. 526. 
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Die Verurteilungen der ausländischen Arbeitskräfte auf der Grundlage dieser 
Gesetze und Verordnungen basierten auf der Lüge der VertragsbrüchigkeiL Eine 
Verurteilung wegen Arbeitsvertragsbruch hätte einen /\rbeitsve11rag vorausge­
setzt. Doch über einen Arbeitsvertrag verfügten die ausländischen 1\rbeitskrälle 
fast niemals. Die Rekrutierung der Arbeitskräfte in den okkupie11en und annek­
tierten Ländern erfolgte nach einem subtilen System der Gewaltanwendung. das 
die Spannweite von Anwerbung mit Versprechungen, die Verschiirfimg der Ar­
beitsgesetzgebung in den entsprechenden Ländern, Erpressung. Nötigung und 
Massenrazzien bis hin zum offenen brutalen Terror und zur Zwangsdeportation 
um faßte. 

Im Kompetenzgerangel zwischen Justiz und Gestapo hatte Himmler im Herbst 
1942 durchgesetzt, daß vertragsbrüchige ausländische Arbeiter der Gest<tpo zu 
übergeben seien28

, "weil", so heißt es in einer Begründung, ,.die allein repressive 
Bekämpfung des Arbeitsvertragsbruches von Ausländern mit den Mitteln der Ju­
stiz nicht mehr als ausreichend angesehen werden konnte".29 Bereitsam 25. M<ti 
1941 hatte Himmler in einem Erlaß angeordnet, zur Disziplinierung jener. die sich 
aus unterschiedlichen Gründen der Arbeitspflicht entzogen, in jedem Gest<tpobe­
zirk Arbeitserziehungslager (AEL) zu errichten. Gabriele Lotfi nannte diese Lager 
in ihrer Untersuchung die "Konzentrationslager der Diese Arbeitser­
ziehungslager entwickelten sich zu Todeslagern fUr die ausländischen Arbeits­
kräfte. Das für Potsdam zuständige Lager befand sich in Großbeeren. Dieses war 
die Hölle fllr die Insassen. Durch die Erinnerungen einstiger Häftlinge zieht sich 
noch heute das Entsetzen über das dort Erlebte.31 

Eine Zuspitzung hatte das Problem der Arbeitsfluchten erfahren. als se it 1941 tlir 
in der Landwirtschaft tätige Arbeiter aus Polen der Urlaub verweige11 wurde. Die 
Regierungspräsidenten von Potsdam und Frankfurt/Oder plädierten beim Ober­
präsidenten der Provinz Brandenburg für die Wiedereinführung des lleimaturl<tu­
bes, der den Industriearbeitern nach wie vor gewährt wurde. Der Oberpräsident 
schloß sich zwar der Meinung an, kritisierte aber den zu geringen Abschreckungs­
effekt der Strafen.32 Als Antwort auf die Diskussionen um den gestrichenen I Iei­
maturlaub verfügte das Reichsarbeitsministerium, daß fortan auch den Industrie­
arbeitern aus Polen der Heimaturlaub gestrichen wurde. Diese Entscheidung, die 
den Überlegungen der brandenburgischen Regierungspräsidenten entgegen stand. 
löste wahre Massenfluchten aus. Um die weitere Ausdehnung der Fluchten 

28 Vgl. BLHA. Potsdant Rep. 2A Reg. Potsdam I Pol. r. 2882. BI. 397. 
29 Ebcnda. BI. 402. 
30 Gabriete Lotfi: KZ der Gestapo. Arbeitscrziehungstager im Dritten Reich. Stuttgart/Mnnchcn 

2000.(spcziell zu Großbceren. S. 190f.) 
3 t Siehe: Zur Arbeit gezwungen. Zwangsarbeit in Deutschland 1940-1945. hg. von Rimco Sp;uücr. 

Dictc Oudcsluijs und Johan Meüer. Bremen 1999. S. 70 L Gerhard Birk. l.othar Wand: i'.u Tode 
geschunden. Zossen 1986. 

32 Vgl. BU IA. Potsdam. Rcp. 2A Rcg. Potsdam I Pol. Nr. 2891. BI. 36f. 
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polnischer Arbeitskräfte zu verhindern, kam es 1941 zwischen dem 
Rüstungskommando Potsdam und der Gestapo zu einer Vereinbarung, nach der 
Urlaubsgesuche zuverlüssiger polnischer Arbeiter, die eine lückenlose Tätigkeit in 
D.:utschland nachweisen konnten und die eine positive, den Urlaub befürworten­
d.: Einschätzung des Betriebsflihrers bekamen, der Gestapo zur Prüfung überge­
ben werden konnten, die dann entsprechende Anweisungen an das Arbeitsamt 
gab. Trotz solcher Bemühungen, der Fluchten Herr zu werden, nahmen diese 
nicht ab, sondern mit dem weiteren Verlaufe des Krieges zu. Das Wehrkreiskom­
mando Potsdam nannte als wesentliche Ursachen für das Fluchtverhalten die 
schkcht.:n Wohnverhältnisse in den Baracken, Hunger und Heimweh. Diese Ein­
schiilzung der Situation land in den Verurteilungen allerdings keinen Niederschlag. 
Mildernde Umstände kannten die Gerichte nicht. 

Zur Abstimmung des behördlichen Verhaltens gegenüber den Fluchten lud die 
Gestapo Potsdam zum 15. Januar 1943 in ihr Dienstgebäude in der Priesterstraße 
Vertreter des Lmdesarbeitsamtes, des Reichstreuhänders für den öffentlichen 
Dienst, der Industrie- und Handelskammer, des Reichsnährstandes und der Deut­
schen Arbeitsli·ont ein. Die zur Ahndung von "Arbeitsvertragsbrüchen" verhäng­
ten Stralen waren allerdings llir gleiche Delikte nicht gleich, sondern je nach "ras­
sischer·· bzw. ,.völkischer·' Wertigkeit gestaffelt. ln der Praxis entstand so eine na­
tionale llierarchie des Stralinaßes, wobei Russen und Polen am härtesten bestraft 
wurden. Diese Unterscheidungen sollten jedoch nicht mehr gelten, "wenn es um 
die B.:kümpfung ausgesprochener reichsteindlicher Gesinnung und reichsfeindli­
cher Unternehmungen der Ausländer geht".33 

Daher waren die Konsequenzen tlir die nicht nach dem Strafgesetzbuch, sondern 
auf der Grundlage der diversen Sondergesetze verurteilten Flüchtlinge je nach Na­
tionalität sehr verschieden, wie die hier dokumentierten Fälle belegen. Während 
der N i.:derländer K. an seinen Arbeitsplatz zurückkehren konnte, hatte der Pole P. 
diese Möglichkeit nicht. Ihn verurteilte das Potsdamer Amtsgericht zu einer Frei­
heitsstrate. Der Russe B. wurde gar nicht erst der Justiz zugeführt, sondern der 
Gestapo übergeben und ohne jedes Gerichtsurteil in ein Konzentrationslager der 
Stute 111 eingelielet1. Zu Beginn des Jahres 1941 hatte Heydrich eine Klassitika­
tion der Konzentrationslager in drei Stuten vorgenommen. Mauthausen war 1941 
als einziges Konzentrationslager der Stufe 111 eingestutl worden. Stute 111 bedeu­
t.:te llali unter hiirtesten Bedingungen. ln Lagern der Stute 111 sollten nach Vor­
stellungen des Siclwrheitsapparates des " Dritten Reiches" sog. Schwerstkrimi­
nell.:, einschlägig Vorbestrafte und sogenannte Asoziale inhaftiert werden. 
Tatsächlich aber widerspiegelt die Zusammensetzung der Häftlinge die Gruppen, 
gegen die sich der Naziterror richtete: Nachdem 1938 zunächst Kriminelle, einige 
Zeugen Jehovas und Sinti und Roma aus Dachau nach Mauthausen gebracht 
worden waren, waren es danach politische Gegener, rassisch oder religiös 

33 lll.lli\. l'ubdam. 2A Rcg. l'otsdam I Pul. Nr.2882.131. 403. 
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Verfolgte, Kriegsgefangene vor allem aus der UdSSR und llomosexuelle. Sie 
mußten in den Steinbrüchen rund um Mauthausen arbeiten. Ihr Überleben war 
nicht vorgesehen.34 

4.2. Diebstahlund Schwarzhandel 

Geradus E., Pieter Th. (Niederlande), Clementine Sch. (Belgien iederlande), .lo­
hannes K. (Niederlande) und Alfred L. (Belgien): Der aus Arnheim stammende 
dreißigjährige Geradus E.35 arbeitete als Kraftwagentlihrer beim ßenufiragten des 
Reiehsverkehrsministers. Als er 1944 auf dem Potsdamer S-ßahnhor verhallet 
wurde, hatte er zehn Weißkohlköpfe und fünf Kohlrüben bei sich. die aus einem 
Gemüsetranspot1 stammten. Hinzu kam, daß er drei Hemden aus einem Giiter­
transpot1 entwendet hatte. Als Motiv fur die Tat gab er Hunger an. E. wurde zu 
einer Strafe von zwei Monaten Gefängnis verurteilt, die er in der llaflnnstalt 
Tegel verbüßte. 

Am gleichen Tag wurde Pieter Th. aus Delft36 auf dem Potsdamer S-Bahnhof ver­
haftet. Auch er arbeitete für das Reichsverkehrsministerium, das ihn llir einen 
Stundenlohn von 90 Pfennigen zum Barackenaufstellen einsetzte. Der l .ohn war 
etwas niedriger als der eines deutschen Arbeiters bei gleicher Arbeit. Pieter Th. 
hatte sein Quartier in der Hindenburgkaserne in der Jägerallee. Ortcnsichtliclt 
hatte an diesem Tag ein Gemüsetransport den Potsdamer Bnhnhor passiert. denn 
auch Pieter Th. wurde mit Kohl und Rüben gefaßt. Er gestand, das Gemiise. das 
nach seiner Aussage von einem Waggon gefallen war, eingesammelt zu haben 
und begründete se in Handeln damit, daß er das Gemüse in das Lager am Köpe­
nicker Generalshof mitnehmen wollte, we il es dot1 nicht geniigend Koh I und 
Rüben gäbe. Das Argument, daß Hunger die treibende Kraft tlir die Mitnahme der 
Lebensmittel war, wurde nicht akzeptiert. Ihm wurde unterstellt, diese Produkte 
gegen begehrtes Brot eintauschen zu wollen. Auch dafür wäre aber dann Hunger 
das treibende Motiv gewesen. 

Th. wurde dem Haftrichter vorgeführt, der jedoch von einem Hafibclchl nbsnh. 
Das Amtsgericht Potsdam verurteilte Pieter Th. zu einer Geldstrafe von 150.00 
Reichsmark zuzüglich 7,50 Reichsmark Gerichtskosten. Im Falle der ichtbeglci­
chung der Schuld sah das Gericht eine Gefcingnisstrafe von einem Monnt vor. Um 
diese Geldstrafe begleichen zu können, mußte Th. 174 Stunden arbeiten. ohne daß 
für ihn ein Verdienst übrig blieb. Die deutsche Bürokratie funktionierte bis in die 
letzten Kriegstage perfekt. Am 6. März 1945 überwies das Reichsverkehrsmini­
sterium, das die Strafe von Th.'s Lohn abzog, die Summe an die Gerichtskasse 
des Amtgerichts Potsdam. 

34 i.:u Mauthausen siehe Robcrt G. Waitc: Level II I: ll1c Mauthausen Conccntrminn Camp. in: Bulle­
tin - Berliner Gesellschaft fiir Faschismus- und Wehkriegsforschung c.V .. ' r. 7. 11crlin 1996. S. 
68ff 

35 Vgl. ßUii\ . Potsdam. Rcp. 12 ß Potsdmn. Nr. 2291. 
36 Vgl. BU lA. Potsdam. Rep. 12 B Potsdam. Nr. 425. 
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1942 wurde in Potsdam die belgiseh/niederländische Arbeiterin Clementine Sch. 
zu drei Monaten Hali wegen Schwarzhandels und Verstößen gegen die Preisbin­
dung verut1eilt.'' Sie hatte Brot im Wert von 0,30 Reichsmark tlir 5,00 Reichs­
tnark an russische Arbeiterinnen verkauft. Sie tat das offensichtlich mit Billigung 
ihres Abteilungsleiters, den sie mit Zigaretten versorgte. Als ihr das nicht mehr 
möglich war, erstattete er Anzeige gegen Clementine Sch. 

Den gleichen Hintergrund hatte die Anzeige gegen den aus Amsterdam stammen­
den Stukkateur Johannes K.38

, der bei der UFA arbeitete. K. war am 28. Novem­
ber 1940, nachdem er sich nach eigenen Aussagen freiwillig tlir den Einsatz in 
Deutschland gemeldet hatte, nach Potsdam gekommen. Er hatte anfangs bei Ara­
du als Maler gearbeitet und war im Mai 1942 zur UFA gewechselt. K. wurde vor­
geworlen, gemeinsam mit dem Belgier Altred L., der bei einem Maler arbeitete, 
einen schwunghalien Handel mit kontingentierten Produkten, vor allem mit Alko­
hol, zu bo.:treiben und diesen Alkohol zu überhöhten Preisen sowohl unter den aus­

Arbeitern als auch unter Deutschen verkauft zu haben. Altred L. und 
Juhannes K. bezogen Fleisch, Fette, Margarine, Schokolade, Kakao und Zucker 
von die in Berlin aufeinem Schlachthofbeschäftigt waren und 
verkaullen bzw. tauschten diese Produkte weiter. Johannes K. gelang es, sich 
durch Krankheit einer Verurteilung zu entziehen. Altred L. wurde wegen Dieb­
stahls zu sechs Monaten Haft verurteilt39 

Ähnlich gelaget1 war der Fall von Antonius d. K. aus Amsterdam. Er stand unter 
dem Verdacht, 100 Kilogramm Zucker entwendet und gegen Fleisch und Alkohol 
eingetauscht zu haben.40 Nachdem d. K. am ersten Weihnachtsfeiertag 1944 ver­
haliet worden war, erhob die Staatsanwaltschaft Potsdam Anklage gegen ihn. Am 
26. Februar 1945 wurde er in Potsdam wegen Diebstahls in Tateinheit mit Hehle­
rei zu einer GeHingnisstrate von neun Monaten verurteilt. Diese kurz vor Kriegs­
ende verhängte llaftstrale zeigt, wie in anderen Fällen auch, daß der faschistische 
Justizapparat selbst in den letzten Kriegstagen in seinem diskriminierenden Ver­
lolgungseiter nicht erlahmte, sondern die rechtswidrigen Sondervorschriften so 
erbarmungslos wie bürokratisch durchsetzte. Antonius d. K. gelang am 8. April 
1945 die Flucht aus der Strafvollzugsanstalt in Wittstock. 

*** 
Neben der Arbeitsverweigerung waren Lebensmitteldiebstähle und Schwarzhan­
del Schwerpunktdelikte bei der Verfolgung von Zwangsarbeitern. ln Folge der ka­
tastrophalen Ernährungslage kam es zu gehäutien Diebstählen von Lebensmitteln 
und entwickelte sich ein blühender Schwarzhandel. Die Hierarchisierung der 
Zwangsarbeiter untereinander und die Einschränkungen, denen auch die deutsche 

37 lll.ll i\. i'obdwn. Rcp. 12 B l'otsdam. Nr. 2442. 
JX lll.ll t\ . Pobdam. Rcp. 12 13 Potsdam. Nr. 2232. 
3<J lll.ll t\ . Pohdwn. Rcp. 12 ß l'otsdam. Nr. 2266. 
·W lli.II A. Pobdam. Rcp. 12 ß l'otsdam. Nr. 21 88. 
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Bevölkerung unterworfen waren, lieferten einen idealen Nährboden llir das Ge­
deihen dieses schwarzen Marktes. Dessen Florieren basierte zwar aur dem llun­
ger, doch war er gerade nicht an der Bedürftigkeit einzelner Gruppen von Arbei­
tern orientiert, sondern durch die Gesetze des Marktes bestimmt. Im Vorteil w;-r­
ren die in der Hierarchie der ausländischen Arbeiter besser gestellten westeuropiii­
schen Arbeiter, die auf Grund der ihnen gegenüber den ,.Ostarbcitcrn" und Polen 
zugebilligten größeren Freizügigkeit bessere Möglichkeiten hatten. an begehrte 
Produkte zu gelangen, was sich auch in der Häufigkeit der Verurteilungen wider­
spiegelt. Die sehr schlechte Ernährung der "Ostarbeiter" steigerte, wie im Falle 
der Clementine Sch. beschrieben, deren Bereitschaft, Brot und andere Lebensmit­
tel trotz ihres äußerst geringen Verdienstes zu überteuerten Preisen zu kaulcn.41 

Nicht nur ,.Ostarbeiter'' kauften kontingentier1e oder ihnen nach den diskriminie­
renden Vorschriften verweigerte Produkte auf dem schwarzen Markt. Auch west­
europäische Arbeiter erwarben dort flir den eigenen Bedarf Die im Cafc llcrbst in 
der Nauener Straße 63 (Friedrich-Ebert-Straße) arbeitende Französin 
Jeanne Mareelle G. begründete den Schwarzhandel mit Fleischmarken mit ihrem 
schlechten Allgemeinbefinden. "Ich muß zugeben, daß ich gewußt habe, daß ich 
mich durch den Kauf von Lebensrnittelkarten, in diesem Falle Flcischrnarkcn. 
strafbar mache. Da ich mich aber in der letzten Zeit körperlich nicht wohl flihltc 
und auch an Gewicht erheblich abgenommen habe, wollte ich meinem Körper 
etwas Gutes antun und besser essen."42 

Es ging den Angeklagten in den aktenkundig gewordenen Fällen in erster Linie 
um die Selbstversorgung und um die Verbesserung ihrer Ernährung. nicht ;-rbcr 
um den Erwerb von irgendwelchem Luxus. Diese Delikte wurden durch die 
entsprechenden Paragraphen des Reichsstrafgesetzbuches sowie durch die di­
versen Kriegswirtschaftsverordnungen verfolgt. Die Strafen hinsichtlich der ver­
urteilten westeuropäischen Arbeiter lagen im unteren Bereich des Straflirnits. Die 
Strafbemessung folgte dem Paragraphen 248a des Strafgesetzbuches. der flir 
Diebstahl oder Unterschlagung geringwer1iger Gegenstände aus Not eine Geld­
strafe in nicht benannter Höhe oder eine dreimonatige Haftstrafe vorsah. 

Wurde anfanglieh seitens der deutschen Behörden nur in begrenztem Umfang ge­
gen den Schwarzhandel vorgegangen, so reagierten diese seit 1943 in folge der 
sich allgernein verschlechternden Versorgungssituation zunehmend gereizter auf 
die Existenz dieser ökonomischen Substrukturen.43 Von Interesse ist dabei das 
Zustandekommen der Anzeigen. Häufig waren sie das Ergebnis von Denunzia­
tionen. Die Geheime Staatspolizei. Staatspolizeistelle Potsdarn. forder1e im 
August 1943 die Überwachung der ausländischen ArbeitskräHe .. möglichst bei 

41 Vgl. 1-fcrbcrt. Fremdarbeiter. S. 3441T 
42 ßi.IIA. Potsdam. Rcp. 12 ß Potsdam. Nr. 2290. 131.4. 
43 Siehe hicrzul lcrbert. Fremdarbeiter. S. 296f. 



58 Alm uth Piische l 

allen Gelegenheiten und durch nicht uniformierte Vertrauensleute".44 Es gelang 
der Gestapo aber auch, unter den ausländischen Arbeitern Spitzel zu rekrutieren.45 

Von den durch die Staatsanwaltschaft Potsdam eingeleiteten Ennittlungsvertahren 
gt:gen Zwangsarbeiter wurde ein hoher Prozentsatz durch Anzeigen der sie be­
schäliigcnden Firmen ausgelöst oder g ingen auf Spitzelberichte bzw. Denunzia­
tionen zurück. So war es auch bei Johannes K. Die Anzeige gegen ihn ging auf 
die Denunziat ion eines V-Mannes der Gestapo zurück, den diese als absolut ver­
trauenswlirdig ansah. Der V-Mann kannte offensichtlich den Belgier Albert L., 
nicht aber Jobarmes K. Autlallend ist neben dem wichtigtuerischen Eifer des Spit­
zels auch der Hinweis auf den Wert, den der Spiritus llir ihn selbst hatte: " Ich 
selbst habe. um den Beweis llir den Verkauf zu erbringen, von dem Holländer 2 
Liter gekauli und bezahlte hierllir 160,00 RM. Ich habe noch einen Restbestand in 
meinem Besitz, den ich eventl. zur Beweisllihrung zur Verfligung stellen wür­
dc: ·•c, Der Gestapo-Spitzel hatte das von ihm als "Beweismittel'' auf dem schwar­
zen Markt erworbene Produkt otlensichtlich gekaufl, um den eigenen Bedarf zu 
berricdigen. Auch den Rest wollte er nicht vorbehaltlos aus der Hand geben, son­
dern nur, wenn es unbedingt erforderlich wäre. Produkte wie Alkohol, Schokola­
de und Zucker waren als Folge der Kontingentierung begehrte Objekte für die 
deutsche Bevölkerung, !Ur die sie überhöhte Preise zu zahlen bereit war, so daß 
sie aur dem schwar-Len Markt als Tauschmittel fungierten. Für die ausländischen 
Arbeiter aber waren diese nicht unbedingt lebensnotwendigen Produkte auf dem 
schwarzen Markt ein Mittel, um die elementaren Grundbedürfnisse an Lebensmit­
teln liberhaupt zu beli·iedigen. 

Wührend die Arbeiter aus Westeuropa in der Regel für Diebstahl, Schwarzhandel 
und llehlerei zu Geld- oder Gelangnisstraten verurteilt wurden, konnten Polen 
und Russen llir diese Delikte hingerichtet werden, was in Potsdam auch geschah. 

-t3. Vcrfolguugcn auf Grund politisch motivierter Delikte 
Jan Ga. /Longin Ge. (Polen): Die willkürliche Behandlung vor allem der Arbeits­
kriili.: aus dem Osten belegt der Fallzweier polnischer Arbeiter bei Arado in Pots­
dam und 13randenburg. Im September 1943 bekam der einundzwanzigjährige Jan 
Ga. aus Kmk6w Urlaub, um seine erkrankte Muner besuchen zu können. Ga. war 
unm iuclbar nach Beendigung seines Fachschulbesuchs im März 1942 durch das 
Arbeitsamt im besetzten Krak6w als technischer Angestellter nach Potsdam zur 
,\ rbeit im dortigen Arado -Werk vem1ittelt worden. ln Potsdam war er im Lager 
am Kleinen Exerzierplatz untergebracht. Im September 1943 durfte er zum ersten 
Mal s.:inc Familie besuchen. Andere polnische Arbeitskräfte gaben ihm Päckchen 

-1-1 Vgl. ll l I lA. Pohdam. lA Potsdarn. r. 2846. Ul. 399. 
-15 111.1 1,\ . i'ob daiiLRql. 12 II Putsdmn. Nr. 2191. So F.D . . .Ich bin bei der Gestapo 

gut ich den Beamten und die Schiebcrgcschütle 
machten. halle. Mit der i;,t es aber bckm1nt daß ich ab SpilLd llltig bin. und 
id1 hürtc. mich umbringen \\Ollen:· 

-16 ll l.l li\. i'obdam. Rcp. 12 13 l'ubdam. Nr. 2232. 
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und Briefe für ihre Angehörigen mit. Am 12 September 1943 hatte Ga. se ine 
Reise auf dem Bahnhof Berlin Zoologischer Garten begonnen. Bei der Einreise in 
das sog. Generalgouvernement wurde er von Zollbeamten verhafiet. in seinem 
eigenen Gepäck hatten sich Flugzeugteile befi.mden und in einem der 
mitgenommenen Päckchen befanden sich Konstruktionszeichnungen. 

in der Vernehmung gab Ga. an, daß die Flugzeugteile von einem über einem Wald­
stück bei Potsdam abgeschossenen Flieger stammten. Er habe d011, wie viele an­
dere auch, aus Neugier geguckt und von den über mehrere hunde11 Meter ve11eilt 
liegenden Trümmern sich etwas genommen, um diese Stücke als Souvenir mit 
nach Hause zu nehmen. Die Zeichnungen hatte der ebenfalls aus Krakow stam­
mende Longin Ge. angefertigt. Longin Ge. wurde am 22. Oktober 1943 in ßran­
denburg/Havel verhaftet, wo er seit September 1943 als Elektrotechniker im dorti­
gen Arada-We rk arbeitete. Zuvor war auch er im Potsdamer Werk tätig gewesen. 
Er gab an, bereits vor einem Jahr eine der Zeichnungen angefe11igt zu haben. Er 
begründete das Anfertigen der Kopien mit seinem "besonderen Interesse als Elek­
triker ... , um in späterer Zeit, wenn ich wieder in die Heimat zuriickkehrte, mich 
an diese Arbeit zu erinnern".47 Ge. war in Brandenburg bereits vor seiner 
tung vom Brandenburger Arada-We rk der Gestapostelle in Brandenburg gemel­
det worden, weil er in einem nur flir den Dienstgebrauch bestimmten technischen 
Buch gelesen hatte, das die Beschreibung der Waffenanlage des Jagdflugzeugs Ar 
196 enthielt. Auch aufdiesen Vorwurfhin verwies Ge. auf sein technisches Interesse. 

in einer ersten Stellungnahme des Abwehroffiziers des Rüstungskommandos III 
Potsdam wurde festgestellt, daß es sich bei den Zeichnungen um Pläne der Ar 234. 
eine neuen einsitzigen Jagdflugzeugs, handelte, das als Bomben- und Aufklärungs­
flugzeug genutzt werden konnte und wegen seines propellerlosen Antriebs als ge­
heime Kommandosache angesehen wurde.48 Die Abwehrstelle beflirchtete ollen­
sichtlich, daß über die polnischen Arbeiter der polnische Widerstand mit Informa­
tionen Liber Entwicklungen in der Luftrüstung beliefert wurde, die an den briti­
schen Nachrichtendienst weitergegeben würden. Ge. kam in das Gestapo-Gefang­
nis nach Potsdam, Ga. wurde in das Konzentrationslager Dachau eingeliete11. 

Der Vorgang fiel in die Zuständigkeit des Volksgerichtshofes in ßerl in . Dieser 
teilte aber am 15. August 1944 der Staatsanwaltschaft am Landgericht Potselam 
mit, daß beiden Angeklagten "nicht zu beweisen (ist), daß sie zu einem fi·emden 
Nachrichtendienst in Verbindung gestanden und diesem die von Ge. gefe11igten 
Zeichnungen haben zuleiten wollen. Dem Beschuldigten Ga. kann nicht widerlegt 
werden, daß er bei dem Antritt der Reise nach Krakau nicht gewußt hat, daß s ich 
in dem ihm von Ge. übergebenen Päckchen Zeichnungen von Flugzeuganlagen 

47 BLHA. Potsdam. Rep. 12 ß Potsdam. Nr. 2322. ßl . I I (Aus der Vernehmung von Ge. am 
2210.1943). 

48 BLIIA. Potsdam. Rcp. 12 13 Potsdam. Nr. 2322. ßl. 6 (Schreiben des Ahwchroflii'iers des Rli­
stungskommandos Potsdam an die Staatspolizeistelle Potsdam vom t 5.1 0.1 9-13). 
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befunden haben. Ebenso ist ihm nicht zu widerlegen, daß er die beiden von einem 
abgeschossenen Feindtlugzeug herrührenden Teile, die einer Geheimhaltung nicht 
unterlegen haben. lediglich als Andenkenstücke mit nach Hause genommen hat. 

ach dem Ergebnis der Ermittlungen ist sch ließlich auch die Einlassung des Be­
schuld igten Ge. nicht zu widerlegen, daß er das flir den Dienstgebrauch vorgese­
hene, an und tUr sich nicht geheimhaltungsbedürftige Heft über die Waffenanlage 
der Ar 196 nur zum Zweck seiner Fortbildung an sich genommen und gelesen 
und er auch die beiden Zeichnungen lediglich aus persönlichem Interesse an­
geli.:nigt und zur Aufbewahrung nach Hause habe schicken wollen, um an ihrer 
I land später einmal seine Kenntnisse wieder aufzufrischen. Bei diesem Tatbe­
stand ist den Beschuldigten ein Verbrechen im Sinne der Paragraphen 89, 90, 92 
StGß und des Paragraphen 2 der Kriegs-Sonderstrafverordnung (KSSVO) nicht 
nachzuweisen. Auch ist ein Vergehen gemäß Paragraph 90c StG B nicht festzu­
stellen. Ebenso entfallt ein Vergehen im Sinne der Paragraphen 90d und 90e 
StGß , weil die von Ge. gefertigten Zeichnungen in objektiver Beziehung keine 
Staatsgeheimnisse im Sinne des Paragraph 88 StGB zum Gegenstand haben.'·49 

Die genannten Paragraphen des Strafgesetzbuches bezogen sich auf die Stratlat­
bestände des Landesverrats, des Verrats militärischer Geheimnisse und auf 
Spionage. Für deutsche Staatsbürger sah das Strafgesetzbuch in diesen Fällen als 

eine lebenslange Zuchthausstrafe vor. 

AI J.:rdings folgte dieser Stellungnahme, die ein schuldhaftes Verhalten von Ga. und 
Gc. verneinte. nicht das Ende des Martyriums tUr die beiden Polen, denn der Volks­
gerichtshof wies den Staatsanwalt darauf hin, daß ,.es ( ... ) insbesondere zu prüfen 
sein (dürtie), ob Zuwiderhandlungen gegen §§ 92b, 353c, Abs. 2 StGB in Verbin­
dung mit Ziller II, XI V der VO über die StrafTechtsptlege gegen Polen und Juden 
in den angegliederten Ostgebieten vom 4. Dezember 1941 vorl iegen·' .50 Die Un­
schuldsvennutung war somit außer Kraft gesetzt. Das beschriebene Vorgehen 
zeigt die extensive Ausdehnung der Verordnung über die Straji·echtsrijlege gegen 
Polenund Juden. Die Zitler II der Verordnung ist eine Willkürklausel, die lautete: 
.. Polen und Juden werden auch bestraft, wenn sie gegen die deutschen Strafgeset­
ze verstoßen oder eine Tat begehen, die gemäß dem Grundgedanken eines deut­
schen StralgesetLes nach in den eingegliederten Ostgebieten bestehenden Staats­
notwendigkeiten Strafe verdient."5 1 ZitTer XIV bestimmte die Rückwirkung die­
ses GcsetLes aLH.:h auf das Territorium des Deutschen Reiches. Die Staatsanwalt­
schaH Potsdam !Ulme die Ermittlungen weiter. Obwohl im November 1944 die 
Staatsanwaltschan Potsdam das Verfahren einstellte, wurden die Angeklagten 

-I<J llU Ii\. 12 13 P01sdam. Nr. 2322 131. 288 \ 0 111 

I 5.1). 1'>-1·-1 Wl beim Landgcriclll Potsdam). 
50 Lbcnda. 
5 I RGJ31. 1/ I<J-1 I. S. 759. 
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nicht freigelassen. Jan Ga. erlebte das Ende des Krieges im Konzentrationslager 
Dachau.52 Die weiteren Lebenswege von Jan Ga. und Longin Ge. sind unbekannt. 

Willern van E. (Niederlande): Bei Vergehen mit einem vermuteten oder tatsäch­
lichen politischen Hintergrund gingen Staatsanwaltschaft und Gestapo auch mit 
den Arbeitskräften aus Westeuropa nicht zimperlich um. Im Spätsommer des Jah­
res 1944 wurde in Potsdam der neunzehnjährige niederländische Student Willem 
van E.53 aus Zandvoort zu einer dreimonatigen Haftstrafe wegen "illegaler 
deutschfeindlicher Nachrichtenübennittlung" verurteilt. Willem van E. halle in 
Delft Schiffbau studiert und war nach Deutschland deportiert worden, weil er sich 
geweigert hatte, die Loyalitätserklärung zu unterschreiben. Sein sehr distanzier1es 
Verhältnis zu Deutschland spiegelt sich auch in einem Brief wider, den er im 
August 1943 aus Brandenburg, wo er zur Arbeit gezwungen wurde, seiner Fami­
lie schrieb. Dieser Brief erreichte seine Empfanger nicht, bei einer Postkontrolle 
in Gronau wurde er beschlagnahmt. Die durch die Gestapo in Miinster angestell­
ten Ermittlungen fuhrten schließlich zu Willem van E., der daraufhin von der Ge­
stapo in Potsdam verhaftet wurde. V an E. hatte den Brief nicht direkt zu seiner 
Familie gesandt, sondern sich einer Enscheder Adresse bedient. Alle ßeteiligten 
gaben an, dieses Verfahren gewählt zu haben, um eine schnellere ßeförderung der 
Post zu erreichen. Die Verurteilung erfolgte auf der Grundlage der 5. Verordnung 
iiber den Nachrichtenverkehr vom 2. Apri/1940, die ein solches Vorgehen unter­
sagte. Im Fall von Willern van E. diirfte aber nicht der gewählte Postweg. sondern 
der Inhalt des Briefes fllr das Strafmaß ausschlaggebend gewesen sein. 

Der Brief (siehe Faksimile S 62) bietet interessante Einblicke in die Gedanken­
welt niederländischer Arbeiter in Deutschland. Der Schreiber sah hoflilungsvoll 
auf die Kampfhandlungen der Alliierten an der West- und Ostfi·ont. Die Luftan­
griffe wurden begrüßt und beunruhigten den Schreiber einzig hinsichtlich seiner 
eigenen Gefährdung. Die Ergebnisse der Bombardements wertete er trotz des 
Gefahrenmoments als Erfolg. Van E. verweigerte sich dem Kriegseinsatz durch 
langsames Arbeiten, was, seinem Brief nach zu urteilen, in größerem Umfange 
geschah. Er legte auch Wert darauf, daß seine Angehörigen davon erfuhren. 

Seine Haftstrafe verbüßte William van E. in der Strafanstalt Tegel, wurde jedoch am 
Ende seiner Haft nicht entlassen. V an E. wurde von der Strafvollzugsanstalt an die 
Gestapo in Potsdarn überstellt. Das bedeutete fur die Betrotlenen in der Regel die 
Einweisung in ein Konzentrations- oder Arbeitserziehungslager. Das weitere 
Schicksal van E.s war nicht zu ermitteln. 

52 Auskunfl der KZ-GcdcnksUtttc Dachau an die Yfi1. 
53 BLIIA. Potsdam. Rep. 12 ß Nr. 2224. 
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3eGlaubi gte Abschrif t der Absch r ift der Ubersetzung . 

18 . 8 . 1943 

Brandenbu r g,den 8 . August 43 . 

Liebe Eltern und Heinrich! 

Es ist heute ein regne r ische r Sonnteg , der auegez eichn et 
zum Schreiben ist. J iese r.abe ich das Päckchen enpfangen . 
Bs alles eut Auch die Lle.rme::.ade, di e gl!t ce ­

hat . Ich hobe mir eekocht und die dazu 
g.:ecs!leu . Es 1:ar ein Sonen vtie :t'r iiher und ausge zeichnet . · 
Vor6r>stern habe ich wieC.er ein en "unerlaubt en" Briet von ll!lCh er -
!:al ten . ··r war vom lß . Juli dort mehr 
!urndlungen mi tzunw.chen als wir hie r. Wird denn in Znnd•roor t i moer 
noch <'li eee r nl arDl gegeben,·,.,eru: s oe viel Flugzeuge ein:'li ec,en? I hr 
ge wöhnt ja Formetion en zu schen , nber hi e r sie ht 
ll!lln liberhaupt n i chts . Es t u t ei nem doch immer gut , etwna von unseren 

zu s ehen , a'6cr-,.-rerreicnt·-ex'leöeriViir 'in · l<urz!lr-Ze it· · 
äl"i.::.iüls::r.Le:O...is:t.:::.:r:ä iiind 'liiEiF ·u,-ll!'ttl'!d önllurg - l!ol mn«e r ;-­

Belgie r und 1•'r=zos en nngeko m."Hm , die aus dem bombardierten llrunburg 
ko:r.wm . S i o e rz ii.'ll er. , dn ß es C.ort in der l!!tzten \'loche schrecklich 
gewese n ist . Jre i Nächte lang hab er. 1300 Fluaze uge bo mbardiert. Und 
Jo.nu über Tag nuch noch schwere i.ngrif>e . De r ßr f olg i s t , daß d ie 
cesante Sted t in TrW.n:e r ge!egt ist • . ;ue lierke und ?abriken sind 

pogen durcn aie ".l.u:ft . 
von 

Hol.:.i'.nd er kom...en 
a l le l(us Hot erdlll:l .. pllten t e X•'rle . t.!en 
V.B-m nu."l rol mit sei:l en eigenen Ltmdslou t e:: spreche n . :>s 

hier i!in Gerüch t un , daß a:1 Jeutsch l n:ld ein Ul ti:ta tiL'II ges t ellt 
i st . Sollte d ieaem nicht entsprochen wer den , dntm aol.te Berli n 
Los von t eilen . Berlin wird de n 
Arbeiiern , total evakuie rt . Lleist c ns in drei Ri cht ungen. loh bin 
1eugierig , wie d io Zustiind e hier i :n September oin d . In 61!ht 

es jctzt , n:lchdclll Or al gefüllen iot,n a ch de r fiir uns sUl:stigen- -se1'te: 
si"e- Sinil. nchö'!·nv:r cra-er -ge't'iilfi'riclirüinoer-cttarko...-; -ce t:!T.ia; st--anch· · 
r,e!cllen . E" :Jin·l dort sehr viel Ge"!'cneene ger:ach '; , wio ich hör ';e . Den 
ko::-. er. den .,•ochcn seh r ich :!Ii t Spannu!"lg ent r-;ccen . l!ier ia t d ie 
lct:.:to f:ci-t 3Chr \':nrtlcs nun jst 
nc!:lccht . f-al t und viel Regen. Ba ·:•aren auch Gewitter, nbct· ni cht 

Ce iB t fc 1!l 1dn ß Ih::- viel \iur t en eßt . Hier ist es 
aehr mcilli a u:i't Gemüse . Kohl usw . man ni cht vie l. K:trtofl'eln 

m\c!l seht• knapp . ;ar rnüßten eigc ntl i c !l mehr zu den Daue r n 
ec·hn , um :u 'ockom, .. en . llie letzte Zeit h::cbcn wi r dos halb wi e<.ler 
viel in der S t ad t gesesse n . Ihr dazu,zu dcr.ken , da ß ich 
100 G::'a--..m Speck llro 1'a ,'l i:>cko!l".me? Ic h kri ece wohl Speck , abe r 62 , 5 
Gramm pro ;\'och e . Soweit mir bcka::u _t ist ,kor:u .• en hier kei ne Stt•eiks 
vor . Auch ni:ben· viir - nicht viel . Efl ·"ir<l aber vo"n_:ä_!1fl. ·­

t;...E_n ... 
neuel\r"licl."tern i:'izuThf'iuen . ron "Schurinl: h(\be 

:!:ctri5J.d.itE:i· Zeit -nYchTs-(;chör_C_J\uu.en':l l ick lfch k<::men wj r nicht 
rter B:.:U1 nnch Derlin,da alle Zü.ec zur gPb ro uch t 

w"r:ie n . :m· werclet l?ohl verst ehen , dsß ·ich knincn l"'rlaub bekorn..e . 
;;:tr. e;ch'- ::icht , den11 sie kön..en uns hier nicht entl:ehren (_!!l_r ct:ßt _ 
nur •ne_nig ich hier mache) . ?1un 1:\Ui! ich ... t.iut 
untr:ü:V.."fiiderne;:en-: ·-· ·- --- - ... J l'or::liche Gr:iße von iiis s . 

?ür der Abochr:Cft: 
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4.4. Oie Verfol gung jüdischer Zwangsarbeiter 
Gerhard Sch. (Tschechien): Am 21. Januar 1942 wandte sich der in der Großbee­
renstraße ansässige Rüstungsbetrieb Frieseke & Höpji1er an die Gestapo in Pots­
dam. ln diesem Schreiben wurde der aus Prag stammende Gerhm·d Sch. ange­
zeigt, falsche Angaben über seine "rassische" Herkunft gemacht zu haben. Scl1., 
zum Zeitpunkt der Anklage 23 Jahre alt, war im Oktober 1941 durch das Arbeits­
amt Prag als Schlosser an die I. G. Farben nach Binerfeld venninclt worden. Von 
dort kam er zu Frieseke & Höpji1er. Sch. kann als qualifizierte Arbeitskraft ange­
sehen werden. Er hatte 1938 sein Abitur arn Deutschen Gymnasium in Ccsky 
Krumlov (Krurnau) abgelegt und anschließend begonnen, in Prag Maschinenbau 
zu studieren. Die deutsche Okkupation aber machte seinem Studium schnell ein 
Ende. 1939 besetzte die Wehrmacht die tschechischen Länder der bereits 1938 
amputierten Tschechoslowakei. Im "Protektorat Böhmen und Mähren" wurden 
1939 sämtliche Hochschulen geschlossen. Sch., verschiedener Sprachen kundig. 
arbeitete in einer Elektrogroßhandlung in Prag als Buchhalter und Korrespondent. 

Seine jüd ische Herkunft hatte Sch. bis dahin stets erfolgreich verschwiegen. ln 
Babelsberg aber begegnete ihm das Unglück in Gestalt eines Landsmannes. Der 
Realschulprofessor B., der Sch.s Schwester aus Prag gut kannte. denunzicr1c den 
jungen Mann. Sch. begründete, daß er seine jüdische Abstammung ,.nicht etwa 
aus materiellen Gründen, sondern aus rein ideellen Gründen verschwiegen .. ha­

Er gab an, sich als Deutscher zu ftihlen, der "am Freiheitskampf des deut­
schen Volkes teilnehmen rnöchte".55 Aus diesem Grunde habe er sich auch frei­
willig zum Wehrdienst gemeldet. Inwieweit diese Behauptung als Tarnung ge­
dacht war, ist nicht zu klären. 

Am 24. Februar 1942 wurde Haftbefehl gegen ihn erlassen. in der Anklageschrift 
des Oberstaatsanwalts beim Landgericht Potselam vorn 27. Februar 1942 hieß es: 
"Der Angeschuldigte ist rein jüdischer Abstammung .... Der Angeschuldigte ver­
heimlichte seine Zugehörigkeit zur jüdischen Rasse, obwohl er wußte. daß er als 
Jude nach deutschem Recht einer gesetzgeberischen Sonderregelung untersteht. 
Er bezog auf diese Weise auch zu Unrecht solche Lebensrninelkarten. auf die er 
als Jude kein Anrecht hatte. Er unterließ es ebenfalls, sich durch einen Judenstern 
zu kennzeichnen. Er war nicht im Besitze eines ihn als Juden kennzeichnenden 
Protektoratspasses .... Der Angeschuldigte gibt die ihm zu Last ge legten Handlun­
gen zu. Nach seiner Einlassung hatte er sogar das Vorhaben. in die Kriegsmarine 
bei der U-Bootwatfe einzutreten. Hierdurch gewinnt die Tarnung seiner Persön­
lichkeit eine besonders eigenartige Beleuchtung."56 

54 ßLHA. Potsdam. Rcp. 12 B Potsdmn. Nr. 2298 (Protokoll der Vernehmung durch die StaHlspolizei 
Potsdam mn 2.2.1942). 

55 BLIIA. Potsdam. Rep. 12 B Potsdam. r. 2298 (Protokoll der Vernehmung durch die Stams­
polizci Potsdam am 2.2.1942). 

56 Ebcnda. 
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Gerhard Scl1. hatte mit dem Verschweigen seiner jüdischen Herkunft gegen die 
Va brauchsregelungsstrafordmm g vom 6. April 1940, die Juden nur geringere 

zubilligte, und gegen die Poli:eiverordnung iiber die 
Kenn:eid mung der Juden vom I. September 1941 verstoßen. Die Verbrauchsre­
gelimgssmifvrdnung diente der Verfolgung von Verstößen gegen die Maßnahmen 
der Kontingentierung von Lebensmitlein und Gebrauchsgütern. Der widerrechtli­
che Bezug von bezugsbeschränkten Erzeugnissen wurde mit einer Geldstrafe bis 
zu 150 Reichsmark oder mit Haft geahndet. In besonders schweren Fällen war 
eine Haiistrufe gekoppelt mit einer Geldstrafe in unbeschränkter Höhe möglich. 57 

Die öllentliche Sitzung des Amtsgerichts Potsdam fand am 16. April 1942 statt. 
Das Gericht venn1eilte Sch. kostenpflichtig zu einer Gefängnisstrafe von vierein­
halb Monaten. In der Ur1eilsbegründung hieß es: "Der Angeklagte hat sich als 
Arier bezeichnet und daraufhin auch solche Lebensmittelkarten erhalten, wie sie 
Juden nicht zustehen. Den Judenstern hat er nicht getragen. Die Bezugsberechti­
gung hat Angeklagte dadurch erschlichen, daß er sich als Arier ausgegeben 
hat. Das Gericht hat einen schweren Fall für vorliegend erachtet und nach § 2 
Abs. I Zilf 2 in Verbindung mit § I Zifler 2 der Verbrauchsreg elungsstrajver­
urdnung eine Gelangnisstrate von drei Monaten flir angemessen erachtet. Wegen 
der Übertretung der Polizeiverordnung über die Kennzeichnung der Juden vom I. 
September hat das Gericht eine Ha fistrate von sechs Wochen flir angemessen an­

Scl1. verbüßte einen Teil seiner Hafl im Polizeigetangnis Potsdam. Die Freiheit 
hat er nicht wieder gesehen. Am 8. Juni 1942 forderte die Gestapo Potsdam seine 
Übcrstellung. was sieben Tage später am 15. Juni 1942 geschah. Damit war das 

llir Sch. gesprochen, denn zu diesem Zeitpunkt hatte die sy­
Deportation der Juden in die Vernichtungslager im Osten und ihre Er­

mordung begonnen . 

.t.S Verbotener Umgang 
Katarina J. (Sowjetunion)/Emma und Richard G. (Potsdam): Der deutschen Bevöl­
kerung war der Umgang mit ausländischen ArbeitskräHen über die Arbeitsstätte 
hinaus verboten. Vor allem Kontakte zu ArbeitskräHen aus Osteuropa wur­
den mit drakonischen Strafen verfolgt. Am 19. November 1943 erhob der Ober­
staatsanwalt am Landgericht Potsdam Anklage gegen den Potsdamer Landschafts­
gärlllcr Richar·d G., dessen Frau Emma, ihre Töchter, die Schwieger1ochter und 
drei mit den G.s beli·eundete Personen. Ihnen wurde Sach- und Personenhehlerei, 
Verstöße gegen die I 'erbrauchsregelungsstrcifordnung und vor allem verbotener 
Umgang mit ,.Ostarbeitern .. vorgeworfen. In dem Gerichtsverfahren, das am 7. 
Januar 1944 vor dem Landgericht Potsdam stanfand, wurde Emma G. zu einer 

57 Vgl. Verordnung über Strafen und Straf\•crt;Jitrcn auf dem Gebiet der Bewinschaflung bczugsbc­
,chrünJ..tcr ErLcugni>>C (Verbrauch rcglungsstrafvcrordnung). RGBI. I/19-10. S. 6101: 

58 lll.ll i\. Potsdam . Rcp. 12 B Potsdam. r. 2298. 
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Zuchthausstrafe von zwei Jahren und sieben Monaten, Richard G. zu einer Zucht­
hausstrafe von zwei Jahren und vier Monaten und eine weitere Angeklagte zu 
einer Gefängnisstrafe von drei Monaten verurteilt. Den G.s wurden die bürger­
lichen Ehrenrechte für die Dauer von drei Jahren aberkannt. Die Töchter, die 
Schwiegertochter und ein befreundetes Ehepaar wurden freigesprochen. 

Richard G. war 53 Jahre alt, seine Ehefrau zwölf Jahre jünger. G. teilte seine po­
litische Einstellung mit der Mehrheit der Potsdamer. Er wählte während der Wei­
marer Republik die Deutschnationale Volkspartei und hatte sich 1928 dem Stahl­
helm angeschlossen. 1933 war er kurzzeitig Mitglied der Si\, aus der er aber aus­
schied, da er keine Zeit flir die Dienste hatte. Anschließend wurde er förderndes 
Mitglied der SS, zahlte aber seit etwa 1941 keine Beiträge mehr, so daß diese 
Mitgliedschaft erloschen war. 

Das Ehepaar G. betrieb in Potsdam eine Gärtnerei betrieben und besch;illigte auch 
,.Ostarbeiter" Durch die bei ihnen beschäftigten Arbeiter lernte dns Ehepanr Kntn­
rina J. kennen, die in der Gaststätte Meierei im Neuen Garten als Küchenhilfe 
arbeitete. Katarina war als Achtzehnjährige im Mai 1942 nach Deutschland ge­
kommen und hatte zunächst bei der Bauleitung der Luftwaffe in Bries! gearbeitet. 
Von dort war sie mit zwei weiteren Russinnen geflohen und in Glindow festge­
nommen worden. Nach ihrer Festnahme wurde sie an die Gaststätte vermittelt. 

Zwischen den G.s und Katarina J. entwickelte sich eine zunehmend Ireundschall­
liehe Beziehung. Katarina fand hier Familienanschluß. Sie verbrachte ihre Freizeit 
bei den G.s, wurde zu deren Geburtstagen eingeladen, von ihnen ins Kino und w 
Einkäufen mitgenommen, was dem Gesetz nach verboten war. Sie bebm Klei­
dungsstücke gekauft, die ihr nach der Bezugsverordnung nicht zustanden. Kntari­
na ihrerseits brachte aus der Gaststätte Lebensmittel, Geschirr und Wäsche mit zu 
den G.s, die diese Dinge ihrerseits im Familien- und Bekanntenkreis verteilten. 
Frau G. hatte Katarina versprochen, sich darum zu bemühen, daß sie zu ihr als 
Hausmädchen kommen könne. Das Ehepaar behandelte oflenbar auch die an­
deren bei ihnen tätigen "Ostarbeiter" großzügig. 

Katarina J. trug sich seit längerem mit Gedanken an eine erneute Flucht. zumal sie 
im Mai/Juni 1943 flir drei Wochen in "Schutzhaft" im Polizeigetiingnis Potselam 
wegen der Verbreitung von Gerüchten war.59 Näheres darüber ist nicht bekannt. 
Offenbar hatte sie die G.s. in ihre Fluchtabsichten eingeweiht. denn in der Familie 
waren verschiedene Fluchtmöglichkeiten diskutiet1 worden. So wurde in 
Erwägung gezogen, daß Katarina von dem mitangeklagten Ehepaar B .. das aus 
Litauen stammte, mit auf eine Reise nach Litauen genommen werden und von dort 
in ihre Heimatstadt zurückkehren solle. Dieser Plan scheiterte an der Weigerung 
der B.s. Auch der Gedanke, Katarina in Begleitung des künfligen Schwiegersohns 
der G.s, der nach Rußland mußte, reisen zu lassen, wurde verworfen. 

59 BLI IA. Potsdam. Rcp. 12 B Potsdam . Nr. 1370. BI. 2. 
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ln der Nacht vom 3. zum 4. Juli 1943 verließ sie ihre Arbeitsstelle und ging zu­
nächst LU den G.s. Richard G. begleitete die junge Frau nach Berlin-Charlonen­
burg. wo er ihr eine Fahrkarte nach Kutno kaufte, sie mit Reisegeld in der Höhe 
von 200,00 Mark und einer Armbanduhr ausstattete. Bei der Einreise in das "Ge­
neralgouvernement"' wurde Katarina J. am 6. Juli 1943 in Zichlin im Kreis Kutno 
verhallet und am 17. August in das Polizeigefängnis Potsdam überstellt. 

Erst nach der Flucht von Katarina J. wurde in der Gaststäne das Fehlen von Le­
bensmitteln und verschiedener Gegenstände bemerkt. Ihr Inhaber brachte sowohl 
die Flucht als auch die fehlenden Dinge zur Anzeige. Sehr schnell konzentrierten 
sich die Ermittlungen auf das Ehepaar G., das schon seit längerem des verbotenen 
Umgangs mit "Ostarbeitern" verdächtigt wurde. Emma G. war bereits im Juni 
1943 zu diesem Sachverhalt durch die Gestapo Potsdam verhört worden.60 

Bereits im Schlußbericht der Ermittlungsbeamten war dieser Umstand hervorge­
hoben worden: ··Die ganze Familie G. hat dem gesunden Volksempfinden entge­
gengehandelt. denn sie haben sich alle ausnahmslos des verbotenen Umgangs mit 
einer Ostarbeiterin schuldig gemacht, trotzdem ihnen bekannt war, daß jeder außer­
berufliche, d. h. private Verkehr mit Ostarbeitern verboten ist und unter Strafe 
steht. Das gesamte Verhalten der Familie fordert in Anbetracht der Auseinander­
sell.ung zwischen Nationalsozialismus und Kommunismus und dazu im Hinften 

eine besonders harte Bestrafung, denn die ganze Familie hat offensichtlich 
gegen die bestehenden Gesetze und Anordnungen verstoßen und sich so verhal­
ten. wie es sich mit der Ehre eines Reichsdeutschen niemals vereinigen läßt."6 r 
Die enge Beziehung zu Katarina J. bestimmte auch die Höhe des Strafinaßes für 
die Eheleute. Die Berufung auf das sogenannte ,.gesunde Volksempfinden'· fand 
sich auch in der Urteilsbegründung wieder62 und bestimmte letztendlich auch das 
im Prozd3 vom 7. Januar 1944 verhängte Srrafinaf3 gegen Emma und Richard G . 

.. Bei der Strafzumessung war bei den Angeklagten Richard und Emma G. ihre uner­
hörte Gewissenlosigkeit und Schamlosigkeit straterschwerend zu werten. Sie als 
Reichsdeutsche schreckten nicht davor zurück, sich mit Hilte der Ostarbeiterin an 
dem Gut eines anderen Volksgenossen zu bereichem. Ihre Handlungsweise ist derart 
wrbrecherisch und gemein, daß sie eine empfindliche Zuchthausstrafe treffen mußte:·63 

L::mrna G. verbüßte die Haft in Cottbus. Im Februar 1945 wurde sie zur weiteren 
in das zum Frauengefängnis Berlin-Bamimsrraße gehörende Zucht­

hauslager Rhinow überfUhrt. Richard G. war in Luckau inhaftiert. lda H. verbrachte 
ihre drei Monate I lall im LandgerichtsgeHingnis Potsdam. Emma und Richar·d G. 
kamen im April 1945 li·ei. Auf der Grundlage des SMAD-Befehls 228 vom 30. 

60 III IIA. I'ubdmn. R.:p. 12l3 Nr. 1370. l31. 2 \0111 19.11.19-13). 
61 I lx:nd<L 131. 31 d.:r Gc; tapo ' 0111 22.1 0.19-13). 
62 Vgl. Entan.:t.:> Recht. S. 28. 
63 131.11t\.l'ubdmn. R.:p. 12l3 Put>dmn. r. 1370.l31. I-I (Aus d.:r Uncilsbegrtindung \01117. Jmumr 
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Juli 1946 über die Nichtigke it von Urteilen in politischen Sachen, die H'ährcnd des 
Faschismus e1g ingen wurde fiir beide die noch ausstehende Strafe erlassen. Die­
ser Befehl hob u.a. Urteile auf, "die auf Verstößen gegen die nationalistische in 
rassistischer, religiöser und politischer Hinsicht diskriminierenden Gesetzgebung 
beruhen".64 

Katarina J. wurde nicht durch ein Gericht bestraft. Ihre "Vergehen" wurden auf der 
Grundlage des Erlasses des Reichsfiihrers SS vom 20. Februar 1942 verlolgt. Für 
sie war eine Haft von "mehreren Jahren in einem Frauenkonzentrations1ager" vor­
gesehen. Der letzte Hinweis auf ihren Aufenthaltsort kam am 3. Januar 1944 aus 
dem Konzentrationslager Auschwitz, wohin sie inzwischen deportiert worden war. 

Louis K., Roger M., Andre J.-M. (Frankreich), Leedert V. (Niederlande). Gustav 
M., Ella Sch. und lngeborg V. (Deutschland): Vergleichbar ist ein Strafprozeß 
gegen sechs Potsdamer Bürger, drei Franzosen und einen Niederländer wegen 
Diebstahls, Hehlerei und Verstoßes gegen die Verbrauchsregclstr(!fi·erordmmg. 
Die Franzosen Louis K. und Roger M., die im Lager Wiesenstraße 35 unterge­
bracht waren, arbeiteten als Fleischer in der Konservenfabrik Zinnert. Dort ent­
wendeten sie Fleisch und Rückenfett Die Lebensmittel wurden von dem Franzo­
sen Andre J.-M., der als Kutscher bei dem Fuhrumernehm er Brose in der Burg­
straße beschäftigt war, an seinen deutschen Kollegen Gustav M. weitergeleitet. M. 
wiederum brachte die Lebensmittel zu seiner Schwester Ella Sch., die mit 11 ilte 
ihrer Tochter lngeborg V. und ihres holländischen Schwiegersohns Leedert V. die 
weitere Verteilung übernahm. Als Zahlungsmittel wurden hochprozentiger Alko­
hol, den Leedert V. über Beziehungen zu ausländischen Arbeitern der UFA be­
sorgte, und Bargeld genutzt. Durch Denunziation einer Nachbarin wurden die ße­
trotfenen im August 1944 verhaftet. Am 16. Oktober 1944 fand vor dem A mtsge­
richt Potsdam die Verhandlung gegen die Angeklagten statt. Die Strafen fielen im 
Vergleich zu den G.s mild aus. Die Franzosen K. und M. wurden unter Anrech­
nung der Untersuchungshaft zu neun Monaten GeHingnis und einer Geldstrafe 
von 240,00 RM verurteilt. Ihr Landsmann J.-M. erhielt eine Strafe von sechs Mo­
naten Gefängnis und mußte zusätzlich eine Geldstrafe von 70,00 RM entrichten. 
Gustav M. erhielt ebenfalls eine Strafe von sechs Monaten Gefängnis und 80.00 
RM Geldstrafe. Ella Sch. wurde zu einer Strafe von drei Monaten Gefängnis, ihre 
Tochter und ihr Schwiegersohn zu jeweils sechs Wochen Hall und 300,00 RM 
Geldstrafe verurteilt. Die Angeklagten, die fur die Lebensmittel überteuerte Sum­
men gezahlt hatten, wurden mit einer Geldstrafe in Höhe von 300,00 RM belegt.65 

64 ßcfchl Nr. 228 des Obersten Chefs der So\\:jctischcn Militäradministration in Dc·urschland iihcr die 
Nichtigkeit von Urteilen in politischen Sachen. die während der Zeit des Faschi>mus ergingen. in: 
Um ein antifaschistisch-demokratisches Deutschland. Dokumente aus den Jahren 19-15-19-19. hg. 
vom Ministerium flir Auswärtige Angelegenheiten der DDR und dem Ministerium llir i\uswllrtigc 
Angelegenheiten der UdSSR. Berlin 1968. S. 

65 Vgl. ßLIIA. Potsdam. Rep. 12 B Potsdam. Nr. 2209. 
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Die Urteilsbegründung erläutert sachlich die Straftatbestände. Die Persönlichkeit 
herabwürdigende Vorhaltungen über die Verwerflichkeit der Straftat, wie sie bei 
den G.s enthalten sind, Iinden sich hier nicht. Die Strafzumessung unterscheidet 
sich in beiden Fällen gravierend. Im Fall der Lebensmitteldiebstähle bei der Firma 
Zinnen und des mit den gestohlenen Produkt betriebenen Schwarzhandels wurden 
gegen alle Angeklagten Gefängnisstraten mit einem Strafinaß unter einem Jahr ver­
bringt. Die Beziehung der deutschen Familie zu den Zwangsarbeitern aus Frank­
reich und den Niederlanden spielte in diesem Prozeß keine Rolle und erfuhr auch 
keine moralisierende Wertung, die ihren Niederschlag im Strafinaß limd. 

Auf die Diebstähle in der Gaststätte Meierei, begangen durch die "Ostarbeiterin" 
Katarina J., und auf deren Beziehung zur Familie G. dagegen hatte das Gericht 
mit empfindlichen Zuchthausstrafen tlir die deutschen Hauptangeklagten reagiert. 
Die Folgen llir die beteiligten Ausländer unterschieden sich ebenfalls gravierend. 
Während der Franzose und der Niederländer vom Potsdamer Amtsgericht verur­
teilt wurden. entzog die Gestapo Katarina der Justiz und schickte sie nach Ausch­
witz. Damit war das Todesurteil über die junge Frau gesprochen .. 

-l.6. Brandstiftung 
Adrianus G.!l-krta van der W. (Niederlande): Am 30. Mai 1944 brach im Wohn­
raum der nicderlündischen Arbeitskräfte im Busdepot in der Schamhorststraße 27 
ein Urand aus. bei dem Kleidungsstücke und Möbel verbrannten. Der Sachscha­
den war vor allem deshalb nennenswert, weil ein Ersatz der bezugsscheinptlich­
tigen Bekleidungsstücke nicht möglich war. Verursadler dieses Brandes war 
Adrianus G. aus Dellt, der ein glühendes Streichholz in den Papierkorb geworlen 
hatte. durch das sich der Inhalt des Papierkorbes entzündet hatte. Wegen tahrläs­
siger Urandstiliung wurde G. zu einer Geldstrafe von 70,00 RM oder zu einer Ge­

von sieben Tagen verutteilt. Das Strafgesetzbuch sah im Falle der 
fi:thrlüssigen BrandstiHung eine Gellingnisstrafe bis zu einem Jahr oder eine Geld­
strafe in unbenannter Höhe vor. G. bezahlte die Geldstrafe.66 Das Amtsgericht 
Potsdam blieb mit seinem Strafil1aß an der unteren Grenze seiner Möglichkeiten. 

Ähnlich gelagert war der Fall von Herta van der W. Sie lebte mit ihrem ebenfalls 
in J>otsdam arbeitenden Mann in der Kaiser-Wilhelm-Straße 56 in einem Privat­
haus. Beide arbeiteten bei den städtischen Verkehrsbetreiben (Straßenbahn) in 
Potsdam. Im Keller des Wohnhauses schüttete Herta van der W. am 13. Februar 
19-14 heiße Asche in einen Sack, wodurch ein Brand verursacht wurde, der im 
Keller einige der dott gelagerten Gegenstände vernichtete. Es kam zur Anklage 
wegen Brandstiftung. Hetta van der W. wurde zu einer Geldstrafe 
von I 00,00 RM bzw. eine Monate Gefängnis verurteilt. Sie bezahlte das Geld am 
17. März 1944.<'' Auch in ihrem Fall fiel die Strale milde aus. Nach Hintergrün­
den llir das tahrltissige Verhalten wurde nicht geti-agt. Der Behauptung der Ange-

66 Vgl. llLIIA. l'otsdam. Rcp 12 ß Potsdam. Nr. 2274. 
67 Vgl.lll.l li\. l'obdam. Rcp. 12 B Potsdalll. Nr. 2207. 
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klagten, unachtsam gehandelt zu haben, wurde ohne jeden Zweifel Glauben 
geschenkt. 

Bronislawa Cz. (Polen): Bronislawa Cz. wurden am 15. August 1942 wegen vor­
sätzlicher Brandstiftung in Berlin-Piötzensee hingerichtet. Sie war zu diesem Zeit­
punkt 26 Jahre alt. Bronislawa Cz. war am 9. Juli 1916 in Zgierz in der Nähe von 
L6dz geboren worden. Sie hatte bis zu ihrer Arbeitsaufnahme in Brandenburg im 
Haushalt ihres Vaters und dessen zweiter Frau gelebt. Die leibliche Mutter wnr 
verstorben. Bronislawa war nie zuvor in irgendeiner Form mit dem Gesetz in 
Konflikt geraten. 

Die junge Frau war seit 1940 als Arbeiterin in der Brandenburger Ersten delll­
schen Fein-Jute-Garn-Spinnerei beschäftigt, einem Betrieb mit etwa 350 Arbei­
tern und Angestellten, von denen etwa die Hälfte Polen waren. 68 Diese Jutespin­
nerei war der einzige Betrieb seiner Art in Deutschland und fiir die Versorgung 
des Militärs mit Stoffen von großer Bedeutung. Am Sonnabend. dem 12. Juli 
1941, begab sich Bronislawa gegen 17.00 Uhr in die Toilettenanlage, triinkte in 
einer Toilette, die nur von deutschen Frauen benutzt werden durfte, Papier mit 
Petroleum, das zur Reinigung der Maschinen benutzt wurde. und zündete es nn. 
Der Brand wurde von einer hinzukommenden deutschen Arbeiterin mit Wasser 
und der bloßen Hand gelöscht. Ein Schaden entstand nicht. Der Verdncht fiel so­
fort auf Bronislawa Cz., da sie auf der Toilette angetroffen worden war, deren 
Benutzung ihr nicht erlaubt war. ln den Vernehmungen leugnete sie anHinglich 
die Tat und bezichtigte zwei andere Lagerinsassen der Tat bzw. gab zu ProtokolL 
von einer anderen Polin angestiftet worden zu sein. Schließlich gestand Bronis­
lawa Cz., ,.den Brand in Erregung über einen am Vortage mit einer Landsmännin 
gehabten Streit"69 gelegt zu haben. Das Gericht sah diese Begründung als .. völlig 
abwegig" an und sah die Gründe flir die Brandstiftung .. in der allgemeinen deutsch­
feindlichen Einstellung der Angeklagten" .70 Die Lagerflihrerin W. hntte die junge 
Frau den Justizbehörden als "sehr widerspenstig und störrisch" geschildert. Die 
Motive für die Brandstitlung lassen sich aus den Akten nicht erschließen. War es 
der Versuch, Sabotage zu leisten, angestaute Unzuftiedenheit mit dem Leben in 
Deutschland oder ein Racheakt als Reaktion auf einen Streit unter den polnischen 
Frauen? Diese Fragen sind nicht mehr zu beantworten. 

Nach ihrer Verhaftung am 17. Juli 1941 kam Bronislawa Cz. am 25. Juli in das 
Untersuchungsgefängnis Potsdam. Der Prozeß gegen die junge Polin vor dem 
Potsdamer Landgericht statt. Die Urteilsverkündung erfolgte am I 0. September 
1941. Die Staatsanwaltschaft in Potsdam hatte sie wegen Brandstiftung nach § 306 
StGB in Tateinheit mit versuchtem Verbrechen gegen den Paragraphen 2 der Ver­
ordnung zur Ergänzung der Strafoorschr{fien zum Schllf:e der 11-'chrkraji des 

68 BLIIA. Potsdam. Rep. 12 ß Potsdam. Nr. 2071. ßl. 7a (Urtcilsbcgründung). 
69 BLHA. Potsdam. Rcp. 12 ß Potsdam. Nr. 2071. ßl. 7b. 
70 Ebcnda. 
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dewschen Volkes, einem Sondergesetz vom 25. November 1939, und wissentli­
cher Falschaussage § 164 Abs. 3 in zwei Fällen zu insgesamt sieben Jahren Zucht­
haus verurteilt. Dieses Stratinaß wurde durch das Gericht als schwere Strafe ge­
wertet. Das Gericht sah es zu diesem Zeitpunkt nicht als notwendig an, die durch 
das Sondergesetz mögliche Todesstrate auszusprechen, da die "Angeklagte ... bei 
der Tat nicht besonders ratliniert vorgegangen (ist), sonst hätte sie den Be­
triebsschluß abgewartet, wäre als letzte aus dem Betriebe gegangen und hätte die 
Gelegenheit abgepaßt, im Arbeitsraum den Brand an den Rohmaterialien anzu­
legen. Bei dem von der Angeklagten entfachten Brand war es nicht unwahr­
scheinlich, daß das Feuer auf den Toilettenraum beschränkt blieb:'71 

Gegen dieses U11eil legte der Oberstaatsanwalt des Landgerichts Potselam Beru­
fung ein. Er hatte seinen Revisionsantrag dahingehend begründet, daß "die Tat 
lkr Angeklagten ( ... ) trotzde s angerichteten, nur geringtligigen Schadens wegen 
d.:s i11 d..:m Urteil der Strafkammer tlir vorliegend erachteten Motivs, nämlich der 
deutschteinetlichen Einstellung der Angeklagten als so schwer anzusehen (ist), daß 
an sich die Annahme eines besonders schweren Falles gerechttertib>t erscheinr'.72 Das 
heißt, der Staatsanwalt hatte tUr Bronislawa das Todesurteil angestrebt. Allerdings 
beabsichtigte er, se inen Revisionsantrag zurückzuziehen und die Verurteilung zu 
sieben Jahren Zuchthaus rechtskräftig werden zu lassen, da "die Annahme der 
Strafkammer, die Tat der Angeklagten sei aus ihrer deutschfeindlichen Einstel­
lung heraus begangen, nur auf einer Schlußfolgerung (beruht), die mangels ande­
rer vernünftiger Motive als zutreffend erschien, diejedoch immerhin die Möglich­
keit ollen liiBt, daß die Angeklagte in Wahrheit aus anderen nicht näher testge­
stellten Beweggrünelen gehandelt haben kann".73 

G.:gen das Verwerfen der Revision ging aber der Generalstaatsanwalt des dem 
Landgericht Potsdam übergeordneten Kammergerichts Berlin vor. Er hielt ein Re­

tlir ertorderlich. "Wie die Strafkammer mit gewichtigen Grün­
den testgestellt hat, ist die Angeklagte zu ihrer Tat durch Deutschenhaß getrieben 
worden. Die ßedenken des Oberstaatsanwalts gegen diese Feststellung halte ich 
nicht tlir durchschlagend. Darüber hinaus hat die Angeklagte durch ihr Verhalten 
einen in seiner Art einzig dastehenden wehrwirtschaftlichen Betrieb getahrdet. 
Die Strafkammer hätte daher einen 'besonders schweren Fall' im Sinne des § 2 
der VO vom 25. November 1939 annehmen müssen ... , da das Urteil mithin auf 
einer Gesetzesverletzung - enthalten in der unrichtigen Anwendung des § 2 
a.a.O.- beruht. beabsichtige ich, den Oberstaatsanwalt in Potsdarn anzuweisen, die 
Revision durchzutlihren."74 Der Reichsminister tlir Justiz schloß sich dieser For­
derung an. Damit war das Urteil, das im Revisionsverfahren gesprochen wurde, 
ben:its vorb..:stimmt. Am 9. März 1942 kassierte das Reichsgericht das Urteil. Am 

71 Ul<:nda. 
72 l:bcnda. lll. 14 (llrid'dc s Obcrstaatsanwults un den der Justiz vorn 5.10.1941 ). 
73 lbc nda. 
7-l lbcnda. 
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13. Mai 1942 fand im Potsdamer Landgericht die Revisionsverhnndlung statt, in 
der Bronislawa Cz. zum Tode verurteilt wurde. 

Das Todesut1eil wurde jetzt nicht nur mit der Verordnung ::ur Ergiin::ung der 
vorschrifien ::um Schut::e der Wehrkraji des deutschen Volkes vorn 25.11.1939. 
sondern auch mit der Verordnung iiber die Strqfi·echtspflege gegen Polen und 
Juden in den eingegliederten Ostgebieten und der Volksschiid/ing.\Terordnung be­
gründet. Der Verurteilten wurde vorgeworfen, geplant zu haben, ··durch diesen 
Brand den gesamten Betrieb der Jutespinnerei ... (zu) vernichten"". Als Motiv 
wurde erneut ihre "allgemein deutschfeindliche Einstellung"75 angenommen. Die 
Geringfligigkeit des Schadens, und der Umstand, daß es sicherlich nicht zu einem 
großen Schaden gekommen wäre, spielten in dieser Verhnndlung keine Rolle 
mehr. "Daß es zu der beabsichtigten Schädigung nicht gekommen ist. ist nur 
einem Zufall zu verdanken. Nach dem Maße ihrer Willensschuld ist auch llir die 
versuchte Tat die Todesstrafe zulässig, die für die vollendete Tat vorgesehen ist. 
Auf den von Zufälligkeilen abhängigen Eintritt des Erfolges kommt es nicht ent­
scheidend an.''76 Bronislawa B. stellte nach ihrer Verut1eilung zum Tode nun 
ihrerseits einen Antrag auf Berufüng, der abgelehnt wurde. Abgelehnt wurde auch 
ihr Antrag auf Begnadigung, "weil sie minderwertig und ohne Reue" sei77

, wie es 
in der BegrUndung der Ablehnung hieß. 

Am 15. August 1942 um 5.00 Uhr vollstreckte der aus Gommern herbeigeruiCne 
Scharfrichter R. das Urteil mit dem Fallbeil. Ihre Hinrichtung wurde in Branden­
burg und in Potselam durch Plakate angekündigt. Bis zu ihrer llinrichtung in Plöt­
zensee war Bronislawa im Frauengefängnis in der Berliner ßarnimstraße 
tiet1. Der letzte Briet: den Bronislawa an ihren Vater und ihre Stielinutter nach 
Polen schrieb, zeugt von ihrer Fassungslosigkeit iiber das, was mit ihr geschah. 

Ihr letzter Wunsch, neben ihrer Mutter begraben zu werden, fand keine Erflillung. 
Die Leiche wurde dem anatomisch-biologischen Institut der Universität zu ßerlin 
übergeben. Die persönlichen Gegenstände wären dem Vater der Toten zugekom­
men. Im Januar 1945 wandte sich die Verwaltung des Berliner Frauengelängnis­
ses ßarnimstraße an die Staatsanwaltschaft in Potsdam: ,.Da die Übersendung mit 
gewissen Schwierigkeiten verbunden ist, möchte ich vorschlagen. den gesnmten 
Nachlaß der hiesigen Anstalt zur Verwendung zu überlassen. Es sollen nämlich 
die Bekleidungsstücke, soweit sie noch brauchbar sind, den zur Entlassung kom­
menden mittellosen Gefangenen zugute kommen. Der Fotoappnrnt und das eigene 
Geld könnten als Gerichtskosten beschlagnahmt werden. Ich bitte um baldige Ent­
scheidung." Der Oberstaatsanwalt beim Landgericht teilte diese Ansicht im Janu­
ar 1945 nicht und ging davon aus, daß die Sachen der Familie der Toten zu über­
geben seien, was mit hoher Wahrscheinlichkeit aber nicht geschnh. 

75 Ebcndn. BI. 33. 
7 6 Eben da. BI 34. 
77 Ebcndn. ßl. 35. 
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:5. Die Last der Erinnerung 
Oie Akten enthüllen nicht nur Schicksale der Verurteilten, sie widerspiegeln auch 
das Verhalten der "Kollegen" im Betrieb und der deutschen Bevölkerung der 
Stadt. Von der erwähnten Familie Gärtnersfamilie G. abgesehen, fand sich in den 
ausgewerteten Akten kein Hinweis auf solidarisches Verhalten gegenüber den 
Zwangsarbeitern und Kriegsgefangenen. Gesten von Solidarität hat es nachweis­
bar auch in den Potsdarn-Babelsberger Betrieben gegeben, sie waren Ausnahmen. 
Kein anderes Massenverbrechen der deutschen Faschisten vollzog sich so vor 
aller Augen wie die Ausbeutung, Diskriminierung, Mißhandlung und Bestrafung 
der Zwangsarbeiter; an keinem anderen waren so breite Bevölkerungsschichten 
beteiligt. 

.. Entscheidend aber tlir das politische Verhalten der gesamten Arbeiterklasse war, 
tbß an der unglaublichen Unterdrückung der ausländischen Arbeiter eben nicht 
nur eine kleine Gruppe ,unmenschlicher Werkschutz-, SS- und Gestapoleute' 
beteiligt war, sondern viele deutsche Arbeiter in dieses System integriert waren 
und in jedem Fall eigene Vorteile daraus zogen. Die deutschen Arbeiter erhielten 
bessere Arbeitsplätze und dadurch mehr Lohn; sie waren innerhalb der sozialen 
Stufenkiter des Betriebes nicht mehr ganz unten, sondern unter ihnen standen 
noch die ,Ausländer allgemein, Polen, Ostarbeiter, Kriegsgefangene, Zigeuner 
und Juden' , die weit mehr entrechtet als sie selbst waren. Die deutschen Arbeiter 
waren zu Vorarbeitern, Meistem oder , Wachmännem' der ausländischen Arbeiter 

-x 
geworden:" 

Im November 1944 schrieb der "Ostarbeiter" Wassilij P. an die Gauverwaltig der 
D<.:uts<.:hen "Ich, Ostarbeiter P. Wassilij, bin bei den Arado-Flug­
zeugwerken tütig, wo ich schon 2 l/2 Wochen arbeite. Aber jetzt kann ich nicht 
mehr arbeiten, weil ich die täglichen Prügel des Meisters nicht mehr aushalten 
kann. Weil ich ihm nicht gefallen habe, muß er mich deshalb schikanieren? Ich 
bin doch auch ein Mensch und kein Tier, man behandelt mich aber unmenschlich. 
Ich will ehrlich und gewissenhaft arbeiten, will aber auch, daß man mich mensch­
lich wie auch die andren behandelt. Und ich bitte, mir irgendeine Empfehlung 
oder Rat in dieser Sache zu geben. Ich werde Ihnen sehr dankbar sein."79 Auch 
amkre "Ostarbeiter·' aus dem Arado-Werk wählten diesen Weg. 

Dieser Vorgang war in den Arado-Lagern keine Ausnahme. Mißhandlung der 
Zwangsarbeiter, vor allem der aus dem Osten, gehörte zur Tagesordnung. Sie 
wurden bei kleinsten " Vergehen" mit Gummiknüppeln geschlagen oder unbeklei­
dc:t in den Keller gespen1. Klagen kamen aber auch aus dem Werk selbst. So hatte 
der tkutsche Vorarbeiter Humsch russische Arbeiter geschlagen. Frauen aus dem 
Pskower Gebiet erinnern sich an die rabiaten Meister in der Fabrik. Die Mißhand­
lungen hatten ein solches Ausmaß angenommen, daß die Lagertlihrer der Arado, 

71! Kar II kinz Roth: Die .. andere·· Arbeiterbewegung. Mlinchcn 1977. S. l51. 
79 BLJI,\. l'obdalll. Rcp. 12 ß Nr. 2280. 
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Franz Scampa und Gregor Jeskow, entlassen wurden und der Oberlagerflihrcr 
Erich Schwarze seines Amtes enthoben, allerdings als Sachbearbeiter weiter be­
schäftigt wurde. Arado nahm trotz der Proteste Scampas und Jeskows deren l·:nt­
lassung nicht zurück, obwohl diese selbst bei Goebbels um Unterstützung nach­
suchten. Am 24. Januar 1944 schrieb der stellvertretende /\b wehrbeauliragte der 
Arado an die Potsdamer Gestapo und begründete die Entlassung Scampas. "Ich 
konnte mich an Ort und Stelle durch Augenschein von der Mißhandlung des Ost­
arbeiters überzeugen. Es war hiernach erwiesen, daß die angewandten Zwangs­
mittel in keinem Verhältnis zu den Vergehen standen, die dem Ostarbeiter zur 
Last gelegt wurden."80 Nach der Entlassung Scampas erfolgte von Seiten der 
Dewschen eine Besichtigung des Lagers. Es wurde festgestellt, daß 
das Lager "total verlaust und verwanzt" war und, daß selbst die minimalen 
Zuckerzuteilungen nie an die Lagerinsassen ausgegeben wurden. 

Die Mißhandlungen hatten in den Betrieben zum Teil solche Ausmaße angenom­
men. daß sich selbst die Naz[justiz mit ihnen beschäftigen mußte. Wiederholt \\ urde 
sogar in Rundschreiben der Gestapo und anderer Behörden auf das Verbot von 
Körperstrafen verwiesen. Nicht selten suchten die Opfer der Mißhandlungen so­
gar Schutz bei staatlichen Instanzen. Am 2. Januar 1945 sah sich der Oberpräsi­
dent der Provinz Brandenburg in einem Schreiben an die Regierungspräsidenten. 
die Gestapo und die Polizeipräsidenten der Provinz Brandenburg gezwungen. 
darauf hinzuweisen, "daß die Stimmung unter den Arbeitern aus den Ostvölkern. 
insbesondere in sogn. Ostarbeiterlagern, immer mehr absinkt. Es ist auch beo­
bachtet und festgestellt worden, daß sich diese stimmungsmäßige Entwicklung 
nachteilig auf die Leistung in der Rüstungsindustrie und auf die Kamptinoral der 
freiwilligen Verbände der Ostvölker auswirkt. Die Ursache liegt hauptsächlich in 
der trotz aller Belehrungen und Hinweise immer wieder feststellbaren lnlschcn 
Behandlung sowie in der teilweise noch recht mangelhallen Fürsorge und ßctrcu­
ung der Arbeiter aus den Ostvölkern in den Lagern und an den l\rbeitsstätten ... 

Anlaß des Schreibens war aber nicht die Sorge um die Unversehrtheil der Men­
schen, sondern - vergleichbar mit den Diskussionen um die Erhöhung der Lebens­
mittelmittelrationen-der Erhalt ihrer Arbeitskraft. Auch das Verurteilen einzelner 
Peiniger der Zwangsarbeiter erfolgte unter rassistischen Vorzeichen. Der Grund­
tenor war: Ein Deutscher tut so etwas nicht. 

Am 31. März 1945 erhob die Staatsanwaltschall am Landgericht Potsdam An­
klage gegen Scampa, Jeskow und den wegen Körperverletzung bereits 
ten Werkschutzmann Borowsky wegen vorsätzlicher Mißhandlungen. Zu einem 
Prozeß kam es allerdings nicht mehr. Die Mißhandlungen der Zwangsarbeiter 
fanden aber auch später keine just iziable Sühne. Das Verfahren gegen Scampa 
und Jeskow wurde am 28. Juni 1945 eingestellt. Im Gegensatz dazu wurden 

80 ßU lA Potsdmn. Rcp. 12 ß Potsdam. Nr. 2280. 
81 ßU lA Potsdam. Rcp. 12 ß Potsdam. Nr. 2280. 
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Strat:1kten gegen Zwangsarbeiter aus den Niederlanden und Frankreich von den 
Staatsanwaltschanen der Amts- und Landgerichte durchaus bis Ende der 40er 
Jahre weitergelli1111. ln Potsdam die Staatsanwaltschaft die letzte Strafakte 
gegen einen Zwangsarbeiter im Jahre 1950 

*** 
Die Geschichte der ausländischen Arbeiter wurde nach dem Krieg auch in Pots­
dam verdrangt und nicht ötle ntlich thematisiert. Die vorhandenen Lager wurden 
als Notunterkünlie IUr Bombenopfer und tUr die Zwangsausgesiedelten aus den 
intolge des Potsdamer Abkommens an Polen und die CSR abgetretenen Gebiete 
genutzt. /\usgclöst durch die Potsdamer Presse81 kam es 1950 in der Stadtverord­
netenv..:rs::unmlung zu Diskussionen über die unhaltbaren hygienischen Verhält­
ni$S<.: in den 13aracken in der Babelsherger Grünstraße und am Bahnhof Drewitz, 
in dcnen Umsiedlcr untergebracht waren. Diese Barackenlager gehör1en Frieseke 
& 1/c'Jpjiwr und Urenstein & Koppel. Die Entstehungsgeschichte dieser Baracken 
und das Schicksal ihrer ersten Bewohner wurden aber in dieser Debatte des Stadt­
parlaments nicht zur Sprache gebracht. Blasphemisch wird in einer Stellungnah­
me zu den Wohnbedingungen der Ausgesiedelten in den Baracken davon gespro­

daß diese .. s. Zt. (seiner Zeit - A.P.) als Provisorium !Ur fremdländische 
i\rbeit..:r .. ..:rrichtet wurden. Die Baracken in der Grünstraße wurden bis in die 
Gegenwart llir verschiedene Zwecke genutzt. 

/\ufdem Finnengelände von Orenstein & Koppel waren verstorbene sowjetische 
Kriegsgetangene und Zwangsarbeiter verscharrt worden. /\us diesem Betrieb ent­
stand nach dem Krieg das Kari-Marx-Werk, einer der größten Betriebe der Region. 
/\ls e$ noch möglich gewesen wäre, diese Gräber zu finden und die Toten würdig 
zu b..:graben. hat nicmand öllentlich danach gefragt. 

Mit Genehmigung des Potsdamer Polizeipräsidenten durtle die NPD am 21. De­
zember 2002 auf dem Areal des ehemaligen Durchgangslagers Potsdam-Reh­
brücke d..:rnonstrier..:n. 

X2 Vgl. Nr. 199 vol1125. 8. 1950. 
XJ ll.:r Sladl l'<>blia111. .W (Stdlummahl11c des Direktors d•-s Konmnumlcn Woh­

nung, untcruduu.:lb l'otsda111 den ßamckcnsi.:dlungcn '0111 25.8.1950). 
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HORST BOO(j, GERIIARD KREBS. DETI.LF VOCiEL: Das Deutsche !?eich in der 
Dejensil·e. Strategischer Lufikrieg in Europa. Krieg im ll'este n und in Ost 
asien 19-/3-19-I.J/.15 (Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg. hg. vom 
MGFA. Bd. 7), OVA, Stuttgart-München 200 I. 831 S. 

Der siebente Band der wichtigsten Reihe des Militärgeschichtlichen Forschungs­
amtes besteht aus drei äußerst heterogenen Teilen: Der erste Teil ist eine eigen­
ständige Monographie von Horst Boog mit über 400 Druckseiten iiber den strate­
gischen Lutikrieg in Europa und die deutsche Luftverteidigung 1943/1944. An­
schließend stellt Detlef Vogel auf 220 Druckseiten die deutsche und die alliierte 
Kriegflihrung im Westen dar, vor allem die Planung. Vorbereitung und Durch­
flihrung der Operation .. Overlord .. bzw. die deutschen Abwehrkamplhandlungcn. 
Gerhard Krebs behandelt auf 130 Druckseiten den Krieg im Pazilik von Anlimg 
1943 bis zur japanischen Kapitulation. 

Alle drei Darstellungen repräsentieren auf ihre Weise den Forschungsstand. Ihre 
Autoren behandeln zwar die deutsche und die alliierte Kriegflihrung separat in 
jeweils nacheinander angeordneten Abschnitten. dennoch verllochten. weil die 
jeweiligen Reaktionen miteinbezogen werden. Die strategischen und taktische n 
Probleme der jeweiligen KriegfUhrung werden deutlich benannt und explizit erör­
tert. Die Autoren beschränken sich wesentlich auf die militärischen Kampfhand­
lungen und beziehen allenfalls deren politische Zielfunktionen und völkerrechtli­
che Aspekte ein. Sie schreiben also Kriegsgeschichte vorrangig oder ausschlid\­
lich als militärische Operationsgeschichte. Ob dies der Arbeitsteilung zwischen 
den Bänden der Reihe geschuldet ist oder eine generelle Abkehr vom urspr(ingli­
chen Konzept einer Geschichte der Gesellschall im Kriege bedeuten soll. bleibt 
abzuwarten. 

Auch in seiner Anlage weicht der jüngste Band der Reihe erheblich von den bis­
herigen Bänden ab. Dies ist nach meiner Auffassung keine zwangsläulige rolgc 
des Gegenstandes. sondern dem Willen der Verfasser und der Duldung der ller­
ausgeber geschuldet. Die Zusammenstellung der thematisch sehr verschiedenen 
Beiträge in einem Band fiihrte leider nicht zu einer Integration. Das liegt vor 
allem daran. daß die Texte so gut wie keinen Bezug aufeinander nehmen. Wäh­
rend die beiden letzten Teile sich chronologisch und in der Art der Darstellung 
mehr oder weniger in die Reihe einpassen. kann das für den ersten Teil nicht 
gesagt werden. 

Horst Boogs Text bildet gewissermaßen das Resümee eines l.ebens\\'crkes. Fiir 
sich genommen ist es ein außerordentliches. hervorragendes Werk und wäre bes-



76 Rezensionen 

ser als eigenständige Monographie erschienen. Der Verfasser demonstriert, wie 
souv..:rän er den gesamten Stotr beherrscht, wie ausgeprägt und dillerenziert sein 
Problembewußtsein ist, welchen Berg an Resultaten er in Jahrzehnten akribischer 
Forschung erarbeitet hat und nunmehr präsentieren kann. Selbst die technischen 
Problcme 1kr Zidau s\\ah l, der Zieltindung und des Bombenabwurfs und die En­

der technischen Lösungen auf beiden Seiten erörtert er auch bei kom­
plit.ierh.:n Fragen verständlich und anschaulich. 

Leider hat es ßoog nicht verstanden, seinen Fundus an Erkenntnissen der Reihe 
und ihrem Band einzuordnen. Innerhalb des siebentes Bandes bildet seine Mono­
graphie einen eigenen, sperrigen, erratischen Block, der sich weder konzeptionell 
noch chronologisch dem Ansatz der Reihe tligt. Unbekümmert um alle sonstigen 
Zusan11m.:nhünge cntwickelt der Autor seine Darstellung in einer Breite und De­
taillierthcit, die alle Maße der Reihe sprengt. Er nimmt weder Rücksicht auf die 
Konzcption der Reihe noch auf die des Bandes, er tolgt allein jenen Zwängen, die 
er sdbst llir die Prüsentation seines Gegenstandes tlir notwendig erachtet. Weder 
der Autor noch die llerausgeber noch die Bandredakteure vermochten diesen 
Text aufein Maß zurückzuschneiden. das dem Band verträglich gewesen wäre. 

Gravierender noch als der Umfang des Beitrages sind die inhaltliche Anlage und 
Aussage des Beitrages von Boog tlir den Band. Viel stärker als die anderen Band­
autoren geht Boog den Schritt zurück zu einer Militärgeschichte als Operationsge­
schichte. Lamentierend setzt er die Mittel der deutschen Luftverteidigung ins Ver­
hültnis zu den von der Naziführung vorgegebenen Zielen. beklagt er deren Priori­
tiilensetzung zugunsten der Bomber statt der Jäger, kommt aber nirgends über 
eine immanente Kritik im Rahmen der faschistischen Luftkriegtlihrung hinaus, 
die deren Widersprüche, lnetlektivität und Vergeudung benennt. Der von der 
deutschen Seite initiierte und geftihrte Krieg wird nirgends grundsätzlich in Frage 
stellt. Die Militürkonzepte werden aus geostrategischen Überlegungen abgeleitet, 
die tats:ichlid1en Kriegsziele nicht einmal thematisiert. 

deutschen Mainstream-Medien sind gerade dabei, die Leiden der deutschen 
lkvölkerung dun:h den alliierten Bombenkrieg ideologisch zu limktionalisieren. 
Um cndlich die deutschen Opter des zweitens Weltkriegs als ausschlaggebend zu 
werten, rangieren die deutschen Opter des Bombenkrieges gleich nach denen der 
Aussiedlung deutscher Minderheilen nach 1945 aus Polen, der Tschechoslowakei. 
Ungarn. Jugoslawien und anderen Ländern. Jörg Friedrich benutzt die Leiden der 
Bevölkerung dun:h den ßombenkrieg, um ideologische Bedürthisse imperialisti­
scher deutscher Selbstgerechtigkeit zu bedienen. Boog hat die Geschichtsklitte­
rung Friedrichs über den Bombenkrieg, der ein der Bildersprache des Fernsehens 
entldmtes .. Kolossalgemälde des Schreckens" in bezug auf den alliierten Bom­
benkrieg gegen Deutschland zeichnete', exzellent abgewiesen2

• Um so mehr muß 

.liirg I k • lkr nd. Deutschland im 200 I. 
2 llur,t lloog: des Schreckens. in FAZ. I 0. Dczemhcr 2002. S. 39. 
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er sich an jenen Maßstäben messen lassen, die er aufgestellt und in der Kritik 
praktiziert hat. 

Horst Boog ist nach dem Tode Olaf Groehlers, dessen Forschungen er mehrf;reh 
heranzieht1, zweitellos der beste deutsche Kenner des alliierten Bombenkriegs 
gegen das faschistische Deutschland und der deutschen Lufiverteidigung. Er 
erörtert die Probleme des strategischen Bombenkrieges unter Einbeziehung der 
englischen Diskussion der letzten Jahre. Maßgebend tlir eine Beurteilung <1ber ist. 
von welcher Position aus und unter welcher Perspektive er die fragen der eng­
lisch-amerikanischen Luftkriegführung wie der deutschen Luftverteidigung er­
örter1. Faktisch versucht Boog eine "Ehrenrettung" der Wehrm<Jcht. sprich der 
deutschen Luftstreitkräfte, angesichts ihres offensichtlichen bei der 
Luftverteidigung. Er artikuliert dies quasi als Ehrenerklärung für t\dolf 
den General der Jagdflugzeuge der faschistischen Luftwaffe. Galland avanciert 
zum wichtigsten Gewährsmann des t\utors, aus dessen Memoiren ßoog 
verhalte. Berechnungen und Problemsichten, vor allem aber Wertungen weitge­
hend übernimmt, bei nur punktueller Kritik. Heraus kommt, d<1ß das Duo llitlcr 
und Göring eine professionelle Elite gedemütigt habe. Boogs D<1rstellung erweckt 
den t\nschein, als ob er die von Galland gegen Göring und Hitler verlorenen t\us­
einandersetzungen um Aufbau, Dislozierung, Führung und Kampfaunrag der 
Jagdflugzeuge noch einmal fuhren möchte, wenigstens zur Ehrenrettung der auf 
Luftverteidigung durch vorrangigen Jägereinsatz orientierten 1-r<rktion um 
Ga !land. 

Mit t\kribie und Akkuratesse entwickelt Boog die Protilienrng der 
schen Luftkriegsdoktrinen sowie die Vorstellungen der deutschen Lutlwal'fcnHih­
rung flir eine strategische Luftkriegskonzeption, erörtert verständlich die techni­
schen Probleme des Bombenkrieges und seiner Abwehr und verfolgt mit Ein­
dringlichkeit den Verlauf und die Steigerung des Bombenkrieges. llinsichtl ich 
des vorzüglich analysierten Materials und seiner umfassenden und gut geglieder­
ten Präsentation ist Boogs Darstellung des strategischen Luftkrieges über Europa 
geradezu ein Handbuch, reich an t\nschauungsmaterial und zahlreichen informa­
tiven Tabellen. Allerdings ertränkt Boog seinen Leser stellenweise in Detailanaly­
sen und mehrfachen Wiederholungen. 

Bombenflugzeuge waren eine neue technische Watle, deren Besitz in ausreichen­
der Anzahl eine Überlegenheit gegenüber dem Kriegsgegner verhicl3. Ihr Vorteil 
wurde vor allem darin gesehen, einen Stellungskrieg wie 191 4- 1918 vermeiden 
und die gegnerischen Kraftzentren direkt zerstören zu können. Daher wollte sich 
keine der kriegfuhrenden Seiten die Yor1eile dieser Waffe durch internationale. 
kriegsvölkerrechtliche Vereinbarungen beschneiden lassen. Die lla;rger 
kriegsordnung war beschlossen worden, als es noch keinen Luftkrieg und 
ihre Regelungen wurden nicht von allen Staaten auf ihn übertragen. spezielle 

OlafGochler: 11ombenkrieg gegen Deutschland. 13crlin 1990. 
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\<.:rtragliche Reg..:lungen für den Bombenkrieg aber gab es kaum. Zu Kriegsbe­
ginn I \J39 schlug US-Präsident Franklin Roosevelt vor, die Zivilbevölkerung bei 
Lutlbombardements zu schonen. Dem stimmten die Kriegsparteien unter dem Vor­
behalt zu. daß es ihrem Ermessen unterliege, zu entscheiden, wann ein Kriegsgeg­
ner gegen die herkömmlichen Grundsätze der Kriegführung verstoße. Die Bom­
benkri..:gliihrung war von vomherein terroristisch konzipiert und wurde von 
Deutschland vom ersten Tag an so ge!Uhrt. Boog stellt fest, daß sich die Haupt­
Julimächte ungeachtet ihrer unterschiedlichen Ausgangspositionen bei der 
Eskalation des Bombenkrieges auf dem untersten gemeinsamen Nenner trafen, 
nämlich dem d<.:s Terrorluftkrieges gegen die Zivilbevölkerung. Solcherart Ter­
rorJulikrieg hatt<.: die Royal Airforce bereits 1920 gegen die aufständische Bevöl­
k<.:rung des Irak geführt, er gehör1e seither zur britischen Lufikriegsdoktrin.1 Doch 
11;1ch I \J39 trafen die ll auptlufimächte die deutsche Luftwalle auf diesem Nenner 
ber<.:its vor. 

ist es richtig, daß vor dem zweiten Weltkrieg allein in der britischen 
Lulikriegsdiktion vorgesehen war, aufsässige Stämme in den Mandatsgebieten 
Irak und Palüstina oder in Nordwestindien günstiger aus der Luft zu bekämpfen 
ab dun.:h wochenlange Expeditionen. Die britische Lulikriegsdoktrin maß der 
D<.:muralisierung der gegnerischen Zivilbevölkerung, das hieß der Brechung des 
Wid..:rstandes der arbeitenden Bevölkerung als Watlenproduzenten, höhere Be­
deutung zu als der Zerstörung von Verkehrs- und Versorgungsanlagen. So blieb 
es bei auf die Städte, als die Zielverfahren des Bombenkrieges 
Hingst Angrille möglich machten. 

Bllog sieht die Konzentration der deutschen Luftkriegführung auf die Bomben­
ll ugz<.:uge nicht nur als Marotte Hitlers, obwohl gerade dieser am nachhaltigsten 
di<.: Bomb<.:r zu Lasten der Jäger favorisierte. Der strategische Bombenkrieg war 
nicht nur auf ollensives Vorgehen gerichtet, sondern von deutscher Seite per se 
terroristisch. Selbst als die Luftwafle längst die Lufthoheit über Deutschland ver­
loren hall<.: und ckn Bombenkrieg aus Mangel an Krällen und Mitteln gar nicht 
m<.:hr llihren konnte, weigerten sich Hitler und mit ihm sein bankrotter Luftwaf­
li:IH.:het: anstell ..: der Bomber die Jäger und mit ihnen die Defensive zu favorisie­
ren. Die durch ßombertlotten nicht mehr mögliche terroristische Bombenkrieg­
llihrung sollte dann ersatzweise durch ballistische Raketen fortgesetzt werden, auf 
die ßoog ausliihrlich <.:ingeht. 

l lorst 13oog wend<.:! sich entschieden gegen die Feststellung, die deutschen Luft­
;mgril'li: auf Gu<.:mica, Warschau, Rotterdam und Coventry waren bewußte Ter­
rurangrifk TetTorangritle hätte Görings Luftwane nur als Repressalie gekannt. 
Nun hat ß oog die terroristischen Dimensionen, die Hitler mit seiner Favorisierung 
des ollensiven Bombenkrieges verband, mehrfach selbst benannt. Nehmen wir 

Vgl. 1>;1\ iJ 1·:. Ollli» i: Air and Colonial Control. ·n1c Ro)al Air Fore.: 1919-1939. Mandlc­
' 'cr I 'NO. 
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nur das Beispiel Warschaus. das am ersten Kriegstag bombardiert wurde. also 
keineswegs als Repressalie. sondern als terroristisches Moment ollcnsiver 
Kampfliihrung. so \vird deutlich, daß Boog flir die Luftwaffe nicht zu konzedieren 
bereit ist, was für den Landkrieg gegen die unter Mi litärhistorikern 
Konsens ist, nämlich daß der faschistische Terrorismus bereits den Oper:Jiions­
planungen zugrunde lag, einmal. um sich durch Terrorisierung des Gegners mi­
litärische Vorteile zu verschaffen, vor allem aber aus dem Mißverhältnis zwischen 
politisch-militärischen Zielen und verfügbaren Mitteln resultierend. Die Lutinn­
griffe auf Warschau vom I. September 1939 als Terrorangriffe zu leugnen heißt. 
den spezifisch terroristischen Charakter des deutschen Faschismus zu verneinen. 
der eben nicht vor der Luftwaffe Halt machte. Zwar erwähnt ßoog das M ißver­
hältnis zwischen militärisch-politischen Zielen und wirtschallliehen Möglichkei­
ten als Achillesferse der deutschen Kriegflihrung. Wie dieses Mil.lverhiiltnis aber 
bereits in den Ansatz militärischer Operationsplanung einging, untersucht er nicht. 
Es reicht nicht, den Vorrang des Willens vor dem Verstand zu beklagen und die 
zunehmende Realitätsverleugnung der ganzen Führung zu denunzieren. denn 
diese traten nicht erst bei einer desolaten Gesamtkriegslage auf. Selbst der mit 
außerordentlichen Vollmachten versehene Jägerstab befaßte sich weniger mit 
Planungen für die Produktion von Jagdflugzeugen als eher mit lokalen Sot<m­
maßnahmen und Detailproblemen. Dies deckt sich völlig mit der Tatsache. daß 
trotz des immer dringenderen Bedarfs an Jägern noch immer ßombentlugzeuge 
im Produktionsprogramm standen. Das war aber nicht nur 1-litlcrs Starrsinn zu 
verdanken, sondern auch dem realen Interesse des LuftwatTengeneralstabes. weil 
ja die LuftwatTe im Angriff die stärkste Walle sei. Welche Wurze ln dieses 
.,Offensivdenken" hatte. erklärt Boog nicht. 

Vogels Beitrag über die Kampfhandlungen in Westeuropa 1943-1945 schließt nn 
die Darstellungen im Band 6 an. Er beschreibt die politische und militärische Situ­
ation der deutschen Besatzungs- und Kampftruppen sowie die Überlegungen und 
tatsächlichen Verteidigungsvorbereitungen auf eine alliierte Invas ion. Von lk deu­
tung ist insbesondere. wie sich die Entwicklung der inneren Verhältnisse der be­
setzten Länder, das Erstarken des Widerstandes auf diese Abwehrvorbereitungen 
auswirkte. Damit Vogels gediegener Text nicht im Schatten des den Band domi­
nierenden Beitrags von Boog steht, sollte der Leser mit diesem Beitrag beginnen. 

Die Eröffnung einer zweiten Front im Westen war der Sowjetunion schon tlir 
1942 versprochen, aber immer wieder hinausgeschoben worden. Vogels Rekon­
struktion der Genese der Operation ,.Overlord·' liest sich geradezu spannend. Er 
macht deutlich, wie langwierig und schwierig die Durchsetzung der Operation 
war und wie schwer es ihre Kommandostellen hatten. Divergenzen zwischen den 
Briten und den Amerikaner über Ziel, Ort und Zeitpunkt, auch über die Prioritäten 
bei der Besetzung höchster Kommandostellen zu überwinden. Immer 11 iedcr 11 ur­
den von den Briten Alternativoperationen zu .. Overlord" präsentiert. Vor nllem 
aber unterstreicht der Autor die Bedeutung dieser Operation nnlwncl des Ausma-
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Jks der materiellen Vorbereitung, des materiellen Einsatzes und ihres Verlaufes. 
Insbesondere die Phase von der Landung bis zum Ausbruch aus dem Brücken­
kopf bekommt bei Vogel großes Gewicht; sie wird ebenso detailliert behandelt 
wie die Landung selbst. 

Die wochenlangen und schwierigen Kämpfe im erweiterten Brückenkopf kontra­
stieren mit der überaus geschwinden und anscheinend nicht so mühevollen Erobe­
rung Frankreichs, nachdem der Ausbruch gelungen war. Die angesichts der er­
waneten Landung so kopf· wie hilflose Reaktion der Wehrmacht wird ebenso 
geschilde11 wie ihre erfolglosen Versuche, den Brückenkopfwiede r einzudrücken 
und zu beseitigen. Vogel macht den Umschlag verständlich, der mit dem macht­
vol k:n Ausbruch eintrat;, konzise schilde1t er die Abwehr- und Rückzugskämpfe 
in frankreich. Dabei werden Eroberung und Vormarsch in den Rahmen des zeitli­
chen Geschehens gerückt, vor allem den der sowjetischen Sommeroffensive und 
des Anschlags auf llitler am 20. Juli 1944. Während in Paris die Verschwörer 
kurzzeitig das Heft in die Hand bekamen, gab es in Südfrankreich nicht einmal 
einen solchen Versuch. Das schnelle Vordringen der Alliie1ten an der Westfront 
endete i11 der zweiten Septemberhälfte 1944, die Geländeverhältnisse in Osttrank­
reich und den Niederlanden begünstigten die deutsche Verteidigung, der es ge­
lang, Truppen heranzuführen und den Westwall zu stärken. Vogel behandelt 
ans.:hließend die Landung in Südfrankreich und die Kämpfe bis zum Januar 1945 
einschließlich der Ardennenotlensive. 

Resümierend vergleicht Vogel die deutsche und die alliierte Kriegtlihrung. Was 
di..: mi litärische Planung und Organisation angeht, so stand der deutschen Kompe­
t..:nzz..:rsplitt..:rung auf alliierter Seite eine gemeinsame Kommandobehörde gegen­
über, die jahre lang Erkenntnisse über Landungsvorhaben auswertete. Bereits vor 
der Landung waren zwei Schlachten entschieden: Die Alliierten hatten die See­
und die Lufiherrschaft errungen. Aufdeut scher Seite hingegen herrschte ein weit­
gehend verzentes Bild des Gegners, seiner Absichten und Fähigkeiten. Die Alli­
ierten verfuhren grundsätzlich anders. Sie ließen die ermittelten Fakten über den 
Gegner in Gremien analysieren, denen Vertreter verschiedener Bereiche angehör­
ten. Ihre Planer verstanden die militärischen Faktoren nur als Teil der Kriegfüh­
rung. Die Maßnahmen der Wehrmacht zur Abwehr einer Landung waren dagegen 
nur von militärischen oder sogar nur von heeresinternen Faktoren bestimmt. 

Die Alliienen waren bestrebt, militärische Ziele möglichst ohne grofk Menschenver­
lust.: zu erreichen; ihre militärischen Handlungsabläute machten daher manchmal 
den hndru ck von Schwertälligkeit bzw. den einer vorsichtigeren Kriegtiihrung. Bei 
den deutschen Befehlshabern war umgekehrt die Tendenz zu erkennen, alles zu 
riskieren. 

Zu Unrecht wirkt der Beitrag von Gerhard Krebs über den Krieg im Pazifik 1943-
1945 wie eine A11 Appendix zu den umHmgreicheren der Mitautoren. Das mag 

sein flir einen Band unter dem Titel ,.Das Deutsche Reich und der 



Re::.ensionen 81 

Zweite Weltkrieg:·. Zudem behandelt Krebs seinen Gegenstand auch mehr oder 
weniger für sich. Bezüge zum kriegfuhrenden Deutschland sind nicht die Regel. 
Dennoch ist dieses Kapitel unverzichtbar, denn erst dadurch wird die wehge­
schichtliche Dimension des Krieges und die Parallelität der Kriegshandlungen der 
alliierten aufden verschiedenen Kriegsschauplätzen deutlich vor Augen gellihrt. 

Krebs Geschichte des Pazifikkrieges setZ1 mit dem erzwungenen Obergang Ja­
pans zur strategische Defensive Anfang 1943 ein. Im Mittelpunkt steht die Otlcn­
sivstrategie der Alliierten. zudem umreißt Krebs die divergierenden Planungen 
der japanischen Teilstreitkräfte Heer und Marine. die nicht zu einheitlichen Ziel­
und Operationsvorstellungen fiihrten. Er bezieht die japanische Besatzungsroli tik 
explizit ein und ebenso die japanische Oppositionspolitik. die zum Sturz des Ka­
binetts Tojo beitrug. 

Der lange Weg bis zur japanischen Kapitulation wird in seinen Schritten und 
Windungen analysiert. ausgehend von den Friedensvorstellungen in Jaran und den 
USA. Die japanische Führung befiirchtete eine Revolution, sollten die Kamrlhand· 
Iungen bis auf den Boden des Mutterlandes geführt werden. Deshalb spielte der 
Fall von Okinawa eine Schlüsselrolle. In der letZ1en Phase des Krieges von der 
Potsdamer Konferenz bis zur Kapitulation Japans erfiillten sich Japans Intentio­
nen nicht. denn die Idee, mit Hilfe der UdSSR einen Frieden mit den USA und 
Großbritannien zu erreichen, um eine bedingungslose Kapitulation zu vermeiden. 
trog. Am 14. August gab der Tenno in einem Reskript seine ßereit sehali zur Ka­
pitulation bekannt, auch wenn das Wort selbst vermieden wurde. Am 2. Serte m­
ber wurde sie auf dem SchlachtschiiT Missouri in der Bucht von Tokio unter­
zeichnet. Der Weltkrieg war auch in Asien zu Ende. Die Umwälzungen infolge 
des zweiten Weltkrieges waren auf diesem Kontinent, so hebt Krebs abschließend 
hervor. tiefgreifender und umfassender als in Europa. 

Werner Röhr 

JA ERIK SCII lJLTE: Zwangsarbei t und Vernichtung: Das ll'irtsdwjis im­
perium der SS: Oswald Pohlund das Wirtschqfisl·en valfllnxshauptamt /933-
19./5. Sehöningh. Paderborn 200 I. 550 S. 

Die vorliegende Studie, mit der sich der Verfasser in Bochum bei Hans Momm­
sen promoviert hat. ist die längst überfällige Gesamtdarstellung der zentralen 
Planungs-. Verwaltungs- und Steuerungsinstanz der NS-Konzentrationslager und 
des Arbeitseinsatzes der KZ-Häftlinge, des SS-Wirtschaftsverwaltungshauptamtes 
(WVHA) auf breiter Quellen- und Literaturbasis. Eine vor nunmehr 40 Jnhren er­
schienene Monographie zu den SS-Wirtsehaftsbetrieben konnte damals zahlreiche 
Quellen noch nicht einbeziehen.' Spätere Arbeiten behandelten das WVIIA ohne 

Gcorg. Fnno: "inschatllichcn Unternehmungen der SS. Stuttgan 1%3. 
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eine Gesamtgeschichte dieser Institution vorlegen zu wollen' oder genügten wis­
senschaltliehen Ansprüchen nich{ Allerdings existieren mehrere Aufsätze, die 
die Geschichte dcs WVHA zum Gegenstand haben-'. Zudem konnte Schulte auf 
der mill krwcilc rccht breiten Literatur zur Geschichte der Konzentrationslager 

in der die Rolle des WVHA mehr oder minder ausführlich behan­
tklt und wurde: Gleichwohl beeindruckt die breite Auswertung von 
Archivalien unterschiedlichster Provenienz. Im Mittelpunkt dieser Strukturge­
schichte steht die politische Biographie des WVHA-Chefs, Oswald Pohl ( 1892-
1951 ), dessen Handschrift der Aus- und Autbau der SS-Verwaltungsstruktur seit 
seiner Ernennung zum Verwaltungsleiter Anfang 1934 trägt. 

D<ts WVI IA cntstand 1942 als zentrale Verwaltungsinstanz im Kontext einer 
.. umbssenden Ncugliederung der Verwaltungs- und WirtschaHsämter der SS·' 
(I 9S). Diese Entwicklung hatte mehrere Gründe und markiert gleichermaßen den 
gesticgenen Einfluß der SS innerhalb des NS-Systems durch die Übernahme 
hoheitlicher Aufgaben, wie auch den Einfluß Oswald Pohls innerhalb der SS, 
dessen cigcnstündige Ambitionen und geschicktes Operieren innerhalb des SS­
CJcliiges Schulte nachzeichnet. 

S.:ltultc glil:dcrt die Gl:schichte der SS-Verwaltungs- und WirtschaHsämter in vier 
Phasen. In dl:r ersten Phase, die von den Anfangen im Jahre 1925 bis 1938/39 
verliiufi, geht es um den Aufbau der SS-Verwaltung; Die zweite Phase datiert er 
von 1939 bis 1940/4 1; sie war durch die Gründung verschiedener Wirtschatisun­
terndun cn gl:kennzl:ichnl:t, durchaus von betriebswirtschafilichen Interessen ge­
lcitet. und end.:te mit einer .,verstärkten Hinwendung Pohls zur Ostsiedlung und 
mit den J>lünen zum Aufbau eines SS-Rüstungskonzerns .. (438). Der Versuch 
diese J>lanungl:n umlassend umzusetzen, kennzeichnet die dritte Phase, die 
. .I Ioch-Zeit der J>ohlschen Behörde .. (ebd.). Die viet1e und letzte Phase seit Ende 

,, 

3 

/..1!. Walk r in der deutschen Krieg,;wirt>chali 1942-1<)45. Die 
1\ 'ilhl'hai\sorgalli,ation Lkr SS. das i\mt des Generalbevollmüchtigten llir den Arbeitseinsatz und 
"'" llir R(btung und Kriegsproduktion im nationalsozialistischen I krrsc hatls-
"'"'"1. lloppiird 1')<)-1. 
llinunk rs gr11w: l'mi111:nz- Os\\·ald l'ohlund das Wirtsdmllsverwaltungshauptamt der SS. hg. VOll. 

Kod1. llamhurg I <JSS. 
Vgl. Min» lav Karny: Da.s SS-Wirtschalis-Verwaltungshauptamt. Verwalter der K/.-ll älilingsar­

und I..:Jllralc d.:> SS-Winsdw liskonzenb. in: Wirtschali. von 
K/.-1 llir Industrie und lkhünkn. Symposium .. Wirtschall und K<mzentrationslager ... 
lhu11hurg I •)') I. S 15.3-1 b'!: I knnann Kaienburg: KZ-IIali und Wiruchalbinteresse. Da'i Win­

SS als Leitungszentrale der Killl/.entrationslager und der SS-Wirt­
,c·hali. in: KontcJilrationslager und deutsche WirtschaH I<J3<J- I<J45. hg. vonl lcnnarm Kaienburg. 
Opladen I 'J%. S. 

-1 Std ilenr cteml et11a: Falk l'ingd : llüll linge unter SS-IIcrrschall. Widerstand. 
und V..:rn idllung im Konzentration>lager. llmnburg 1978: l lcnn<mn Kaicnburg: .. Vernichtung 
dun;h t\rb..:i1 ... Der Fall t\..:uenganune. Die der SS und ihre i\usll'irkungen 
aut' die h i,knt bcdingungen der Bonn I WO . Tuche!: Konzcntrations­
lag,-r. und Funktion der .. lnspcktiun der Konzentrationslager .. I<J3-1-I<J38. 
ll<lppard l'i'Jl . 
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1942 beschreibt Schulte als Periode der "Desintegration der Verwaltungs- und 
Wirtschaftsämter" ... Durch die Übernahme immer neuer Kompetenzen unter­
stützten sie [Pohl und Mitarbeiter I C.K.] ... die zentrifugalen Kriille. welche die 
verschiedenen Sparten des WVHA schon vor dem eigentlichen Zusammenbruch 
des ,Dritten Reiches' auseinanderdriften ließen." (ebd.) Insgesamt schien l'ohl 
gerade in Krisenzeiten mit seiner Struktur und den gewaltigen AnsprOehen und 
Plänen überfordert gewesen zu sein. Es gelang ihm weder. den angestrebten SS­
Rüstungskonzern zu schaffen, noch die SS-Betriebe dauerhaft aus ihrer UnwiJ1-
schaftlichkeit herauszubekommen. 

Auch wenn sich beim Aufbau der SS-Wirtschaftsbetriebe ein z.T. widersprüchli­
ches Nebeneinanderbestehen von ökonomischen und im weitesten Sinne weltan­
schaulichen Interessen erkennen läßt, bildete der Zugriffaufdie Konzentmtionsla­
ger. deren Auf- und Ausbau und die Vernutzung der Arbeitskraft der d011 gelan­
gen gehaltenen Menschen das Fundament aller diesbezüglichen Bestrebungen. 

Der eigentliche Antriebsmotor der SS-Wirtschaft und des Ausbaues des KZ­
Systems seit 1940/41 war aber, wie Schulte schlüssig darlegt. weniger das Prolit­
streben als vielmehr die Planungen der Besiedelung des ,.Ostens": .. Pohlun d das 
WVI-IA stellten im Zuge der Ostsiedlungsplanungen aber nicht .nur· das Vernich­
tungslager Auseilwitz bereit, vielmehr legten sie mit den von ihnen gegriindeten 
Lagern die organisatorische Basis tUr die weitere Expansion des K L-Kosmos. 
Ostsiedlung und Nachkriegsbaupläne liefe11en die Legitimation n·•r Einweisungen 
in bislang nicht gekanntem Umfang. Auf diese Weise wurde 1-!immlers und Pohls 
Engagement im Rahmen der Ostsiedlung zur Voraussetzung llir die während der 
zweiten Kriegshälfte erfolgten Masseneinweisungen in die Konzentrationslager. 
die aber - anders als vom WVHA vorgesehen schließlich vor allem als Arbeits­
kräftereservoir für die private Rüstungsindustrie dienten." (3 78) 

Selbst wenn man bei einigen Details sicher auch zu anderen Einschiit;:ungen und 
Interpretationen gelangen kann, hat Schulte insgesamt eine überzeugende Studie 
vorgelegt, die sicher Bestand haben wird. Hinzuweisen ist auch auf den umlimg­
reichen Anhang, dessen vorzügliche Kurzbiographien führender WVIIA-M itar­
beiter hervorstechen. Auch wenn Schulte bei diesen vielfach persönlich-karrie­
ristische Absichten und keine besonderen ideologischen Interessen feststellt. 
bleibt als sein Fazit festzuhalten: .. Durch ihren Eintritt in die Behörde Pohls wur­
den die Verwaltungs-, Bau- und Wirtschaftsexperten gemeinsam mit den K L­
Funktionären Handlanger und Protagonisten eines Regimes. das Grausnmkeiten 
nie dagewesenen Ausmaßes verübte, und beteiligten sich direkt oder indirekt am 
größten fabrikmäßigen Massenmord der Geschichte."(450) 

Christoph Kopke 
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SII.VI J\ Bü RNIIEIM: Die arbeirsrechtliche Normenset::ung des Reichskommis ­
saria ts in den Niederlanden. Berliner Juristische Universitätsschriften. Her­
ausgegeben im Auftrag der Juristischen Fakultät an der Humboldt-Universität 
zu Berlin von den Professoren Michael Kloepfer, Klaus Marxen, Rainer 
Schrödcr. Grundlagen des Rechts, Band 23, Verlag Arno Spitz GmbH/Nomos 
Verlagsgesellschafi, Berlin 2002. 

Die aus dem Jahr 200 I stammende juristische Dissertation zeigt, wie das Arbeits­
recht einen Schwerpunkt der nazistischen Besatzungspolitik in den Niederlanden 
bildete. Das Nutzen der Wirtschaftskraft des hochentwickelten Industriestaates, 
das Ausbeuten seiner Rohstoftressourcen und der zwangsweise Einsatz seiner Ar­
beiter in Deutschland zählten zu unverzichtbaren Bestandteilen der deutschen 
Kricgswirtschali. 

Auf die im Detail aufgelisteten Normen und auf vieltaltige Literatur gestützt' un­
terscheidet die Autorin vier Phasen der Besatzungspolitik, die in untrennbarem 
Zusantmcnhang 111 it der militärischen Lage Nazideutschlands standen. Nach Hit­
k:rs Lrlaß iiher die A usiibung der Regierungsbejitgnisse in den Niederlanden" 
vom I S.5.19-W ( RG BI. 1940, T. I, S. 778) unterstanden alle niederländischen Be­
hörden dem Reichskommissar. Arthur Seyß-lnquart rühmte, der Stempel der Frei­
willigkeit präge deren Normen, die ihm treilich zuvor vorzulegen waren: Sie tru­
gen die Unterschritien von Niederländern, und der Hoge Raad (= Oberster Ge­
richtshol) bekräftigte die Rechtsgültigkeit der Vorschritten. 

ln der ersten Phase der Besatzungspolitik (Mai 1940 bis Februar 1942) galt es, die 
Winschati in Gang zu halten, die Vertragsfreiheit aufzuheben und die Dienstptlicht 
einzutUhren, um zunächst alle Arbeitslosen, bald auch Facharbeiter nach Deutsch­
land zu wrptlichten. Als die Besatzer im Februar 1941 zwangsweise Metallarbei­
ter ins Reich betahlen, kam es zum Streik. Blieb er noch folgenlos, so schlug die 
SS den wenige Tage später gegen die Razzien in den Judenvierteln ausgebroche­
nen Massenstreik - die erste große Widerstandsaktion im Lande - mit brutalem 
TetTor und Lrschießungen auf otl"ener Straße nieder. 

Die zweite Phase setzte nach der Niederlage der Wehrmacht vor Moskau ein und 
wäht1e bis Antang 1943. Am 21. März 1942 warFritz Sauekel zum Generalbe­
vvllmächtigten.fiir den Arbeitseinsatz ernannt worden mit der Maßgabe, im Reich 
und den besetzten Gebieten "Maßnahmen zu tretlen, die den geordneten Arbeits­
einsatz llir die deutsche Kriegswirtschaft unter allen Umständen gewährleisten". 
Auch liir die Niederlande zeitigte das schwerwiegende Folgen. Bereits am Tag 
darauf erstreckte Seyß-lnquart die Dienstpflicht auf den Einsatz im Reichsgebiet 
Ab April 1942 durchkämmte man einheimische Betriebe nach Arbeitskrätten und 
hob allein im Rahmen der Aktion "Holland I" bis zur Jahresmitte 30.000 Metallar-

t J.a .. Luwpa unt<;nn Die Okkupationspolitik des deutschen Faschismus 1938-1945. 
lk rlin I 'JXX-IW6: Kun Patzold/Manlrcd Wcilllll:ckcr: Swlcn zum Galgen. Leipzig 1999. 
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beiter fiir den Einsatz in Deutschland aus. Danach zwangen gleichartige Aktionen 
weitere Zehntausende Niederländer dorthin. 

Nach der Niederlage bei Stalingrad, der die dritte Phase folgte. I orderte Sauekel 
auch in den Niederlanden die totale Mobilisierung des Wirtschalislcbens. Göring 
sagte am 28. April 1943, "es sei ein Irrtum zu meinen, daß die ßevölkenmg im 
Westen durch eine sanfte Behandlung" zu gewinnen wäre (152 ). Mit der Verord­
nung vom 1.3.1943 sicherte man sich die Herrschaft über das gesamte einheimi­
sche ArbeitskräHepotentiaL Bis Juni 1943 waren 4.113 Betriebe geschlossen ( 163). 
Nur "kriegs- oder lebensnotwendige" Firmen blieben. Zugleich sollten sich alle 
einheimischen Männer zwischen 18 und 35 Jahren (ausgenommen im öllcntlichen 
Dienst Tätige) fiir den Einsatz im Reich registrieren lassen, was llir die Jahrgiinge 
1920-1924 bald geschah. Allerdings getahrdete Sauekels stetig steigendes Verlan­
gen nach Arbeitskräften die Leistungsfähigkeit der einheimischen Rlistungslir­
men. Albert Speer monierte, "daß wichtige Arbeitskräfte in den niederländischen 
Waffenindustrien ihren Arbeitsplatz verließen, um vor Auskämmungsaktionen 
Sauekels unterzutauchen". Er wollte, daß Ruhe einkehrt und die Industrie so 
fektiv wie möglich arbeitet (20 I). Zudem sollten 300.000 ehemalige Angehörige 
der niederländischen StreitkräHe "in die KriegsgelangenschaH zurlickge i1H1rt" und 
de tacto deportiert werden. Das löste im Mai 1943 einen Generalstreik aus. der 
brutal niedergeschlagen wurde: 95 Niederländer wurde von SS- und Polizeiein­
heiten auf oflener Straße erschossen. Standgerichte tagten. Mehr als 5.000 I Hill­
linge befanden sich "zur Vorbereitung eines Strafverfahrens" in der Gewalt der 
Sicherheitspolizei. 

Hatte das bereits den Übergang zur letzten Phase der Besatzungspolitik vorberei­
tet, vollzog sich in ihr (nach der Invasion) der Übergang zur totalen Repression. 
Am 5. September 1944 rief Seyß-lnquart den Ausnahmezustand aus. Neue arbeits­
rechtliche Normen ergingen nicht mehr. Jeder Widerstand galt als todeswürdig. 
Massenrazzien, Menschenjagden und Geiselerschießungen timden statt: Als Ver­
geltung für den Anschlag auf ein deutsches Militärfahrzeug depor1ier1en Angehö­
rige der Wehrmacht aus dem DorfPutten 660 Männer zwischen 17 und 50 .Jahren 
und setzten sie beim Bau von Panzergräben ein. Nur etwa 40 von ihnen überleb­
ten. Wie in Osteuropa längst gang und gäbe, verschleppte man jetzt in den Nie­
derlanden Arbeiter von der Straße weg oder aus ihren Häusern heraus. 

Die Bilanz der "Arbeitsmarktpolitik" der Okkupanten zwischen 1940 und 1945 
lautet: 530.000 Niederländer -jeden drinen Erwerbstätigen - bclahl oder ver­
schleppte man zur Zwangsarbeit nach Deutschland. 

Glinther Wieland 
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DIAN,\ SCIIUI.I.E: Das Reichssippenamt eine Institution nationalsozialisti­
scher Rassenpolitik, Logos-Verlag 200 I, 416 S. 

Ob der NS-Staat ein " Rassenstaat" oder " Kiassenstaat" war, wird von deutschen 
Historik..:rn seit Jahrzehnten debattiert. Hier sei nur an die Ende 1990 von Histori­
kern beider deutscher Staaten gemeinsam gestaltete Konferenz zu "Faschismus 
und Rassismus·· erinnert.1 Mehr oder weniger große Übereinstimmung ist bei den 
Historikern darüber vorhanden, daß der Rassismus wesentlicher Bestandteil der 
deutschen faschistischen Ideologie war. Die Autorin geht von der "Rassenpolitik 
als Kernstliek des nationalsozialistischen Staates" aus (9). Politische und ökono­
mische Hintergründe einer solchen Politik, wie sie zum Beispiel Götz Aly und 
Susanne I leim mit ihren Untersuchungen zur planmäßigen Vorbereitung der Ver­
nichtung der Juden bei der faschistischen "Neuordnung Europas" erhellen2

, wer­
den nicht deutlich gemacht. Die "restlose Erfassung" diente aber letztendlich der 
Eliminierung der Juden aus Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur. 

Wissenschatiliche Untersuchungen zum Instrumentarium, das der faschistische 
Staat zur "restlosen alles Nichtarischen" aufbaute und nutzte, finden 
sich nur wenige.3 Weitgehend unbeantwortet blieben bislang solche Fragen wie 
die nach den Institutionen des Staates und der NSDAP, die zu diesem Zwecke 
auf:. und ausgebaut wurden, danach, welche traditionellen bürgerlichen Vereine 
sich in den Dienst der Iaschistischen Rassenpolitik stellten. Mit Akribie bemüht 
sich Schulle. diese Fragen zu beantworten. 

Forschungen zum Gegenstand waren lange Zeit relativ schwierig auf Grund der 
Tatsache, daß die Quellen bis 1989 recht verstreut, z.T. noch nicht erschlossen 
waren, und wohl von den an den "Rasseforschungen" selbst Beteiligten wenig 
Interesse daran bestand, diesen dunklen Teil der Geschichte darzustellen, obwohl 
die genealogische Forschung in beiden Teilen Deutschlands in Blüte stand. 

In jlingster Zeit wurde, der Forschung dienlich, viel zur Konzentration und Erschlie­
ßung der Quellen getan. Hinzu kam, daß der Leiter der "Dienststelle des Sachver­
stündigen tlir Rassetorschung", Achim Gehrcke, Kriegs- und Nachkriegszeit über­
lebte und der Autorin bereitwillig und tunfassend Auskunft erteilte. Dessen politi­
schen Standoll bestimmte sie mit einer seiner Äußerungen im Völkischen Beobach­
ter, wo er die staatlich organisie11e Auswanderung der Juden aus Deutschland fordert, 
da sie dnen ständigen Brandherd darstellen, der durch das "otlene, zerstörende 
F..:uer des Bolschewismus leicht immer wieder entzündet werden könne". (96) 

und Rassismus. Kontroversen um Ideologie und Opli:r. Hg. von Wemer Röhr in 
Zusammenarbeit mit Dietrich Eichholtz. Gerhan H<tSS und Wolfgang Wippcnmmn. Ak<tdemie­
Vcrlag llc rlin 1992. 

2 Gütz Susanne I leim: Vordenker der Vemichtung. Auschwitz und die deutschen Pläne tlir eine 
neue europiii,c he Ordnung. llotlinann und Campe Verlag llamburg 1991. 

3 Gi'>tl i\ ly. Karl llcinz Roth: Die restlose Erllc;sung. Volks71ihlen. Identifizieren. Aussondem im 
Natinnalsozialismu>. lkrl in 1984. 



Re: ensionen 87 

Die Verfasserio verfolgt verschiedene Stränge, die schließlich zu einem Netz von 
Institutionen im NS-Staat fiihrten, die es diesem ermöglichte. jeden ßiirger zu er­
fassen. Zugleich macht sie deutlich, daß es den Nazis gelang. den Rassismus brei­
ten Kreisen der Bevölkerung zu vermitteln, die sich der Prüfung ihrer Abstam­
mung freiwillig. ja oft mit großem persönlichen Einsatz unterzogen. 

/\ls ersten Zweig. der sich traditionell mit personenbezogenen Nachweisen bcsch:il: 
tigt. stellt sie die Genealogie als historische Hilfswissenschaft in ihrer Verquickung 
mit erbbiologischen Theorien dar. Bis 1933 fanden sich etwa 30 genealogische 
Vereine in der 1924 gebildeten "Arbeitsgemeinschaft der familien- und wappen­
kundlichen Vereine e.V." zusammen. Nach Machtantritt des Faschismus waren es 
insbesondere Genealogen und Standesbeamte, die ihre /\rbe itsmethodcn zur Dar­
stellung von Abstammungszusammenhängen und detaillierten Kenntnisse der l .i­
teratur- und /\rchivquellen bereitwillig der Rasseforschung zur Verlligung stell­
ten. Diese Tatsache fand bislang in der Forschung kaum Beachtung . .. ln dem Ma­
ße, wie Familienforscher und ausgewiesene ,Sippenforscher' darauf bedncht wn­
ren. ihren ganz persönlichen Einflußbereich zu erweitern. leisteten sie ihrer lnstru­
mentalisierung durch und flir die nationalsozialistische Rassenpolitik erheblichen 
Vorschub:· ( 16) Die Kirchen beider Konfessionen stellten diesen bereitwillig ihre 
Kirchenbücher zur VerfUgung bzw. beteiligten sich selbst an entsprechenden 
Nachforschungen. 

Der zweite Bereich von Institutionen, die der faschistischen Rassenpolitik dienten. 
entwickelte sich innerhalb der NSD/\P. /\chim Gehrcke hatte 1926 begonnen. 
den "Grad der Verjudung" der Professoren an mehreren deutschen Universitiiten 
zu erfassen ( I I) und in der .,Deutschen Auskunftei'· zu dokumentieren. Seine Re­
chercheergebnisse stellte er der NSD/\P zur Verfügung. Eigens tlir ihn wurde im 
Braunen Haus in München die ,.NS-1\uskuntt und zuständiger Bearbeiter der fit­
miliengeschichtlichen und bevölkerungspolitischen Fragen und der .ludenti·agen 
in der Reichsleitung der NSD/\P" gegründet. Gehrcke beließ es nicht bei der 1\r­
chivierung von Personendaten, sondern setzte sich aktiv tlir deren praktische Nut­
zung ein. Zusammen mit dem Leiter der Innenpolitischen Abteilung der Reichs­
leitung Helmut Nicolai bereitete er schon vor 1933 ein Staatsbiirgergesetz, er 
nannte es ,.Rassenscheidungsgesetz", flir den Fall der Machtergreifung vor. 

Den umfangreichsten Teil der Veröffentlichung stellt die Beschreibung der llauptt:i­
tigkeitsbereiche der Reichsstelle für Sippenforschung und des Reichssippenamtes 
und ihrer Verflechtungen mit anderen, meist nichtstaatlichen Institutionen dar. De­
tailliert beschreibt die /\utorin deren Hauptfunktionen und Personalfi·ngen beider Be­
hörden. Nach dem Machtantritt des Faschismus wurde im Mai 1933 die .. NS-
1\uskunft·' staatlich institutionalisiert und Gehrcke zum Leiter der Dienststelle 
.. Sachverständiger fiir Rasseforschung" im Reichsministerium des lnnern. nun in 
Berlin angesiedelt. 1935 wurde diese Behörde nach Querelen um Gehrcke in die 
.. Reichsstelle fiir Sippenforschung" unter Leitung des vom Reichssicherheitshnupt-
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amt kommenden Kur1 Mayer umgewandelt und erhielt nach der Okkupation 
Österreichs gemeinsam mit dem Amt flir Sippenforschung der NSDAP bis zum 
Mai 1940 eine Zweigstelle in Wien. Alle mit der Abstammung zusammenhängen­
ckn Fragen wurden damit in einem System installiert, das die Durchsetzung der 
nationalsozialistischen Rassegesetzgebung stabilisierte und förderte. (83) 

Die Autorin charakterisiert folgende Arbeitsgebiete der Reichsstelle und des 
Reichssippenamtes: Die Erarbeitung von Unbedenklichkeitsbescheiden und Ab­
stammungsgutachten. die im Zusammenhang mit dem im April 1933 erlassenen 
Cieset:: ::ur Wiederherstellung des Beruf;beamte/1/ums und dessen berüchtigten 
.. Aricrparagrapherr' und den "Nürnberger Gesetzen" von 1935 zum zentralen 
Arbeitsleid wurde. 

Ein zweites Arbeitsgebiet beschreibt sie mit der Einflußnahme auf das Sippen­
kundfiche Vereinswesen, was schon im März 1934 mit dem "Reichsverein tlir 
Sippenforschung und Wappenkunde e.V:' unter Leitung von Gehrcke geschah. 
Paralkl dazu bnd die Gleichschaltung im Standesamtswesen statt, das einer 
.. Neuordnung .. unterzogen wurde und dessen Beamte sich ebenfalls unter Gehr­
ckes Führung im .. Reichsbund der Standesbeamten Deutschlands .. wiederfanden. 

Ein dritter Aufgabenbereich war der Schriftdenkmalschutz, der die Sicherung sip­
penkundliehen Materials als Grundlage aller rassekundliehen Nachforschungen 
umt;rßte. Wie die Autorin nachweist, stellten dazu genealogische Vereine ihre oll 
sdrr beachtlichen Nachweismittel bereitwillig zur Vertligung, z.B. die Deliische 
.1/uJengemeinsdJ(!/i Dresden (D.A.) ihre ,.Ahnenstammkartei" (AST AKA) Eine 
. .Frerndstiirmnigenkar1ei .. wurde von der Reichsstelle selbst aufgebaut. Hinzu kam 
die Verfilmung von Kirchenbüchern aus Deutschland, deutschen Ostgebieten und 
deutschen Gemeinden in den okkupierten Gebieten. 

Die Vert;tsserin gibt ausfUhrlieh die Debatten um ein Reichssippenamtsgesetz 
wieder, das jedoch bis Kriegsende nicht verabschiedet wurde. Trotz dieses Um­
standes erhielt die Reichsstelle tlir Sippenforschung ab 12. November 1940 die 
Bezeichnung Reichssippenamt Dieser Hinweis konnte in der Publikation leider 
nicht gefi.mdcn werden. 

Im Abschnitt über das Reichssippenamt werden die Tätigkeit der mit Sippen­
forschungen bet;rßten staatlichen Behörden auf der mittleren und unteren Ebene 
ll'ie die Gau-. Landes-, Kreis- und Stadtsippenämter, Sippenkanzleien und ihr 
Zusammenwirken mit kirchlichen Einrichtungen, Archiven und Dienststellen der 
NSUAP untersucht. Einen besonderen Platz nehmen dabei die ,.konkurrierenden .. 
Einrichtungen wie die Reichsarbeitsgemeinschall tlir bäuerliche Sippenpflege und 
büuerliche Wappenkunde und das Rasse- und Siedlungshauptamt der SS ein. 

Als ein besonders unrühmliches Kapitel in der Geschichte der Reichsstelle bzw. 
des Reichssippenamtes beschreibt die Autorin die gemeinsam mit dem Reichssi­
chcrheitshauptamt betriebene Aneignung jüdischen Schriftgutes nach der Reichs-
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pogromnacht am 9. November 1938. Diese umfaßte sowohl Dokumente aus allen 
jüdischen Gemeinden des Reiches, die von der Gestapo beschlagnahmt wurden 
bis hin zum Gesamtarchiv der deutschen Juden. Hinzu kam besonders ab 1942 die 
intensive Nutzung der aktuellen Nachweise jüdischer Bürger bei der Reichsver­
einigung der Juden in Berlin. Wie aus der Publikation erkennbar wird. waren die 
,.restlose Erfassung" und schließliehe Vernichtung alles "Nichtarischen .. inst itu­
tionell, bei sich wiederholenden Querelen zwischen den einzelnen .i\kteuren in 
Staat und NSD.i\P, weitgehend perfektioniert und funktionierten. 

Insgesamt ist die .i\rbeit eine umfassende verwaltungsgeschichtliche Darstellung 
aller der Institutionen, die sich seit Beginn des 20. Jahrhunder1s in irgendeiner 
Weise mit Familien-und Ahnenforschungen beschäfligt haben. Hier wurden For­
schungslücken geschlossen bzw. ven·ingert. Die .i\utorin betritt Neuland mit dem 
durchaus gelungenen Versuch, Verwaltungsgeschichte im Rahmen einer politi­
schen Konzeption, der Rassenpolitik des Nationalsozialismus darzustellen. Jeder 
Forscher zum Thema wird diese .i\rbeit künftig zu berücksichtigen haben. in der 
taktenreichen Darstellung werden leider manche wichtigen Erkenntnisse nicht so 
deutlich sichtbar, wie es wünschenswert wäre. Die .i\utorin macht das aber durch 
Schlußbetrachtungen und einen Exkurs am Ende der !\rbeit wett. Man sollte diese 
Zusammenfassung der Grundgedanken der Arbeit zu Beginn lesen. 

Gerlinde Grahn 

Prähistorie und Nationa/so:.ialismus. Die miuel- und osteuropäische Ur- und 
Friihgeschichtsjorschung in den Jahren /933 /945 , hg. von .i\CIIIM I XlJBI: in 
Zusammenarbeit mit MORTEN HEGEWISCH (Studien zur Wisscnschalls- und 
Universitätsgeschichte, hg. von Holger Dainat, Michael Griittner, Frank-Rutger 
Hausmann, Bd. 2), Synchron- Publishers GmbH, Heidelberg 2002. 674 S .. II I. 

Die .i\useinandersetzung mit fachwissenschaftlicher Vergangenheit der Ur- und 
Frühgeschichte ist seit dem Zusammenbruch der DDR bzw. des sozialistischen 
Lagers und dem .i\ussterben wichtiger Akteure der dreißiger Jahre in Gang ge­
kommen.' Die !\rchive in Mittel- und Osteuropa sind zugänglich his zu Materia­
lien jüngster Vergangenheit - im Unterschied zu manchen westlichen .i\rchiven. 
in denen Sperrfristen unterschiedlicher Dauer gelten. So bot es sich an. 1998 eine 
internationale Tagung zu "Prähistorie und Nationalsozialismus·' an der llumboldt­
Universität in Berlin durchzutlihren. An der Tagung nahmen 146 Wisscnschatiler 
aus zwölf Ländern teil. 

Die Berliner Friedrich-Wilhelm-Universität war ein Zentrum nationalsozialisti­
scher Ideologie. Von Hans Reinerth. 1934 durch seine Verbindung mit dem .i\rnt 

Vgl. Eine hervorragend nationale Wisscnschatt. Dcurschc Prahistoriker 7\\ ischcn I <JOO und 
hg. von 1-lciko Steuer (Ergnnzungshitndc zum Reallexikon der Germanischen i\hcrltlln,h undc. lld. 
29).13crlin- Ncw York 2001: Hans-Pctcr Kulmen: Propaganda. Macht. Gcschidnc. ,\rchünlngic an 
Rheinund Mosel im Dienst des Nationalsozialismus. Tricr 2002. 
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Rosenberg zum Ordinarius flir Vorgeschichte und germanische Frühgeschichte 
der Universität berufen. wurden nationalsozialistische Vorhaben zur Durchset­
zung l;tschistischer fth:ologie und Struktur, der großgermanischen Rassen- und 
I in besonderem Maße betrieben. Ein Blick auf die Wissen­
sdtali sgeschicht.: zeigt, daß erste institutionelle Voraussetzungen datlir bereits 
Jaht7.<:hnt<: zuvor gesellallen wurden, in der Philologie, in der Geschichte und in 
der Ur- und Frühgeschichte z.B. durch Gustav Kossinna, der 1902 eine außeror­
dentliche Professur erhielt.1 Kossinna konnte z. B. noch im Jahre 1919 (!)seine 
Kriegsrede .. Aitgennanische Kulturhöhe. Ein Kriegsvortrag" ungehemmt in Jena 
veröfli:ntlichen. die jedoch in der Literaturübersicht des Bandes nicht genannt 
wird. ln kaum vorstellbarer Weise werden darin Nationalismus und Chauvinis­
mus in Verbindung mit der Ausweitung des deutsch-germanischen Herrschaftsbe­
re iches beschworen.2 Nach dem Ausscheiden von Kossinna aus dem Universitäts­
dienst trat unter Max Ebet1 und Wilhelm Unverzagt tlir die wenigen Jahre zwi­
schen 1921> und 1932 in Forschung und Lehre Sachlichkeit ein. Danach wurde das 
lkrli ner Institut llir Vor- und Frühgeschichte zum Ausgangspunkt der Propagie­
rung grol.lgermanischer Vorherrschaft und von germanischem Rassismus. Die 
ßerliner Friedrich-Wilhelm-Universität \Vurde 1945 geschlossen. An ihrer Stelle 
ist die llumboldt-Universität erötlnet worden. An dieser Universität wurde mit 
der oben charakterisierten Tradition rigoros gebrochen. Es vergingen sechs Jahre 
nach 1945. bevor die llumboldt-Universität sich entschloß, Ur- und Frühgeschichte 
überhaupt wieder als fach zu tlihren. Es gab also einen bewußten Traditionsbntch. 

Die Rolle des Fachs Vor- und Frühgeschichte in einer internationalen Tagung an 
der I lumboldt-Universität aufzugreiten und deren Ergebnisse in einer umfangrei­
chen Veröflentlichung vorzulegen, bedurfte einiger Courage. Diese rührt wohl 
auch daher. daß seit der Neugründung des Lehrstuhls bzw. Instituts fi.ir Ur- und 
Friihgcsd1ichte im Jahr 1952 an der Humboldt-Universität in Berlin diese Fragen 
im Lehrbetrieb nicht tabu waren, daß es hier keine akademischen Lehrer gab, die 
ihre Ideologie aus der nat ionalsozialistischen Herrschaft herleiteten. Die seit der 
Neugründung hier Lehrenden setzten sich vielmehr bewußt mit den methodischen 
oder schein-methodischen Grundlagen der rassistisch-nazistischen Ideologie aus­
einander. Diese Tatsachen werden im vorliegenden Band nicht erwähnt, obwohl 
sie dem llcrausgeber bekannt sind und er an den Diskussionen beteiligt war. Die 
.:ntspredtenden Verörti:ntlichungen über diese Diskussionen werden auch in dem 
Beitrag von lleinz Grünen nicht wiedergegeben. bis aufe in Literaturzitat (319). 

V !!I. dam im \ !land VOll I k inz Grünen. S. 307 n: Die Seitetmthkn der 
Ziiate au> tkm Band bzw. werden im Text in Klammem gesetzt. 

2 (ju, ta' Ku" inna: t\ ltg.:nmmischc Kulturhöhc. Ein Kricg,vortrag. orncn-Vcrlag. Jena I<J I<J. Zur 
/..:it tb Vortrag.:, b/\\ . Dntch -, '"lf die .. Aus\\eitung des Z\\ <tr ge­
,dw iten. t\h.:r Ko" inna \'erlangte . .. ßlickc vom llrts LU richten .. (3) und an Macht· 
ct\\.:ih:rung / ll . . .Daß \\ ir an Macht.:meiterung denken können. dank.:n \\ir alkin un>.:rcr 
\\ und in di.:, er llinsicht sind "ir die bc\ Or/ugtcn Erben d,-, \\ ohlbc\\ ahrten Schut­

R<L,>Cil\lert.::· (-10) 
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Die Arbeiten an der Friedrich-Wilhelm-Universität 1933 bis 1945 setzten auf 
Nationalismus und sahen sich als Grundlage fiir Rassen- und Eroberungspolitik. 
Deren Vertreter gerieten in Gegensatz oder mindestens in Auseinandersetzungen 
mit denjenigen Forschern, die in der humanistischen Tradition von Rudolf Vir­
chow oder Carl Schuchhardt standen und deren For1setzung in dem Museum tlir 
Vor- und Frühgeschichte unter der Direktion von Wilhelm Unverzagt zuniichst 
versucht wurde. Diese grundlegenden Unterschiede finden im vorliegenden !land 
keine zusammenhängende Darstellung. Das Gerangel um Machtbehauptung ge­
gen die von verschiedenen Lehrstühlen, Fachverbänden und Universitäten ausge­
henden Aktivitäten ist sporadisch dargestellt, bleibt jedoch insgesnmt unterbelich­
tet Auch der Druck der andauernden Nazi-Herrschaft auf Fachkollegen wird 
kaum berührt. 

Es wird wohl den tatsächlichen Verhältnissen entsprechend -ein .. Dreieck" po­
stuliert, in dem sich die Berliner und die deutsche "Forschungslandschnfi·' nach 
1933 bewegt hätten: das Berliner Zentrum an der Universität, bestimmt vom Amt 
Rosenberg und dessen Reichsbund.fiir deutsche Vorgeschich te unter llans Rei­
nerth, das Museumfiir Vor- und Frühgeschichte unter Unverzngt und den mit ihm 
verbundenen Personen und Verbänden, eingeschlossen den Nestor der Ur- und 
Frühgesell ichtsforschung, Schuchhardt, sowie die Rtimisch-Germanis che 1\mll­

mission des Deutschen Archäologischen Instituts (RGK). Dieses Dreieck wurde 
nicht zerschlagen, es ,,bewährte" sich vielmehr und entsprach im großen und gan­
zen den nazistischen Erwartungen und Ambitionen. Das Ahnenerbe der SS er­
gänzte es. 

Hinter diesen Institutionen deutscher Geistesgeschichte standen natiirlich Perso­
nen wie Gerhard Bersu und Wilhelm Unverzagt, aber auch diejenigen. die den 
Mut zum Neuanfang hatten wie Paul Grimm. Grimm war unter dem Einfluß von 
Hans Hahne in Halle seit 1932 Mitglied der NSDAP. Geistig löste er sich von die­
ser Verflechtung. Schließlich wurde er im Militärdienst zur Abwicklung des Kie­
wer Museums kommandier1. Doch Grimm wurde in Kiew unter Rudolf Stampfuf.\ 
nicht zum Täter, sondern verweigerte sich der Tat. Er wurde degradier1. verfolgt 
und schließlich in Halle denunziert. Dessenungeachtet wurde er tlir die unterlasse­
ne Tat von einem sowjetischen Militärgerichts verurteilt. das die Intervention 
ukrainischer Kollegen nicht berücksichtigte. Grimm verbrachte die .Jahre bis 1950 
im sowjetischen Straflager Buchenwald. 1950 kam er frei und wurde rehabilitiert. 
Ab 1952 lehrte er an der Humboldt-Universität. erhielt dort eine Dozentur. später 
Professur und wurde stellvertretender Direktor des von Unverzagt begründeten 
Akademieinstituts flir Vor- und Frühgeschichte. Im vorliegenden Band " ird der 
Name Grimm nur im Zusammenhang mit Hahne und Stampti.tß. der im Kiewer 
archäologischen Museum eingesetzten Sondereinheit, erwähnt. ln einer Tagung 
an der Humboldt-Universität wäre ein Bericht über sein Schicksal angebracht 
gewesen. 
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Am vorliegenden Band haben fast 40 Autoren mitgeschrieben. Gegenstand und 
Quelkn grundlage, Zielsetzung, Aufgabenstellung und Aussagekraft sind unter­
schi.:Jiich. Es ist unmöglich, in einer Rezension auch nur alle Namen von Auto­
ren 1u nennen oder auf alle Fragen einzugehen, bei denen es sich nach Meinung 
des Rezensenten auch um übergreifende Fragen handelt. 

Der Herausgeber hat die Vielzahl der Beiträge sinnvoll und überschaubar geord­
net und diese Ordnung in der Einleitung begründet. (IX-XIV) Die " Eröffnung" 
enthält vier Beiträge. (3- 20) Im zweiten Block betrachten fünf Autoren " Ideolo­
gische Ausgangspunkte·'. (21-159). Danach gehen sieben Autoren auf " Fachent­
wick lung und Forschungsgeschichte" ein. ( 163-304) Es folgen "Forschungsbio­
graphien und Karriereprofile·'. (307-467). Elf Autoren aus verschiedenen Ländern 
schreiben im tlintien Block über "Das Ausland und das Dritte Reich". (471-622) 
Der sechste Block, in dem vier Autoren ihre Meinung wiedergeben, wird "Bilanz 
und Ausblick .. benannt. (625- 641) Der Anhang enthält u.a. ein Namensregister, 
thls wesentlich ist, um eine Übersicht über das behandelte breite Spektrum zu 

Unter den Beiträgen zur ,.Erötli1ung" hebt Johmm Callmer Fragen hervor, die das 
Protil des Fachs unter dem Nationalsozialismus bestimmten. Die Wurzeln, aus 
denen die Auswüchse des Nationalsozialismus hervorgingen, reichen in das 19. 
Jahrhundet1 zurück. Eine " Polarisierung verschiedener Standpunkte, 
tcn unJ Gesellschatisintegration" erfolgte nicht nur in Deutschland, sondern auch 
in anderen Ländern. Auswüchse wie im Nationalsozialismus kamen jedoch nur in 
Deutschland zur Geltung. "Die große Mehrzahl der deutschen Archäologen war 
in ihrer Einstellung bürgerlich konservativ .... Nationalistische und rassistische 
Vorstellungen waren in der Mittelklasse eher die Regel als die Ausnahme. Davon 
müssen wir ausgehen. In einem Prozeß mit bemerkenswert wenigen Konflikten 
ging Deutschland zu einem totalitären System über" (5). Von Callmer wird der 
13utkn charakterisiet1, auf dem sich Institutionen wie die von Rosenberg/Reinerth, 
der Rei<.:hsbund ß ir dewsche Vorgeschichte und das maßgeblich von Herbert Jan­
kuhn auf dem Gebiet der Prähistorie bestimmte Ahnenerbe Himmlers entfalten 
und durchsetzen konnten. 

Unerwühnt bleibt der Widerstand, der in den ersten Jahren vom Berliner Museum 
.fiir Vor- und Frühgeschichte unter der Direktion von Unverzagt und dem von 
Schuchhardt repräsentiet1en Verband j i'ir Alterll11n:,jorschung sowie von der RGK 
des Dewschen Archäolog ischen Instituts unter dessen Direktor Gerhard Bersu 
ausging. Dieser Widerstand war nicht nachhaltig und wurde schließlich gebro­
chen oder aulgegeben, z. T. unter Zugeständnisse an die nationalsozialistische 
ldeologie.1 Auch 1:3ersu blieb konservativ. Er entging der Judenvernichtung durch 

Budo 1\ls t\ rchüologe im Wechsel von G.:n.:rationen und politischen Weiten. in: Das 
lkrlin IYSJ. S. 275-2%: Scbastian Brather: Wilhdm UnvcrLagt und das l3ild dcr 

Slm\cn_ in: Stcuer. Eine hervorragend nationale Wissenschalt S. 4 75-50-1: Joachim I krnnann: 
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die Emigration nach England.1 (4) Einen ausfUhrliehen Einblick in Gegenstitl.c 
innerhalb nationalsozialistischer Unterordnung vermittelt der ßcitrag von G(inter 
Wegner über die Rangeleien zwischen Hans Reinerth und Karl llermann Jacob­
Friesen (397-417). Es ging um das Wie der Einordnung in die nationalso­
zialistische Rassen- und Expansionspolitik. Jacob-Friesen gab als .. Nationalsozia­
list" - wie er betont - seinen noch wenige Jahre zuvor schrililich dargestellten 
Standpunkt gegen Kossinna und den Rassismus auf und distanzierte sich von dem 
ihm nahestehenden Kollegen, dem "Halbjuden" Gerhard Bersu. 

Ein Diskussionspunkt, der in mehreren Beiträgen eine Rolle spielt, betrifft das 
Verhältnis zwischen dem von Rosenberg/Reinerth geschaffenen Reichshundfiir 
Deliische Vorgeschichte und dem von der Himmler-SS ausgehaltenen Ahnenerhc. 
Durch die Arbeiten von Reinhard Bollmus und Michael H. Kater ist dieses Geran­
gel in den Hauptlinien bekannt2 und Callmer bezieht sich darauf. (7) Callmer stellt 
die mehrfach kolportierte, später vor allem von Jankuhn und Anhängern vertrete­
ne Meinung zur Diskussion, daß das Ahnenerbe gegenüber den Parteigängern von 
Rosenberg/Reinerth die mehr wissenschaftlich fundier1e Institution des Nazismus 
im Bereich der Ur- und Frühgeschichte gewesen sei. Im Band wird jedoch nach­
drücklich darauf hingewiesen, daß das Ahnenerbe auch Völkennord zu verant­
worten hatte. Das Ahnenerbe zeichnete sich angeblich durch solidere Forschun­
gen aus - allerdings auch durch solche. die Voraussetzungen fiir Völkermord im 
Osten wurden. 

Aufder Grundlage ihrer Dissertation gibt Anja Heusse inen Einblick in prähistori­
sche Raubgrabungen in der Ukraine (545- 554). Alfred Rosenberg war bereits im 
Vorfeld des Überfalls auf die Sowjetunion eingesetzt und mit entsprechenden Voll­
machten ausgestattet worden. Unter Leitung von Reinerth entstand der Sonder­
stab Vorgeschichte. Himmler setzte diesem das Kommand o .Jankuhn entgegen. 
Jankuhn hatte .. bereits im besetzten Frankreich prähistorische Forschungen betrie­
ben ... " (546) Er schlug nunmehr Himmler vor, ,.ihm die Leitung des gesamten 
Denkmalschutzes im besetzten Frankreich und in den besetzten Westgebieten und 
dem noch zu besetzenden England" zu über1ragen; der Plan scheiterte zwar. doch 
seither bestanden offensichtlich enge Kontakte zwischen Jankuhn und dem SO. 
Diese fi.ihrten dazu, daß es Jankuhn war, der das Ahnenerbe über die Pläne des SO 
informierte, in der zu besetzenden Sowjetunion besondere Einsatzstäbe einzurich­
ten. ,.Jankuhn schlug bereits im Vorfeld des Angriffs auf die vor, das 
Ahnenerbe hier einzubinden und machte das Angebot, ein kleines Sonderkom-

Tradition und Neubeginn ur- und ftilhgcschichtlicher Forschungen an der 11crlincr 1\kmkmic der 
Wissenschallen 1946-1952. Zum II 0 Geburtstag von Wilhelm Unverzagt. in: Sivung., hcridllc der 
l.eibniz-Sozictät. ßerlin 2003 (im Dmck) 
Martin Maischbcrger: Gennan archcology during the ll1ird Reich 1\ ca'c studY l><l'cd 
on archival cvidencc. in: i\ntiquity 76. 2002. S. 209-218 

2 Reinhart ßollmus: Das Amt Rosenberg und seine Gegner. DVi\. Stungart 1970: Michaeli I. Kater: 
Das .. i\hncnerbc·· der SS 1935-1945. Stuttgart 1974. 



94 Re=ensiunen 

mando einzurichten ..... 194 1 wurde dieses Sunderkummandu Jankuhn gebildet. 
im Januar 1942 kam es in der Ukraine zum Einsatz: ' (54 7) Es gab auch hier Ge­

LI\ Reine11hs und Jankuhns um Ausgrabungsflächen 
und 

Auf die Dillerenzienheit der Okkupationspolitik und der archäologischen Räube­
reien wurde bereits hingewiesen. Die übelsten Auswüchse betraten das östliche 
Europa. ln skandinavischen Ländern und im westlichen Europa setzte man auf 
Kollaborateure im Sinne des ,.großgennanischen Reichsgedankens". Und diese 

sich, wie an mehreren Beispielen über das Verhalten international angese­
Forscher Jargestellt wird. (u.a. 555- 573) Ein slowakische Autor gelangt 

erstau nlicherweise aulgrund dieser dillerenzierenden Behandlung von Vor- und 
Friihgeschichtslorschern durch die nazistische Forschungsorganisation zu der Aullas­
sung: "Meine bisherigen Vorstellungen über die Position der Slowakei zum Deut­
schen Reich als Marionettenstaat kann ich diesbezüglich teil weise korrigieren:· 
(4X9) Verwumk:rlich ist auch ein Satz, den Magdalena Maczyr1ska aus L6dz (ihr 
Name lchlt in den Kurzbiographien) in diesem Zusammenhang zitiel1: .. Wir 
Archtiologen sind alle geistesverwandt:' (626) Ollen bleibt, an wen diese Hom­
mage gerichtet sein soll. Zugleich wird, ebenfalls aus polnischer Feder, darge­
stellt. '' ie die polnische Intelligenz liquidie11 wurde. 183 Professoren und Mitar­
beiter der Krakauer Akademie und der Universität wurden am 6. November 1939 
vcrhalk t und nach Sachsenhausen verschleppt. Aufgrund von Interventionen, 
auch aus dem Deutschen Reich, wurden einige bald, andere später freigelassen. 
Im Januar 1940 kcl1t1en .. 101 Personen. zumeist über 40 Jahre alt, nach Krakau 
zuriick .... Fiir die restlichen Personen erfolgte ein Transpoil nach Dachau·' mit 
unterschiedlichem weiteren Schicksal. (514) Zu den Interventen aus Deutschland 
gehörte auch Unverzagt. Er konnte einiges vermitteln; aber die Barbarei konnte er 
natUrlieh nicht aulhalten. Im vorliegenden Band tindet sich darüber kein Wot1.1 

ln Sl:inem nur eine Seite umfassenden Beitrag "EintUhrungswor1e·' geht Bernhard 
I Wnsel aul' die Auseinandersetzung mit deutscher Vergangenheit ein. Er delegiert 
die Verantwortung, soweit es die Zeit des Nationalsozialismus betrifti, an andere: 
.. Das dem Ur- und Friihgeschichtler zugängliche Faktenwissen und die ihm 
li:ntlich vorliegenden ll intergrundintonnationen reichen nicht aus, zur grundsätz­
lichen ßewertung seines Faches in den Perioden der neuesten Geschichte vorzu­

( 17) Wenige Jahre zuvor vertrat derselbe Hänsel eine völlig andere 
lüssung. lonnulierte kräftige Brachialurteile und trug sie sehr bestimmt und 
selbstsicher vor. Es handelte sich damals nicht um die Auseinandersetzung mit 
der deutschen Vor- und Frühgeschichtsforschung in der Nazizeit, sondern um die 
Ur- und Frühgeschichtsforschung in der DDR. Ungehemmt wird diese als .. Legi-

/tu n . .l:inlluß Ideen auf miudeu ropäischc Urgc>chicht>lor>d lllng siehe 
nun1nchr aw.:h / .olia Kunwtow;,ka/Stdan Kum<ltu\\;,ki in: IJeubche O.,lli•rschung und polnische 
\\ c>lli.•r,chung im Spwmungsli.:ld von Wis>enschall und Politik. Di>Ziplincn im Vergkich 

()"11\>r>chung und polnische Westlor>ehung. !3d. I). Osnabrikk-l'ull1at"l2002. S. 93-103. 
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timationswissenschaft für eine herrschende Staatsideologie .. :· bzw. als .. Vehikel 
weltanschaulicher Propaganda" charakterisiert .1 Die Ur- und Friihgcschichtslilr­
schung in der DDR war wahrhaftig nicht .. staatlich verordnet"". Jeder. der ein we­
nig die Forschungsgeschichte kennt, weiß, wie sehr die archäologische r orschung 
zeitweilig um ihren institutionellen Bestand ringen mußte. Zur Puelln einer soge­
nannten Staatsideologie wurde sie nie, wohl aber konnte sie ihre Stellung in der 
Gesellschaft durch ihre vom humanistischen Ideengut getragenen Forschungsan­
sätze zum Verständnis der kulturgeschichtlichen Entwicklung der Menschheit. 
auch auf dem Boden Deutschlands und der Nachbarländer. beitragen. Rassismus. 
Chauvinismus, Nationalismus, Expansionsdrang und welche Bestimmungsw011e 
man auch immer bemühen mag, gab es in der Denkweise und im Methodenansatz 
der DDR-Forschung nicht.2 Hänsel hat seine Formulierungen auf einem Kongreß 
an der Humboldt-Universität 1991 vorgetragen, als es danun ging. die For­
schungslandschaft der DDR, auch die Ur- und Frühgeschichte. abzuwickeln und 
damit die Konkurrenz auszuschalten. Bedauerl ich ist, daß derartige und 
emotional bestimmte Urteile offensichtlich so nachhaltig die Denkhahnen be­
herrschten. daß sie den Weg in eine Veröffentlichung in einer wissenschnfllichen 
Zeitschrift fanden, in der man norrnalerweise abwägende Objektivität erwa11et. 

Wenn im Zusammenhang mit der Rezension des vorliegenden ßandes Oberhaupt 
diese Frage angeschnitten wurde, dann wegen der Zurückhaltung von l liinsel in 
seinem Beitrag im Hinblick auf die Rolle der Vor- und Frühgeschichte in der Zeit 
des Nationalsozialismus und weil Callmer schreibt, nach der Niederschlagung des 
Faschismus . .ließ es sich nicht verwirklichen, alle nazistischen /\ rchäologcn von 
den neuen Organisationsformen fern zu halten. Die Majorität der 1\rchäologcn 
hane recht aktiv an den Ereignissen teilgenommen .... Das gilt sowohl liir die Ent­
wicklung in der DDR wie ftir die Entwicklung in der Bundesrepubl ik:· (7) Zu 
Forschungsansätzen in der DDR sind oben einige Worte geschrieben worden. 
/\ustlihrlicher und abwägender wurde von anderen darüber berichtet. 

Im vorliegenden Band gibt es jedoch auch eine Statistik über die Kontinuität zwi­
schen Nazizeit und Nachkriegsentwicklung in Deutschland (Wollgnng Pape. 
l62 232). Danach waren nach 1945 knapp 85 Prozent der in der Nazizeit beln­
steten Prähistoriker wieder im Fach tätig. ( 187) ,.Damit dürfte deutlich geworden 
sein, wie klein der Block der aus politischen Gründen nicht wieder Beschäftigten 
ausfallt gegenüber dem der Wiederbeschäftigten. /\ nders ausgedriickt: die Nach­
kriegszeit unseres Faches ist charakterisiert von einer ausgeprägten personellen 
Kontinuität, und das ist vermutlich die Ursache flir die am /\ nlimg lestgestellte 

lk mhard Hfinscl: ßcrlin und die prfihislorischc Archnologic. in: Mitteilungen dn llcrliner <ie,d l­
schafl tllr i\nlhropologie. E1hnologic und Urgcschiclnc 12. Bcrlin 1991. S. 'J- 17. 

2 Vgl. z. B. Wcmcr Cohlcnz: ßcmcrkungcn Ard1fiologic Z\\i,chen und 19'Xl. 
in: Ethnographisch-archnologischc Zci1Schrifl 39. 1998. S. 529-56 1: Eikc (iringmulh-Dallmer: Die 
Ur- und FrtlhgcschichiSI(>rschung an der Berliner Akademie der Wissenschallen nach Wilhdm 

Versuch einer Bilan7. in: Ausgrallungen und Funde 38. 1993. S. 275- 2!!0. 
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geringe Neigung, sich nach 1945 mit der Zeit davor zu beschätiigen:· ( 190) Be­
dauerlicherweise erfolgt dieser Ansatz unditlerenziert. Wie oben bereits hervor­
gehoben. enthüll der Band ein Personenregister. Es bereitet einigen Aufwand, 
aber keine besonderen Schwierigkeiten, mit Hilfe dieses Registers festzustellen, 
wo die von Callmer und Pape angesprochene Kontinuität bestimmend war - näm­
lich nahezu ausschließlich in der BRD. Als ein Archäologe in der DDR, der in 
Verbindung zur nationalsozialistischen Wissenschaftsorganisation gestanden hat, 
wird Gerhard Neumann genannt. Neumann betreute nach 1945 die Jenenser 
prahistorische Sammlung und leh11e später an der Friedrich-Schiller-Universität. 
Der Versuch, Neumann als Präsidenten eines neu zu gründenden Verbandes tlir 
Altertumslorschung zu installieren, scheite11e, nach Meinung von Hänsel ,.gegen 
den Willen des weitaus größten Teiles der Fachgelehrten in der DDR".1 Oder 
scheite11e dieser Versuch aus anderen Gründen, etwa, weil es unter der Mehrheit 
der Arch:iologen kein Verständnis dafür gab, daß ein ehemaliger, wenn auch nicht 
iiberm:il.lig belasleter Archäologe der Nazizeit, auch nur dem Anschein nach Kon­
tinuit;it rcpr;isentieren sollte? 

Weiterhin wird in dem Band mehrfach Werner Coblenz genannt. Coblenz hat bei 
mehreren Ordinarien gehört. Er war kein Mitglied der Nazipm1ei, sondern deren 
Gegner und wurde ohne abgeschlossene Ausbildung zum Militär eingezogen. Er 
war /\ntil;tschist und hat aus dieser Überzeugung heraus seit 1945 seine ganze 
Kraft dem /\utbau archäologischer Forschungsstrukturen und archäologischer 
Forschung in der DDR gewidmet. Es gelang nach mancherlei Querelen, einen 
wissenschatilichen Beirat tlir Bodendenkmalpflege beim (späteren) Ministerium 
llir I loch- und Fachschulwesen zu bilden und diesen trotz mancher Bestrebun­
gen, die auf seine Auflösung hinaus liefen - zu erhalten. Coblenz übernahm den 
Vorsitz dieses Beirates bis zu seiner Emeritierung und war maßgeblich an der No­
vcllierung des Gesetzes über den Schutz und die Erhaltung ur- und frühgeschicht­
licher Bodendenkmale beteiligt. Im Wissenschajilichen Rat.fi'ir Archäologie und 
Alle (ieschichte der DDR brachte er als dessen Mitglied die speziellen Belange 
d.:r Bodendenkmalpflege zur Geltung. 

Umstritten ist die Persönlichkeit von Wilhelm Unverzagt. Der Rezensent hat sich 
m.:hrt;tch mit Unverzagts Wissenschaftskonzepten beschäftigt und nicht wenige 
1\kten durchgesehen. Unverzagt war erst unter Druck 1938 in die NSDAP einge­
tn:ten (cedae aut credere hatte es bei Bernhard von Clairveaux in Vorbereitung 
d.:s sogenannten Wendenkreuzzuges von 1147 geheißen). Unverzagt wollte sich 
weder llir das eine noch das andere entscheiden. Er kam aus der Tradition von 
Schuchhardt und versuchte in z. T. erbinerten Auseinandersetzungen fachliche 
lntegrit:it zu bewahren. Die wenigen Entgleisungen, die ihm au(gezwungen wur­
den. sind bekannt.2 Unverzagt wurde 1939 zum Akademiemitglied gewählt. Die 

l liill><:l. Lkrlin. S. I.J. 
2 Vgl. llrath.:r. Wilhdm UnvcrzAJgt. SO\\ic 1-krnna nn. Tradition. 
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Wahl wurde von Reichsminister Bernhard Rust jedoch tlir nichtig erklärt. \Väh­
rend andere Verantwortliche der Staatlichen Museen die Flucht in den Westen 
vorzogen, gelang es ihm durch seine Anwesenheit, den Großteil der Funde des 
Museums für Vor- und Frühgeschichte und anderer Berliner Museen bei der Ero­
berung Berlins durch die Sowjetam1ee zu sichern.' Nicht durch Verbrechen in der 
Nazizeit belastet. wurde er zunächst von der sowjetischen Komm<1nd<1ntur <1 ls 
Museumsdirektor anerkannt. Doch im Juli 1945 verlor er seine Stellung als Direk­
tor des Museums tlir Vor- und Frühgeschichteaufgrund einer Magistmtsentschci­
dung, da er Mitglied der NSDAP gewesen war. Über die Wahl Unver7.<Jgts zum 
Akademiemitglied im Jahre 1939 wurde am 26. Februar 1946 das Akademieple­
num informiert. ,.Das Plenum beschließt, da Hr. Unverzagt Mitglied der NSDAP 
war, nichts zu unternehmen", heißt es im Protokoll. Dennoch timd Unverzagt <1n 
der Berliner Akademie der Wissenschaften ein Tätigkeitsfeld. d<1s er nach und 
nach auch unter den Schwierigkeiten der Nachkriegszeit auszugest<Jitcn ver­
mochte. Auf Vorschlag des Mediävisten Fritz Rörig wurde Unverzagt zunächst 
Mitarbeiter der sich seit Ende 1945 wieder konstituierenden Ak<1demie. schließ­
lich Verantwortlicher tlir die Stadtkernforschungen in Magdeburg. Auf der Grund­
lage seiner wissenschaftlichen Leistungen seit den 20er Jahren, seiner reservier1en 
Haltung in der Nazizeit und seiner erfolgreichen Tätigkeit an der Ak<ldcmie. auch 
bei der Rettung von wissenschaftlichen Beständen fiir die Akademie, erfolgte mn 
24. Februar 1949 die Wahl von Wilhelm Unverzagt zum Ordentlichen Mitglied 
durch das Plenum. Bereitsam 24. März 1949 lag die satzungsgemäße ßestätigung 
der Wahl durch den Präsidenten der Verwaltung tlir Volksbildung der 
schen Besatzungszone vor. Danach übernahm Unverzagt die Leitung der von 
Rörig begründeten Kommission fiir Vor- und Friihgeschich!C der ßerliner 1\b­
demie. 1952 gründete er die Sektion.fiir Vor- und Friihgeschiclu e. die erstnwls die 
Möglichkeit zu strukturgesicherten regelmäßigen Zusammenküntien der F<Jchver­
treter an Universitäten und in der Bodendenkmalpflege bot. Er vemnlaßte im glei­
chen Jahr die Zuwahl von Gordon Childe in die Berliner Akademie. die dieser 
annahm. Unverzagt hielt in der Folgezeit mehrfach Vorträge in ßer lin. 1952 be­
kannte er sich öffentlich im Leibniz-Vortrag zur Berliner Akademie und 7.ll l11 

demokratischen Autbau in der DDR, 1953 gelang ihm die Gründung des Instituts 
.ßir Vor- und Frühgeschichte bei der Deliischen Akademie der Wisscnschafien ::u 
Berlin. 

2 

Seit 1955 kam ich mit Unverzagt in Verbindung - zunächst als fi·eiberuflich tät i­
ger örtlicher Grabungsleiter in Berlin-Köpenick, sodann als dessen Assistent und 
wissenschaftlicher Mitarbeiter. Meine fachliche Spezialisierung auf die ßurgen-

Wilhehn Unverzagt: Materialien zur Geschichte des Staatlichen Museums l\"1r Vor· und Friihgc· 
schichte zu ßerlin während des zweiten Weltkrieges - zu seinen Bergungsaktionen und seinen 
Verlusten. in: Jahrbuch Preußischer Kulturbesitz XXV. 1988. S. 313- 384. 

2 .loachim Hcrnmmn: Wilhehn Unvcr7A1gt und die Berliner Akademie der Wissen. chalkn . in: ,\u s­
grabungen und Funde 38. ßcrlin 1982. S. 266-274: dcrs .. Tradition. 
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und Slawenforschung wurde von ihm maßgeblich beeinflußt. Der Nazismus war 
Unverzagt zuwider. Er hatte sich bewußt entschieden, in der DDR die archäologi­
sch..: Forschung. gestützt auf seine internationalen Beziehungen und auf solche zu 

Kreisen, mit aufzubauen. Nach seiner Emeritierung blieb er der 
Akademie der Wissenschatten der DDR verbunden und wirkte an der Konzipie­
rung des ZenlralinYiillllsßir Alle Geschiclue und Archäologie der Deliischen Aka­
demie der WissenH.:hajien mit. An der Forschungstätigkeit dieses Instituts war er 
bis zu seinem Tode beteiligt. Diese knappe Darstellung scheint mir angebracht in 
Ergünzung zu den drei skizzierten anonymen Lebensläuten von Forschern, die in 
der Nazizeit und in der Nachkriegszeit wirkten. ( 191 ) 

Im letzten ßlock ,.Bilanz und Ausblick·' des Bandes heißt es bei Heino Neumayer: 
.. Wirklich Neues brachte die Berliner ... Tagung nicht: ' (672) Diese Beurteilung 
teilt der R.:zensent nur insofern, als im großen und ganzen die Einbeziehung der 

als lcko logiespender in die Begründung der Rassen- und Expan­
sionspolitik des ,.Dritten Reiches'' bekannt ist. Neues aber brachten zahlreiche 

zu konkreten Formen von Kontom1ität, Andienung und Ablehnung, zu per­
Verquickungen und einzelnen Verweigerern. Für die studierende Gene­

ration und tlir zukiinfiige Fachkollegen bildet der Tagungsband auch wegen sei­
rH:r griindlichen redaktionellen Erschließung im gewissen Sinn ein Kompendium. 

Joachim Herrmann 

STAN I.I: Y PA YNI:: Geschich le des Faschi smus. und Fall einer euro­
f"iis chen Bewegung. Propyläen, Berlin 200 l, 800 S. 

Payne lehrt Neuere Geschichte an der Universität Wisconsin, seit Jahrzehnten 
lorsclrt und publiziert er vergleichend zu den europäischen Faschismen sowie im 

zur spanischen Falange und zum Franco-Regime. 1980 verötlentlich­
te er Fascisms: Comparison und Dejinilion. Darin versuchte er, eine Arbeitsdeti­
nition und eine vergleichende Systematik des historischen europäischen Faschis­
mus zu geben, verzichtete jedoch auf eine geschichtliche Darstellung. Obwohl im 
ersten Teil des neuen Buches faktisch die Arbeitsdefinition wiederholt wird und 
die vcrgk ichende Systematik der historischen Darstellung zugrunde liegt, stellt es 
kein..: revid ierte Fassung jenes Buches dar. Payne will vielmehr eine "Schilderung 
des generischen europäischen Faschismus bieten" . Sein Anspruch ist nicht zu 
überbieten, will er doch ,.das Thema erschöpfend ... behandeln·' (9). 

Die Anlage ist an Noltes ,.Der Faschismus in seiner Epoche'' orientiert, wenn­
gk ich Paynes Ansatz von dem Noltes durchaus verschieden ist. Dessen Faschis­
rnusbegriff und dessen sechs Punkte umfassendes " faschistisches Minimum .. 
bikk n die entscheidende Herausforderung für den Autor. Nolte hatte seine Ne­
gativbcstimrmrngen Antimarxisrnus, Antiliberalismus und Antikonservatismus­
mit dt:n Merkmalen Fiihrerprinzip, Parteiarmee und Totalitätsanspruch verknüpti. 
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Payne will den Negativa den "positiven Inhalt der faschistischen Philosophie und 
der faschistischen Werte" gegenüberstellen. Außerdem kritisiert er nn Noltc. daß 
jener nicht konkret aufwirt schaftliche Ziele Bezug genommen habe und teilt auch 
nicht dessen Anleihen bei der Totalitarismusdoktrin. 

Das wichtigste Anliegen seiner Darstellung übernimmt Payne von Juan Linz. dem 
das vorl iegende Buch gerneinsam mit George L. Mosse gewidmet ist: Es geht 
Linz und Payne wie bereits seit den vierziger Jahren Arm in Mohler entscheidend 
darum, rechtskonservative politische Bewegungen und autoritative Diktaturen 
von faschistischen abzugrenzen, d.h. aus dem Faschismusbegriff auszuschließen. 
So wie Mohler sich nach dem zweiten Weltkrieg beeilte, die Konserm 1i1·e Revo­
lwion vom Odium des Faschismus zu reinigen und von ihm abzugrenzen. ' so will 
Payne nicht nur autoritäre und rechtskonservative, sondern selbst .. rcchtscxtrcmc .. 
politische Kräfte von faschistischen abgrenzen. Die Frage nach der diflcrentia 
specifica wird darum um so wichtiger. Faschismus sei per se weder cxpnnsioni­
stisch noch imperialistisch und auch nicht notwendig rassistisch. Das llir Pnyne 
entscheidende Merkmalli egt in einer revolutionären nationalistischen Massenbc­
wegung, die er noch dazu für antikapitalistisch erklär1. Daher grenzt er Iaschisti­
sche Bewegungen von allen Varianten eines autoritären Nationalismus ab. so in 
Deutschland von den Freikorps oder der sog. Konservativen Revolution. in Süd­
osteuropa von den autoritären Bewegungen, selbst von der Diktatur Metaxas· in 
Griechenland.2 

Payne spricht offen von Faschismus, er hält es politisch, heuristisch und analy­
tisch flir geboten, den Faschismus als allgemeinen Typus oder generisches Phäno­
men zu behandeln. Er unterscheidet ein Minimum von fünf Varietäten und ordnet 
ihnen jeweils verwandte Bewegungen in anderen Ländern zu, und zwar I. der pn­
radigmatische italienische Faschismus, der pluralistisch und viclgestalt ig gewesen 
sei; 2. der deutsche Nationalsozialismus, der als einziger zu einer ,.totalen Dikta­
tur" getUhrt habe, 3. der spanische Falangismus, eine Ar1 katholischer und kultu­
rell traditionalistischer Faschismus, abgeleitet aus dem italienischen; 4. die rumä­
nische Legionärsbewegung als halbreligiöser Faschismus, die einzige in einem 
orthodoxen Land, und 5. die hungaristische Pfeilkreuzlerbewegung. 

Um den spezifischen Charakter und zugleich die Komplexität adäquat beschrei­
ben zu können, nimmt er Zuflucht zu einer deskriptiven, relativ komplexen Typo­
logie, die der vergleichenden Analyse aufhelfen soll und taktisch anstelle einer 
Definition steht. Seine tabellarische Beschreibung gliedert sich in drei Bereiche. 

Vgl. i\m1in Mohlcr: Die Konsetvativc Revolution in Deutschland 191R· i932. Ein l landhuch. 2 
Bde. Dannstadt 1989': Zum S)lllagma .:"Konsctvativc Revolution .. siehe Stcf.1n Brcucr: Anatomie 
der Konservativen Revolution. 2 .. durchges. u. korr. i\ ull .. Dam1stadt I 995 .. 

2 Zu ähnlichen Bestrebungen vgl. die Besprechung des Buches .. Autoritäre Regime in Ostmincl· und 
Sodosteuropa ... hg. von Erwin Oherländcr (Paderixlm 200 I ). in: Bulletin 20. Bcrlin S.X7-95. 
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Im ersten ßereich Ideologie und Ziele, hält Payne tlir konstitutiv: "Eintreten flir 
ein.: idealistische. vitalistische und voluntaristische Philosophie, normalerweise 
verbunden mit dem Versuch, eine neue moderne, selbstbestimmte und säkulare 
Kultur zu scharten; Errichtung eines neuen nationalistischen autoritären Staates, 
der nicht auf traditionellen Prinzipien oder Modellen beruht; Organisierung einer 
neuen intensiv geregelten, sich auf mehrere Klassen stützenden, integrierten natio­
nalen Winschalisstruktur, wahlweise als nationalkorporativistisch, nationalsozia­
listisch uder nationalsyndikalistisch bezeichnet; positive Bewertung von Gewalt 
und Krieg sowie deren Einsatz oder Bereitschaft dazu; Anstreben eines Kolonial­
reiches, einer Expansion oder eines radikalen Wandels in den Beziehungen der 
Nation zu anderen Mächten." ( 15) 

Im zweiten l3ereich Die.faschistischen Negationen listet Payne - Nolte folgend -
auf: .. Anti I iberal ismus. Antikommunismus, Antikonservatismus (wenn auch mit 
d.:r Maßgabe. dal.l Iitschistische Gruppen häutig bereit v<aren, zeitweilig Bünd­
nisse mit anderen Richtungen, am häufigsten mit der Rechten, einzugehen)." ( 15) 

Im dritten ßereich Stil und 01xm1ismion zählt Payne folgende zum ,.induktiven 
Merkmale" auf: .. Versuch einer Massenmobilisierung, zugleich M ilitarisierung 
d.:r politischen Beziehungen und des politischen Stils, Ziel einer Parteimiliz als 
Massenorganisation: Betonung der ästhetischen Struktur von Versammlungen, 
Symbolen und politischer Liturgie, wobei emotionale und mystische Aspekte in 
den Vordergrund gestellt werden; extreme Betonung des maskulinen Prinzips und 
männlicher Herrschali sowie zugleich Eintreten für eine stark organische Gesell­
schalisaufbssung: Verherrlichung der Jugend, Betonung des Generationenkon­
llikts ... : spczilische Neigung zu einem autoritären, charismatischen. persönlichen 
St il d.:r lkf.:hl sg.:walt. unabhängig davon, ob diese anfangs bis zu einem gewis­
s.:n Grad auf Wahl beruht oder nicht: ' ( 15) 

l'ayne beansprucht, mit dieser "typologischen Beschreibung des Faschismus" ein 
.. induktives Merkmalsbünde I·' gewonnen zu haben, das Zwecken der vergleichen­
den Analyse wie der Delinilion dienen könne. "Sie soll keine streng verdinglich­
ten Kategorie aulstel len, sondern die Beschreibung eines breiten Spektrums bie­
t.:n. mit d.:r sich eine Vielzahl unterschiedlicher Bewegungen identifizieren und 
zugkich als Gruppe von anderen Anen revolutionärer oder nationalistischer Bewe­
gungen abheben Wl.lt."( 14/15) Davon ausgehend darf man wohl annehmen, daß 
tlir l'ayne bschi stische Bewegungen zugleich zu zwei Ganungen gehören, so­
woh I zu den revolutionären als auch zu den nationalistischen Bewegungen. Zwei­
tellos waren alle Faschismen nationalistisch. aber entgegen eigener Bestimmung 
w.:ist l'ayne s.:lbst ihren nicht-revolutionären, nämlich ihren gegen-revolutionären 
Charakter immer wieder nach. 

Methodisch insistiert Payne daraut; daß Faschismus als Ganungsbegrifl eine 
Abstraktion ist, die niemals in empirischer Form rein existiert hat. Da ihm hin­
sichtlich der methodischen Konsequenzen dieser richtigen Voraussetzung aber 
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nicht wohl zu sein scheint. verwässert er sie sofort. indem er die bcgrirtliche Ab­
straktion gleichberechtigt auch als theoretisches Konstrukt oder als Idealtyp aus­
gibt. Gravierender aber ist. daß er diese Abstraktion gar nicht vollzieht. sondern 
durch eine recht eklektische Aufzählung seiner sog. Hauptmerkmalen crsct1.t. De­
ren Bezeichnung als .. induktives Merkmalsbündel" hebt den Anspruch bcgrirtli­
cher Abstraktion gleich wieder auf. 

Die .. 1-fauptmerkmale'· werden weder hinsichtlich ihrer Bedeutung noch hinsicht­
lich ihrer Stellung zueinander bestimmt. sondern nur gereiht und erscheinen vor­
dergründig alle als gleichwertig. Indem dieses .. induktive Merkmalbündci·· nicht 
analysiert und bewertet. sondern jedes Merkmal in seiner angeblich empirischen 
Gegebenheit für unmittelbar genommen wird. impliziett dieses Verfahren grund­
legende methodische Schwächen: Payne stellt Ideologien und politischen Stil des 
Faschismus in den Vordergrund, nicht die wirklichen politischen Inhalte. Ausge­
hend vom Selbstverständnis der faschistischen Bewegungen bleibt er bei den Iit­
schistischen Zielangaben stehen und fragt nicht mehr nach ihren Grundlagen und 
ihren Vermittlungen. Er verzichtet auf Kriterien zur durchgängigen Unterschei­
dung von politischem und ideologischen Anspruch einerseits und politischer Rea­
lität andererseits. so daß mit dieser __ komplexen Typologie·' die wissenschafiliche 
Kritikfähigkeit seines Ansatzes von vornherein amputiert ist. 

Von den inhaltlichen lmplikationen dieser methodischen Besonderheiten se ines 
ideengeschichtlich-phänomenologischen Ansatzes seien hier nur drei benannt: 

I. Hinsichtlich der vom Faschismus angestrebten Wirtschaftsstruktur bleibt Payne 
äußert vage. hält sie aber tlir grundsätzlich antikapitalistisch. Seine Fehldingnose. 
in .. einigen Entwürfen·· sei die Autonomie oder sogar die Existenz von Kapiwlis­
mus im großen Stil und Großindustrie beseitigt. wird kurzerhand Hir das Wesen 
der Sache genommen. da keine faschistische Bewegung .. die Ausarbeitung eines 
faschistischen Wirtschallssystems je vollendet" habe (20). Auf diese Weise wird 
jede Analyse der tatsächlichen Wirtschafts- und Sozialpolitik übcrflliss ig. Wenn 
nun eine "beschleunigte ökonomische Modernisierung" gar als Beleg flir das an­
geblich angestrebte Ziel einer ,.neuen funktionalen Beziehung der sozialen und 
der ökonomischen Systeme·· herhalten soll, so zeigt das nur die völlige Begrinlo­
sigkeit des Autors bezüglich der Beziehung von Politik und Ökonomik der hi­
storisch gegebenen faschistischen Diktaturen. 

2. Payne übernimmt die Nolteschen Negativbestimmungen ohne Einschränkung. 
verzichtet aber auf Antisozialismus und Antimarxismus, was im letzten Fa ll um 
so mehr verwundert, als Payne gerade die Philosophie zum Ausgangspunkt 
nimmt, als wäre es faschistischen Bewegungen auf ihre Philosophie angekom­
men. Aber hier geht es um den von Nolte wie Payne unterstellten grundsät1.lichcn 
Konservatismus. Es hat keinen Fall einer faschistischen Diktatur in Europa gege­
ben. der nicht auf einem politischen Bündnis der Faschisten mit Konservativen 
beruhte. Faschistischen Bewegungen per definitionem einen Antikonservatismus 
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zu unterstdlen. bleibt oberflächlich an deren Rhetorik kleben, unter Mißachtung 
der 11 irklid1en Geschichte, und erllillt die Funktion einer Eskamotierung des 
schändlichen Bündnisses zugunsten einer gereinigten und ehrenhaften Geschichte 
des Konservatismus. 

Vor allem aber übergeht diese Zuschreibung jene Richtung des Konservatismus, 
die Jungkonservatismus genannt wurde, die Armin Mohler die "Konservative 
Revolution·· ta1ilie und die über Jahrzehnte im Sprachgebrauch Konservativismus 
hielt um sie vom traditionellen Konservatismus abzugrenzen. Payne ignoriert 
nicht di..: mannigf;1chen Übergänge, doch bei seiner Zuschreibung werden die 
Spi..:larten des jungkonservativen Faschismus beiseitegelassen, weil sie gerade 
nidll aufeine Massenmobilisierung abzielten. 

3. Während Payne meist das ideologische Selbstverständnis der untersuchten Be­
wegung..:n zum Ansatzpunkt macht. tolgt er diesem in einem wesentlichen Punkte 
g..:rade nicht: Die Faschisten aller Couleur verstanden sich nicht nur als Gegner 
der Revolutionen von 1918, sondern ebenso der Großen Französi­
schen Revolution. Sie wollten die Ergebnisse beider Revolutionen zurücknehmen 

so illusionür das wirtschaftlich, politisch und sozial auch war. Als Feinde jeder 
sozialen R..:volution beerbten sie die ti"iiheren Gegner der bürgerlichen Revolutio­
nen und der Aulkliirung und bekannten sich voll dazu. Payne nun will die Sache 
umkehren: .. Man hat oft behauptet, die faschist ischen Ideen seien auf einen Wi­
derstand gegen die Aufklärung oder die ,Ideen von 1789' zurückgegangen. In 
Wirklichkeit waren sie ein direktes Nebenprodukt von Aspekten, die der Aufklä­
rung zugehörten und sich speziell von den modernen ableiteten:' Um welches Ne­
benprodukt welcher Aspekte es sich handeln soll, ertahren wir nicht. Aber der 
.. wesentliche Unterschied zwischen fi1schistischen Ideen und bestimmten Aspek­
ten d..:r modernen Kultur liegt in der Ablehnung von Rationalismus, Materialis­
mus und l·:galitarismus - die Faschisten ersetzten diese durch den philosophischen 
Vitalismus und Idealismus und die Metaphysik des Willens, die ihrerseits ihrem 
Wesen nach modern sind:· ( 17) Also das Erbe des aufklärerischen Rationalismus 
und Egalitarismus ist ebenso ,.modern .. wie dessen Gegner Vitalismus. Und ob­
wohl alle Faschisten verbissene Feinde der Aulklärung waren. sei der Faschismus 
deren Nebenprodukt. Vielleicht weil er das Hauptprodukt der Verdrängung und 
(ieg..:n..:rschat\ der Aufklärung ist? Leider erklä11 Payne uns nicht. was denn 
Krik-rium der .. Modernität'' sei. Derartige begriflliche Unsauberkeit durchzieht 
das ganze Buch. 

Nicht typologische Grundlegung ist Anliegen des Buches. sondern geschichtliche 
Darstellung. Denn mit Angelo Tasca ist Payne der Meinung, ,.den Faschismus de­
linier..:n heil3t. se ine Geschichte zu schreiben:· (537) Dies erfolgt auf 500 Seiten. 
aber meist beschränkt auf eine politische Ideengeschichte faschistischer Organisa­
tionen. Ausflihrlich behandelt Payne die Geschichte des italienischen und des 
deutschen Faschismus und kursorisch vier weitere ,.Hauptvarianten des Faschis-
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mus·', nämlich die Österreichischen Nazis. die spanische Falange. die 
Pfei lkreuzler und die Eiserne Garde in Rumänien. Kleinere faschistische Be\\'e­
gungen werden darüber hinaus !Ur fast alle europäischen Ländern vorgestellt. J-ur1. 
und häufig stichwor1artig. Neben dem ideologischen Profil dieser Bewegungen 
und ihrer Organisationsgeschichte fi-agt Payne vor allem nach ihrer Stiirkc und 
ihrer Stellung in der jeweiligen nationalen Gesellschaft. 

Zur Frage. ob ähnliche politische Bewegungen in außereuropäischen L'inclern 
begrifllich als Faschismus gelaßt werden können. wendet sich Paync vor allem 
dem Beispiel Japan zu. Mit Gregory J. Kasza verwirft er das Konzept eines japa­
nischen Faschismus. wobei er besonders das folgende .. 1\rgumcnt .. gebraucht: 
Das Konzept eines japanischen Faschismus verbinde sich besonders eng mit mar­
xistischen Interpretationen der neueren japanischen Geschichte. folg lich sei es 
abzulehnen. Dieses ,.pragmatische /\rg ument" wird von Paync auch in anderen 
Zusammenhängen methodisch häufiger strapaziert wird. Er verschweigt. dal.\ es 
unter marxistischen Historikern mehr Gegener als /\ nhängcr einer lnterprewtion 
Japans während der dreißiger und vierziger Jahre als faschistisch gibt und ebenso 
deren 1\rgumente. Paynes eigenes Resümee lautet: .. Der japanische 1\utoritaris­
mus war ein komplexes Gemenge von Staatsbürokraten. konscrvnt ivcn Wir1-
schafisflihrern und militärischen Prätorianer ... Japan fehlten ein charismatischer 
all mächtiger Diktator, eine Nazipartei und eine SS. und es entwickelte nie ein all­
gemeines Konzentrationslagersystem fiir Oppositionelle .... Japan hatte ein bis zu 
einem gewissen Grad plural istisches autoritäres System, das einige Kcrm!-cichen 
des Faschismus aufwies. Dort entwickelten sich jedoch nicht die charakteristisch­
sten und revolutionärsten /\ spekte des Faschismus:· (412/ 13) 

Den 1\nspruch. die Geschichte des Faschismus .. erschöpfend .. atmrhandcln. ver­
sucht der /\uto r durch die Einbeziehung Chinas. Südatrikas. Chi les. Brasiliens 
und weiterer Länder Lateinamerikas, der Vereinigten Staaten und der I .iinder des 
Nahen Ostens einzulösen. Ein extra Kapital widmet er der Geschichte Deutsch­
lands und Italiens im zweiten Weltkrieg. Er unterscheidet hinsichtlich des Inschi­
stischen Charakters die von der deutschen Okkupationsmacht installierten Satelli­
tenregime Rumäniens. des Vichy-Staates in Frankreich und der Slowakei unter 
Tiso von den sog. Marionettenregimen der Ustaschi in Kroatien. der Italienischen 
Sozialen Republik und dem kurzlebigen Szalasi-Regime in Ungarn. Doch klare 
Kriterien fUr Zuordnung fehlenun d die Gliederung überzeugt nicht. 

Payne kann seinen /\n spnrch auf eine erschöpfende Darstellung trotz reichhalti­
gen Materials nicht einlösen. Er konzentriert sich auf politische Ereignisse und 
gibt bei den meisten Ländern kursorische 1\brisse. Wichtiger sind die 
an Genauigkeit und der Verzicht auf 1\nalysen. Da der Rezensent kein 
fiir alle hier vorgestellten Bewegungen ist. seien Falschaussagen und tehlerhatie 
Datierungen hier nur für die Geschichte des deutschen Faschismus vermerkt. 
Manche falsche Datierung. vor allem hinsichtlich der Jahre 1938/ 1939 und der 
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Okkupationsgeschichte, hätte ein deutschsprachiges Lektorat leicht beseitigen 
können. II insichtlich der deutschen Rüstungs- und Kriegswirtschaft geht Payne 
von seinen antimarxistischen Vorurteilen aus statt vom veröftentlichten Stand der 
Forschung. Wenn seine Bilanz zur Okkupationswirtschaft lautet: "Teile der deut­
schen Industrie beteiligten sich später an der Ausbeutung der eroberten Gebiete'' 
(444). so ignorie11 er souverän alle bekannten Tatsachen über deren maßgebende 
Beteiligung an der Planung und Praxis der Ausbeutung und Aneignung der Res­
sourcen der besetzten Länder. 

ln gewisser Weise bildet das abschließende Kapitel über die Interpretationen des 
Faschismus ein Korrelat zum Eingangskapitel mit seiner komplexen Typologie. 
Payne systematisiert hier äußerst knapp über ein Dutzend Interpretationen. Sie 
werden nicht nach gleichartigen Kriterien unterschieden, sie überschneiden oder 
ergänzen einander oder schließen sich aus: Faschismus werde begriffen als 

gewalttätiger diktatorischer Agent des bürgerlichen Kapitalismus, 
Ausdruck eines einzigat1igen Radikalismus der Mittelklassen, 
neuzeitliche Form des "Bonapartismus", 
typische Erscheinungsform des Totalitarismus im 20. Jahrhundert, 
neue Form .. autoritärer Polykratie·', 
Kulturrevolution, 
l'rudukt eines kulturellen oder moralischen Zusammenbruchs, 
Produkt tieferliegender autoritärer und pathologischer soziokultureller Muster, 
Ergebnis des Aufstiegs gesichtsloser Massen, 
Folgeerscheinung singulärer nationaler Geschichtsabläute, 
Reaktion gegen die Modernisierung, 
Mmkrnisierung oder Stad ium sozioökonomischen Wachstums, 
t:inzigartiges metapolitisches Phänomen. 

Bei allen diesen Interpretationen des Faschismus, so Payne, ging es darum, sein 
politisches Wesen zu definieren, sowie meistens um seine Quellen, Ursachen und 
seine Gesamtbedeutung. MitAusnahme der zur "Agententheorie·' zurechtgestutz­
ten und als ,.marxistische Hysterie" verunglimpften Interpretation läßt Payne sie 
alle insoJern gehen, als er ihnen eine bestimmte Erklärungsfähigkeit zuspricht, 
ohne diese jedoch im einzelnen zu analysieren. Wie eklektisch und hochgradig 
willkürlich diese Reihung einander teils ausschließender, teils ergänzender Erklä­
rungen ist, verdeutlicht die Zuordnung bekannter Autoren zu den Varianten: Bei 
solchen Autoren wie Thalheimer, Braunthai oder Neumann wird deren Analyse 
des Zusammenhangs von Kapitalismus und Faschismus einfach ignoriert. Payne 
selbst liihlt sich einer Interpretation des Faschismus als einzigartiges metapoliti­
sches Phänomen am nächsten und ordnet hier Autoren wie Mosse oder GriHin 
ein. während er sich ansonsten kritiklos auf Turner jun. stützt. "Den faschistischen 
Bewegungen ld11te ... jede klar umrissene Basis von sozialer Klasse oder Interes­
se, die sie hätte stützen können:· (605) Bei manchen dieser aufgelisteten Varian-
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ten läßt sich der Eindruck nicht abweisen. sie tauchten überhaupt nur als Variante 
um einen Autor zu plazieren, z. BOrtega y Gasset flir die Aufl:tsstmg des Fa­

schismus als Aufstieg gesichtsloser Massen. 

Obwohl Payne flir einen generischen Faschismusbegriff eintritt und sein Konzept 
auf die genannten tlinf Varietäten hin spezitiziet1, unternimmt er keinen Versuch. 
diese dreizehn Interpretationen einzuordnen, wenn er abschließend tabellarisch kul­
turelle, politische, soziale, ökonomische und internationale Faktoren 7.us<tmmenlit l.lt 
und als Elemente einer ,.epignostischen Theorie des Faschismus" bewertet. Wie 
häufig in der umgangssprachlichen Verwendung des Wortes .. kompex·'. so dient 
auch ihm diese Kennzeichnung dazu, einer konkreteren Bestimmung. einer Struk­
turierung tatsächlicher Komplexität auszuweichen. Er begnügt sich mit der Eigen­
ständigkei f des Faschismus als "revolutionäres neues epochales Phänomen'· (603). 
Noltes Kennzeichnung des ,.Faschismus in seiner Epoche" weist er zurück. 

Gewöhnlich verantwot1et der Autor seinen Text und der Verlag die Werbetexte 
auf dem Schutzumschlag. Der Propyläenverlag erhebt Payne zum "'bedeutendsten 
Faschismus-Forscher unserer Zeit" und zitiert noch dazu aus der Neuen Ziirchcr 
Zeitung: .. Die beste Gesamtdarstellung zum Thema ... ein Meisterwerk·'. Ange­
sicllts dieser so materialaufwendigen Entlastung des Kapitalismus von allen Zu­
sammenhängen mit dem Faschismus, angesichtsder Entlastung autoritärer. kon­
servativer und se lbst "rechtsextremer" Bewegungen vom Etikett ,.Faschismus"' 
verwundert das Lob dieses konservativen Blattes nicht. Dennoch ist d ie Eigen­
werbung des Verlages flir den Autor eine zwiespältige Sache. Hatte der Propy­
läenverlag doch seinen trad ierten Anspruch auf Gediegenheit mehr als desavou­
iert, als er flir seine Reihe zur deutschen Geschichte statt des vorgesehenen Autors 
Hans Mommsen einen Band aus der Feder von Karl Heinz Weissmann präsen­
tierte.' Festzuhalten bleibt, daß weder das Lob der NZZ noch jenes des Verlages 
durch des Buch gerechtfertigt werden. Materialreichtum korrespondier1 mit man­
gelndem analytischem Tiefgang; theorielose Begriffiichkeit mit eklektischem Em­
pirismus. Payne hält es für überflüssig, die eigenen theoretischen und methodolo­
gischen Grundlagen ausdrücklich zu erörtern. Er beläßt es bei der Präsentation 
induktiver Merkmale, die zu einer relativ komplexen Typologie gebündelt werden. 

Werner Röhr 

Karlllc inz Wcissmann: IA:r Weg in den Abgrund. Deutschland unter llit kr 1933-19-15. lkrlin 
1995 (Propyltlcn Geschichte Deutschlands. 9) 
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SAiliNE B AM I!ICRGICR-STEMMA NN : Der Europäische Nalionafilälenkongreß 
I 9 2 5-/ YJ8. Na! iunale Minderheilen :.wischen Lobbyisle/7/um und Großmachl­
imerc:ssen (Materialien und Stud ien zur Ostmitteleu ropa-Forschu ng, hg. vom 
Herder Institut e.V.) , Verlag Herder Institut Marburg 2000,619 S. 

Der Europäische National itäLenkongreß war ein Zusammenschluß von Organisa­
tionen nationaler Minderheiten aus vielen Ländern Europas. Dank der diplomati­
schen und finanziellen Unterstützung des deutschen und des ungarischen Staates 
konnte er ein Sekretariat unterhalten, jährlich Kongresse abhalten und vor 1933 
gezielt lintluß vor allem auf die Minderheitenpolitik des Völkerbundes nehmen. 
Von Antang an zielte die Unterstützung Deutschlands und Ungarns darauf ab, die 
hier zusammengeschlossenen Minderheitenorganisationen als Instrument ihrer 
eigenen Politik der Revision der Pariser Vorortverträge zu benutzen. Entspre­
chend den Zielen dieser Revisionspolitik war die politische Stoßrichtung der Ein­
tlußnahllle des Nationalitätenkongresses antipolnisch bzw. antijugoslawisch und 
antiru111änisch. Nach kurzer Zeit verließen die polnischen und die jüdischen Min­
derheitenorganisationen den Kongreß. Setzte die Subventionspolitik gegenüber 
den deutschen Minderheilen in Polen schon 1920 ein, so wurde der Nationalitä­
tenkongreß, der ja nicht nur deutsche Minderheitsorganisationen vereinigte, über 
finanzielle Subwnt ionierung und zunehmend organisatorische Steuerung seit 
19::n zu111 direkten Instrument der deutschen Revisionspolitik, nach 1933 der fa­
schistischen Expansionspolitik. Nachdem es 1931 gelungen war, die Minderhei­
tenorganisationen auf eine nationalkonservative Linie einzuschwören, konnte die 
lli tlcrregierung direkt daran anknüpfen. 

Die Fleißarbeit der Vertasserin wurde 1999 in Marburg als Disser1ation vet1eidigt. 
Da das Archiv des Kongresses verschollen ist, mußte sie die Quellen aus Archi­
ven vieler Länder und Organisationen mühsam zusammensuchen. Der Material­
reichtum der Arbeit kontrastiet1 kraß mit den unzureichenden theoretischen und 
begritllichen Voraussetzungen. Die Autorin will Begritle wie "Volksgruppe·' etc. 
wegen der Jl·üheren politischen Verwendung meiden, das wäre allerdings sinnvoll 
nur möglich, wenn sie die theoretisch-begrillliehe Konstruktion, in der diese Be­
grilk verwendet wurden und werden, selbst kritisch rekonstruie11 hätte. So ma­
chen sich gegen ihren Willen die realen Implikationeil des sog. Volksgruppen­
rechts trotz terminologischer Vermeidung immer wieder geltend. Eine analoge 
Diskrepanz besteht zwischen dem ausgebreiteten Material und der politischen 
Absicht: ßamberger will die konservative, deutseilnationale Traditionslinie der 
Politik tlihrender Funktionäre des Nationalitätenkongresses von dessen taschi-
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stischer Instrumentierung abgrenzen, doch ihr Material macht ihr einen Str ich 
durch die Rechnung und stützt ihre Abgrenzung oft nicht. 

Vielfach wächst ihr das Material auch einfach über den Kopf: eine souveriine und 
flir den Leser überschaubare sinnvolle Einordnung gelingt nicht immer. Obwohl 
sie unterstellt, daß mit dem Europäischen Nationalitätenkongreß den Kräfien des 
dem Deutschen Schut:hundes ein Feld eigener, vom Auswärtigen Amt kaum kon­
tro llierbarer Neben-Außenpolitik eröffnet wurde, werden Spezifik und Stellung 
von Verbänden wie dem Deliischen Schwzbund mehr vorausgesetzt als gekl;ir1. 
Das Verhältnis der heutigen Föderation Europäischer Volksgruppen 
zum Kongreß als ihrem Vorgänger wird ebensowenig thematisiert wie das Ver­
hältnis der damaligen Zeitschrift Nationu nd Staat zur heutigen Europa Ethnica. 

Bamberger gibt wesentlich eine Organisationsgeschichte der jährlichen Kongres­
se, aber nicht immer übersichtlich. Neue Forschungsergebnisse legt sie vor allem 
über die Beziehungen des Nationalitätenkongresses zum Auswärtigen Amt vor. 
Ausführlicher behandelt sie die Rolle der Presse. Bescheidenste Ansätze einer so­
zialgeschichtlichen Behandlung bleiben im Versuch stecken, insbesondere wer­
den die realen Interessen der Minderheiten, deren Organisationen Ver1reter in den 
Kongreß entsandten, und die Verfechtung oder Mißachtung dieser Interessen 
nicht thematisiert. Die Suggestion, der Kongreß hätte wenigstens zeitweise eine 
per se eigene Revisionspolitik betrieben, überzeugt nicht. 

I RENE STRENGE: Machtfibernahme 1933 Alles m!lfegalem Weg:) Duncker & 
Humblot. Berlin 2002 (Zeitgeschichtliche Forschungen, 15) 233 S. 

Strenge unternimmt es, die Machtüber1ragung an die Hitlerregierung und deren 
anschließende Machtusurpation aus der Sicht der Juristin zu schi ldern. Ausgangs­
punkt ist der Ausspruch Wilhelm Fricks, des Innenministers der Regierung l litler­
Papen-Hugenberg: " Ich wollte alles auf legalem Wege eneichcn. Schließlich bin 
ich ja Jurist." Fricks Anteil an der Errichtung der Nazidiktatur wird meist zu gering 
eingeschätzt, Strenge aber will die These untermauern: Man kann Fricks Bedeu­
tung kaum hoch genug flir Hitlers Diktatur veranschlagen. "Frick kümmer1e sich 
um die legale Bemäntelung des Machtausbaus. Ohne den Aufbau der legalen rassa­
de durch Frick, ohne den legalen Weg hätte v. Hindenburg Hitler weder zum KarlZ­
Jer ernannt, noch wäre eine Umstrukturierung des Verfassungsgefüges denkbar 
gewesen, wie sie dann bis zum Ermächtigungsgesetz stattfand. Göring Obernahm 
die praktische Umsetzung des legalen Weges. Diese Umsetzung hieß: Ten·or!·' ( 17) 

Legal entstand d ie Nazidiktatur nur entsprechend einem damals vorherrschenden 
Legalitätsverständnis. Sowohl Hitler, Frick und Göring als auch jene. die Papens 
Kurs favorisierten, wollten die Weimarer Verfassung beseitigen, nach außen aber 
forderten und versprachen sie Verfassungstreue. Die Hauptschritte eines legalen 
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zur Macht hießen fUr Hitler Besetzung von Schlüsselpositionen und 
MachtausbaLL 

Die rechtliche Ausgestaltung des Kabinetts Hitler war bis zum Ermächtigungsge­
setz nicht von jener der vorangegangenen Präsidialkabinette unterschieden. Das 
Novum gegenüber den früheren Kabinetten auf der Basis des § 48 liegt nach 
Strenge in der usurpatorischen Absicht Hitlers, den Reichspräsidenten und den 
Reichstag politisch auszuschalten und sich unabsetzbar zu machen. "Hitler war 
entschlossen, sich mirtel des Staatsnotstandes an der Macht zu halten, geschehe, 
was wolle, auch gegen den Willen des Reichspräsidenten." (205) Nach dem 30. 
Januar 1933 geriet der Staatsnotstand zur Waffe in der Hand Hitlers und Fricks. 

Für 1-1 itler war der legale Weg zur Macht mit dem Ennächtigungsgesetz abgeschlos­
sen. So weit tlihrt auch die Analyse Strenges, doch sie geht davon aus, daß bereits 
111 it der Reichstagsauflösung am I. Februar, entscheidend abermit dem 28. Febru­
ar Usurpation der Macht zu datieren sei. Nach dem 5. März habe sich die recht­
liche Qualität der Regierung Hitler geändert. Bis dahin war sie ein Präsidialkabi­
nell und ab 2. Februar ein Präsidialkabinett bei aufgelöstem Reichstag, nach dem 
5. März halle die Regierung eine parlamentarische Mehrheit hinter sich. Für die 
terroristische Praxis aber war diese rechtliche Änderung völlig belanglos, der 
staatliche Terror wurde nach wie vor aufgrund eines Notverordnungspakets aus­
geübt. Vom 5. März bis zum Zusammentreten des Reichstagesam 21. März ver­
abs<.:hiedete Hindenburg noch weitere Notverordnungen. Mit dem Ermächtigungs­
gesetz war die Regierung weder vom Vertrauen des Reichspräsidenten noch von 
parlamentarischer Billigung abhängig. Obwohl tlir Frick das Ende des legalen 
Weges noch keineswegs erreicht war, wünschte er sich vergebens ein neues Verfas­
sungswerk. 

Beschränkung auf eine juristische Beurteilung jedes einzelnen Schrittes 
von der Auflösung des preußischen Landtages 1931 bis zum Ermächtigungsge­
setz 1933 ist ambivalent, weil sie nicht durchgängig die juristische Qualifizierung 
der Sachverhalte mit deren politischer Bedeutung korreliert. Ihre subtile Spezial­
analyse aber ist - tlir ihren Gegenstand - mit empirischen Material abgestützt. Ihr 
methodischer Rückgrill auf totalitarismustheoretische Prämissen ist tlir die Ana­
lyse überflüssig und begritllich verwässernd. 

Herrschoji und Cell'alt. Friihe Konzentrationslager 1933-1939, hg. von 
Wü l F(it\NG BI·:N/ und BARBARA DIESTEL (Geschichte der Konzentrationslager 
1933- 1945. Bd. 2), Metropolverlag, Berlin 2002, 295 S. 

Dieser Sammelband vereinigt Beiträge recht disparaten Umfangs zu einzelnen 
titihen Iaschistischen Konzentrationslagern und Haftstätten. Die beiden umfang­
reichsten Beiträge widmen sich dem Konzentrationslager Lichtenburg ( 1933-37; 
1937-39) und den fi·ühen Emslandlagern, die bis 1936 bestanden haben. Aufge-
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nommen ist auch das badische Kislau ( 1933-1939), dem auch nach 1939 als wei­
ter bestehende Haftstätte unterschiedlichste Funktionen zufielen. und das Colum­
biahaus im Berliner Bezirk Tempelhof ( 1933-1936). Diese Hatistiitten erscheinen 
rückblickend als Zwischen- und Bindeglieder zwischen den fi"iihen Lagern und 
den seit 1936 zunehmend professionalisierten Konzentrationslagern unter der 
alleinigen Kontrolle der SS und markieren damit den Übergang zum System der 
Konzentrationslager. 

Darüber hinaus finden sich in dem Band Studien zu frühen Lagern aus den Jahren 
1933 (Hassenberg, Leschwitz, Kuhlen, Bremen-Mißler) und zu solchen, die von 
1933 bis Anfang 1934 bestanden haben (Giückstadt, Ankenbuck, Sonnenburg. 
Bremen-Ochtumsand, Bremen-Langlütjen II, Brauweiler). Kennzeichnend flir 
diese Lager ist ihr oft provisorischer Charakter, der sich auch in unterschiedlicher 
Trägerschaft und Bewachung ausdrückt. Hier werden vor allem auch Kontinui­
täten zur Justizhaft und anderen Formen der Verwahrung (z.B. Innere Mission) 
deutlich. 

Die Auswahl überzeugt nicht, einige der Beiträge hätten besser im 200 I erschie­
nenen ersten Band Terror ohne Sys1em. Die erslen Konzen/ralionslagcr im Nalio­
nalsoz ialismus 1933-1935 ihren Platz gefunden. Doch liegen mit diesen beiden 
Sammelbände nunmehr Arbeiten vor, mit derer Hilfe man s ich schnell einen 
Überblick über zahlreiche rrühe Konzentrationslager der Jahre 1933 bis 1936 
verschaffen kann. 

Y ASMIN DOOSRY: .. Wohlmif, laß/ uns eine S1ad1 und einen Turm hauen 
Siudien zum Reichspcm eilagsge lände in Nümb erg, Ernst Wasmuth-Verlag. 
Tübingen-Berlin 2002, 574 S. 

Die Arbeit wurde 1991 an der Hamburger Universität als Dissertation verteidigt. 
Für den Druck wurde die neuere Forschungsliteratur berücksichtigt. sofern sie das 
Thema direkt behandelte. Inzwischen ist in Nürnberg ein Dokumenlmions::enlnlm 
Reich.1pm·teilagsgelände eröffnet worden, dessen wissenschallliehe Ergebnisse in 
das Buch nicht mehr Eingang fanden. 

Eingangs skizziert die Autorin die Geschichte der Reichsparteitage der NSDAP. 
es geht ihr dabei um die Genese des Parteitagsprogramms und dessen Funktionen 
zunächst für die Disziplinierung und Integration der NSDAP-Mitglieder. Denn 
die bis 1933 erprobten Handlungsabläufe sollten für die spätere architektonische 
Ausgestaltung des Geländes maßgebend werden. 

Erster Schwerpunkt des umfangreichen, gut dokumentierten und vorzOglieh aus­
gestatteten Bandes ist die Herausbildung der organisatorischen Strukturen fiir die 
Planung und Verwirklichung des Projekts Reichsparteitagsgelände. Mit der Be­
stimmung Nürnbergs zum Veranstaltungsort wurde der Stadt 1933 die Rolle des 
Bau- und Kostenträgers zugewiesen, die sie finanziell überforderte. Die von der 
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Staut eingl.!richtete Zentralstelle mußte ihre Aufgaben mit der von der NSDAP 
eingerichteten der koordinieren; das Kon­
lliktpotential wuchs mit den Problemen der Finanzierung. An Kosten wurden 
jährlich 40 Mi II ionen RM im Reichshaushalt veranschlagt. Mit der Gründung eines 
Zweckverbandes war die Stadt zwar nicht mehr Bauherr, ihr oblag aber faktisch 
weiterhin die Funktion des Bauträgers. Den einfachsten Weg, Finanzierungs­
lücken zu schlielk n, nämlich das Bauprogramm zu beschneiden, ging der Zweck­
wrband nicht. Bis 1937 gab das Reichsfinanzministerium rund 38,2 Mi II. RM tlir 
den ßau ti"ei. Selbst als der Bau nach Kriegsbeginn stillgelegt wurde, bezahlte das 
Reichsfinanzministerium weiterhin Lieferungen datlir. 

Den Hauptteil nimmt die Analyse des architektonischen Projekts vor allem in der 
Durehliihrungsphase ein. Luitpoldarena, Luitpoldhalle und Deutsches Stadion 
werden als Fallbeispiele tlir den Bauentwurf und die Bauweise des Reichspartei­
tagsgelündes ausllihrlich vorgestellt, bautechnisch auch dokumentiert und ästhe­
tisch analysiert. Die praktischen Erfordernisse der Bauten und Anlagen wurden 
streng dem Ziel untergeordnet, das Reichsparteitagsgelände als "Tempelstadt der 
Bewegung·· wahrnehmen zu lassen, der Verherrlichung der politischen Ordnung 
des ,.Dritten Reiches·· und der sinnfälligen Vermittlung seiner Ideologie. Erforder­
liche praktische Funktionselemente wie technische oder sanitäre Einrichtungen 
sollten möglichst unsichtbar oder wenigstens unauftallig bleiben. Landschafts­
gärtnerische Eingrirte so llten der Gesamtanlage die Aura eines " Heiligen Hains 
des Deutsch- und Gennanentums" verleihen, die riesigen Ausmaße beim Betrach­
ter Demut und Ehrfurcht hervorrufen. Der Einsatz ephemerer symbolträchtiger 
Dekorationsmittel und etlekte sowie bedeutungsvolle Sicht- und Achsenbezüge 
reichten über di!.! Grenzen des Geländes hinaus. 

Die einzelnen Baukomplexe setzten innerhalb der Gesamtanlage unterschiedliche 
Aben te. Die drei von der Vertasserin ausgewählten Bauten sollten den militäri­
schen Aspekt der Paneitagsveranstaltungen herausheben und pseudosakral über­
höhen. Dies geschah durch Inszenierungsmittel des Theaters, durch Bezüge zu 
Theater-, Militär- und Sakralbauten aus verschiedenen Epochen. Die Wirkungs­
mittel waren bei den drei Bauten unterschied lich gewichtet. Luitpoldarena und 
Luitpoldhalll.! verzichteten weitgehend auf Bauornamente, sie sollten bei der aus­
gefi:ilten Marschchoreographie der Veranstaltungen durch das ,.Ornament der 
Masse·· ersetzt werden. " Das militärische Element war bei der Luitpoldarena 
durch die Einbeziehung des bereits vorhandenen Gefallenendenkmals in ihr 
marschle id architektonisch präsent, aber auch durch die Blockhaftigkeit, Axialität 
und die hicrarchisch-gestatlelten Strukturen ihrer baulichen Gestaltung·'. (381) 

Zur infrastrukturellen Erschließung des Geländes, der eine zentrale Rolle für 
die Organisat ion der NSDAP-Parteitage zukam, plante der Zweckverband vor 
allem eine ratione lle Verkehrsabwicklung. Speer hat im Gegensatz zu eigenen 
ßekundungen bis Herbst 1934 relativ wenig Einlluß auf die Planung und Aus-
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ftihrung der Parteitagsbauten nehmen können, es gelang der Stadtverwaltung. 
seinem Ehrgeiz Grenzen zu setzen. Erst seit seiner Bestellung zum Architek­
ten des Zweckverbandes 1935 erlangte er die maßgebende Position bei der 
Entwurfsplanung. 

W OLFGANG LOT7.: Die Deliische Reichspost 1933-1945. Eine polilische Ver­
wallllngsgeschic/71e, ßd. 1: 1933-1933; 319. S.; GERD R. Ul'll l:i{SCJI,\R: Die 
Deliische Reichsp osl 1933-1945 . Eine polilische Verwallungsgeschichle , Bd. 
II: 1939-1945 ,380 S., Nicolaische Verlagsbuchhandlung. Berlin 1999. 

Die Reichspost unter Minister Wilhelrn Ohnesorge wurde von den Verschwörern 
des 20. Juli zu Recht als ,.ziemlich stramm nationalsozialistisch" eingeschätzt. Die 
Bände zu ihrer Verwaltungsgeschichte reihen sich ein in eine Vielzahl von spe­
ziellen Institutionengeschichten dieser Zeit. Postgeschichte aber ist nicht nur Ver­
waltungsgeschichte, sondern mindestens gleichermaßen Kommunikationsge­
schichte als Herrschaftsgeschichte. Vierzig Jahre lang galt ein wissenschaftlichen 
Ansprüchen nicht genügendes Werk über die Reichspost als Standardwerk (Karl 
Sautter: Geschichte der deutschen Reichspost 1871-1945, Franktin't/Main 1951) 
1991 schickte ihm Frank Postler eine sozialwissenschaftliche Analyse hinterher 
(Frank Postler: Die historische Entwicklung des Post- und Fernmeldewesens in 
Deutschland vor dem Hintergrund spezifischer Interessenkonstellationen bis 
1945. Eine sozialwissenschaftliche Analyse der gesellschaftlichen Funktionen der 
Post, Frankfurt 1991 ). 

Die beiden Bände von Lotz und Ueberschär sind die ersten geschichtswissen­
schaftliehen Arbeiten, die aus den Akten und handwerklich solide gearbeitet sind. 
Die Autoren konnten sich auf umfassend überlieferte Archivbestände stiitzcn. Sie 
haben zwölf Jahre an den Bänden gearbeitet. Ihre konzeptionelle Einschränkung 
auf politische Verwaltungsgeschichte ist zu bedauern, aber verständlich. Damit 
blieb die Unternehmensgeschichte der Post als Teil der Wi1'!schalis- und Sozial­
geschichte außen vor, die soziale Rekrutierung des Personals wurde nicht thema­
tisiel'l, die industrielle Forschung bei der Reichspost ebensowenig. 

Mißt man die Bände nicht mit dem Anspruch, das Standardwerk zu Postgeschich­
te zu sein. so sind sie politisch interessant und informativ. Lotzes Konzept flir den 
ersten Band ist der Übergang von einer wirtschaftlichen zu einer ausschließlich 
ideologisch geftihrten Organisation. Das trägt weit, aber nicht allzuweit denn die 
Post blieb natürlich ein staatliches Unternehmen und mit 540.000 Beschäftigten 
eines der größten Unternehmen Deutschlands. Lotz erörtert u.a. den Konflikt zwi­
schen der Gestapo, die die Post zur intensiven Mitarbeit bei der Überwachung von 
"Staatsfeinden" zwingen wollte, und der Post, die sich diesem Ansinnen aus ver­
schiedenen Gründen verweigern wollte. 
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()l;!r zweite 13and behandelt die Leistung der Post tlir den Krieg, und zwar nicht 
nur die Feldpost. Der personalistische, auf Ohnesorge bezogene Ansatz des gan­
zen Werkes wird im zweiten Band bis zur Absurdität geführt, wenn die unter­
schiedlichen Organisationstonnen der Post in den okkupierten Gebieten im we­
sentlichen aufpersönliche Konflikte zwischen Hans Frank und Kurt Daluge einer­
seits und Minister Ohnesorge andererseits zurückgellihn werden. 

Die Abstimn1ung zwischen beiden Bänden ist nicht gut gelungen, es gibt nicht 
wenige vermeidbare Wiederholungen. Zugleich ermangeln beide Bände eines Re­
siimees. Ueberschär legt den zweiten Band streng chronologisch an, zerreißt da­
mit aber inhaltliche Komplexe, z. B. die Beschäftigung von Zwangsarbeitern 
durch Post oder die Zusammenarbeit der Post mit der SS. Letzteres aber wäre 
nicht unwichtig gewesen, sah die SS doch tlir die Nachkriegszeit in der Reichs­
post die ßasis tlir einen direkten Zugriffaufdie Kommunikationskanäle. 

DoROTIIIT WITI'IJRI'CII T: Der E.xekutionsaujirag der Einsat=grupp en in 
Pulen. Marksteinverlag flir Kultur- und Wirtschaftsgeschichte, Filderstadt 
200 I (Markstein diskursiv) , 78 S. 

Die Autorin will in dieser Publikation erkunden, wer wann und wie den im über­
t:lllenen Poh.:n tütigen Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SO welchen 
Exekutionsaulirag erteilt hat. Ein solcher Liquidierungsauftrag zur Ermordung der 
polnischen Intelligenz. des Adels und der Geistlichkeit liegt in schriftlicher Form 
erst mit dem Protokoll der Besprechung der Amtschefs des Reichssicherheits­
hauptamtes vom 14. Oktober 1939 vor. Zweitellos hat ein otlizieller Tötungs­
aulirag an die Führer der Einsatzgruppen aber schon vorher bestanden, nur wurde 
vermieden, ihn schrilllieh zu fixieren. Die von den mündlichen Einsatzbetebien 
gedeckten Mordtaten kontrastierten mit den zuvor erlassenen, mit dem Heer 
abgestimmten schriftlichen Einsatzrichtlinien. Weitbrecht rekonstruier1 daher tlir 
die Phase der Vorbereitung seit Juli bis zur formellen Auflösung der inzwischen 
stationär gewordenen Einsatzgruppen der "Aktion Tannenberg·' im November die 
II intergründe und Abläufe der Betehlsgebung und das schrittweise Zurückwei­
chen Lkr Heeres!Uhrung unter von Brauchitsch bei der Auflösung der ihm über1ra­
genen vollziehenden Gewalt. 

Sie stiitzt sich hauptsächlich auf die Tagesberichte der Einsatzgruppen und auf die 
Unterlagen der Zentralen Stelle Ludwigsburg, darunter Verhöre von Angehörigen 
der Einsatzgruppen in Polen. Polnische Quellen werden nur herangezogen, sofern 
sie deutsche Dokumente abdrucken. Aber auch von der deutschsprachigen Fachli­
teratur nimmt die Autorin nur spärlich Kenntnis. Das begünst igt ihre kurzschliissi­
ge Folgerung, verkündete Zielsetzungen der Mördergruppen bereits für die Reali­
tät zu nehmen. z.B. Heydrichs Behauptung, von den polnischen Führungs­
schichten st:ien nur drei Prozent übriggeblieben. 
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G UNNJ\ R S. PAU I.SSON: Sec:rel Cily . The Hidd el7 .Jews of Warsmr 19HJ-I IJ.f5. 
Yale University Press New I-laven and London, 2002, 298 S. 

Während die Aufmerksamkeit der Historiker gewöhnlich dem W<trsch<lller Ghello 
gilt, will Paulsson diese Identifizierung des jüdischen Warschau durchbrechen. Er 
geht davon aus. daß insgesamt über 28.000 Juden versteckt wurden bzw. illegal in 
Warschau lebten. 5.000 von ihnen waren gar nicht erst ins Ghetto gezogen. das 
war ein Prozent der Ghettobevölkerung, 13.000 waren erst nach der .. Großen l.i­
quidierung" vom Sommer 1942 aus dem Ghetto geflüchtet. Um diese versteckten 
Juden zu unterhalten. um ihre Ernährung zu sichern und illegale Qum1iere zu be­
sorgen, waren nach Berechnungen des Autors 70.000 bis 90.000 Warschauer 
Polen einbezogen. Zwischen 8.000 und 9.000 der Versteckten bezogen (iber den 
1-lilfsrat ftir die Juden (Zegota) eine regelmäßige finanzielle UntersllHzung. Die 
versteckten Juden und ihre Heiter mußten nicht nur vor den Okkupanten. sondern 
auch vor rund 4.000 .. szmaleownicy" geschützt werden. jenen Polen. die syste­
matisch versteckte Juden suchten, erpreßten und an die Gestapo verrieten. Rund 
11.500 der versteckten Juden haben den Krieg überlebt. 

Die Quellenlage war tlir Paulsson außerordentlich schwierig. Er nutzte Tagebli­
cher, Testamente, Memoiren der versteckten Juden und die Berichte jener Org<tni­
sationen, die ihnen halten. ln der Bewertung und Nutzung dieser Quellen folgt er 
der Maxime von Jan Tomasz Gross, daß unter dem Prius der Perspektive der Op­
fer allein die Berichte der Überlebenden als authentisch und daher <1 priori arlir­
mativ zu behandeln seien ,.until an independent conlirmation of its content h<ts 
been found". Mit dieser Maxime allein aber kommt auch Paulsson nicht aus. und 
sie behebt die Probleme der notwendigen Quellenkritik nicht. 

Der Verfasser unterstellt, daß die versteckten Juden nicht absolut isoliert lebten, 
sondern mit ihren polnischen Helfern gemeinsam eine Geheime Swd1 bildeten. 
mit eigenen sozialen Strukturen und eigenem Leben, eigener Kultur und Literatur. 
So wie im Vergleich mit anderen Autoren und mit den publizierten und den zu­
gänglichen Quellen Paulssons Zahlen überhöht erscheinen, so erscheint seine Be­
wertung der Gesamtheit der Versteckten und ihrer Helfer als originäre, strukturierte 
Gesellschaft insofern überzogen, als die strenge Isolierung der versteckten .Juden 
Bedingung ihres Überlebens war, auch wenn sie als Adressaten der Hi lfe ent­
scheidend in das Leben dieser I 00.000 Menschen einbezogen waren. 

Paulsson will mit seiner Arbeit eine Lanze datlir brechen, Flucht und Vcr:-.tccken 
der Juden als eine legitime Fonn des Verhaltens zu bewerten, ja <tls dem Wider­
stand gleich würdig anzusehen. Er polemisiert gegen Raul Hilbergs Abwet1ung 
dieses Verhaltens. Weiterhin will er die zweite Widerstandsorg<tnisation im War­
schauer Ghetto, den ,.revisionistischen" Jüdischen Militärverband (ZZW) neu be­
werten. Dieser habe mit seiner Orientierung auf Flucht und Ausbruch aus dem 
Ghetto und seiner Praxis des Tunnelgrabens in den .. arischen .. Teil der Stadt die 
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allein richtige Strategie verfolgt, die wenigstens eine geringe Überlebenschance bot, 
denn .. otherwise a suicidaluprising made no sense'' ( II ). 

Der schwedische Historiker vom Holocaust Exhibition Projekt am Londoner Im­
perial War Museum ve11eidigte die vorliegende Arbeit als Dissertation an der Ox­
tord University. Betreuer waren der Oxtorder Historiker Peter Pulzer und seine 
Warschauer Kollege Jerzy Tomaszewski. Es ist dies die erste wissenschaftliche 
Arbeit über die in Warschau versteckten Juden. 

l-1 /\NS- PICTJ:R KI.Al JSCII: Jacob de Jvnge. Aus deutschen Kon::emrativnslagern 
in den niedaländischen U111ergrund (DIZ-Schriften , hg. vom Dokumentations­
und lnlonnat ionszentrum Emslandlager , Bd. 12) , Edition Temmen, Bremen 
2002,144 S. 

Klausch schreibt die Biographie eines jüdischen Kauti11anns aus dem ostfriesi­
schen Rheiderland. Als in den ersten Wochen nach dem 30. Januar 1933 sich die 
rasch errichteten Konzentrationslager lUllten, waren jüdische Gefangene eine klei­
ne Minderheit, Funktionäre und Mitglieder der organisierten deutschen Arbeiter­
bewegung die überwältigende Mehrheit. Zu Übergriffen gegen jüdische Bürger 
und jüdische Einrichtungen kam es schon vor dem reichsweit organisierten Boy­
kott jüdischer Geschätie, Ärzte und Rechtsanwälte. Noch blieben Juden aber von 
massenhaften Verschleppungen in Folterkeller und Konzentrationslager verschont. 

Der erfolgreiche Kautinann Jakob de Jonge (1874-1947) war den Nazis seiner 
llcimatstadt ti·ühzeitig verhaßt, er gehörte im Sommer 1933 zu den ersten jüdi­

llätilingen im Konzentrationslager Börgennoor. Von dort wurde er in die 
verlegt, aber 1934 entlassen. Nach der Reichspogromnacht erneut 

verhaliet und in das Konzentrationslager Sachsenhausen deponiert, emigriel1e er 
nach der Entlassung mit seiner Familie in die Niederlande. Als die Wehrmacht 
1940 die Niederlande überrannte, versuchte die Familie nach England zu entkom­
men. doch es ge lang ihr nicht mehr, sie kehrte nach Leuwaarden zurück. 

Am 17. Juli 1942 trafen die ersten drei Transpo11e mit niederländischen Juden aus 
den Lagern Westerbork und Amerstort in Auseilwitz ein. Oe Jonge ließ sich nicht 
deportieren. Als die ersten Transportzüge in die Vernichtungslager zusammenge­
stellt werden, wählte seine Familie das "onderduiken·' und lebte bis 1945 illegal. 
Die Schilderung dieser Jahre gehö11 sicher zu den besten Passagen dieser aufun­
verölh:ntlichte Dokumente, Briete und Zeitzeugenberichte gestützten jüdischen 
Familienbiographie. Der Geschätismann de Jonge konnte sich beim Bewältigen 
<.k:r überaus pr.:kären Umstände des Untenauchens auf die Hilfe niederländischer 

stützen, das schwierigste Problem im hungernden Holland war 
die Ernährung. Mehrere Familienmitglieder, vor allem seine Tochter Ruth traten 
in die Widerstandsbewegung ein und hallen aktiv bei der Bekämpfung der deut­
schen Okkupanten. Das Buch ist flüssig geschrieben und gut illustriert. 
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EtKE W OLLGi\ST : Die Wahrnehmung des Drillen Reiches in der unmiu elharen 
Nachkri egs::eit (19-15146) (Schriften der Philosophisch-historischen Klasse der 
Heidelberger Akademie der Wissenschaftern , Bd. 22), Universitätsverlag C. 
Winter Heidelberg 200 I. 360 S. 

Der Verfasser versteht sein Buch zur Recht als Innovation. Die unmittelbare 
Nachkriegszeit, vor allem die Jahre 1945 und 1946, ist bisher von den deutschen 
Historikern weitgehend vernachlässigt worden. Wollgast hilft diese Lücke zu 
schließen, allerdings nur tlir eine sehr spezifische Frage. Er will nämlich nicht zu 
Ietzt mit diesem Band zur Begründung einer Teildisziplin Wahrnehmungsge­
schichte beitragen. Dieser Forschungsbereich, so der Autor, biete den Vorteil, dal.l 
seine Ergebnisse .. ebensoviel über das Wahrgenommene wie iiber den Wahrneh­
menden zu erschließen imstande sind:' (9) Vorsicht allerdings sei geboten. um 
,.die Struktur des Nichtwissens einer vergangenen Periode wiederherzustellcn .. 
(Norber1 Elias), also das vergangene Wissen gerade in seiner II istorizität und 
Par1ialität zu rekonstruieren. Nun ist allerdings nicht zu leugnen, daß der spätere 
Historiker tatsächlich vieles besser weiß als die Zeitgenossen, deren Wahrnehmung 
er erforscht. Behutsamkeit allein aber reicht methodisch nicht aus, um den 
Umgang vergangener Personen mit ihrem Wissen zu rekonstruieren und zu 
beurteilen. Es bedarf der Eruierung ihrer Zwecke und explizier1er Maßstäbe. 
ersteres leistet der Verfasser, letzteres nicht. 

Wollgast erschl ießt dem Leser bisher nicht ausgegrabenes, höchst interessantes 
Material. Allerdings handelt es sich nur indirekt um die Wahmehmung des .. Dritten 
Reiches", direkt vielmehr um die politische Präsentation bestimmter Teile dieser 
Wahrnehmung in öffentlichen Stellungnahmen von drei Personengruppcn. Diese 
sind erstens führende Politiker der 1945/46 in allen Besatzungszonen wieder zu­
gelassenen Par1eien und Gewerkschaflen, zweitens die Bischöfe und Funktions­
träger der beiden großen christlichen Kirchen und drittens die Rektoren der wie­
der eröffneten Universitäten. 

Die Auswahl dieser drei Gruppen erfolgt unter mehreren Kriterien: Es handele 
sich um "Reaktionen der Überlebenden derjenigen Funktionseliten ... , die durch 
das Dritte Reich weit weniger korrumpiert waren als etwa die Eliten des Verwal­
tungs- Regierungs- und Militärbereichs". Parteien, Kirchen und Universitäten wa­
ren "in der unmittelbaren Nachkriegszeit diejenigen gesellschaftlichen Bereiche. 
deren Repräsentanten entschiedener als andere Deutungskompetenz beanspruch­
ten und über beträchtliche, nur marginal angefochtene Deutungskompetenz ver­
fügten·'. ( 13) Dabei haben sie damals ,.Argumentations- und Deutungsmuster fest­
gelegt und verbreitet ... , die für die Folgezeit vielfach die Maßstäbe gesetzt haben ... 
(14) Die von Wollgast vorgestellten Äußerungen sind repräsentativ llir die genann­
ten drei Gruppen. Der Informationsreichtum macht den Gewinn des Buches aus. 
zugleich ist man erstaunt. wie früh bestimmte verschleiernde Argumentations­
figuren zum Faschismus entwickelt und zielgerichtet verbreitet wurden. 
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Bei den Parteien handelt es sich um Gründungsautrufe oder Reden auf den ersten 
Parteitagen. Das hierzu ausgebreitete und analysierte Material nimmt rund die 
te des Buches ein. Während sich die Parteien der sowjetischen Besatzungszone 
relativ rasch gründen und zentral organisieren konnten, waren die Neugründungs­
prozesse in den westlichen Besatzungszonen dezentral. Entsprechend kann Woll­
gast llir die sowjetische Zone die zentralen Verlautbarungen heranziehen, wäh­
rend er llir die westlichen Länder zahlreiche, oft recht heterogene Texte aufgreift 
und sie explizit vergleicht. Bei den beiden Kirchen zieht der Herausgeber Hirten­
briefe, Synodalkundgebungen und Worte bzw. Briefe der Bischöfe heran, die 
wichtigsten sind für den katholischen Episkopat der Fuldaer Hirtenbrief vom 23. 
August 1945 und die Hit1enbriefe des Freiburger Erzbischofs Gröber, tUr die 
evangelischen Kirchen das Stuttgarter Schuldbekenntnis. Für die Universitäten 
gri 1r Wollgast auf die Ansprachen aller ihrer Rektoren zur Wiedereröffnung zu­
rück. heran. Für alle drei Gruppen aber gilt, daß die Autoren bereits seinerzeit mit 
ihren Äußerungen höchste Autorität beanspruchten. 

Diese Texte werden nach einem bestimmten Raster betragt: 
I. Was tlir ein Bild des " Dritten Reiches·' zeichnen die Autoren? 
2. Worin sehen sie die Ursachen der faschistischen Diktatur, wie deren Genese? 
3. Wie verhalten sie sich zu den Verbrechen des Naziregimes vor und im Krieg? 
4. Was sagen sie zur Judenverfolgung und zum Judenmord? 
5. Wem schreiben sie welches Maß von Schuld zu, welche Mitschuld sich selbst? 
6. Welche Haltung nehmen sie zum Widerstand ein'> 
7. Welche Zukuntisautgaben sehen sie tlir die Überwindung der Folgen? 

Natlirlich waren die Reden oder Hirtenbriete nicht nach den Fragepunkten des hi­
storischen Analytikers vertaßt. Die Intentionen der Verfasser dieser programma­
tischen Äußerungen waren vielmehr aufjene gerichtet, als deren Interessenvertre­
ter sie sich sahen. Ihre Äußerungen zur Nazidiktatur bildeten den Hintergrund, vor 
dem sie die Zukuntisau(gaben zeichneten und Zielvorgaben projizierten. "Die 
meisten Texte··, so der Autor, "sperren sich mithin von ihrer erklärten Intention 
her gegen die Fragestellung der Arbeit und müssen gewissermaßen ,gegen den 
Strich' gelesen werden, um Antwot1en darauf zu finden, wie die selbsternannten 
Sprecher des deutschen Volkes oder ihrer Klientel die Vergangenheit sahen, was 
sie heraushoben, worauf sie nicht oder nur unverbindlich und allgemein eingingen 
und wie sie ihre eigene Rolle und das Verhalten des deutschen Volkes bewerte­
ten ... ( 16) Das wichtigste Ziel jener Äußerungen, nämlich die Zukunftsprogram­
lllatik. blieb tlir den Autor am Rande, im Vordergrund seines Frageansatzes stand 
das lJrteilliber die Vergangenheit. Die Ergebnisse sind ergiebig, die vorgestellten 
Aulhlssungen meistens korrekt, die Analyse sachlich. An einigen Stellen fUhren 
antikommunistische Vorbehalte zu Klischees statt zur Analyse. 
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LARS RENS MANN: Kritische Theorie über den A nlisemitismus. Studien =u 
Struktur , Erklärungspotemial und Aklllalität. Dritte, überarbeitete Auflnge, 
Argument Verlag (Argument Classics), Berlin und Hamburg 2001. 

Die erste Auflage des Buches erschien 1998, die Veränderungen der dritten be­
schränken sich "vornehmlich auf Druckfehler und notwendige Korrekturen'·. Rens­
mann will die Analysen der Kritischen Theorie zu den Ursprüngen und Formen 
des Antisemitismus rekonstruieren, um davon ausgehend ihre Tragfähigkeit flir 
eine Erklärung des gegenwärtigen Antisemitismus zu prüfen. Er ist überzeugt, die 
Kritische Theorie habe die grundlegenden theoretischen Konzepte geliefert. die 
auch heute im Zentrum der wissenschaftlichen Diskussionen zum Antisemitismus 
stehen, sie biete tlir die Ursachenforschung des aktuellen Antisemitismus einen 
analytischen Rahmen und ein weitreichendes Erklärungsmodell, jedoch werde ihr 
Beitrag nicht immer berücksichtigt, ja verschwiegen. 

Rensmann bezieht sich entscheidend auf psychologische Ursachen und Mechn­
nismen des Antisemitismus. Dieser sei mit dem Autoritarismus eng verbriidcrt 
und als pathische Projektion, als soziale Paranoia und Welterklärung zu begrei tcn: 
" Der Antisemitismus als rationalisierte Paranoia entspringt den Imaginationen des 
Antisemiten, se iner autoritätsgebundenen wie stereapathischen Disposition, sei­
nen blind personifizierenden Zuschreibungen der Malaise der Moderne und sei­
nen eigenen verdrängten Wünschen." (337) Als zentrale These der Kritischen 
Theorie zum Gegenstand wird unterstellt, "daß der paranoide Antisemitismus. die 
Beharrlichkeit des judenfeindlichen Vorurteils überhaupt, im gesellschnfilichen 
,Fortschritt barbarischer Beziehungslosigkeit' und im modernen Autoritarismus 
seinen Ursprung finde".( II ). Folgerichtig wirft der Autor erst einmal Horkhei­
mers berühmtes Diktum über den Zusammenhang zwischen Kapitalismus und 
Antisemitismus samt allen funktionalhistorischen Analysen über Bord. Zweitens 
seien wesentliche Axiome der Freueischen Theorie in Zweifel zu ziehen. vor ni­
lern die triebstrukturellen Axiome, der Ödipuskomplex bei der Chnrakterbildung. 
die Zentrierung auf die frühkindliche Person sowie Freuds Vcrnnchllissigung in­

Interaktionen, die in der Zurichtung des autoritären abge­
schnitten würden. 

Ungeachtet partieller Kritik an der Relevanz Freudscher Axiome reduziert Rens­
mann die Theorie des Antisemitismus der Frankfurter Schule vor allem auf deren 
psychologische Aspekte. Daher unterstellt er den Vertretern der Kritischen Theorie. 
Kern ihrer Kritik sei die Zurückweisung all jener Auffassungen, die die Judeo­
phobie auf tatsächliche Konflikte in der Gesellschaft zurücktlihrten. Rensmanns 
Rekonstruktionsverfahren einer "kritischen Hermeneutik" läßt dann die Wider­
ständigkeit der Materie nur noch am Rande aufscheinen. Denn seine Ausgnngs­
punkte strukturieren, präjudizieren und beeinträchtigen seine Annlysen: Mit Leo 
Löwenthal, auf dessen Arbeiten sich der Verfasser entscheidend stlitzt und dessen 
Andenken das Buch gewidmet ist, hält er den Antisemitismus und den Völker-
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mord an den Juden llir das "negative Zentralereignis der Dialektik moderner Ver­
gesdl schatiung im 20. Jahrhundert ... (5) Der Krieg sei eine weniger relevante Be­
zugsgröße. Und mit Daniel Goldhagen hält er den Antisemitismus für ein Phäno­
men mit eigenständiger Dynamik; Zusammenhänge ökonomischer und herrschafts­
stab ilisierende Funktionalität hätten die Kritischen Theoretiker später selbst ver­
worli:n. 1:3ei solchen Prämissen wird es natürlich schlicht unmöglich, eine psycho­
allalytische politische Psychologie mit einer Gesellschaftstheorie zu vermitteln. 

I"Dikische Re/ iKiun und Krisen der Moderne. EntwiiJfe ., arteigener ·· Glau­
henssyste/1/e seit der Jahrhundertwende, hg von STEFANIE V. SCHNLJRl3EIN I 
J lJSTtJs II. Uum tc l rr, Königshausen & Neumann, Würzburg 200 I, 44 7 S. 

Der Band leistet nicht, was sein Titel verspricht. Von den 17 Beiträgen des Sam­
melbandes stellen nur vier seinen Gegenstand vor, darunter der intonnative Text 
von Ulrich Nanko über das Spektrum völkisch religiöser Organisationen, ein an­
derer über die Germanisierung des Christentums, ein weiterer über die Mazdaznan. 
Die Materialgrundlage, aufder Ulbricht als Herausgeber in die Problemgeschichte 
.. arteigener ' Rdigionsentwülie um 1900 eintlihtt, bzw. Frank Usarski beschreibt, wie 
die .. vö lkische Religiosität"' in der traditionellen Religionswissenschaft "verzerrr' 
\Vird. bleibt insgesamt dürftig, Auch der Beitrag über die Fortflihrung derartiger 
Religionsansätze nach 1945 ist von der Substanz her zu dünn, um wenigstens tlir 
diesen Zeitraum diesen Mangel auszugleichen. Zwischen der bescheidenen Be­
handlung des Gegenstandes in wenigen Artikel und der Vielzahl methodologi­
scher lkiu·:ige bzw. solcher zu Teilaspekten wie der Bildwelt der Völkischen oder 
Runengymnastik besteht ein arges Mißverhältnis. Zudem hat rund ein Drittel der 
ßeitr:ige mit dem im Titel ausgewiesenen Gegenstand nichts und nur sehr indirekt 
zu tun. So hat zwar die fi·eireligiöse Bewegung Beziehungen zum völkischen Mi­
lieu, doch z:ihlt sie nicht zu ihm. Der Attikel von Richard Faber über die Typen 
konservativer Anti-Intellektueller ist der beste Beitrag des Buches, doch tragt sich 
der Leser, was er in diesem Band zu suchen hat. 

llinsichtlich der Problemstrukturierung erweist sich die Protilierung des Her­
ausgebers am Denken Nietzsches als ambivalent, denn dessen Selbststilisierung 
zum Propheten einer Kunstreligion erweist sich als Analyseraster für den Gegen­
stand als genauso ungeeignet wie weitere von ihm stammende Muster, z.B. die 
ai"lirmative Rezeption mythologischen Materials. Der Herausgeber beklagt ein­
leitetH.l. daB die akademisch vertaßte Religionsforschung nur Felder bearbeite, aus 
denen die hier zu untersuchenden Religionsansätze herausfallen. Doch gerade 
deshalb wäre es um so notwendiger gewesen, die Forschung vorzustellen. Darauf 
wurde zugunsteil einer .. quellengesättigten Darstellung ihres Gegenstandsberei­
ches·· verzichtet. Doch gerade diese überzeugt nicht. 
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PtERRI-: BI.ET SJ: Papst Pius XII. und der =weite Weltkrieg. Aus den Akten des 
Vatikans. Aus dem Französischen von Birgit Martens-Schöne. 2., durchgeseh. 
Auflage, Ferdinand Schöningh, Paderborn 2000, 3 13 S. 

Bled lehrte 17 Jahre an der Päpstlichen Universität Gregoriana in Rom, bevor er 
1964 vom damaligen Papst Paul VI. zu einem der vier Herausgeber der .. Actcs ct 
Documente du Saint-Siege relatifs a Ia Seconde Guerre mondiale .. bcnlfcn wurde. 
Die anderen waren Robert A. Graham, Angelo Martini und Burkhart Schneider. 
Mit der Edition ausgewählter Dokumente zur Politik des Vatikans im zweiten 
Weltkrieg sollte der seit 1964/65 anschwellenden Welle der Beschuldigungen der 
Boden entzogen werden, Pius XII. habe .. aus politischem Kalkül oder aus Zag­
haftigkeit, unbewegt und schweigend die Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
angesehen, denen ein Wot1 aus seinem Munde ein Ende hätte bereiten können·· 
(IX). Von 1964 bis 1981 wurden aus den Archiven des Vatikanischen Staatsse­
kretariats elfDokum entenbände veröffentlicht. Der zweite Band enthält die Briete 
des Papstes an die deutschen Bischöfe, er wurde von Burkhart Schneider cclier1 
und I iegt als einziger auch in deutscher Sprache vor (Mainz 1966). 

Die elf Dokumentenbände ließen die Kritik an Pius XII. nicht verstummen. <tber 
nicht, wie Bled vermeint, weil sie nicht zur Kenntnis genommen wurden. sonelern 
im Gegenteil: die veröffentlichten Dokumente gaben der Kritik neue Nahrung. 
Ihre Auswahl zu apologetischen Zwecken ließ die Forderungen nach vollständi­
ger Otlenlegung der Vatikanarchive nicht mehr verstummen. 

Wegen der insgesamt geringen Wirkung der Dokumentenbände cntschlof.l sich 
der Vatikan zu einer "handlicheren Ausgabe": Aus den Einleitungen der elf Bän­
de verfertigte Bled die vorliegende Darstellung, in die auch Auszüge aus den 
Aktenpublikationen eingefUgt wurden. Es handelt sich um eine souverän und flüs­
sig geschriebene Geschichte der Außenpolitik des Vatikan im zweiten Weltkrieg 
und seiner Haltungen und Stellungnahmen zu Fragen wie der Kirche im besetzten 
Polen, der Judenverfolgung, dem Schicksal Roms und anderen. 

Nicht umsonst hat Bled 17 Jahre an der Päpstlichen Diplomatenakademie gelehrt. 
sein Werk über die Vatikanische Diplomatie ist ein Meisterwerk diplomatischer 
Bemäntelung von Sachverhalten, die er nicht einmal verschweigt. immer aber zu 
rechtfertigen versteht. Man muß sein Werk nicht einmal ,.gegen den Strich·' lesen. 
um laufend Bestätigungen datlir zu finden, daß, wann und in welchen Fragen Pius 
XII. Verurteilungen der Gewalt und Grausamkeit der deutschen Faschisten ver­
mied. Das beginnt nicht erst mit dem Judenmord, er verweiger1e sich bereits den 
polnischen Kirchentlihrern, die ein Wort der Verurteilung der deutschen Verbre­
chen gegenüber Polen forderten. Zweifellos war die Erwartung. ein Wort von Pius 
XII. hätte diese Verbrechen enden lassen, eine Illusion. Das ändert aber nichts dar­
an, daß Pius XII. in allen Fällen, wo ein derartiges Wort von ihm erhol"li. er\\'at1ct 
oder gefordert wurde, diese Ansinnen mit kalkulierender Begründung abwies. 
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Heimatgeschichtlicher Wegweiser ::u Stätten des Widerstandes und der 
Ve,fulgung 1933-19-15, Bd. 8: Thüringen. Herausgegeben vom Thüringer 
Verband der Verfolgten des Naziregimes - Bund der Antifaschisten und dem 

Deutsl:her Widerstand 1933- 1945. Redaktion: URSULA KRAUS­
SCIIMITT, HEI NZ KOCII. Mit einem Vorwort von Frank Spieth, DGB-Landes­
vorsitzender Thüringen. Verlag für akademische Schriften (VAS), Frankfurt 
am Main :2003, 380 S. 

Der Band folgt in Aufbau und Präsentation der Reihe "Wegweiser", die vom Stu­
dienkreis Deutscher Widerstand initiiert und in langjähriger Forschungs- und Edi­
tionsarbeit realisie11 wurden. Bisher erschienen Wegweiser zu Baden-Würtem­

Uremen, Hessen, Niedersachsen, Saarland, Schleswig-Holstein. Der Band 
zu Thüringen ist der erste über ein aus der DDR hervorgegangenes Land. ln 
seiner Einleitung intonniert Manfi·ed Weißbecker über die Stellung Thüringens 
und seines Gau leiters im " Dritten Reich" und umreißt Umfang und Spezifik der 
Verfo lgung im thüringischen "Mustergau·'. 

Wegweiser ist territorial gegliedert und informiert über Stätten der Verfol­
gung. 0 11e des Widerstands gegen diese Verfolgung und gegen die NaziherrschaH 
sowie über Grabställen und andere zur Erinnerung geschaffenen Gedächtnisorte 
und liberlieteJte Spuren. Sie werden Kreis tllr Kreis, Ort tUr Ort erlaßt und beschrie­
ben. Die Beschreibungen !Ur jeden Ort gliedern sich in die Abschnitte "Wider­
stand und Naziterror .. und "Konzentrationslager und Zwangsarbeit", wo ange­
bracht . wird diese Gliederung ergänzt durch einen Abschnitt "Rassistische Ver­
fo lgung und .Euthanasie'" . 

werden die Stätten des Naziterrors, die rrühen Konzentrationslager 
Nohra und Bad Sulza, die späteren Buchenwald und Dora und ihre Außenlager, 
die SA-Folterstätten, die Gefängnisse und Zuchthäuser u.a. in lchtershausen und 

Beschrieben werden die Stationen der Verfolgung der Juden, der 
Sinti und Roma bis zur ihrer Deportation in die Vernichtungslager. Dokumentiert 
werden die Orte der Zwangsarbeit von Kriegsgefangenen, zivilen Zwangsarbei­
tern und KZ-Getangenen, so das Kriegsgefangenenstammlager IX C Bad Sulza 
und se ine Arbeitskommandos, die Zwangsarbeiterlager zahlreicher Groß- und 
Mitleibetriebe der Industrie, der Land- und Forstwi1tschatl, das Arbeitserziehungs­
lager Römhild, die unterirdischen Verlagerungsprojekte der Rüstungsindustrie im 
Kohnstein und in Ohrdruf Nachgewiesen werden die Stationen der Ausgrenzung 
und Ermordung behinderter Menschen, so in den Landesheilanstalten Mühlhau­
sen-Ptaflenrode, Blankenhain und Stadtroda,sowie in den damit befaßten Ge­
sundheitsämtern. Die au(gelisteten Orte der Verfolgung beschränken sich nicht 
auf jene, an denen sich eine Verfolgungsinstitution befand. Aufgenommen wurde 
jeder Ort. an dem Menschen verfolgt, verhaftet, verurteilt oder umgebracht wur­
den soweit sie bekannt sind. Der Wegweiser kann über viele Orte nur wenige 
Anhaltspunkte liefern. über manche fehlen bisher jegliche Kenntnisse. Die /\ uto-
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ren verstehen daher ihre Dokumentation als Zwischenbilanz ihrer jahrelangen 
Recherchen und bitten die Leser um weitere Informationen, Korrekturen, Fotos 
und Dokumente. 

Jedem Kreis ist eine Karte mit der Gemeindeeinteilung vorangestellt. ausgehend 
von der heutigen administrativen Einteilung. Für jeden größere Or1 wird eingangs 
eine soziale Charakteristik gegeben. Zahlreiche Karten, Lagepläne und Abbildun­
gen verleihen dem Band eine vorzügliche Übersichtlichkeit. Vor allem hinsicht­
lich der kleineren Gedenkorte, also Grabsteine, Gedenksteine, Denkmale. ist er 
reichhaltig mit Abbildungen ausgestattet. Für jeden Kreis werden am Schluß der 
Dokumentation Quellen und Literaturhinweise angegeben. Bei Gedenkstätten 
wird über Adressen. Telefon, Öffnungszeiten und Führungen informier1. Ein Or1s­
register erleichtert die Übersicht, ein Personenregister fehlt. 

Der Hauptzweck des Bandes und der Reihe besteht darin, Spuren zu sichern und 
sie vor dem Verdrängt- und Vergessenwerden zu bewahren. Mit seiner detaillier­
ten und umfassenden Rekonstruktion der Stätten von Verfolgung und Widerstand 
gegen den Faschismus in diesem Lande stellt er allen Antifaschisten solide, zuver­
lässige Information darüber zur Verfügung. Regionalgeschichtlich angelegt. reicht 
die Bedeutung des Wegweisers über die Region hinaus. 



TAGUNGSBERICHTE 

Staling.-ad- Von der Hybris zur Nemesis 

Am 30. Januar 2003 fand an der Universität Potsdam ein Colloquium über die 
Stalingrader Schlacht statt. Veranstaltet wurde die Tagung gemeinsam vom Lehr­
stuhl Militürgeschichte an der Universität Potsdam, dem Militärgeschichtlichen 
Forsdw ngsann in Potsdam, der Berliner Gesellschaft für Faschismus- und Welt­
kriegsforschung e.V. und dem Deutsch-Russischen Museum Berlin-Karlshorst. 
Erörtert wurden Fragen der deutschen und der sowjetischen Militärstrategie 1942 
sowie die Reaktionen der deutschen Führung auf die Niederlage in Stalingrad. 
Das Colloquium war in seinem ersten Teil komparatistisch angelegt. Die Vorträge 
bauten auf dem neuesten Forschungsstand auf, sie tormutierten prägnant Streit­
ti·agen nicht nur tlir diese Tagung. Neben Historikern und Militärhistorikern nah­
men Swdenten der Potsdamer Universität teil. 

Bemtl Weguer, Professor an der Universität der Bundeswehr in Hamburg, behan­
delte eingangs Probleme der Strategie der Wehnnachttlihrung seit dem Sommer 
1942. Die ,.Operation Blau·' wie der Feldzug vom Sommer 1942 gegen die So­
wjetunion in der militärischen Planung hieß - fand die Aufmerksamkeit der Hi­
storiker und noch mehr der Publizisten sehr viel weniger als das Unternehmen 
.. Barbarossa··. ln der Öllentlichkeit wird ,.Blau" nicht selten umstandslos als Be­
standteil oder unmittelbare Fortsetzung von "Barbarossa·' angesehen. Wegner un­
terstrich nachdrücklich den spezifischen Charakter des Sommerteidzuges der 
Wehrmacht von 1942 gegen die Sowjetunion. Denn dieser unterschied sich in den 
Zielen, in der Strategie, in den eingesetzten militärischen Kräften wesentlich von 
dem des Jahres 1941. Die Wehrmacht hatte 1941 weder die Zerschlagung der So­
wjetunion noch ihrer Streitkräfte erreichen können. Das definitive Scheitern des 
. .ßl itzkricges·' vor Moskau hatte der Strategie tlir "Barbarossa·' ein- tlir allemal 
die Grundlage entzogen. Nunmehr war auch der WehrmachtfUhrung klar, daß der 
Krieg länger dauern würde. Darauf aber war das faschistische Deutschland nicht 
ausreichend vorbereitet, datlir fehlten ihm auch die erlorderlichen Ressourcen. 

Aber im Dezember 194 1 war nicht nur das Blitzkriegskonzept endgültig geschei­
krt . Vor allem hatten sich die weltpolitischen Rahmenbedingungen des Krieges 
grundlegend geändert. Seit Pearl Harbor war der Krieg nicht mehr ein vorrangig 
europüischer, sondern wurde weltweit gefUhrt. Nach dem Kriegseintritt der USA 
mußte Hitlerdeutschland über kurz oder lang eine zweite Front in Europa erwar­
ten. Diese Veränderungen zerstö11en alle bisherigen Kalküle Hitlers, über eine 
Reihe von Blitzkriegen zur Vorherrschaft zu gelangen. So stand die deutsche 
Kriegllihrung unter Zeitdruck, sie wollte den Krieg gegen die Sowjetunion vor 
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dem erwarteten Eingreifen der Westmächte beenden. Daflir aber fehlten ihr nach 
den Verlusten des Jahres 1941 die militärischen Mittel. Seit Dezember 1941 war 
der Krieg tlir Deutschland nicht mehr zu gewinnen. 

Der zweite deutsche Ostfeldzug war der letzte mit einer eigenen strategischen Ziel­
setzung. Verglichen mit 1941 aber war das Ziel bescheidener geworden: Priorität 
hatte die Rohstoffsicherung: Strategische Ziele des Sommerfeldzuges 1942 waren 
daher die Eroberung des Donezbeckens mit seiner Schwerindustrie und vor allem 
der kaukasischen Erdölfelder. Damit sollte die Sowjetunion vom kaukasischen Öl 
abgeschnitten und zugleich die britische Stellung im Nahen Osten bedroht wer­
den, vor allem aber die eigene Kriegsfahigkeit für die weltweite Auseinanderset­
zung gesichert werden. Daher wurde der Angriff auf Moskau nicht wieder aulge­
nommen, was die meisten der um die wirtschaftlichen Grundlagen der Krieglli­
hrung unbekümmerten militärischen Feldzugsplaner favorisier1en, sondern der Vor­
stoß ausschließlich im Süden geführt. Hitler war hinsichtlich dieser strategischen 
Zwänge seiner Lage nicht so militärisch beschränkt wie manche seiner Generale, 
hob Wegner hervor. Um die rohstoffwirtschaftliche Grundlage für eine längerli·i­
stige Fortsetzung des Krieges zu sichern, hatte die deutsche Führung auch militä­
risch gar keine andere Alternative. Mit der Operation "Blau" sollte die Gdrhren­
zone der neuen Situation rechtzeitig überwunden werden, also das im Dezember 
1941 weit geöffnete "Fenster der Verwundbarkeit" geschlossen werden. 

Ungeachtet des Rückschlages vor Moskau 1941 wurden auch bei der Feldzugs­
planung ,.Blau" die Kräfte der Roten Armee unterschätzt, die eigenen iiberschiitzt 
und die Risiken überspielt. Aber nicht nur Zeitdruck und Erfolgszwang waren cla­
tlir die Ursachen. Der Generalstab des Heeres teilte Hitlers Vorgaben zwar nicht. 
ordnete sich ihnen aber unter. Mit diesen Vorgaben tlir den Feldzug warjeglicher 
prinzipieller Kritik an den Grundlagen von ,.Blau" die Basis entzogen. Eine allein 
"ver1ikale Kommunikation", d.h. das Bemühen der militärischen Fachleute um 
die Gunst Hitlers, ließ diese operative Alternativen nicht einmal denken. Ihre 
" Denkschriften" verfaßten sie erst nach Hitlers Entscheidung. Die Operationspla­
ner gingen nicht vorn Machbaren aus, sondern kalkulierten Krälie und Möglich­
keiten auf der Basis vorgegebener Entscheidungen. Dessenungeachtet glaubte 
Wegner, von einem gegenüber 1941 pragmatischeren Stil der Kriegtlihrung llir 
" Blau" sprechen zu können. 

Am 22. Juni 1941 war die Wehrmacht mit drei Heeresgruppen zum Überlall auf 
die Sowjetunion angetreten. 65 Prozent ihrer angritlSbereiten Divisionen w<1ren 
voll einsatzfähig. Als sie am 28. Juni 1942 mit nur noch einer Heeresgruppe zur 
Sommeroffensive antrat, waren die einsatzbereiten militärischen KräHe nur noch 
ein Schatten derer, die tur " Barbarossa" aufgeboten worden waren. 1942 waren 
nur noch fünf Prozent der Angriffsdivisionen voll einsatzfähig. Die Verluste w<l­
ren weder personell noch materiell auszugleichen, Beweglichkeit und Feuerkrall 
hatten erheblich gelitten. Dennoch erzeugte zunächst die rasche Eroberung großer 
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Räume zu Beginn der Otfensive 1942 den Optimismus, das kaukasische Öl schnell 
unter Kontrolle bringen und damit die Sowjetunion wie Großbritannien in Schach 
halten zu können. 

Mit llitlcrs Entscheidung vom 23. Juli 1942, die Heeresgruppe Süd aufzuspalten 
und gleichzeitig gegen den Kaukasus wie gegen Stalingrad vorzumarschieren, 
war das Schicksal von "Blau·' besiegelt. Eine Schwerpunktbildung unterblieb. 
Faktisch rUckte Stalingrad in den Mittelpunkt; als ob sich hier die Schlacht um das 
kaukasische Öl entschiede, was Jod! sogar ausdrücklich postulierte. Die strategi­
schen Ziele im Kaukasus blieben unerreichbar, die wenigen eroberten Ölfe lder bei 
Grosny waren so nachhaltig zerstört, daß sie der Wehrmacht nicht zur VerfUgung 
standen. Seit Ende September 1942 stand die 6. Armee bei Stalingrad auf verlore­
nem Posten. Ihr Untergang wäre, so Wegner, selbst ohne die spätere Einkesselung 
durch die sowjetische Gegenoffensive unausweichlich gewesen, da es keine Win­
terbevorratung gab. 

Die sowjetische Gegenotlensive seit 19. November traf die deutschen und die 
verbündeten Armeen keineswegs vö llig überraschend, wohl aber unvorbereitet. 
Zu keinem Zeitpunkt hatten sie je die Chance, den Status quo ante wiederherzu­
stelletl. Ein Ausbruch aus dem Kessel wäre riskant gewesen, hätte in den ersten 
Tagen jedoch gewisse Chancen gehabt. Hitler verhinderte ihn und Manstein stütz­
te Hitler dabei. Die Entsatzoflensive unter Hoth ab dem 12. Dezember war von 
vornherein zum Scheitern verurteilt. Und nach dem RUckzug der Heeresgruppe A 
aus dem Kaukasusvorland - Hitlers Befehl datierte vom 28. 12. 1942 - war selbst 
d:ts llalten Stalingrads militärisch sinnlos geworden. Die Abwälzung der Schuld 
auf die Verbündeten verfe hlte das Problem, denn deren Situation und deren Aus­
rüstung waren der Wehrmachttuhrung bekannt gewesen, nichtsdestotrotz hatte 
man ihnen zu breite Frontabschnitte zugewiesen 

Wegner bewertete die Niederlage der Wehrmacht bei Stalingrad als bedeutende 
Ztisur. nicht aber als Wende des Weltkrieges. Dieser Krieg war bereits seit dem 
Dezember I 94 1 fiir Deutschland nicht mehr zu gewinnen. Stalingrad war daher 
keine Wende des Krieges in dem Sinne, daß ein bis dahin gewinnbarer Krieg nun 
verloren gewesen wäre. Eine Zäsur in Hitlers Ostkrieg war die Niederlage in Sta­
lingrad aber deshalb. we il die Wehrmacht ein tlir allemal die Fähigkeit zur stra­
tegischen Initiative verlor. 

Midwil Miaglwv vom Institut tlir Weltgeschichte der Russischen Akademie der 
Wisscnschalien behandelte die Pläne des sowjetischen Hauptquartiers des Ober­
sten Uetehlshabers, ab März 1942 auf breiter Front eine Reihe von Präventiv­
schlägen gegen die deutschen Truppen zu tlihren. Diese Operationen waren inso­
lern Fehlschläge, als es nicht gelang, die Blockade Leningrads zu durchbrechen, 
die Rshcw-Wjasma-Gruppierung der Heeresgruppe Mitte einzukesseln und auch 
nicht. das Donezbecken zu befreien. Dennoch fesse lten diese Kämpfe die Wehr­
macht an vielen Stellen der Front und verzögerten faktisch den Beginn der Opera-
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tion "Blau" . Nach der EinkesseJung der Truppen der Südwestfi·ont bei Charkov 
im Mai 1942 wurde die Lage der sowjetischen Kräfte am Südflügel der Front kri­
tisch. Obwohl der Donbogen geographisch die von der Wehrmacht geplante Ein­
kesseJung der Kräfte begünstigte, konnte sie die Katastrophe von 
1941 bei Wjasma hier nicht wiederholen. Der Kommandeursbestand der Roten 
Armee hatte seit 1941 an Erfahrung und Professionalität gewonnen. 

Breiten Raum widmete Miagkov dem Befehl Nr. 227, den Stalin nach den großen 
Raumgewinnen der Wehrmacht während der ersten Wochen der Operation .,Blau·' 
am 28. Juli 1942 erlassen hatte. ("Keinen Schritt zurück!") Er sah strenge MaLl­
nahmen gegen Feiglinge und Deserteure vor. Stalin nahm dabei. so Miagkov. 11e­
zug auf die Erfahrungen der deutschen Führung, die mit ähnlichen MaLlnahmen 
den sowjetischen Angriff im Winter 1941 zum Stehen gebracht hatte. Die heute 
zugänglichen Dokumente geben Auskunft über die Aufnahme dieses Befehls 
durch die Soldaten. Im ganzen haben die sowjetischen Truppen diesen BeiChi po­
sitiv aufgenommen, aber es gab auch negative, meist defätistische Äußerungen, 
die in den Berichten der Sonderabteilungen, die Miagkov auswerten konnte. test­
gehalten wurden. 

Bei seiner Untersuchung der Genese der Operationspläne Hir die Gcgcnoflcnsive 
der Roten Armee bei Stalingrad ging Miagkov davon aus, daß die Verteidigung 
Moskaus immer höchsten Vorrang vor allen anderen Fronten hatte und auch wich­
tiger war als selbst die Behauptung Stalingrads. Über lange Zeit nahm die Mos­
kauer Führung an, eine deutsche Sommeroffensive 1942 werde in Richtung Mos­
kau erfolgen und sie interpretierte die Dislozierung der Heeresgruppe Mi11e in d ie­
ser Richtung. Sie wollte aber weder eine Zersplitterung noch eine Erschöpfung 
ihrer Reserven zulassen und Ressourcen zur Fortsetzung des Krieges 1943 
bauen. 

Der Plan, die 6. Annee in Stalingrad einzukesseln, entstand im Ge­
neralstab. Er wurde anfangs keineswegs favorisiert, sondern war einer von vielen 
Plänen des Hauptquartiers, die deutschen Kräfte zu zerschlagen, nicht nur bei Sta­
lingrad, sondern im ganzen Kaukasus, bei Leningrad und bei Rshew. Miagkov in­
formierte über Debatten russischer Historiker über den Stellenwe11 der Operation 
,.Mars" vom November/Dezember 1942. Der Plan .. Mars" sah vor, die 9. Armee 
bei Rshew und Belyj einzukesseln. Doch die Operation ,.Mars" mißlang und for­
derte große Opfer. Sollte diese Aktion von der Vorbereitung der Otlcnsive bei 
Stalingrad ablenken oder war sie ein Glied der Winterkampagne? Jedenfalls wird 
diese während der Stalingrader Schlacht von der Westfront und der Kalininfront 
unternommene Gegenoffensive von den russischen Historikern stärker betont als 
früher. 

Miagkov unterstrich. daß die Stalingrader Schlacht sofort zum Symbol der Stand­
haftigkeit der Roten Armee wurde. Vom Ergebnis dieser Schlacht. davon sei die 
Mehrheit der russischen Historiker, der Bevölkerung und auch die öffentliche 



126 Tagungsberichte 

Meinung der Alliiet1en überzeugt gewesen, hing der Ausgang des Krieges ab. 
Welchen Einfluß sie auf die strategischen Entscheidungen der Alliierten und auf 
die Geheimdiplomatie der USA und Englands hatte, sei schwieriger zu bestim­
men. Zu den Folgen des sowjetischen Sieges gehörte auch die größte Krise in den 
Beziehungen der Alliierten im Frühjahr und Sommer 1943 und deren Befürchtun­
gen über einen deutsch-russischen Sonderfrieden. 

ln der Diskussion zu beiden Vorträgen ging es einmal um den Stellenwert der 
Operation ,.Mars" und deren Verhältnis zur Stalingrader Gegenotlensive. Obwohl 
es dem Denken der deutschen Militärs widersprach, war, so bestätigte Wegner 
noch einmal, kein Angriff auf Moskau geplant. Ihnen habe der Sinn tlir die stra­
tegischen Rahmenbedingungen gefehlt. Ein zweiter Punkt der Debatte war die 
Difli:renzierung zwischen den Sondierungen bzw. realen Bestrebungen für einen 
SotH.lerfi·ieden und den Gerüchten darüber. AusfUhrlieh wurde schließlich erörtert, 
in welcher llinsicht die Niederlage der Wehrmacht bei Stalingrad eine Wende 
bzw. eine Ziisur des Weltkrieges darstelle. Wegners These rief Widerspruch her­
vor, er benannte als Kern seiner Bewertung den Verlust der Fähigkeit zur strategi­
schen Initiative, was aber nicht bedeutete, daß die Wehrmacht nicht auch danach 
gigantische Operationen durchführen konnte, z.B. die Operation "Z itadelle" bei 
Kursk, nur sei diese größte Panzerschlacht in der Geschichte keine strategische 
Ollensive mehr gewesen, sie habe niemals eine Aussicht eröffi1et, den Krieg ge­
winnen zu können. ßetrachtet man den Krieg gegen die Sowjetunion in seinem 
gesamten so war nicht die Niederlage bei Stalingrad die größte Nieder­
lage der Wehrmacht an der Ostfi·ont, sondern der Zusammenbruch der Heeres­
gruppe Mine 1944. 

Die Fortsetzung des Colloquiums am Nachmittag trug einen anderen Charakter. 
Die Folgen der Niederlage in Stalingrad wurden nicht im Hinblick aufmilitärisch­
operative Entscheidungen der Wehrmacht thematisiet1. Vielmehr wurde die Füh­
ruttgs- und Vertrauenskrise behandelt, welche die faschistische Führung durch 
Stalingrad erlitt. Jiirgen Förster, ehemals Militärgeschichtliches Forschungsamt, 
untersuchte den Ausbau der,. wehrgeistigen Führung·' in der Wehrmacht und Kur/ 

von der ßerliner Gesellschaft !Ur Faschismus- und Weltkriegsforschung 
analysiet1e, wie die NazitUhrung die politische Krise durch die Schürung der Furcht 
vor einer Niederlage relativ schnell überwinden konnte. Pätzolds Vortrag mußte 
wegen seiner Erkrankung verlesen werden. 

Weckr die Stilisierung der Stalingrader Niederlage zum "autopferungsvollen He­
rocnkampf'· noch der Rückgriff auf germanische und andere Mythen vermochten 
aus dem " Lcbensopfer der Stalingradkämpter'' bei lebenden Soldaten jenen " in­
fernalischen Vernichtungswillen" zu erzeugen, den Wehrmacht und NSDAP als 
Schlul3folgerung anstrebten. Auf dem Feld der "geistigen KriegtUhrung'· löste der 
Schock von Stalingrad bei der Wehrmacht systematische Anstrengungen aus, um 
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die Soldaten "seelisch" ,.stärker als bisher" gegen die Belastung durch llärte und 
Dauer des Krieges zu wappnen. 

Jürgen Förster holte weit aus, um die Quellen und Traditionen jener ,. wehrgeisti­
gen Schulung" aufzuzeigen, mit denen das "Sterben fiir das Vaterland·' zum kate­
gorischen Imperativ gestempelt wurde. Bereits unmittelbar nach dem ersten Weh­
krieg hatte die Reiehswehrflihrung Schlußfolgerungen tlir die Militarisierung des 
Volkes gezogen, und sie bedurfte nicht erst der NSDAP, um diese Politisierung 
der Wehrmacht vor dem und im zweiten Weltkrieg fortzusetzen. Die militärische 
Führung war über den "seelischen Zustand" der Soldaten durch die 
stellen, die Erfahrungsberichte der Beratenden Psychiater bei den 1\rmeeärzten. 
durch Frontreiseberichte spezieller Offiziere und die Berichte der Belchishaber 
und Kommandeure ausgesprochen gut unterrichtet. Siefuhrtein allen Wallengat­
tungen ein einheitliches System "wehrgeistiger Führung" ein, das die .. Weltan­
schauung Hitlers" zur Kornpaßnadel erklärte. Die Wehrmacht ging davon aus. 
ihre " wehrgeistige Schulung" brauche keine besonderen Kommissare, sonelern dies 
sei die Pflicht der Einheitstlihrer selbst. Im Mai 1943 galt der Wehrmachtflihrung 
die Vertrauenskrise nach Stalingrad als überwunden. 

Hatte Förster die Führungskrise nach Stalingrad als psychologischen Wendep11nkt 
des Gesamtkrieges diagnostizier1, so griff Kurt Piit zo/tf darüber hinaus und be­
stimmte das gestörte Verhältnis zwischen der Führung und den Volksmassen als 
Kern der politischen Krise nach Stalingrad. Nun war diese Krise keineswegs der 
erste .,Stimmungsknacks". Pätzold wandte sich dagegen, von dem .. völlig system­
konformen praktischen Verhalten der Masse der Deutschen" kurzerhand auf ihre 
mentale Verfassung zu schließen. "Das Bild von den Deutschen als eine hinter 
Hitler dicht marschierende Kolonne (sei es als Täter- oder als Opterkolonne), in 
der nicht gedacht, nicht ge!Tagt, nicht gezweifelt wurde, das die Zeitgenossen 
geistig und mental als Herde betrachtet, dumm, einfliltig, aufgehetzt, wird der 
realen Geschichte nicht gerecht und, schlimmer noch, es täuscht Heutigen einen 
Fortschritt vor, auf den keinerlei Probe gemacht ist. Wirklichkeitsnäher ist das 
Bild, daß die Herstellung der unstreitigen Einheit von Führer, Führung und Volk 
als Prozeß sieht, in dessen Verlauf diese Einheit immer wieder neu gesellallen 
wurde und sich zugleich in einem Wandel befand." 

Die Behebung der "Vertrauenskrise" war ein erstrangiges Anliegen der Naziflih­
rung. Es galt unbedingt, den erschütterten Glauben an den ,.Endsieg" wieder zu 
erwecken. Dieser sei erreichbar, wenn nur alle Reserven des deutschen Volkes in 
einem ,.totalen Krieg·' mobilisiert würden. Diese Mobilisierung würde zugleich 
den "kürzesten Krieg" möglich machen. Der tägliche Augenschein sprach in 
Deutschland daflir, daß ungenutzte Reserven vorhanden waren. Die ungleiche 
Verteilung der Kriegslasten machte es Goebbels möglich, unter dem ßeitall der 
Arbeiter zu fordern, daß die Anforderungen alle Schichten gleichermaßen 
fen sollten. Diese demagogische "klassenkämpferische Aufmöbelung" wurde 
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zwar zielstrebig genutzt, öffentlich aber nicht ausgesprochen. Als sei das Prole­
tariat am meisten auf den totalen Krieg schart; sprach man öffentlich vor allem 
davon. die Angehörigen der oberen Schichten hätten ihre Haltung zu ändern. 

Es gelang der faschist ische Führung in relativ kurzer Zeit, die politische Krise zu 
überwinden. Der nach Stalingrad verbreitete Unwille schlug nicht in Kriegsunwil­
ligkeil tlln. Das lag nicht an der Überzeugungskratt von Goebbels' Argumenten 
llir den .. totalen Krieg·'. Die entscheidende Grundlage der neu fundierten Einheit, 
von Führung und der Mehrheit der Gefuhrten war vielmehr das gemeinsame Wol­
len. eine Niederlage unbedingt zu vermeiden. Die mobilisierende Furcht vor der 
Niederlage. so Pätzold. erzeugte eine resistente Blindheit gegenüber allen Kriegs­
ereignissen, die gegen einen Sieg sprachen. Die Flucht in phantastische Wunsch­
wehen wurde durch einen Kriegsalltag noch betOrdert, der die Menschen betäub­
te. Die .. Krali-durch-Furcht-Propaganda .. operier1e mit Schreckensbildern des Bol­
schewismus, der Steppe Asiens, einer Ausrottung der Deutschen, deren praktisches 
Pendent der eigene Terrorapparat war. Es gab zu jener Ze it in Deutschland keinen 
politischen Gegner der Nazis, der deren politische Krise hätte ausnutzen können. 

Pätzold stellte die Nach-Stalingrad-Situation als ein Fallbeispiel dafiir dar, "wie 
sich Volksmassen verhalten, nachdem ihnen Alternativen allein schon gedanklich 
abhanden gekommen sind und ihnen die Möglichkeiten genommen wurden ... , 
ulllerhalb einer durch Sondergerichte, Fallbeil und Konzentrationslager gekenn­
zcichnct..:n ihre Interessen zur Geltung zu bringen:' 

Leonore Kreuz/in von der Berliner Gesellschatl fbr Faschismus- und Weltkriegs­
torsdnmg wl!ersuchte an vier Beispielen die Auseinandersetzung deutscher Schrift­
steller mit dem Thema Stalingrad: Theodor Pliviers ,.Stalingrad ( 1943), Gerhard 
Schumanns .,Gudruns Tod·' (I 943), Franz Füllmanns ,.Fahr1 nach Stalingrad" 
(1953) und ll ans Konsaliks ,.Der Arzt von Stalingrad·' (1956). Alle vier waren 
Zeitzeugen, ja Ueteiligte des Ereignisses, allerdings an gegensätzlichen Fronten. 
l'livier und Schumann schrieben beide während der Stalingrader Schlacht, nur 
war Schumann Nazipoet und Soldat an der Ost!Tont, Plivier aber antifaschisti­
scher Emigrant in der Konsalik und Fühmann gehören beide der 
nächsten Schritiste llergeneration an, ihre Bücher erschienen viele Jahre nach 
Stalingrad. Fiihmann lebte in der DDR, er hatte sich als Kriegsgefangener zum 

gewandelt. Konsalik wurde zu einem Kultschrifisteller der BRD, 
der tradierte Massenvorurteile massenwirksam bediente. Krenzlin tragt: Warum 
haben sie nach dem Stalingrad-Stüet gegritl(m und was haben sie daraus gemacht? 

Im Zentrum ihres Vortrags stand Pliviers Roman, der bis heute nicht nur die be­
kannteste. sondern auch die bedeutendste literarische Darstellung des Untergangs 
der 6. Armee ist. Noch ehe der Untergang des Nazireiches Wirklichkeit geworden 
war, fungierte PI iviers Buch vom Verlauf dieser Schlacht als Gleichnis dieses Un­
tergangs. Er schrieb das Buch während der Schlacht selbst, die ersten Fortset­
zungsabdrucke erschienen bereits im November 1943. Plivier stützte sich auf Ge-
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spräche mit deutschen Kriegsgetangenen und auf Briefe von deutschen Soldmen 
aus dem Stalingrader Kessel. Durch die Wirklichkeitszeugnisse hat das ßuc h 
einen hohen Grad von Authentizität. das dokumentierende Material wirkt durch 
die episodische Struktur der Montagetechnik von Plivier sowie durch expressive 
Zwischentexte sehr emotional. 

Die Wirkung des Buches beruhte auf seiner veristischen Darstellungswcisc. in der 
sinnlich packend das Massenschicksal aus der Perspektive von vorgcllihrt 
wurde. Diese Perspektive rief zugleich das Gefllhl hervor. Opter einer selbst ver­
schuldeten. aber unverstandenen Tragödie zu sein. Sie erlaubte dem .. Landser-· 
eine kritische Distanz zu den Entscheidungen der Führer. die die M iserc der ßc­
troflenen zu verantworten haben. ohne im Hinblick auf die Pcn erticrunt: der 
deutschen Soldaten apologetisch oder unehrlich zu werden, gerade weil Plivier es 
unternahm, der Mentalität dieser deutschen Soldaten auf die Spur zu kommen. 

Wie verhielten sich die Nazischriftsteller zum Untergang der 6. Anncc in Stalin­
grad? Versuchten sie, diesen Stoff zu bearbeiten? Grillen sie die Gocbbcls"schc 
Deutung als eines heldenhaften Opfertodes fürs Vaterland aut? Sie taten es nicht. 
Auch der heute unbekannte Gerhard Schumann. der im Sommer und llc rbst I 
als Soldat an der OsttTont kämpfle, dramatisierte den StoiT nicht alc; hcn•i, ches 
Beispiel eines Opfers fiir das ,.Reich". Vielmehr flüchtete er aus dem Stalingrad­
Schock in ein mythisierendes Drama, das Problem der halb fi·ciwilli­
gen, halb erzwungenen Aufopferung des einzelnen fiir militärische Staatsinteres­
sen in einen pseudohistorisch-mythischen Ston· hinein, der in Form eines mittelnl­
terlichen Epos von der Königstochter Gudrun vorlag. Bereitsam 14. Februar I 943 
kam sein Theaterstück auf die Bühne. Dessen Quintessenz aber war: K lnmmhcim­
lich stellte der Dichter seinem Publikum ein Hintertürchen in Aussicht. Man kön­
ne sich am Ende bei einigem Durchhalten irgendwie davonschleichen. 

Auch Konsalik hatte Kriegserfahrung, er war für die Nazis Kriegsbcrichtcrstnttcr 
in der Sowjetunion. Jeglicher selbstkritisch-antifaschistische Impetus ist ihm Ji·cmd. 
Mit seinem Buch von 1956 fing das Stalingrad-Sujet an, zum Gegenstand der Un­
terhaltungsliteratur zu werden. Konsalik übertrug darin den von Göring und 
Goebbels kreierten Opfermythos auf die deutschen Kriegsgefangenen. Sie sind 
Opfer und nichts als das. Allerdings modifizierte er den Stalingrad-Mythos. Nicht 
mehr die trüberen Durchhalteparolen werden literarisch bedient. sondern jene des 
kalten Krieges. Konsalik vermittelt seinen Lesern ein Rußlandbild. das ihre Vor­
urteile bestätigte und ihre Rechtfertigungsbedürfnisse betTiedigte und vor allem 
ein Feindbild erneuerte, das zwischenzeitlich in der Periode der Rc-Education be­
schädigt worden war. Auch in verändet1en Kulissen und ncucn ßcwiihrungssi­
tuationen erweisen sich seine Deutschen noch im militärischen Scheitern gegen­
über den siegreichen Russen als kulturell und moralisch überlegen. 

Konsalik schrieb. sein Buch beruhe auf dem Erlebnisbericht eines deutschen 
Militärarztes. Krenzlin vergleicht die gedruckten Erinnerungen des iisterreichi-
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sehen Arztes Hans Dibold mit Konsaliks Roman "Der Arzt von Stalingrad ... 
Dibold war tatsächlich in Stalingrad und praktizierte in der Gefangenschaft. Sein 
Bericht vom Massensterben der deutschen Soldaten, vom medizinischen Kampf 
gegen die Folgen des Hungers, gegen Seuchen aller An und die das Flecklieber 
übenragenden Uiuse wurde kein Bestseller, ja erhob gar keinen literarischen An­
spruch. Aber auf dem Hintergrund dieser nüchternen und wahrhatligen Darstel­
lung treten die rassistische Hetze, die historischen Lügen und die innere 
Unwahrhahigkeit der literarischen Figuren bei Konsalik um so deutlicher hervor. 

Franz Füllmann gehö11e im weiteren Sinne zu jenen Hitlersoldaten, die in Pliviers 
Rum;111s beschrieben sind. Im Jahre 1953 veröffentlichte er ein 60 Seiten starkes 
l3iindchen 111 it dem Titel " Die Fahrt nach Stalingrad·'. Das war eine lyrisch-epi­
sche Dichtung. Füllmann stilisie11e 1953 Stalingrad zum symbolischen Ort, dem 
er als Eroberer, Kriegsgefangener und Gast nacheinander begegnete. er retlektiel1 
in seinem Poem schonungslos Stationen des eigenen Lebens und seine individuel­
le Wandlung gleichsam als Modell der notwendigen Wandlung seines Volkes. Es 
g ing ihm vor allem um die Destruktion der Iaschistischen Heldenpose und die 
Krit ik eines t:dschen Kameradschaftsbegrifts. 

Werner Röhr 

Franz von J>apcn und die europäischen Faschismen 

Zu diesem Thema sprach Karl Heinz Roth von der in Bremen ansässigen Stiftung 
llir Sozialgöchichte des 20. Jahrhunde11s am I I. Februar 2003 vor der Berliner Ge­
sellschati llir Faschismus- und Weltkriegstorschung. ln der bisherigen Literatur 
über Papen herrschen klare Verdikte: Papen gilt als intellektuell weniger begabt, 
als Hasardeur, als unnihig und von charakterlicher Minderwe11igkeit. Politisch so 
weit auseinanderliegende Historiker wie Wollgang Ruge und Joachim Fest cha­
rakterisieren Papen übereinstimmend als "Teutel mit dem Zylinder'. Aber auch 
die ,\po logeten unter den Biographen Papens zeichnen ein eindeutiges Charakter­
bild nur mit umgekel111em Vorzeichen. Nach Ansicht von Karl Heinz Roth sei­
en die Biographen bisher weder Papens Rolle als Mitgestalter der Iaschistischen 
Diktatur noch seiner wichtigen Rolle bei der Überwindung der Krise zwischen 
Na;ide utschland und Österreich 1934 und der Vorbereitung des Anschlusses ge­
recht geworden und schon gar nicht seiner so wichtigen wie ambivalenten Rolle 
als deutscher Botschatler in der Türkei. Vor allem aber ging, so Roth, bei solcher­
art l.inientlihrung Papens Tätigkeit als Scharnier des 1-l itlertaschismus zu den kle­
rikallüschistischen Bewegungen und Regimen Europas unter. Roth hat selbst eine 
Papen-13iographie angekündigt. ln seinem Berliner Vm1rag ging es ihm darum, 
Papcn nicht nur als Steigbügelhalter 1-litlers zu begreifen, sondem dessen mitge­
staltende Rolle bei der Errichtung der Iaschistischen Diktatur in Deutschland zu 
rekonstruieren und sein Zusammenwirken mit anderen Iaschistischen Bewegun­
gen in Deutschland, Österreich oder Spanien erst einmal freizulegen. 



Tagungsheric/7fe 131 

Papen war als Persönlichkeit eine widersprUchliehe Figur. Da er nls Politiker nn 
den Schnittstellen mehrerer europäischer Faschismen wirkte. wurde dem Referen­
ten die biographische Forschung unmittelbar zur Faschismustorschun!.!.: Um sich 
über Papens Rolle klarzuwerden, habe er nicht wenige Fragen der Fascllismusfor­
schung neu durchdenken bzw. bewerten müssen. Denn seine bisher verfligbarcn 
theoretischen Grundlagen und Instrumente, so Roth, hätten dnzu nicht nusgcreicht. 
Um Papens Tätigkeit nicht nur tlir den deutschen, sondern llir verschiedene euro­
päische Faschismen zu beleuchten und Verständnis flir dessen Vermittlungstätig­
keit zwischen ihnen zu gewinnen, mUßten grundlegende Fmgcn des historischen 
Faschismus im deutschen und europäischen Kontext neu erlaßt werden. So holte 
Roth im ersten Teil seines Vortrages sehr weit aus und umriß zunächst konstituti­
ve Merkmale des europäischen Faschismus in allen seinen Varianten. Er kenn­
zeichnete den Faschismus als konterrevolutionäre Bewegung. die einen Vernich­
tungs- und Raubkrieg nach innen wie nach außen anstrebte und llihrtc. Für das 
Begreifen des Faschismus müsse dessen Prozeßcharakter beachtet werden, zu 
unterscheiden seien gewöhnlich eine Bewegungsphase, eine Systemphnse und die 
Kriegsphase. 

Die soziale Basis des Faschismus in der Inkubations- und Durchbruchsphase snh 
Roth in folgenden Gruppen: 1. Militärs, die von den Revolutionen I 918/ 19 sozinl 
erschüttert waren; 2. die aus dem Besitz- und Bildungsbürge11um rekrutierten An­
gehörigen der Freikorps und ihr politisches Umfeld; 3. alte und neue Mit1elschich­
ten, die mit der Zeit dominie11en; 4. völkische und nationalistische Segmente der 
Arbeiterklasse, die außerhalb der Facharbeiterkultur der Klasse standen. 

Gemeinsames Merkmal der SA der Depressionsjahre und der italienischen Squn­
dri nach 19181

, sei, daß es um eine Bewegung junger Männcr gchnnclclt habe. 
Diese bestand wesentlich aus zwei Generations-Koh011en, die erste hnbe vor al­
lem im ersten Weltkrieg jene Erfahrungen gemacht. die in den ideologischen Er­
zählungen artikuliert seien, die zweite erlebte im Krieg ihre Kindheit und erfuhr 
bzw. beflirchtete in den Depressionen ihre soziale Deklassierung. Gestützt auf 
Michael Wildts Buch über die Funktionäre des RSHA2 nannte Roth diese zweite 
Kohorte der Faschisten die "Generation der Unbedingten". Sie konnten nicht 
davon ausgehen, in gegebene Ste llen sozial aufzurücken, die flir ihre Karrieren 
geeigneten Planstellen mußten sie selbst erst schaffen. Immerhin umfaßte die 
Rekrutierungsbasis dieser zweiten Kohorte nach Roth 20 bis 25 Prozent der Gene­
ration. Allerdings wären solcherart Krisenkarrieren keineswegs zwingend gewe­
sen, es gab immer auch Alternativen wie die Arbeitsmigration oder den Weg in 
den Alkoholismus. 

Sven Rcichardt: Faschistische Kamplbtinde. Clcwalt und Gemeinschall im itaticni,c hcn Squadri, . 
mus und in der deutschen Si\. ßöhlau Verlag. Köln 2002. 

2 Michael Wildt: Generation des Unlx:dingtcn. Das Fiihnmgskorps des Rcich>sichcrhcibhauptarnlco-. 
llamburger Edition. llamburg 2002. 
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Ausgehend von den genannten Gruppen als sozialer Basis umriß Roth folgende 
konstitutive Merkmale des Faschismus nach 1918 und der beiden genannten, ihn 
wesentlid1 aktivierenden Generationskohorten: 

I. Konstitutiv war erstens die extreme, generalisierende Gewalttätigkeit samt 
eim:m Gewalt- und Todeskult (Viva Ia muerte!). Die gemeinsame Frustration 
wurde in der Gewalt exzessiv entladen. Diese Gewalttätigkeit wurde beim Über­
gang zur Systemphase des Faschismus zum Bestialismus. Nach der Niederlage 
kehrten die Iaschistischen Gewalttäter, so Roth, als "schweigende Zombies" heim. 

Konstitutiv war weiter ein extremer Nationalismus nach innen und außen, des­
sen Ausgangspunkt !Ur Erklärung und Aktion die angebliche Gefährdung der Na­
tion ist. 

3. Ein entscheidendes Kernstück der Ideologie waren Rassismus und Rassenanti­
semitismus, sie übten eine integrative Funktion gegenüber heterogenen Bewegun­
gen aus. Dieser Rassismus war den faschistischen Bewegungen nicht äußerlich, 
sond-:rn "Te il ihres Selbst", ein "mentales Syndrom des faschistischen Subjekts". 
Er s-:i daher nicht instrumentell, sondern als Dispositiv zu verstehen. Die archai­

Qualität des Rassismus, der alle Gegner auf einen Nenner brachte, änderte 
nichts an seiner integrativen Funktion. Er bedurfte der materiellen Bestätigung, 
und als Momente fungiet1en hier Korruption und Raub. 

4. Als weiteres konstitutives Merkmal der europäischen Faschismen benannte 
Roth mit ßlick auf Spanien, Kroatien, die Slowakei und Österreich einen christli­
chen Fundamentalismus, der in dieser Funktion oft verschwiegen werde. Er cha­

das ti·ancistische Spanien geradezu als Verkörperung der papenschen 
Variante des Faschismus. 

5. Der F<tschismus trat in der Doppelstruktur von Partei und Miliz aut: Hauptin­
strument seiner Durchsetzung war eine Einheitspartei, die in ähnlichen Konzen­
trationsprozessen die Terrorformationen und die Nachrichtendienste um sich sam­
melte und die konkurrierenden und koalierenden Kräfte sich einverleibte. 

Die Konzentrationsprozesse des Faschismus sollten die vielen Rivalitäten über­
winden, sie vcrlielen in den hier relevanten Ländern unterschiedlich. ln Deutsch­
land war der Prozeß 1933 abgeschlossen, aber erst 1934 konsolidiert. Doch das 
deutsche ßeispid einer Konzentration durch die NSDAP war nicht das einzige 
Muster eines gelungenen Konzentrationsprozesses. Was Papen nicht geschallt 
hatte, gelang General Franeo mühelos: Er ordnete sich die Falange unter. ln Ru­
münien dagegen liquidierte der Diktator Ion Antonescu 1941 die Eiserne Garde, 
nachdem er ein halbes Jahr zuvor mit ihr gemeinsam die faschistische Diktatur 

hatte. 

Auch die Vaterländische Front von 1934 in Österreich war Resultat eines solchen 
Konzentrationsprozesses. Diese war durchaus bereit, sich auch die nazistischen 
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Gruppen in Österreich einzugliedern und so die Riva lität zwischen dem i\ ustro­
faschismus und dem Hitlerfaschismus zu überwinden. Allerdings strebte sie einen 
christlich-universalistischen Ständestaat an. Der Austrofaschismus war ftir die 
europäischen Faschismen nur scheinbar eine Ausnahme, nach Roth ·war er eher 
der RegelfalL 

Wem hat der europäische Faschismus genützt? Zunächst einmal allen jenen, die 
sich durch einen Egalitarismus bedroht sahen: Die Herren der großen und mittle­
ren Vermögen liehen sogar ihre Söhne dem Faschismus. Die faschistische Menta­
lität machte vor den Türen der Konzerne nicht halt, seine Akteure sind nicht nur 
außerhalb zu suchen. Für die Antwort auf die Frage nach den Nutznießern des Fa­
schismus ist die Dynamik der inneren Hochrüstung entscheidend. deren Kurs auf 
den Krieg zulief. 

Was nun die Spezifika des deutschen Faschismus angeht, so hob Roth zuniichst 
die lange Dauer der Bewegungsphase im Unterschied zu Italien hervor. Erst mit 
dem Beginn der Weltwirtschaftskrise, mit dem Zulauf der zweiten Kohot1e be­
gann seine große Synthese, der Weg zu größerer Einheit. Die herrschenden Kreise 
flihrten drei Jahre lang eine Doppelspielund suchten nach einer Konst ruktion. ln 
diesen Jahren ließen sich in Deutschland, so Roth, folgende faschistischen Grup­
pierungen ausmachen: 

a) die Jungkonservativen mit Vertretern wie Eduard Stadtler, Oswald Spengler, 
Arthur Moeller van den Bruck, Ernst Forsthotf, Carl Schmitt. Hermann Rausch­
ning u.a. lieferten die wichtigsten ideologischen Konstruktionen und leisteten den 
Hauptteil der ideologischen Erziehung zum Faschismus. Politisch unterstützten 
sie die Papen-Regierung. 

b) der schwarze Block der Kampfbünde einschließlich der Si\. Er hing am Tropf 
der Schwarzen Reichswehr. 

c) der politische Arm des Hugenberg-Konzerns in Gestalt der Dewschna!ionalcn 
Volkspartei (DNVP). Sie war spätestens seit 1930 eine faschistische Partei, eben­
so der paramilitärische Arm des Konzerns in Gestalt des Stahlhelm-Bund der 
Fromsoldalen. 

d) Die bedeutendste Integrationskraft unter diesen Gruppierungen stellten die völ­
kischen, rassistischen und bündischen Bewegungen dar. 

e) Der Universalismus Othmar Spanns bildete nicht nur das ideologische Rück­
grat fl.ir Dollfuß in Österreich, er hatte auch im deutschen Unternehmerlager 
durchaus Anhänger, Thyssen finanzierte sogar ein Institut flir Ständewesen. Ob­
gleich in offener Konkurrenz zu Rosenberg, fällt Spanns Richtung aus den ge­
nannten allgemeinen Kriterien nicht heraus. Er gehört zu den Wegbereitern und 
Mitgestaltern des "Dritten Reiches" und war in ihm zugleich Partei. 
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Die Papt:n Kräfte glaubten, mit der ,.Regierung der nationalen 
Konzentration .. sowohl einen stabilen Massenträger der Diktatur für den im April­
Mai 1933 beginnenden Hochrüstungskurs als auch eine "nationale Einfriedung 
der NSDAP·· t:rreicht zu haben. Roth bezeichnete die Phase bis zum 30. Juni 1934 
ungliicklich als ,.Interregnum'·, deren Widersprüche aber so markant waren, daß 
der Ruf nach einer "zweiten Revolution·' große Sogkraft gewann. Nach dem 30. 
Juni 1934 erschien der deutsche Faschismus zwar als ein Monolith, der mit der 
DAf- und dem Reichsnährstand die größte Massenbasis einschmolz . Hinter der 
Fassack aber sei das Konzert weitergegangen. Der deutsche Faschismus sei aber 
weder ein Monolith noch eine Polykratie, jedoch extrem tlexibel gewesen. Unter 
dem Dach der Diktatur habe es weiterhin die Divergenz strategischer Optionen 
gegeben, was ihr eine große Elastizität und Dynamik ermöglicht habe. 

Im zweiten Teil seines Vortrages umriß Roth eine Biographie Papens. Franz von 
Papen wurde I !)79 in einer westfä lischen Adelsfamilie geboren. Als nachgebore­
ner AdeissproB nicht erbberechtigt, wurde er Berutsotlizier, besuchte ab 1907 die 
Kriegsakademie und brachte es 1913 zum Mitglied des Großen Generalstabes. 

191-t wurde Pupen, der die nachrichtendienstliche Lautbahn eingeschlagen hatte, 
wegen seiner Sprachlc11igkeiten als Militärattache in die USA und nach Mexiko ent­
sandt. Hier richtete er nach dem Beginn des ersten Weltkrieges eine Kriegsnach­
richtenstelle ein. Jeweils auf Autlorderung des deutschen Generalstabes unter­
nahm Papcn zahlreiche mit dem Diplomatenstatus unvereinbare direkte Kriegs­
handlungen in den USA und Kanada und wirkte bei der Organisation von Kom­
mandoaktionen in Mexiko mit, so daß er 191 5 ausgewiesen wurde. Papens in der 
Literatur glossierte f-ehler waren immer, wie Roth hervorhob, die Fehler des deut­
schen Generalstabes gewesen, während der Militärattache selbst nachrichten­
dienstlich überaus <.:rl(>lgreich war. 

Nach einem Zwischenspiel als Bataillonskommandeur an der Somme wurde Pa­
pen 1917 in den Nahen Osten entsandt. An der Osmanischen Palästinafront arbei­
tet<.: er im Operationskommando des Chefs der Heeresgruppe F mit und avancie11e 
dort 1918 zum Generalstabschef der 4. Am1ee. Papen wurde hier zum Experten tUr 
d ie deutschen Interessen - vor allem die der Deutschen Bank - im Nahen Osten 
und tlir d i<.: der brit ischen Araberpolitik. Gemeinsam mit der osma­
nisch<.:n I k er<.:sllihrung suchte er nach einer Antwort auf den arabischen Aufstand 
geg<.:n di<.: Osmanen. Er empfahl den osmanischen Bündnispat1nern Autonomie­
zusagen plus eine Kriegführung begrenzten Ausmaßes. Seine in dieser Tätigkeit 
gewonnenen Ert:1hrungen sollten Papen während des zweiten Weltkrieges als Bot­
schalk r in der Türkei von Nutzen sein. Zunächst aber wurden 1918 seine Akten 
zur 13ekümpti.mg der britischen Araberpolitik von den Briten erbeutet. Dies führte 
zu seiner und u·enhatien Entlassung aus dem kaiserlichen Heer, Hindenburg aber 
rehabilitiert<.: ihn 1919. 
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1919 demobilisiert, erwarb Papen ein Landgut und saß seit 1920 tlir das Zentnun 
im Preußischen Landtag. An der militärischen Gegenrevolution war er nicht be­
teiligt. Doch nicht das Zentrum wurde für ihn zur politischen Karriereleiter, viel­
mehr half er im Herbst 1924, den Zentrumskanzler Wilhelm Marx zu stürzen. Zur 
Hindenburgwahl 1925 propagierte er entgegen der damaligen Politik des Zentrums 
ein "nationales Bündnis" aus Zentrum, DVP und DNVP. Zwar rückte er 1930 llir 
das Zentrum in den Reichstag nach, doch er vertrat nicht diese Partei, als Hinelen­
burg ihn am 2. Juni 1932 zum Reichskanzler ernannte. Papens Kabinett war eine 
von der Autorität des Reichspräsidenten gedeckte Präsidialregierung. Die M itglie­
der seines Kabinetts rekrutierte Papen vor allem aus dem Deutschen Herrcnk/uh. 
dessen Direktorium er angehörte. Er gründete aus Mitgliedern des llerrenklubs 
noch einen geheimen Kasinoklub, der die Rolle einer Kamarilla bei den politi­
schen Intrigen um die Etablierung einer taschistischen Diktatur spielen sollte. 
Seiner Partei galt er inzwischen als "Verräter des Zentrums". 

Papen war mit dem Stinneskonzern verbunden, fiir den er ein Aktienpaket der 
Zeitschrift Germania treuhänderisch verwaltete, das er später mit Hilte des Lang­
namvereins also des Vereins =ur Wahrung der gemeinsamen Interessen 1·on 

Rheinland und Westfalen- übernahm. Als Papen Kanzler wurde, war er nicht nur 
seit langem politischer Repräsentant der Deutschen Bank, sondern auch der 
Ruhrschwerindustrie. Außerdem war er mit den l.G. Farben liic1i. 

Im Dezember 1931 hatte Papen die Gesellschc!fi zum Studium des Faschismus 
mitbegründet, deren geschäftsfUhrender Vorsitzender Waldemar Papst war. ln ihr 
berieten tlihrende Monopolisten, Junker, Politiker, Stahlhelmflihrer und Ideologen 
am Beispiel des italienischen Faschismus ihre unterschiedlichen Vorstellungen 
und Pläne zur Errichtung und Ausgestaltung einer faschistischen Diktat11r. um 
deren etTektivste Variante herauszufinden. Die Gründung erfolgte ausdrlick lieh zu 
dem Zweck, DitTerenzen zwischen Teilen der NSDAP-Führung und dem Reichs­
verband der Deutschen Industrie (RDI) zu überwinden und die .. undurchsichtigen 
Haltung der NSDAP in der Gewerkschaftsfrage" zu klären. Papen war zugleich 
Mitbegründer eines deutsch-französischen Studienkreises, der fiir eine Politik der 
deutsch-französischen Annäherung wirkte. Zudem war er mit dem päpstlichen 
Nuntius in Deutschland, Eugenio Pacelli, eng verbunden. 

Papens hatte als Reichskanzler niemals eine parlamentarische Mehrheit hinter 
sich; im Gegensatz zu Brüning strebte er eine breite Tolerierung im Parlament gar 
nicht erst an. Die Einsetzung von Präsidialregierungen ließ die Kompetenzen des 
Reichstages bestehen, nach jeder vom Präsidenten verfiigten Auflösung mußte in­
nerhalb von sechs Wochen ein neuer Reichstag gewählt werden. Papen strebte da­
her danach, derartige Neuwahlen unbefristet zu verschieben. Dies hätte einen 
Staatsstreich bedeutet, zu dem Papen auch entschlossen war, so wie er ihn am 20. 
Juli 1932 mit der Absetzung der rechtmäßigen Preußenregierung vollzog. Doch 
sein eigenes Kabinett stimmte ihm zweimalni cht zu. Nach den Reichstagswahlen 



136 Tagungsberichte 

vom 3 1. Juli stellte sich für Papen die Alternative, enl\veder die NSDAP in die 
Regierung einzub..:ziehen oder einen Staatsstreich durchzuflihren. Ersteres enttiel 
nach de111 Scheitern von Hitlers Gespräch mit Hindenburg. Für einen Staatsstreich 

l'apen in seiner Regierung keine Mehrheit. Das wiederholte sich nach den 
Wahlen vom 6. November noch einmal. Papen stürzte nicht wegen Schleicher, 
sondern weil er sich mit dem Plan einer unbefristeten Aussetzung der Reichstags­
wahlen nicht durchsetzen konnte. 

Nach s.:inem Sturz resignie11e Papen nicht. Überaus rührig verfolgte er seine Ab­
sicht weiter, die NSDAP in die Regierung einzubeziehen, und war im Dezember 
1932 und Januar 1933 sicher der entscheidende Akteur für die dann am 30. Januar 
gebildete Regierung Hitler-Papen-Hugenberg und damit der wichtigste Steigbü­
gelhalter II itlers. Die zuerst von Schacht und anschließend vom Keppler-Kreis 
initiiert.:n Eingaben von Großindustriellen, Bankiers und Großagrariern an Hin­
d..:nburg llir eine Berufung Hitlers zum Kanzler hatten nicht unmittelbar zum Er­
folg gd iihrt. Ein dritter Anlauf wurde dann von Hinderburg ofliziell legitimiert: 
1\m 16. Dezember hielt Papen im Herrenklub eine propagandistische Rede, in der 
er di..: Einbeziehung der NSD/\ P ins Kabinen !orderte. Auf diesem Tretlen verab­
redete er mit dem Kölner Bankier Kurt von Sehröder sein am 4. Januar 1933 in 
Schröders Villa stattgefundenes Gespräch mit Hitler. Die Vorbereitungen für eine 
Regierung llitler-J>apcn wurden am I 0. Januar in Ribbentrops der Villa in Berlin 
fortgesetzt. 

Was geschah mit dem Steigbügelhalter Hitlers, nachdem sich seine Absichten, 
llitler in der Regierung durch deutschnationale Politiker einzurahmen und "an die 
Wand zu quetschen'·, als Illusionen herausgestellt hatten? Welche tatsächliche 
Rolle spielte er als Vizekanzler bis zum 30. Juni 1934, nachdem seine Partei, die 
DNVI', schon aufgelöst war und die Deutschnationalen keine eigene Massenbasis 
n1ehr aufbieten konnten? Roth unterstrich die Rolle Papens als eigenständiger Mit­
gestalter der lilschistischen Diktatur. Aus dem Büro des Vizekanzlers kamen teil­
weise radikalere Konzepte als von der NSDAP. So ging Papen das Ermächtigungs­
gesetz nicht weit genug, und die Einsetzung der Reichsstatthalter zur Entmächti­
gung der Länder und ihrer gewählten regionalen und kommunalen Machtorgane 
war ihm nicht radikal genug. Auch beim Geset: :ur Ordnung der mlliunalen Ar­
heil glaubt Roth Papens Handschrift erkennen zu können. Papen bezog seine ideo­
logischen Prämissen wesentlich von jungkonservativen Ideologen wie Stadtler, 
Spengler. Möller van den Bruck und aus der klerikaltaschistischen Ständestaats­
lehre von Othmar Spann. 1\us diesen Versatzstücken fUgte er 1933 das Modell 
eines totalen Staates. 

S..:lbst wo Papen mit seinen Zielen und Vorstellungen scheite11e, schrieb ihm Roth 
.:inc w.:sentliche. mitgestaltende Rolle zu: Papen versuchte tlir die Ausgestaltung 
der b schistischen Diktatur eine eigene Massenbasis zu schallen, und zwar aus der 
katholischen Bevölkerung. Der am 2. April 1933 gegründete Bund katholischer 
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Deulschcr. Krcu:: und Adler · denunzierte das Zentrum als . .liberalistisch" und nls 
.. Bundesgenossen des gottlosen und volksverräterischen Marxismus·'. So be­
schleunigte der Bund die Au flösung des Zentrums und halt: katholische Bevölke­
rungsgruppen in das Systems der faschistischen Diktatur einzugliedern. Der Bund 
und die im Oktober 1933 an seine Stelle tretende kalho/i­
scher Dewscher sollten Vorbehalte und Widerstände gegen den Faschismus ab­
bauen und .. im katholischen Volksteil tlir den NS-GedankerY· werben. Doch zu 
einer eigenständigen Massenbasis Papens gegenüber der NSDAP wurde sie nicht. 

Eine entscheidende Rolle spielte Papen beim Zustandekommen des Konkordats 
von 1933. Weder die Verbindung zu Pace I Ii noch die Orientierung auf eine katho­
lische Massenbasis aber hinderten ihn daran, den politischen Katholizismus in 
Deutschland zerschlagen zu helfen, indem er ihn paralysierte. Das konnte zwar 
den späteren Kirchenkampf nicht verhindern. trug aber dazu bei. seine eigenen 
Bemühungen um eine katholische Massenbasis zu konterkarieren. So blieb Pnpen 
letztlich ein Herrenreiter ohne Roß. 

Bisher sei, so Roth. verkannt worden, daß die Vizekanzlei unter Papen bis zum 
30. Juni 1934 die Iaschistische Diktatur nicht nur wesentlich mitgestaltete. son­
dern gleichzeitig Zentrum einer Fronde wurde. Außenpolitisch wollte Pnpen einen 
Kurswechsel hin zu einer deutsch-französischen Annäherung. Innenpolitisch wollte 
er die NSDAP entpolitisieren und die Unzufriedenheit der SA Hir einen Staats­
streich nutzen, der an die Spitze des Staates einen Reichsverweser stellen sollte. ln 
seiner Marburger Rede am 17. Juni 1934 drohte Papen demagogisch mit einer 
zweiten Revolution. Sein Vertrauter Herbert von Bose setzte auf die Revolte der 
SA, um gegen sie dann den Staatsstreich zu entwickeln. 

ln den Wochen vor dem 30. Juni 1934 gab es einen Konkurrenzwettlnuf zwischen 
Himmler und 1-leydrich auf der einen Seite, Papen und v. ßose auf der nnderen 
um die Lösung der Krise. Mit der schließlich durchgesetzten Lösung hntte Papen 
sein Ziel erreicht, aber seine Stellung verloren und mehrere seiner Mitnrheiter wie 
v. Bose oder Jung auch ihren Kopf Die NSDAP wurde danach entpolitisiert, die 
SA noch mehr, die NSBO faktisch ausgeschaltet, aber ebenso die Vizeknnzlei. 

Nach dem gescheiterten Putsch der NSDAP in Österreich wurde Papen als ßot­
schafter nach Österreich geschickt. um die akute Krise der Beziehungen zu über­
winden und langfristig den Anschluß des Landes an Nazideutschland vorzuberei­
ten. Papen brachte für diese Aufgabe beste Voraussetzungen mit: Außenpolitisch 
und wirtschaftspolitisch stand er dem Miueldeul schen Wirlschafi.l·fog nahe und 
trat für eine Blockbildung mit Italien und Ungarn ein. Innenpolitisch optierte er 
tlir eine breite Blockbildung aller faschistischen Fraktionen: Die Österreichische 
NSDAP sollte in einer nationalen Front mit dem Freiheilshund der Chrisilich ­
So::ia/en gebändigt werden. Papen brachte am 11.7.1936 einen Freundsehnfis­
vertrag mit Österreich zustande. Er tat später alles. um Schuschnigg zu erpressen. 
doch war er an der Annexion im März 1938 nicht unmittelbar beteiligt. Einen Tng 
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nach dem Einmarsch der Wehrmacht in Österreich wurde Papen am 13. März 
1938 ot"llziell Mitglied der NSDAP. 

Von April l lJ39 bis 1944 war Papen dann Botschafter in Ankara und betrieb hier, 
wie Roth bilanzierte, eine außerordentlich flexible Nebenaußenpolitik. Seine stra­
tegische Option lag auf der alten Wilhelminischen Linie einer deutschen Expan­
sion nach Südosteuropa und weiter bis Bagdad und Basra. Gleich zu Beginn sei­
ner Tätigkeit in Ankara schlossen die Türkei und Großbritannien im Mai/Juni 1939 
eine Koalition, die zu sprengen Papen als seine wesentliche Aufgabe sah und wo­
zu er sowjetischen Druck auf die Türkei einsetzen wollte. Papen unterhielt enge 
13ezidwngen zum türkischen Heer, er nutzte seine Verbindungen und seine Kennt­
nisse der deutschen und der britischen Orientpolitik aus dem ersten Weltkrieg. 

Roth stieß vor einigen Jahren bei seinen Recherchen zum Nürnberger Ärztepro­
zd3 in den Akten des Bundesfinanzministeriums auf einen merkwürdigen Fund: 
Ankniipl;:nd an den Anspruch der Bundesrepublik, vollgiiltiger Rechtsnachfolger 
des völkermörderischen HitleiTeiches zu sein, wollte Franz von Papen jun. in den 
50er Jahren beim Finanzministerium Geld abgeben, das sein Vater als deutscher 
Botschatier in der Tiirkei aus dem Raubgeldfonds zur Disposition erhalten, aber 
seinerzeit nicht vollständig ausgegeben hatte. Von der Öffentlichkeit unbemerkt, 
wurden diese Mittel im Schatten der Kubakrise 1962 aus der Tiirkei in die BRD 

Im Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozeß wurde Papen 1946 freigesprochen. 
Er unterhielt in den 50er Jahren intensive Kontakte zu General Franco. Diese wa­
ren nicht nur persönlicher, sondern vor allem politischer Natur. ln der Politik Fran­
cos sah Roth bestimmte Ideen Papens in besonderer Weise verkörpert: Vor allem 
war es Franeo gelungen, alle faschistischen Kräfte unter seiner Fiihrung, und das 
hieß unter militiirischer Fiihrung, zu blindein und sich die Falangepartei konse­
quent unterzuordnen. Nach der Niederlage der Achsenmächte im zweiten Welt­
krieg aber habe das Franco-Regime eine größere terroristische Radikalität ent­
taltet als se lbst im Biirgerkrieg. 

ln der Diskussion zum faschismustheoretischen Ansatz Roths tlir eine PapenBio­
graph ie wurde zunächst geti·agt, welche Elemente seiner bisherigen Forschungs­
grundlage tnr die Sozialgeschichte des Faschismus sich als ungeeignet bzw. unzu­
reiclh:nd erwiesen hätten und welche er folglich mit dem Exkurs iiber Konstituti­
va und Minima des europäischen Faschismus korrigiere. ergänze bzw. von wel­
chen er sich verabschiede? Hinsichtlich der tUr alle europäischen Ländern Gültig­
keit beanspruchenden Bestimmungen Roths wurde nachgefragt, ob solche Merk­
male \\ ic Vernichtungs- und Raubkrieg, Rassismus oder christlicher Fundamen­
talismus wirklich llir alle hier angesprochenen Bewegungen bzw. Regime 
!end seien, also nicht nur tlir Italien, Deutschland oder Ungarn, sondern auch tlir 
Österreich, Rumänien oder Spanien. Rüdiger Hachtmann wandte in Bezug auf die 

Minima ein, daß vor allen jene Gegner des Faschismusbegriffs, die 
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Vertreter der Totalitarismusdoktrin seien, den Rassismus als konstitlltiv hervor­
höben. Sei es daher wirklich berechtigt, ihn nur als gemeinsames Merkmal der 
Faschismen zu handhaben? Hachtmann tragte weiter, ob der christliche Funda­
mentalismus als konstitutiv flir den deutschen Faschismus anzusehen sei? Werner 
Röhr wies darauf hin, daß in Deutschland der christliche Fundamentalismus ge­
genüber der Naziideologie in die zweite Linie verdrängt worden sei. daß die Nazi­
ideologie tendenziell als Ersatzreligion fungiert und nicht wenige kultische Mo­
mente religiöser Struktur aufgewiesen habe. Zum Rassismus als konstituierendem 
Moment der Faschismen wandte Röhr ein, daß dies natürlich eine instrumentelle 
Verwendung nach taktischen Zwecken überhaupt nicht ausschließe. Auch Hitler 
wußte den Antisemitismus taktisch zu positionieren und zu gebrauchen, ohne daß 
dieser aufhör1e, integrales Moment seiner Subjektivität zu sein. 

Gegen Roths AufZählung gemeinsamer Merkmale der europäischen Faschismen 
wandte Röhr ein, daß die genannten Merkmale erstens heterogener Ar1 und auf 
verschiedenen Ebenen angesiedelt und zweitens zu einer Bestimmung nicht hin­
reichend seien. Gewaltkult, Nationalismus, Rassismus und ehrist Ii eher Funda­
mentalismus seien Momente von Ideologien, doch zwischen solchen Ideologe­
men und politischen Programmen bestehe keine Identität. Eher umgekehrt, die 
jeweilige Politik bestimme den jeweiligen Funktionswert solcher Ideologeme. 
Soziologische und sozialpsychologische Bestimmungen von Generations-Kohor­
ten und deren spezifischen Erfahrungen könnten zwar notwendige politische Er­
klärungen ergänzen, aber nicht an ihre Stelle treten. Die empirischen Befunde von 
Wildt über die sozialen und mentalen Wurzeln des Führungskorps des Reichssi­
cherheitshauptarntes sowie die mentalitätsgeschichtlichen und organisationssozio­
logischen Befunde von Reichardt könnten hinsichtlich ihrer Aussagellihigkeit 
nicht einfach flir die europäischen Faschismen verallgemeinert werden. 

Analysen der sozialen Rekrutierung der führenden Mitarbeiter des Reichssicher­
heitshauptamtes und ihrer Mentalität seien zur Erklärung der Planungen der Ver­
nichtungspolitik durch die Funktionäre dieses Amtes nicht hinreichend. Von den 
spezifischen Sozialertahrungen, den Rekrutierungs- und Karrieremustern und 
Mentalitäten könne nicht in kurzschlüssiger Homogenisierung auf die Planungs­
inhalten der faschistischen Politik als deren Ergebnis geschlossen werden. Roth 
habe hier die methodischen Voraussetzungen von Wi ld! unkritisch und unreflek­
tiert übernommen, Dies Verfahren sei inhaltlich unzutreffend und methodisch 
nicht korrekt. In welchem Verhältnis, so fragte Röhr weiter, steht die Aulhahme 
der Erhebungen von Wildt und Reichardt zu den bisherigen faschismustheoreti­
schen Grundlagen und Resultaten der Forschungen Roths, wenn hinsichtlich der 
konstitutiven Minima vom Großkapital keine Rede mehr ist? Roth befand in 
seiner Antwort, die kritisierte Homogenisierung sei ein Darstellungsprohlem. 

Könne man, so ftagte Rüdiger Hachtmann, nach der Entmachtung Othmar 
Spanns 1934 und dessen anschließender Bedeutungslosigkeit tur den deutschen 
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Faschismus ihn tatsächlich zu den diesen begründenden Gruppen zählen? Wenn 
alle eurupüischt:n Faschismen als jeweils extrem nationalistisch zugleich konkur­
rierend waren. wie verhalte es sich dann mit ihrem Nationalismus nach der Unter­
werfung im zweiten Weltkrieg und während der Okkupation? 

In der Diskussion zu Papen verwies Hachtmann darauf: daß dieser ohne eigene 
Massenbasis ein Herrenreiter ohne Roß geblieben sei. Es sei !Ur Pa­
pens Verhältnis zum Faschismus signitikant, daß Schleicher am 30. Juni 1934 

Kopf verloren habe, Papen aber nicht, meinte Thomas Kuczynski. Mit­
gestaltung schließe eine Rolle als Steigbügelhalter nicht aus, wandte Röhr ein. 
Auch wenn Papen Tätigkeit tlir den Faschismus nicht auf seine Steigbügelhalter­
rolle im Dezember 1932/Januar 1933 reduzie11 werden dürfe, so sei er doch gera­
de als Steigbügelhalter Hitlers weltgeschichtlich sehr viel wirksamer gewesen, 
denn als Mitgestalter der Diktatur, d ies sei seine weltgeschichtliche Sekunde ge­
wesen. der gegenüber alle späteren Momente von Mitwirkung, mögen sie auch 
noch so wichtig gewesen sein, verblassen. Roth entgegnete, auch wenn Papens 
eigene Optionen 1933 nicht geglückt seien, so seien doch mehrere Positionen in 
Papens Laulbahn so wichtig, daß sie jener erwähnten Sekunde gleichrangig seien. 
Roth zählte hier auf: Vor allem Papens Kanzlerschati bedeutete einen Damm­
bruch gegenüb..:r dem Faschismus, mit seiner Notverordnungspraxis von Juni bis 
September I 932 habe er das Zerstörungswerk begonnen, das SA-Verbot aufge­
hoben und den . .Preußt:nschlag" am 20. Juli getlil111, er habe eine Strategie der 
Spannung..:n vcrlolgt, um eine Militärdiktatur zu installieren. 1934 bis 1936 sei es 
Papen zu verdanken gewesen, daß Nazideutschland aus der internationalen Isolie­
rung wurde. Auch Papens Tätigkeit 1939-1944 auf dem Hauptkriegs­
schauplatz Naher Osten wollte Roth als wesentlich mitgestaltend bewertet wissen. 

Papcns Tiitigkeit als deutscher Botseimtier in der Türkei, hob Kuczynski hervor, 
sei ambivalent. und er ti·agte nach dessen Verhältnis zu den deutschen Emigran­
ten. in der Tiirkei habe es eine zahlenmäßig starke deutsche Emigration gegeben, 
deren Verhiiltnis zur BotschaH unterschiedlich war. Vor allem im türkischen 
Hochschulwesen haben mehrere Emigranten eine bedeutende und innovative Rol­
le gespielt. Roth verwies hier auf Papens Doppelspiel, einerseits das Überwachungs­
S) stc1n der deutschen diplomatischen Ye11retung zu exekutieren, andererseits 
iiberaus vorsichtig zu agieren, so verhinde11e er z.B. eine Ausbürgerung Ernst 
Reut..:rs. Papens 13eziehungen zum türkischen Militär waren äußerst eng. 

Dietrich Eichhohz lenkte das Augenmerk auf Papens Tätigkeit im Nahen Osten in 
beiden Weltkriegen und ti·agte. welche Mitarbeiter er beigezogen habe. Roth ver­
wies vor allem auf Ebrecht, der Wirtschaftsberater in einer profaschistischeil ira­
kisch..:n Regierung werden sollte. die jedoch nie zustande kam. Papen wirkte in 
der Türkei in einer Scharnierfunktion mit der Deutschen Bank (Kurt Weigelt), 
deren Erdölpolitik gegenüber dem Irak er betürderte. 

Werner Röhr 


